


Audi die Arbeiter Kurlands 
konnten ihn* Vertreter in die 
Ueirhsdunm, das zaristische Par¬ 
lament der I lou rgeoisieund( Juts- 
besilzer, wühlen. Die wenigen 
I )epul ierlen der illegalen Sozia I- 
deinok ral iselien Arbeiterpartei 
Kurlands hatten jedoch einen 
Schweren Stand. 

Wie es möglich war, daß unter 
dnn Terrorregime der zaristi¬ 
schen Oehrana eine Sozialde¬ 
mokrat isehe Kraklion in die 
IV. Itcichsdmna rinziehen und 
von der Ihnnntrihüne ihr revo- 
lu I ionii res Programm verkün¬ 
den konnte, wie diese Kraklion 

den k Inssenluunpf organisierte 
und wie die A rbritrr sie mit ihren 
Ak l ionen unterstütz ton, welchen 
Schaden der Agent Malinowski 
anriehI el e, wieviel Mut, Aus¬ 
dauer, Disziplin, List und Er¬ 
findungsgabe dazu gehörten, der 
1 h hrana nicht ins ( iarn zu gehen 
und wieviel Kleinarbeit dazu 
notwendig war, dem unabwend- 
haren Paul der (ieschichtc den 
Weg zu ebnen - all das verfolgen 
wir mil Spannung in den Erin¬ 
nerungen des P(‘tersburger De- 
pnlirrten der IV. Rcichsduma, 
des Arbeiters lladajew, der mit 
diesem IJuch so recht das Ver¬ 
ständnis liirdie heranrei lende re¬ 
volutionäre Krise vom Juli 1914 
bis Kebruar 1917 weckt. 
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VORWORT DES VERFASSERS 
ZUR ERSTEN AUSGABE 


Mein Buch beschreibt revolutionäre Ereignisse der letzten Jahre des 
Bestehens der Zarenmacht. Der stärkste Aufschwung der revolutionären 
Bewegung zwischen 1905 und der Februarrevolution fällt in die Jahre 
1912 bis 1914. 

Die Tätigkeit der bolschewistischen Fraktion der IV. Reichsduma 
als legales Zentrum unserer Partei in Rußland während dieser 
Periode ist das Thema des Buches. Ich bemühte mich zu zeigen, 
wie sich die Tätigkeit der Fraktion auf den revolutionären Kampf der 
Arbeiterklasse auswirkte und wie sich anderseits diese oder jene 
Momente der Arbeiter-Massenbewegung in der Arbeit der Fraktion 
widerspiegelten. 

Ich halte dabei Gelegenheit, kurz auf die Charakteristik einiger poli¬ 
tischer Parteien und einzelner Vertreter der Regierung sowie Politiker 
des zaristischen Rußlands einzugehen, mit denen unsere Fraktion in 
verschiedenen Fragen zu tun hatte. 

Von den einzelnen Zentren der Arbeiterbewegung hat Petersburg die 
stärkste Beachtung gefunden. Das Petersburger Proletariat war stets 
der Stoßtrupp im Kampf der Arbeiterklasse, und seine Aktionen hatten 
die größte Bedeutung sowohl während der Revolution selbst als auch 
während ihrer Vorbereitung. 

Bei der Beschreibung der Tätigkeit des Zentralkomitees, des Peters¬ 
burger Komitees und anderer illegaler Organisationen unserer Partei 
versuchte ich gleichzeitig zu zeigen, wie die Zarenregierung gegen sie 
kämpfte und welcher Kampfmethoden sich die Ochrana 1 bediente. 

Meinem Buch liegen persönliche Erinnerungen zugrunde. Da sich 
aber in den langen Jahren vieles in der Erinnerung verwischt hatte, 
sichtete ich zuvor eine ganze Reihe von Unterlagen aus jener Zeit und 

1 Zaristische Geheimpolizei; 1881 zur Unterdrückung revolutionärer Be¬ 
wegungen in Rußland gebildet. Die Red. 
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vermochte infolgedessen meine Erinnerungen durch einige wichtige 
und notwendige Dokumente zu ergänzen. 

Als Material für dieses Buch dienten also persönliche Erinnerungen, 
das erhalten gebliebene persönliche Archiv, Materialien aus dem Poli¬ 
zeidepartement, die im „Archiv der Revolution“ aufbewahrt werden, 
illegale Veröffentlichungen der Partei, die „Prawda“ aus der Zeit vor 
der Revolution, Zeitungen der Liquidatoren und bürgerliche Zeitungen, 
stenografische Berichte der Reichsduma, Berichte über den Prozeß 
gegen die Fraktion und außerdem Gespräche mit verschiedenen Ge¬ 
nossen, Teilnehmern der illegalen Arbeit der damaligen Zeit. 

A. Badajew 

Juli 1929 
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DIE WAHLKAMPAGNE 
UND DER ARBEITSBEGINN DER IV. DUMA 


Kapitel I 

Die Wahlen zur IV. Reichsduma 
I. Warum nahmen die Sozialdemokraten an den Wahlen teil? 

Im Sommer 1912 stellte die III. Reichsduma ihre Arbeit ein, die 
erste Duma, die die ganze für sie vorgesehene fünfjährige Legislatur¬ 
periode hindurch existiert halte. Die III. Duma, die sich aus Schwarz- 
Imndertern und Kadetten zusammensetzte, war ein willfähriges Werk¬ 
zeug in den Händen der Regierung gewesen. Die zahlenmäßig 
unbedeutende Fraktion der Sozialdemokraten und die Gruppe der 
kleinbürgerlichen Demokraten, der sogenannten Trudowiki, konnten 
die Duma natürlich nicht daran hindern, unter alle Geselzescntwürfe 
der Regierung ihren Stempel zu setzen. Die liberale Bourgeoisie in Ge¬ 
stalt der Kadeltenpartei, die angeblich in Opposition zur Regierung 
stand, fürchtete entschlossene Worte und Handlungen mehr als das 
Feuer. Um „die Duma weiterbestehen zu lassen“, waren die Kadetten 
und die ihnen nahestehende Fraktion der Progressisten bemüht, sich 
mäuschenstill zu verhalten, und gestatteten der rechten Mehrheit alles, 
was ihr beliebte. In der III. Duma hatte die Regierung das. was sie 
wollte — eine „loyale und arbeitsfähige“ Volksvertretung. 

Bei der* Einschätzung der fünfjährigen Arbeit der III. Reichsduma 
schrieb die „Prawda“ am Tage nach der Schließung der Duma, am 
13. Juni 1912: „Die ganze Tätigkeit der III. Duma ging in erster Linie 
darauf aus, die Klassenintcresscn der darin herrschenden Mehrheit zu 
schützen. Deshalb haben die fünf Jahre der arbeitsfähigen Duma die 
Lösung vieler herangereifter Fragen, die für das Land von gewaltiger 
Bedeutung sind, keinen Schritt vorangebracht ... Und jedweden Ver- 
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such der linken Parteien, durch Interpellationen Licht in die finsteren 
Seiten des russischen gesellschaftlichen Lebens zu tragen und die Auf¬ 
merksamkeit des Landes darauf zu lenken, unterdrückte die herrschende 
Dumamehrheit mit ihren Stimmen.“ „Ab mit ihr!“ rief die „Prawda“ 
der III. Duma nach und brachte damit die allgemeine Einstellung der 
Arbeiterklasse wie auch der Bauernschaft zum Ausdruck. 

An die Stelle der geschlossenen III. Duma sollte die IV. Duma 
treten. Das Wahlgesetz blieb das gleiche wie bei den vorangegangenen 
Wahlen, und deshalb mußte auch die Mehrheit in der neuen Duma die 
gleiche Schwarzhundertermchrheit werden. Es bestand kein Zweifel 
darüber, daß sich die Tätigkeit der IV. Duma ebenfalls gegen die Werk¬ 
tätigen richten und ihre „Gesetzgebung“ weder der Arbeiterklasse noch 
der Bauernschaft in irgendeiner Weise nutzen werde. 

Nichtsdestoweniger beschloß unsere Partei, genauso wie vor der 
II. und der III. Duma, sich aktiv an den Wahlen zu beteiligen. Die 
Erfahrungen der vorangegangenen Jahre hatten gezeigt, welche ge¬ 
waltige agitatorische Bedeutung der Wahlkampagne zukommt. An 
Hand dieser Erfahrungen hatten sich die Partei und die Arbeiterklasse 
davon überzeugt, welch riesige Rolle die sozialdemokratische Duma¬ 
fraktion spielte. Unsere Fraktion, die eineTeilnahme ander sogenannten 
„positiven“ gesetzgeberischen Arbeit ablehnte, benutzte die Duma¬ 
tribüne für die revolutionäre Agitation im Lande. Eine noch größere 
Bedeutung hatte die außerhalb der Duma geleistete Arbeit der sozial¬ 
demokratischen Fraktion, die zum organisierenden Zentrum der Partei¬ 
arbeit in Rußland wurde. Das alles zeigte unserer Partei, daß es 
notwendig war, sich so aktiv wie nur möglich an der neuen Wahlkam¬ 
pagne zu beteiligen. 

An den Wahlen zur IV. Duma nahmen sowohl die Bolschewiki als 
auch die Menschewiki teil. Aber in der Frage der Wahltaktik sowie der 
künftigen Rolle der Dumafraktion gingen die Linie der Bolschewiki 
und die der Menschewiki wie in allen Hauptfragen des revolutionären 
Kampfes stark auseinander. 

Die Frage der IV. Reichsduma war lediglich eine der Fragen der 
laufenden Parteiarbeit. Aber in ihr spiegelten sich, wie in einem Wasser¬ 
tropfen, die Grundlinien der politischen Plattform wider: einerseits die 
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der konsequent-revolutionären Marxisten, der Bolschewiki, und ander¬ 
seits die der Renegaten des Marxismus, der Menschewiki, die das Prole¬ 
tariat auf den Weg einer liberalen Arbeiterpolitik, das heißt auf den 
Weg des Verzichts auf den revolutionären Kampf zerrten. 

Bereits im Januar 1912, ein halbes Jahr vor der Auflösung der 
III. Duma, hatte die Prager Konferenz unserer Partei das Programm 
für die Teilnahme an der bevorstehenden Wahlkampagne ausgearbeitet. 
Die Konferenz stellte fest, daß die Hauptaufgabe der Partei bei den 
Wahlen, „eine Aufgabe, der alle übrigen untergeordnet sein müssen, 
die sozialistische Klassenpropaganda und die Organisierung der Ar¬ 
beiterklasse ist“. Die allgemeine taktische Linie der Partei bei den 
Wahlen sollte folgende sein: 

„Die Partei muß die Zarenmonarchie und die sie unterstützenden 
Parteien der Gutsbesitzer und der Kapitalisten schonungslos bekriegen 
und dabei unentwegt die konterrevolutionären Ansichten der bürger¬ 
lichen Liberalen (mit der Partei der Kadetten an der Spitze) und ihren 
Pseudodemokratismus entlarven. 

Im Wahlkampf ist besonders darauf zu achten, daß die Partei 
des Proletariats in ihrer Position von allen nichtproletarischen Parteien 
abrückt und daß das kleinbürgerliche Wesen des angeblichen Sozialis¬ 
mus demokratischer Gruppen (vor allem der Trudowiki, der Volks¬ 
tümler und der Sozialrevolutionäre) wie auch der Schaden, der sich 
für die Sache der Demokratie aus ihren Schwankungen in Fragen 
des konsequenten revolutionären Massenkampfes ergibt, erläutert 
werden.“ 1 

Die Bolschewiki sahen in der Wahlkampagne für die Reichsduma 
die Möglichkeit für eine mehr oder minder breite revolutionäre Agitation 
und Propaganda, einen Weg zur Organisierung der Arbeitermassen. 
Wenn auch die Bolschewiki ihre Kandidaten gewählt sehen wollten, 
ließen sie den Wahlkampf dennoch nicht in einen Kampf ausschließlich 
um die Deputiertensitze in der Duma ausarten. Die Tätigkeit der 
bolschewistischen Fraktion sowohl innerhalb als auch außerhalb der 
Duma war von großer revolutionärer Bedeutung. Aber eine nicht 

1 „Die KPdSU in Resolutionen und Beschlüssen der Parteitage, Parteikon¬ 
ferenzen und Plenartagungen des ZK“, 7. Ausgabe, Teil I, S. 274, russ. 
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geringere Bedeutung hatte auch die Wahlkampagne; deshalb sollte in 
dieser Kampagne die revolutionäre Position der Sozialdemokratie 
ungeschmälert behauptet und durch keinerlei vorübergehende Er¬ 
wägungen vertuscht werden. 

Was sagten aber die Menschewiki, die Liquidatoren? Bei der Ein¬ 
schätzung der bevorstehenden Wahlkampagne fürdielV. Duma nahmen 
sie an, daß sich nur zwei Lager bei den Wahlen bekämpfen würden: 
die Reaktionäre und Schwarzhunderter einerseits und die Liberalen 
(der sich damals abzeichnende Block der Kadetten, der Progressisten 
und der linken Oktobristcn) anderseits. Hieraus zogen sie denn auch 
die entsprechenden Schlußfolgerungen und erhoben als Losung des 
Wahlkampfes die Forderung, „die Reaktion aus ihren Dumastellungen 
zu werfen“, „die Duma den Klauen der Reaktion zu entreißen“ usw. 
Im Grunde genommen bedeutete die Position der Menschewiki die 
Durchführung der Wahlkampagne Hand in Hand mit den Liberalen, 
das Bündnis mit der ihrem Wesen nach konterrevolutionären Bour¬ 
geoisie. Mit anderen Worten, die Arbeiterklasse gibt ihre revolutio¬ 
nären Positionen auf. 


2. Die Prager Konferenz über die Wahlen 
zur IV. Reichsduma 

Die Meinungsverschiedenheiten zwischen den Bolschcwiki und den 
Menschewiki treten noch klarer zutage, wenn man die politischen Platt¬ 
formen vergleicht, mit denen sie in den Wahlkampf zogen. 

In der Entschließung der Prager Konferenz hatten die Bolschcwiki 
ihre politische Plattform für die Wahlen zur IV. Reichsduma exakt 
definiert. 

„Die Hauptwahllosungen unserer Partei bei den bevorstehenden 
Wahlen müssen lauten: 

1. Demokratische Republik 

2. Achtstundentag 

3. Konfiskation des gesamten Gutsbesitzerlandes 
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In unserer ganzen Wahlagitation ist eine möglichst anschauliche 
Erläuterung dieser Forderungen auf Grund der Erfahrungen der 
III. Duma und der gesamten Regierungstätigkeit auf dem Gebiete der 
zentralen wie auch der örtlichen Verwaltung notwendig. 

In untrennbarer Verbindung mit den drei vorstehend erwähnten 
Forderungen müssen alle übrigen Forderungen des sozialdemokra¬ 
tischen Minimalprogramms propagiert werden wie: allgemeines Wahl¬ 
recht, Koalitionsfreiheit, Wählbarkeit der Richter und Beamten durch 
das \olk, Versicherung der Arbeiter durch den Staat, Ersetzung des 
stehenden Heeres durch Bewaffnung des Volkes usw.“ 1 

Die drei Ilauptlosungen der bolschewistischen Partei, die später als 
die „drei Walfische“ 2 bezeichnet wurden, formulierten die Grundforde¬ 
rungen des Proletariats und der Bauernschaft Rußlands. 

Durch die Losung „Demokratische Republik“ wurde entschlossen die 
Frage des Sturzes des Zarismus gestellt, auch wenn dieser sich mit dem 
zurechtgestutzten Dumaparlamcnlarismus schmückte. Allein schon diese 
Losung machte Schluß mit den „konstitutionellen Illusionen“ und 
zeigte der Arbeiterklasse, daß weder von irgendwelchen Hoffnungen 
auf die reformatorische Tätigkeit der Reichsduma noch von der Mög¬ 
lichkeit einer Verbesserung der Lage der Arbeiterklasse die Rede sein 
könne, solange die bestehende Regierungsform erhalten bleibe. 

Die beiden nächsten „Wale“ formulierten die wirtschaftlichen Grund¬ 
forderungen der Werktätigen. Der Achtstundentag war die Grund¬ 
forderung im ökonomischen Kampf der Arbeiterklasse. Fast alle Streiks 
und Arbeitsniederlegungen, an denen sich damals immer mehr Men¬ 
schen beteiligten, waren von der Forderung begleitet, den achtstündigen 
Arbeitstag einzuführen. Die Losung der Konfiskation des Gutsbesitzer¬ 
landes war der Appell zur revolutionären Lösung der Agrarfrage; sie 
formulierte die Forderungen und Stimmungen der 100 Millionen 
Bauern Rußlands. 

Alle übrigen Forderungen des Minimalprogramms stellten die 
Bolschewiki gerade im Zusammenhang mit diesen Hauptlosungen, das 
heißt die Bolschewiki betonten, daß die übrigen Forderungen nur unter 

1 „Die KPdSU in Resolutionen ...“, Teil I, S. 273, russ. 

2 Auf drei Walfischen ruhte nach einer altrussischen Sage die Welt. Die Red. 
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der Bedingung und nach der Verwirklichung der Grundforderungen der 
revolutionären Bewegung befriedigt werden können. 

Auf Grund der Beschlüsse der Prager Konferenz gab das ZK der 
SDAPR(B) im April 1912 die Wahlplattform für die Wahlen zur 
IV. Reichsduma heraus; darin waren die in der Konferenzentschlicßung 
umrissenen Forderungen formuliert. 

Wie sah dagegen das Programm der Menschewiki in der Wahlkam¬ 
pagne aus? Gerade die zusätzlichen Forderungen, die von den Bolsche- 
wiki nur im Zusammenhang mit den Grundforderungen der revolu¬ 
tionären Bewegung gestellt wurden, erhoben die Menschewiki als 
selbständige Forderungen. 

Den drei Hauptlosungen der Bolschewiki stellten die Menschewiki 
gestutzte Losungen, Losungen der liberalen Arbeiterpolitik entgegen. 
Statt „Demokratische Republik“ sagten sie „Machtvollkommenheit der 
Volksvertretung“, statt „Konfiskation des Gutsbesitzerlandes“ erhoben 
sie die verschwommene Forderung nach einer „Revision der Agrar¬ 
gesetzgebung“ usw. Somit wurden in der Plattform der Menschewiki 
die Ilauptlosungen, unter denen der revolutionäre Kampf der Arbeiter¬ 
klasse vor sich ging, durch Losungen und Forderungen ersetzt, die der 
legalen Bewegung angepaßt waren. 


3. Das Zarengesetz vom 3. Juni 1907 
über die Wahlen zur Reichsduma 

Das von der Regierung bereits für die Wahlen zur I. Duma erlassene 
Wahlgesetz war so aufgebaut, daß die überwiegende Mehrheit in der 
Duma der Bourgeoisie, den Gutsbesitzern, Fabrikanten und dem Adel 
Vorbehalten wurde. Die Wahlen waren mehrstufig. Von den verschie¬ 
denen Bevölkerungsgruppen (Gutsbesitzern, Großeigentümern in den 
Städten, Bauern, Arbeitern usw.) wurden zunächst Wahlmänner ge¬ 
wählt, die später aus ihren Reihen die Deputierten wählten. 

Für die Arbeiter und Bauern war dieses System noch komplizierter: 
die Arbeiter wählten zunächst Bevollmächtigte, die die Wahlmänner 
wählten, und erst dann nahmen die Wahlmänner an der Gouver- 
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nementswahlversammlung teil. Das Gesetz sah verschiedene einschrän¬ 
kende Klauseln vor und ließ beispielsweise zu den Wahlen in der Stadt 
nur Personen mit eigener Wohnung zu. 

Der von der Regierung bei den Wahlen zur I. und II. Reidisduma 
angewandte Wahlmechanismus ergab jedoch nicht die von der Regie¬ 
rung erwünschte Mehrheit. In den ersten beiden Dumas war die Mehr¬ 
heit oppositionell, und die Zarenregierung sah sich gezwungen, sie 
vorfristig aufzulösen. 

Durch das Gesetz vom 3. Juni 1907 wurde ein neues Wahlsystem 
eingeführt, das die Rechte der Wähler weiter schmälerte und neue 
bedeutende Bevölkerungsgruppen des Rechts beraubte, die Duma zu 
wählen. Das Gesetz vom 3. Juni 1907, das von dem Zarenminister 
Stolypin diktatorisch durchgeführt wurde, kennzcichnete das Ein¬ 
schwenken der Regierungspolitik auf den Weg der finstersten Reaktion. 
Die Regierung Nikolais II. war bestrebt, die Errungenschaften der 
Revolution von 1905 so rasch wie möglich und bis auf die letzte Spur 
auszutilgen. 

Der politische Regierungskurs, der die historische Bezeichnung „das 
3.-Juni-Regime“ erhielt, richtete sich in erster Linie gegen den Führer 
und Hauptkämpfer der Revolution von 1905, die Arbeiterklasse. 
Natürlich schenkte auch das neue Gesetz über die Wahlen zur Reichs¬ 
duma den Arbeitern besondere Beachtung. 

„Die Arbeiterklasse Rußlands“, so schrieb die „Prawda“ am 15. Juli 
1912, „ist schon seit langem in Ungnade gefallen. Bereits zu den Zeiten 
des alten Wahlgesetzes, zu den Zeiten der I. und der II. Reichsduma, 
ließen die Herren der Lage von ihren Gaben nur 3 Prozent der 
Gesamtzahl der Wahlmänner der Arbeiterklasse zukommen. Den 
Millionenmassen der Arbeiter Rußlands, denen, die alle Werte 
schaffen und im wesentlichen unser Leben gestalten, wurden ins¬ 
gesamt 208 Wahlmänner zugestanden (3,36 Prozent). Und das für 
ganz Rußland! Und das, obwohl man dem Häuflein Gutsbesitzer 
1952 Wahlmänner (31,48 Prozent), das heißt fast ein Drittel aller 
Wahlmänner, gab, 

Als aber das Wahlgesetz am 3. Juni 1907 nach Auflösung der 
II. Duma abgeändert wurde, beraubte man die Arbeiter nochmals um 
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die Hälfte ihrer Stimmen. Und die Zahl der Wahlmänner von den 
Arbeitern im gesamten Europäischen Rußland wurde auf 112 (2,13 Pro¬ 
zent) herabgesetzt. Dafür hat man allein den Gutsbesitzern rund 50 Pro¬ 
zent (49,39 Prozent) aller Wahlmänner gesichert!“ 

Das Wahlgesetz vom 3. Juni 1907 war ein äußerst komplizierter, 
verworrener und raffinierter Wahlmechanismus. Die Wahlen für die 
Zarenduma waren keine direkten, sondern mehrstufige Wahlen — nach 
Ständen und verschiedenen Bevölkerungsgruppen, die sogenannte 
Kurien bildeten. Auf diese Weise ließ die Zarcnrcgicrung „gefährliche“ 
Deputierte nicht in die Duma. Die Großgrundbesitzer wählten gesondert 
in ihrer Kurie, es wählten gesondert die ländliche Bourgeoisie, die 
städtische Bourgeoisie (Fabrikanten und Großkaufleute) — in der 
ersten städtischen Kurie die kleinbürgerlichen städtischen Wähler — 
in der zweiten städtischen Kurie die Arbeiter gesondert von den 
Bauern. In den Kurien wurden die Wahlmänner gewählt, die in 
den Gouvernemenlswahlversaimnlungen alsdann die Dumadeputierten 
wählten. 

Für die Arbeiter und Bauern wurde die Mehrstufigkeit der Wahlen 
weiter kompliziert. Sic wählten zunächst Bevollmächtigte — und diese 
die Wahlmänner. Die Bauern wählten in Amtsbezirks Versammlungen 
Vertreter, und die in diesen Versammlungen gewählten Bevollmäch¬ 
tigten wählten die Wahlmänner. Die Wahlmänner der Arbeiter und 
Bauern beteiligten sich in den Gouverneinentsversammlungcn an den 
allgemeinen Wahlen der Deputierten. Auf diese Weise gab cs für die 
Arbeiter ein dreistufiges und für die Bauern sogar ein vierstufiges 
Wahlsystem. 

Naturgemäß half ein derart komplizierter Wahlmechanismus nicht 
nur die Ungleichheit der Wahlen vertuschen, sondern gewährte darüber 
hinaus weitgehende Möglichkeiten für die administrative Einmischung 
und für alle möglichen Entstellungen des Wahlsystems seitens der 
Polizei. 

Durch das zaristische Wahlgesetz vom 3. Juni 1907 wurden ganze 
Gebiete völlig der Wahlrechte beraubt: das Gebiet Akmolinsk, das 
Transkaspische Gebiet, Samarkand, die Gebiete Semipalatinsk, Semi- 
retschje, Syr-Darja, Turgai und andere. Besonderen Einschränkungen 
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waren die Werktätigen der nationalen Randgebiete unterworfen: 
während im Europäischen Rußland auf 279 000 Einwohner ein Depu- 
tierler kam, vertrat ein Deputierter in Sibirien 1 Million Einwohner. 

Die Frau war im zaristischen Rußland rechtlos. Sowohl die Religion 
als auch das Zarengeselz betrachteten die Frau als einen Gegenstand, 
als Privatbesitz. Diese rechtlose Stellung der Frau fand auch im Wahl¬ 
gesetz ihren Niederschlag. Das Zarengeselz enthielt der Frau das Recht 
vor, zu wählen und in Vertretungskörperschaften gewählt zu werden. 
Damit war die Hälfte der Bevölkerung Rußlands, und zwar die Frauen, 
des Wahlrechts beraubt. 

Des Wahlrechts beraubt waren auch die sogenannten „noma¬ 
disierenden Fremdvölker“: Kalmücken, Kirgisen, Jakuten und 
andere Nationalitäten. Menschen, die der russischen Sprache nicht 
mächtig waren, konnten ebenfalls nicht in die Duma gewählt werden. 
So setzte die Zarenregierung ihre Politik der grausamen nationalen 
Unterdrückung und der Rechtlosigkeit der Völker Rußlands in die 
Tat um. 

Die Regierung traute der Jugend nicht. Sie war der Meinung, daß die 
Jugend am revolutionärsten sei, und ergriff alle Maßnahmen, um sie 
von der Teilnahme an der Abstimmung auszuschalten. Das Gesetz vom 
3. Juni setzte einen Alterszensus von 25 Jahren für die Teilnahme an 
den Wahlen fest Die gesamte arbeitsfähige Bevölkerung im Alter von 
18 bis 25 Jahren wurde des Wahlrechts beraubt. Sie machte, die Frauen 
nicht eingerechnet, etwa 14 Millionen aus. 

Die Studenten und Schüler wurden, unabhängig vom Alter, gänzlich 
von den Wahlen ausgeschlossen. 

Von den Bauern halten nur die Hofbesitzer das Wahlrecht. Auf diese 
Weise wurden der gesamten Dorfarmut, den Landarbeitern sowie den 
Familienangehörigen auf dem Bauernhof, die sich nicht selbständig 
gemacht hatten, das Wahlrecht vorenthalten. Von den 92 Millionen 
Bauern in den 51 Gouvernements des Europäischen Rußlands konnten 
nur 14 Millionen an den Wahlen teilnehmen. 

In der Arbeiterkurie wählten die Arbeiter Bevollmächtigte nur von 
den Unternehmen (Fabriken, Gruben, Eisenbahnen), in denen mehr 
als fünfzig Arbeiter beschäftigt waren. 
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Die Wahlen in der Arbeiterkurie wurden so durchgeführt, daß Be¬ 
triebe mit fünfzig bis tausend Beschäftigten je einen Bevollmächtigten 
wählten. Darüber hinaus gab nur das volle weitere Tausend Arbeiter 
das Recht, einen weiteren Bevollmächtigten zu wählen. Somit wurde in 
einem Betrieb mit fünfzig Arbeitern wie auch in einem mit 1999 Ar¬ 
beitern, das heißt wo ein Mann am vollen zweiten Tausend fehlte, je 
ein Bevollmächtigter gewählt. Die Zarenregierung war sich darüber im 
klaren, daß das Proletariat in den Großbetrieben am meisten bewußt 
war —- daraus erklären sich diese Einschränkungen für die Arbeiter der 
Großbetriebe. 

Ein Arbeiter mußte, um als Bevollmächtigter gewählt werden zu 
können, mindestens sechs Monate vor Beginn der Wahlen im gleichen 
Betrieb gearbeitet haben. Das bot den Betriebsbesitzern die Möglich¬ 
keit, politisch unzuverlässige Arbeiter von den Wahlen fernzuhalten: 
man brauchte sie nur kurz vor den Wahlen zu entlassen. 

Als Ergänzung zu dieser offenen Einschränkung erließ das Innen¬ 
ministerium eine Bestimmung, wonach den Arbeitern der Handwerker¬ 
betriebe, Bäckereien, Feinbäckercien, städtischen Eisenbahnen, Fern¬ 
sprechämter, Schlachthöfe, Dampfergesellschaften, Teegroßhandlungen 
und anderer Betriebe das Recht genommen wurde, in der Arbeiterkurie 
zu wählen, selbst wenn jene mehr als fünfzig Arbeiter beschäftigten. 
Die Arbeiter dieser Betriebe mußten ebenso wie die Arbeiter in den 
Betrieben mit weniger als fünfzig Beschäftigten einem Vermögens¬ 
zensus für die Teilnahme an den Wahlen genügen: Sie mußten Mieter 
einer gesonderten Wohnung (keines Zimmers, sondern einer Wohnung) 
sein. Naturgemäß konnten durch diesen Zensus bedingt nur sehr wenige 
Arbeiter wählen. 

Alle Personen, die verurteilt waren oder gegen die ein Gerichtsver¬ 
fahren schwebte, wurden von den Wahlen ausgeschlossen. Das machte 
sich die Zarenregierung weitgehend zunutze. Wenn ein Arbeiter von 
den Wahlen ausgeschlossen werden sollte, wurde ein Verfahren gegen 
ihn eingeleilet 

Von der Bevölkerung der 51 Gouvernements des Europäischen Ruß¬ 
lands, die sich auf 112 327 000 Menschen belief, nahmen nur 17 Mil¬ 
lionen , das heißt etwas mehr als 15 Prozent an den Wahlen teil. 



Das ganze Wahlsystem war auf der empörenden Ungleichheit der 
verschiedenen Bevölkerungsschichten, auf der offensichtlichen Bevor¬ 
zugung der Gutsbesitzer und Fabrikanten aufgebaut. 

Die Kurie der Großgrundbesitzer zählte zusammen mit den Bevoll¬ 
mächtigten der kleinen Gutsbesitzer insgesamt 36 000 Wähler, das 
heißt ein Fünfhundertstel aller Wähler, wählte aber 2644 Wahlmänner 
oder 51,3 Prozent aller Wahlmänner. 

Die Kurie der städtischen Wähler der ersten Kategorie — Haus¬ 
besitzer und Besitzer großer Fabrik- und Handelsunternehmen — 
bestand aus 149 257 Menschen und wählte 688 Wahlmänner oder 
13,2 Prozent. 

Die Kurie der städtischen Wähler der zweiten Kategorie — Besitzer 
kleiner Betriebe und Wohnungsinhaber — umfaßte 832 361 Menschen, 
wählte jedoch nur 10,7 Prozent der Wahlmänner, das heißt 570 Wahl¬ 
männer. Wären indessen den Wählern der zweiten, der demokratische¬ 
ren städtischen Kurie die gleichen Rechte wie der ersten Kurie ein¬ 
geräumt worden, hätten sie nicht 570, sondern 3888 Wahlmänner 
wählen müssen. 

Die Bauern, von denen in ganz Rußland nur 15 Millionen an den 
Wahlen teilnehmen durften, machten indessen fast 90 Prozent der 
Wähler aus, wählten aber insgesamt nur 1168 Wahlmänner oder 22,4 
Prozent. 

Lenin schrieb Ende 1911 in der „Swesda“: 

„Das Wahlgesetz vom 3. Juni 1907 hat bekanntlich am stärksten das 
Wahlrecht gerade der Bauern zertrümmert 4 . Es genügt, daran zu er¬ 
innern, daß die Zahl der Wahlmänner der Grundbesitzer durch dieses 
Gesetz von 1952 auf 2594, das heißt um 32,9 Prozent, erhöht wurde, 
während die Zahl der Wahlmänner der Bauern und Kosaken auf 
weniger als die Ilälfte: von 2659 auf 1168, das heißt um 56,1 Prozent 
vermindert wurde.“ 1 

Die Arbeiterkurie, in der 750 000 Menschen wahlberechtigt waren, 
wählte nur 114 Wahlmänner oder 2,4 Prozent 

Somit wählte das Häuflein der Gutsbesitzer und Fabrikanten 64,5 
I^ozent aller Wahlmänner; die Millionen der Bauern und Arbeiter 

1 W. I. Lenin, Werke, Bd. 17, S. 340, russ. 


2 Badajew, Beichsduma 
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wählten nur 24,8 Prozent. Die restlichen 10,7 Prozent der Wahlmänner 
wurden von der städtischen Kleinbourgeoisie gewählt. Es ist klar, 
welche eklatante Ungleichheit in den Wahlmännerversammlungen, wo 
die Dumadeputierten gewählt wurden, zustande kam. 

Das unverhohlene Streben der Regierung, den Gutsbesitzern und 
Großkapitalisten die erdrückende Mehrheit bei den Wahlen zu sichern, 
führte in der Praxis sogar zu offenkundigen Kuriositäten. So war bei 
den Wahlen zur III. Reichsduma in einigen Kreisen die Zahl der für 
die Grundbesitzerversammlung zu wählenden Wahlmänner höher als 
die der Wähler. Es gab beispielsweise im Jarenskcr Kreis, Gouverne¬ 
ment Wologda, nur einen Großgrundbesitzer, und er sollte zwei Wahl¬ 
männer wählen. Im Kreis Kargopol hatten zwei Wähler — Großgrund¬ 
besitzer — drei Wahlmänner zu wählen. Das gleiche war auch in den 
Kreisen Olonez, Pudosh, Petschora und anderen der Fall. 

Die Geistlichkeit beteiligte sich an den Wahlen in der Grundbesitzer¬ 
kurie. Vielfach bildeten die PfafTen in den Versammlungen der Klein¬ 
grundbesitzer die erdrückende Mehrheit und brachten mit Unterstüt¬ 
zung der örtlichen Behörden ihre Kandidaten durch. 

Nach Meldungen der „Prawda“-Korrcspondcnten wurden während 
der Wahlen zur IV. Reichsduma im Gouvernement Tschernigow in ge¬ 
meinsamen Versammlungen der Kleingrundbesitzer und der Kirchen¬ 
vorsteher als Bevollmächtigte gewählt: 49 Kleingrundbesitzer und 177 
PfafTen. In Wjatka wurden in derartigen Versammlungen ausschließlich 
Pfaden zu Bevollmächtigten gewählt. Im Gouvernement Kursk waren 
von insgesamt 343 gewählten Bevollmächtigten 301 Pfaden. Und so 
war es in den meisten Gouvernements. 

Die Geistlichkeit entfaltete bei den Wahlvorbereitungen eine fieber¬ 
hafte Tätigkeit: an die Sprengel und Kirchen wurden Rundschreiben 
versandt, Listen erwünschter Kandidaten verödenllicht, die Pfaden er¬ 
mahnten die Bevölkerung von der Kanzel aus, keine „Aufrührer“ zu 
wählen. Einigermaßen liberale Geistliche wurden von den Wahlen 
ferngehalten, in arme Gemeinden geschickt oder zuweilen auch ihres 
Amtes enthoben. 

Die Pfaden halfen der Zarenregicrung „treu und ergeben“, eine „will¬ 
fährige Duma“ zu wählen. 
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Bei der Ausarbeitung des neuen Wahlgesetzes wagte es die Regie¬ 
rung dennoch nicht, den Arbeitern den Zutritt zur Reichsduma ganz 
und gar zu versperren. Für ganz Rußland wurden sechs Gouvernements 
— Gouvernement Petersburg, Moskau, Kostroma, Wladimir, Charkow 
und Jekatcrinoslaw — bestimmt, in denen man den Arbeiterkurien die 
Wahl je eines Deputierten gewährte. Auf diese, sechs Gouvernements 
kamen insgesamt 34 Wahlmänner der Arbeiter, wobei sie ungleich¬ 
mäßig verteilt waren. So kamen im Petersburger Gouvernement auf 
70 Bevollmächtigte sechs Wahlmänner, in Charkow dagegen auf 134 
Bevollmächtigte vier Wahlmänner. Damit wurden der gesamten drei¬ 
millionenstarken Arbeiterklasse des zaristischen Rußlands nur sechs 
Plätze zugestanden. 

Die Arbeiterdeputierten wurden in diesen sechs Gouvernements aus 
den Reihen der Arbeiter-Wahlmänner durch alle Wahlmänner auf den 
Gouvernementswahl Versammlungen der Wahlmänner gewählt. Man er¬ 
kennt klar, wie einmütig die Arbeiter wahrhaft proletarische Bevoll¬ 
mächtigte wählen mußten und welche angespannte Arbeit die bolsche¬ 
wistische Partei zu leisten hatte. 

Ungeachtet all dieser Hindernisse und Einschränkungen mußten die 
Wahlen in der Arbeiterkurie in diesen sedis Gouvernements zweifellos 
Vertretern der linken Parteien den Sieg bringen. Es war nicht daran zu 
zweifeln, daß die Arbeiter ihre Stimmen nicht den Liberalen und erst 
recht nicht den Reaktionären geben würden. Anders war es bei den 
allgemeinen städtischen Wahlen, an denen sich neben der Bourgeoisie 
zahlreiche demokratische Wähler beteiligten: Ilandelsgehilfen, Ange¬ 
stellte, Handwerker sowie Arbeiter, die Wohnungsinhaber waren. 

In den Großstädten — Petersburg, Moskau, Odessa, Riga und 
Kiew — beteiligten sich an den Wahlen in der zweiten Kurie viele 
Tausende demokratische Wähler. 1 Um sie wurde faktisch zwischen den 
Sozialdemokraten und den Kadetten gekämpft. Audi hier bediente sich 
die Regierung allerlei Madiensdiaften, um den Kreis der Wähler ein¬ 
zuengen. 

1 Die städtischen Wähler wurden in zwei Kurien eingeteilt: die erste, zu der 
die Großbourgeoisie zählte, und die zweite, zu der Wohnungsinhaber, Be¬ 
amte, Angestellte, Handelsgehilfen usw. gehörten. 


2* 
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4. Die Wahlmachenschaften der Zarenregicrung 


Eine der Methoden zur Dezimierung der Wählerzahl war die Aufstel¬ 
lung der Wahllisten. Obwohl alle Wohnungsinhaber, die ein bestimmtes 
Alter (25 Jahre) erreicht hatten, wahlberechtigt waren, wurden die Wahl¬ 
listen nur für dieMictsteuerzahler, das heißt für die Mieter der teuersten 
Wohnungen aufgestellt. Die gesamte übrige Masse der Ilauptmieter so¬ 
wie andere Bevölkerungsgruppen wie Rentenempfänger mußten von sich 
aus einen Antrag stellen, um unter die Wähler eingereiht zu werden. Die 
Antragsteller mußten jedoch so viele Polizeischikanen über sich ergehen 
lassen, daß ihnen die Lust verging, an den Wahlen teilzunehmen. Da 
war zunächst eine Bescheinigung von der Polizei zu besorgen, deren Aus¬ 
stellung auf jede Weise verzögert wurde. Man mußte fünf- bis sechsmal 
beim „Herrn Polizeioffizier“ vorsprechen und erhielt schließlich eine Be¬ 
scheinigung, die später bei den Wahlen häufig als falsch und ungültig 
bezeichnet wurde. Der Wähler wurde getäuscht durch die Auskunft, die 
Frist sei bereits abgelaufen, und bis er die Wahrheit festgcstellt hatte, 
war die Frist tatsächlich abgelaufen. Kurzum, die verschiedensten Tricks 
wurden angewandt, um den Wähler seines Wahlrechts zu berauben. 

Eine andere Methode zur Dezimierung der* Wählerzahl waren die 
berüchtigten „Erläuterungen“ 1 . Ganz abgesehen von den „Erläuterun¬ 
gen“, die einzelnen, der Regierung nicht genehmen Kandidaten unter 
irgendeinem Vorwand das Wahlrecht entzogen, wurden ganze Bevölke¬ 
rungsgruppen „erläutert“. Mit einem Federstrich wurden fast 95 Pro¬ 
zent der Juden, die außerhalb der Ansiedlungsgebiete lebten und dort 
das sogenannte „bedingte“ Wohnrecht hatten 2 , des Rechts auf Beteili¬ 
gung an den Wahlen zur IV. Duma beraubt. 

1 Der Ausdruck „Erläuterung“ kam in Umlauf im Zusammenhang mit der 
vom „dirigierenden“ Senat praktizierten Erläuterung der Wahlgesetze in dem 
für die Regierung wünschenswerten Sinn. Bei der „Erläuterung“ der Gesetze 
erklärten die Behörden willkürlich die vorgenommenen Wahlen für ungültig. 
Die Red. 

2 Nach dem zaristischen Gesetz hatten die Juden außerhall) der Ansicd- 
lungsgebiete, die einige südwestliche Gouvernements Rußlands umfaßten, 
kein Wohnrecht. Bas Wohnrecht außerhalb der Ansiedlungsgebiete wurde 
lediglich Juden mit Hochschulbildung, Kaufleuten der ersten Gilde und eini¬ 
gen anderen kleinen Gruppen gewährt. 



In der „Prawda“ vom 15. Juni 1912 schrieb Genosse Molotow in dem 
Aufsatz „Eine neue Erläuterung“: 

„Am 12. Juni bestimmte der Senat auf eine Interpellation des Innen¬ 
ministers hin, daß »Juden mit bedingtem Wohnrecht kein Recht auf Be¬ 
teiligung an den Wahlen zur Reichsduma haben 4 . 

Durch diese neue Erläuterung wurden in Kiew fast sämtliche jüdi¬ 
schen Wähler ausgeschaltet, in Petersburg wurden ebenfalls rund 6000 
Juden in der zweiten städtischen Kurie ,erläutert 4 .“ 

Es wurden natürlich nicht nur Juden „erläutert 44 . Jeder Gouverneur 
handelte nach eigenem Ermessen, jeder Polizeioffizier „legte 4 * das Wahl¬ 
gesetz auf seine Art und Weise „aus“. 

Die Zarenregierung wiederholte während der Wahlen zur IV. Duma 
den ihr bereits einmal „geglückten“ Versuch des Wahlkampfes vor den 
Wahlen zur III. Duma. 

Gleich nach der Auflösung der III. Duma wurde beim Innenmini¬ 
sterium ein besonderer Wahlapparat geschaffen; dieser ersann 
Korrekturen und Ergänzungen zum Wahlgesetz, die der Regierung 
die Mehrheit sicherten. In einigen Gouvernements wurden be¬ 
sondere Kurien für die Geistlichkeit geschaden, in anderen, wo 
das vorteilhaft war, wurde die Geistlichkeit den Gutsbesitzern an¬ 
geschlossen. 

Ganz allgemein spielten die Pfaden bei den Wahlen zur Rcichsduma 
eine große Rolle — in allen Dumas gab es eine beträchtliche Anzahl 
Deputierte in Priesterröcken. Die Pfadcnarmee wurde vom Synod be¬ 
fehligt. Der Synod erteilte den Pfaden Instruktionen — nicht nur, wie 
man die Seelen der Gläubigen einfängt, sondern auch, wie man ihre 
Stimmen bei den Wahlen sammelt. 

In den Randgebieten mit überwiegend „nichtrussischer 4 * Bevölkerung, 
unter der die oppositionellen Stimmungen gegen die Regierung recht 
stark waren, wurden selbständige russische Kurien gescliaden, das heißt 
das Beamtentum wurde in besonderen Gruppen zusammengefaßt, die 
zuweilen mehr Wahlmänner wählen durften als die gesamte einheimi¬ 
sche Bevölkerung des Gebiets. 

Der Regierungsapparat arbeitete auf vollen Touren. Durch besonders 
odenen Rechtsbruch bei der Schmälerung der Wahlrechte zeichneten 
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sich die Gouverneure von Tsehernigow, Nislini Nowgorod, Jekaterino- 
slaw und anderen Gouvernements aus. Der Gouverneur von Jekateri- 
noslaw ließ den Ortsrabbiner kommen und sagte: „Eure Juden sind 
wieder recht munter und beabsichtigen, sich aktiv an den Wahlen zur 
Reichsduma zu beteiligen. Sie bilden einen Block mit den Progressisten. 
Sie haben offenbar die jüngste Vergangenheit vergessen. Blockbildung 
mit den Progressisten und die Aktivität vor den Wahlen können 
den Juden teuer zu stehen kommen. Das können Sic den Juden mit- 
teilen.“ Mit diesen Worten drohte der Gouverneur offen mit einem 
Pogrom. 

In Smolensk ließ die Polizei 500 Wahlscheine zurückgehen, weil die 
Empfänger angeblich nicht zu ermitteln waren. Diese „nichtzuermitteln- 
den“ Empfänger waren fast ausschließlich Juden. 

In vielen Städten des Südwestens mit vorwiegend jüdischer Bevölke¬ 
rung wurden die Wahlen der Wahlmänner auf einen Sonnabend fest¬ 
gesetzt, damit sich die gläubigen jüdischen Wähler nicht daran beteili¬ 
gen konnten. 

Bei dem System der Wahlen in städtischen Kurien, an denen eine 
bedeutende Anzahl spießbürgerlich gesinnter Menschen teil nahmen, 
konnten in einzelnen Füllen auch die Schwarzhunderter-Kandidaten als 
Sieger aus den Wahlen hervorgehen. Deshalb unterschied sich die 
Wahltaktik unserer Partei bei den gesamtslädtischen Wahlen von der 
Taktik bei den Wahlen in den Arbeiterkurien. 

Die Bolschewiki erachteten es für notwendig, in der Arbeiterkurie 
überall eigene Kandidaten aufzustellen und kein Paktieren mit anderen 
Parteien oder Gruppen, auch nicht mit den menschewislischen Liquida¬ 
toren zu dulden. Was aber die sogenannte zweite Kurie der städtischen 
Wähler (die erste Kurie der Wähler bestand aus Großeigentümern, und 
dort konnten sich demokratische Kandidaten überhaupt nicht durch¬ 
setzen) und die Wahlen in den Amtsbezirksgemeinschaften betrifft, so 
wurde es auch hier für notwendig gehalten, selbständige sozialdemokra¬ 
tische Kandidaturen aufzustellen, da allein schon diese Tatsache große 
agitatorische Bedeutung hatte. Um aber den Sieg reaktionärer Kandi¬ 
daten zu verhindern, erachteten es die Bolschewiki für möglich, bei den 
Wahlen der Wahlmänner in der zweiten Kurie der städtischen Wähler 



im /.weiten Wahlgang 1 mit den kleinbürgerlichen Demokraten (Trudo- 
wilti usw.) gegen die Liberalen und alsdann mit den Liberalen gegen 
• II r Regierungsparteien zu paktieren. 

In den fünf Großstädten dagegen, in denen direkte Wahlen gegebe¬ 
nenfalls mit mehreren Wahlgängen durchgeführt wurden, wurde die 
\ufstdlung selbständiger sozialdemokratisclier Kandidaten als unbe¬ 
dingt notwendig erachtet, wobei wir uns angesichts des offenkundigen 
Fehlens der Schwarzhundertergefahr auf keinerlei Abkommen mit der 
liberalen Bourgeoisie einzulassen brauchten. 

Die Resolution der Prager Konferenz, die unsere ganze Wahltaktik 
vorsah, unterstrich, daß „keinerlei Wahlabkommen die Aufstellung 
einer gemeinsamen Plattform betreffen und weder die sozialdemokra¬ 
tischen Kandidaten durch irgendwelche politischen Verpflichtungen bin¬ 
den noch die Sozialdemokraten hindern dürfen, die konterrevolutionäre 
I laltung der Liberalen sowie die Unentschlossenheit und Inkonsequenz 
der bürgerlichen Demokraten entschieden zu kritisieren.. .“ 2 . Abkom¬ 
men, die von den Bolschewiki im zweiten Wahlgang zugelassen wurden, 
trugen somit keineswegs den Charakter eines Blocks politischer Parteien. 

Aber neben dieser entschlossenen Linie des direkten Kampfes gegen 
die Schwarzhunderter und die liberalen Parteien sowie gegen die In¬ 
konsequenz der bürgerlichen Demokraten mußten die Bolschewiki auch 
die Tarnung, die Täuschungstaktik der Liberalen berücksichtigen. Zur 
Verteilung der Parteikräfte bei den bevorstehenden Wahlen hieß es in 
dem Aufsatz „Wie sie sich für die Wahlen rüsten“ in der Zeitung 
„Swesda“ vom 19. April 1912: 

„Es nahen die Wahlen zur IV. Duma, und die Feinde der Befreiungs¬ 
bewegung mobilisieren ihre Kräfte. 

Da haben wir vor allem die konterrevolutionären Parteien: die äußer¬ 
sten Rechten, die Nationalisten, die Oktobristen. Sie alle unterstützen 
auf diese oder jene Weise die Regierung. Worauf können sie in der 
bevorstehenden Wahlkampagne rechnen? Natürlich nicht auf die Sym- 

1 Ein zweiter Wahlgnng wurde angesetzt, wenn sich die Stimmen beim 
ersten Wahlgang zersplitterten und keiner der Kandidaten mehr als 50 Pro¬ 
zent der Stimmen auf sich vereinigen konnte. 

2 „Die KPdSU in Resolutionen .. Teil I, S. 274, russ. 
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patliic der breiten Schichten der Bevölkerung: die Parteien, die ihr 
Schicksal mit dem Schicksal der Regierung des Lena-Blutbades verbun¬ 
den haben, können nicht auf die Sympathie der Massen rechnen! Ihre 
einzige Hoffnung sind die »Verfügungen 4 der Regierung. An »Verfügun¬ 
gen* aber wird, wie üblich, kein Mangel sein. Das Innenministerium hat 
bereits an die Gouverneure ein Rundschreiben versandt, worin es 
empfiehlt, »Maßnahmen zu treffen, damit von den Amtsbezirken durch¬ 
aus zuverlässige und nicht zu den Linken gehörende Leute als Bevoll¬ 
mächtigte gewählt werden*. Worauf aber in Wirklichkeit alle diese 
»Maßnahmen* hinauslaufen werden, das wissen wir aus der Praxis: 
Streichung linker Kandidaten aus den Listen, künstlich gegen sie an¬ 
gestrengte Prozesse, Verhaftung, Verbannung — das sind diese .Maß¬ 
nahmen"! Anderseits rät der Heilige Synod den Eparchialbischüfen, an 
den bevorstehenden Wahlen aufs lebhafteste mitzuwirken, standhafte 
Verteidiger der Kircheninteressen in die Duma zu bringen und zu 
diesem Zweck Wahlkongresse der Eparchialgcisllichkeit einzuberufen, 
zur Herausgabe besonderer Wahlzeitungen zu schreiten usw. 

Schlecht, sehr schlecht steht es um die Angelegenheiten der Re¬ 
gierungsparteien, wenn selbst die Kirchenväter gezwungen sind, ihret¬ 
wegen die ,kirchlichen Angelegenheiten* den »weltlichen Angelegen¬ 
heiten* zuliebe zu vernachlässigen! 

Wahlen unter dem Druck der geistlichen und der weltlichen Gouver¬ 
neure —• auf diese Mittel also können sie rechnen. 

Freilich gibt es noch ein Mittel — die Marke der Parteilosigkeit auf- 
zukleben und sich durch Betrug der Wähler irgendwie in die Duma 
cinzuschlcichen, um dann die Maske abzuwerfen. Eben dorthin wird 
die »Sache* von den Kownoer Nationalisten gewendet, die in den letzten 
Tagen in der Maske der Parteilosigkeit aufgetreten sind. Aber das ist 
ein raffiniertes Mittel und dürfte wohl für unsere plumpen Büffel von 
Reaktionären nicht geeignet sein ... 

Anders die russischen Liberalen: Kadetten, friedliche Erneuerer, Pro- 
gressisten. Das ist ein flinkes Publikum, und ihm würde es wohl ge¬ 
lingen, die Maske der Parteilosigkeit voll und ganz auszunutzen ... 
Eine solche Parteilosigkeit brauchen aber die Kadetten, die ihre 
Schminke immer mehr verlieren, sie brauchen sie dringend. 



Die Sache ist die, daß der Mann auf der Straße während der III. Duma 
gelernt hat, die Oktobristen und Kadetten kritisch zu betrachten. An¬ 
derseits sind die Leute der »ersten Kurie 4 , die städtischen Großbourgeois, 
von den Oktobristen ,enttäuscht 4 , die ihre Hoffnungen nicht ,gerecht¬ 
fertigt 4 haben. Es gibt also eine Möglichkeit, die Oktobristen, die Kon¬ 
kurrenten der Kadetten in den Ministerialvorzimmem, ,aus dem Sattel 
/ii werfen 4 . Wie aber kann eine Brücke zur ,ersten Kurie 4 geschlagen 
werden, wenn nicht über die progressiven friedlichen Erneuerer? Des¬ 
halb — es lebe das Bündnis mit den friedlichen Erneuerern! Freilich 
muß man zu diesem Zweck ,ein klein bißchen* nach rechts rücken, aber 
was ist das schon für ein Malheur: Darf man denn nicht nach rechts 
rücken, wenn das so vorteilhaft ist? 

Also nach rechts ausrichten! 

Anderseits sind die »kleinen und mittleren Städter 4 der »zweiten 
Kurie 4 , die Intelligenz, die Handlungsgehilfen und andere, inzwischen 
erheblich nach links gerückt, besonders in Verbindung mit den um sich 
greifenden Ereignissen an der Lena. Die Kadetten spüren die Last ihrer 
politischen Sünden, sie haben allzuoft versucht, die Sache der »Volks- 
freiheit 4 zu verraten, sie würden, weiß Gott, auch jetzt mit Freuden in 
die Ministerialvorzimmer rennen, wenn sie überzeugt wären, daß man 
sie hineinläßt! Aber gerade deshalb beginnen die städtischen demokra¬ 
tischen Schichten die Kadetten scheel anzusehen. Muß man noch sagen, 
daß es ziemlich gefährlich ist, vor solchen Wählern ohne Maske, mit 
der eigenen Physiognomie liberaler Verräter aufzutreten? Was aber soll 
man in solchem Fall für die nach links gerückte Stadtbevölkerung aus¬ 
denken, die bereits von den Kadetten abrückt, aber noch nicht bei den 
Sozialdemokraten angelangt ist? Natürlich progressiven Nebel... Ver¬ 
zeihung — progressive Parteilosigkeit. Oh, man glaube nicht, daß die 
Progressistcn Kadetten seien! Nein, sie sind durchaus keine Kadetten, 
sie werden nur für die kadettischen Kandidaten stimmen, sic sind bloß 
.parteilose 4 Kommis der Kadetten ... Und die Kadetten machen Re¬ 
klame für die »parteilosen 4 Progressistcn: Man kann nicht anders, man 
muß wenigstens in Worten nach links rücken, zur... Parteilosigkeit 
hin! 

Also nach links ausrichten! 
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Einerseits ... anderseits_ weiter nach rechts ... weiter nach 

links... Das ist die Politik der Partei des liberalen Volksbetrugs, der 
Partei der Kadetten. 

Den Wähler beschwindeln — auf dieses Mittel werden die russischen 
Liberalen rechnen. 

Und — das muß betont werden — die parteilose Scharlatanerie kann 
bei den Wahlen eine große Holle spielen. Sie kann eine große Rolle 
spielen, wenn die Sozialdemokraten den liberalen Herren nicht die 
Maske herunterreißen, wenn sie anläßlich der beginnenden Wahlen 
keine energische Kampagne führen, wenn sie nicht alle ihnen zur Ver¬ 
fügung stehenden Kräfte aufbieten, damit sich die städtischen demo¬ 
kratischen Schichten um den Führer der Befreiungsbewegung, um das 
russische Proletariat zusammenschließen.“ 

Bei den Wahlen der Bauern sorgte die Regierung dafür, daß Depu¬ 
tierte aus den Reihen der Kulaken gewählt wurden. Wie erreichte sie 
das? Vor allem wurden die Bevollmächtigten nicht von den wahl¬ 
berechtigten Bauern selbst, sondern von den Amtsbezirksversammlun¬ 
gen gewählt. Bekanntlich setzten sich diese AmtsbezirkstrefTen im we¬ 
sentlichen aus „soliden“ Hofbesitzern zusammen. Zu den Wahlen der 
Bevollmächtigten kamen die Semslwo-Vorsteher und wiesen ungeniert 
auf die Bevollmächtigten hin, die ihnen genehm waren. Das endgültige 
„Durchsieben“ der Kandidaten ging in den Gouvernementswahl- 
versammlungen vor sich. Die Bauerndeputierten, einer je Gouverne¬ 
ment, wurden nicht von den Wahlmännern der Bauern selbst, son¬ 
dern von der gesamten Wahlversammlung gewählt, in der die Guts¬ 
besitzer und die Pfaffen die erdrückende Mehrheit bildeten. Es ist 
klar, daß aus den Reihen der bäuerlichen Wahlmänner Kulaken ge¬ 
wählt wurden. 


5. Schwierigkeiten der Arbeit unter illegalen Bedingungen 

Die Hauptschwierigkeit des Wahlkampfes bestand darin, daß unsere 
Partei in der Illegalität und den Verfolgungen der zaristischen Polizei 
und Ochrana ständig ausgesetzt war. Die Wahlkampagne mußte aus 



«Ier Illegalität organisiert werden, unter tagtäglicher Gefahr der Auf¬ 
deckung, der Verhaftung und Verbannung. 

Das Innenministerium verschickte ein Rundschreiben mit genauen 
\nWeisungen, wie man bei den Wahlen der Arbeiterdeputierten vor- 
zugehen habe. In dem Rundschreiben hieß es: 

„1. In den Versammlungen der Arbeiter dürfen keinerlei Reden ge¬ 
duldet werden, die sich nicht unmittelbar auf die Wahlprozedur be¬ 
ziehen. 

2. Bei Versammlungen darf die Verteilung von irgendwelchen Zetteln 
oder Wahllisten weder vor dem Gebäude, noch auf der Straße oder in 
den Gängen geduldet werden. 

3. Den wohlgesinnten Arbeitern ist beizubringen, daß die Arbeiter 
der Regierung für das Recht auf Deputiertenwahl dankbar sein müssen 
und Feinde der bestehenden Ordnung nicht in die Duma lassen dürfen.“ 

Die Menschewiki waren in einer besseren Lage, weil sie mit geringe¬ 
ren, den legalen Möglichkeiten angepaßten Forderungen auftraten und 
weil sie über mehr literarische Kräfte verfügten. Die Führer der Men¬ 
schewiki — Dan, Potressow und andere — lebten in Petersburg legal 
und arbeiteten offen in der Presse mit, während alle führenden Kader 
der bolschewistischen Partei entweder verbannt und eingekerkert 
waren oder in der Emigration leben mußten. 

Dennoch verfügten die Bolschewiki während der Wahlen zur 
IV. Reichsduma über eine starke Wade, die sie in den vorangegangenen 
Wahlkaippagnen nicht besessen hatten. Diese WalTe war die „Prawda“, 
die täglich erscheinende Zeitung der Arbeitermassen. 

Die „Prawda“, die einige Monale vor den Wahlen zur IV. Reichs- 
duma auf Weisung Lenins geschaffen wurde, spielle eine gewaltige 
Rolle im Wahlkampf. 

In den Spalten der „Prawda“, die dos Sprachrohr der fortgeschritte¬ 
nen revolutionären Arbeiter darstellle, kämpfte die bolschewistische 
Partei zugleich gegen das offene und getarnte Liquidatorenlum, gegen 
den Einfluß der liberalen Bourgeoisie. 

Im Juni 1912 begann die „Prawda“ in ihren Spalten Artikel, No¬ 
tizen, Berichte und Meldungen über die bevorstehenden Wahlen zu 
veröffentlichen. 
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Eine große Kampagne führte die „Prawda“ gegen die Wahlenthal¬ 
tung der städtischen demokratischen Wähler, sie forderte diese auf, 
sich rechtzeitig um ihre Rechte zu kümmern und alle notwendigen 
Formalitäten im voraus zu erledigen. Von Nummer zu Nummer er¬ 
mahnte die „Prawda“ die Wähler, darauf zu achten, daß ihre Namen 
in den Wahllisten nicht ausgelassen werden, und entsprechende An¬ 
träge an die Wahlkommission zu stellen. Die „Prawda“ wandte sich an 
ihre Leser mit dem Aufruf, jeder von ihnen möge mindestens drei 
Wähler aus den Reihen seiner Kollegen im Betrieb oder seiner Nach¬ 
barn gewinnen. 

Eine noch größere Rolle spielte die „Prawda“ bei der Vorbereitung 
der Wahlen in der Arbeiterkurie. Während für die gesamtslädtischen 
Wahlen die Wahlversammlungen, die natürlich unter starkem Polizei¬ 
druck standen, gewisse Bedeutung hatten, waren die Wahlversamm¬ 
lungen der Arbeiter in der Arbeiterkurie durch das Gesetz verboten. Bei 
einer solchen Sachlage erlangte die Agitation der „Prawda“ besonders 
große Bedeutung. 

Kapitel 11 

Die Wahlen in Petersburg 

1. Die Wahlkampagne in Petersburg 

Die Wahlen der Bevollmächtigten in den Fabriken und Werken 
sollten im Frühherbst 1912 erfolgen, aber bereits in den Sommer¬ 
monaten waren die organisatorische Vorbereitung und die Agitation 
unter den Petersburger Arbeitern im Gange. 

Das Zentralkomitee der Partei, das dem Ausgang der Wahlen in 
Petersburg außerordentliche Bedeutung beimaß, gab der Petersburger 
Organisation die Direktive, die Arbeit so breit wie möglich in Angriff 
zu nehmen und alle Kräfte der Partei für die Wahlkampagne zu mobi¬ 
lisieren. Das Petersburger Komitee wurde durch Genossen aus den 
Rayonorganisationen ergänzt. 
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In der „Newskaja Swesda“ vom 1. Juli 1912 schrieb Lenin über die 
Bedeutung der Wahlen in Petersburg: 

„Der Kampf bei den Wahlen in Petersburg ist der Kampf zwischen 
den Liberalen und der Arbeiterdemokratie um die Hegemonie in der 
gesamten Befreiungsbewegung Rußlands. 

Diese außerordentlich wichtige Rolle der Petersburger Wahlen ver¬ 
anlaßt uns unter anderem zu zwei praktischen Schlußfolgerungen. Wem 
viel gegeben ist, von dem wird viel verlangt. Die Petersburger Arbeiter 
müssen die Wahlkampagne in Petersburg in der zweiten städtischen 
Kurie im Namen der gesamten Arbeiterdemokratie ganz Rußlands 
führen. Auf ihren Schultern lastet eine große und schwierige Aufgabe. 
Sie dienen als Vorbild. Sie müssen ein Höchstmaß an Initiative, Ener¬ 
gie und Beharrlichkeit entfalten. Sie haben das bei der Arbeiter-Tages¬ 
zeitung getan. Sie müssen das großartig begonnene Werk auch bei den 
Wahlen fortsetzen. 

Die Aufmerksamkeit ganz Rußlands ist auf den Wahlkampf in Pe¬ 
tersburg gerichtet. Und auch die Hilfe ganz Rußlands muß sich darauf 
richten. Ohne die verschiedenartigste Hilfe aus allen Teilen Rußlands 
werden die Petersburger Arbeiter allein den ,Feind* nicht bezwingen 

I *. Ul 

tonnen. 1 


2. „Wählerauftrag der Petersburger Arbeiter 
an ihren Arbeiterdeputierten“ 

Hier ist der Wortlaut des „Wählerauftrags der Petersburger Ar¬ 
beiter an ihren Arbeiterdeputierten“, der im Wahlkampf von großer 
Bedeutung war. 

„Die von der Bewegung des Jahres 1905 aufgestcllten Forderungen 
des russischen Volkes sind ungelöst geblieben. 

Die Entwicklung der Reaktion und der »erneuerten Ordnung 4 hat 
diese Forderungen nicht nur nicht befriedigt, sondern sie im Gegenteil 
noch mehr verschärft. 

Die Arbeiter sind häufig nicht nur der Möglichkeit zu streiken be¬ 
raubt — denn sie haben keine Garantie, daß man nicht dafür auf sie 


1 W. I. Lenin, Werke, Bd. 18, S. 124/25, russ. 
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schießen wird; nicht nur der Möglichkeit, Verbände zu gründen und 
Versammlungen zu veranstalten — denn sie haben keine Garantie, 
daß man sie nicht dafür verhaften wird —, sondern auch der Möglich¬ 
keit, zur Duma zu wählen, da sie sowieso ,erläutert 4 oder verbannt 
werden: Hat man doch in diesen Tagen Putilow-Arbeiter und Arbeiter 
von der Newa-Werft ,erläutert 4 ! 

Wir sprechen schon gar nicht von den zu Dutzenden von Millionen 
hungernden Bauern, die der Willkür der Gutsbesitzer und der Semslwo- 
vorsteher ausgesetzt sind ... 

Alles das spricht von der Notwendigkeit, die Forderungen des Jahres 
1905 zu befriedigen. 

Der Zustand des Wirtschaftslebens Rußlands aber, die bereits auf¬ 
tretenden Anzeichen der kommenden Industriekrise und die immer 
stärker werdende Verelendung breiter Schichten der Bauernschaft ge¬ 
ben der Notwendigkeit einen besonderen Nachdruck, die Aufgaben des 
Jahres 1905 zu lösen. 

Wir sind deshalb der Meinung, daß Rußland am Vorabend kommen¬ 
der Massenbewegungen steht, die vielleicht tiefer sein werden als im 
Jahre 1905. Dafür zeugen die Lena-Aktionen, die Proteststreiks gegen 
die ,Erläuterungen* usw. 

Vorkämpfer dieser Bewegungen wird wie im Jahre 1905 die fort¬ 
geschrittenste Klasse der russischen Gesellschaft sein, das russische Pro¬ 
letariat. 

Sein Bundesgenosse aber kann nur die vielgeprüfte Bauernschaft 
sein, die an der Befreiung Rußlands von feudalen Fesseln ein Lebens- 
interesse hat. 

Einen Zweifrontenkampf — gegen die feudal-bürokratischen Zu¬ 
stände und gegen die liberale Bourgeoisie, die ein Bündnis mit der 
alten Staatsmacht sucht —, diese Form müssen die künftigen Aktionen 
des Volkes annehmen. 

Und dieser Kampf wird nur insoweit siegreich sein, als die Arbeiter¬ 
klasse an der Spitze der Volksbewegung marschieren wird. 

Damit jedoch die Arbeiterklasse die Mission des Führers der Volks¬ 
bewegung in Ehren erfüllen kann, muß sic mit dem Bewußtsein ihrer 
Interessen und mit großer Organisierlheit gerüstet sein. 
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Die Dumatribüne ist unter den gegebenen Verhältnissen eines der 
besten Mittel, die breiten Massen des Proletariats aufzuklären und zu 
organisieren. 

Eben zu diesem Zweck entsenden wir unseren Deputierten in die 
Duma und beauftragen ihn sowie die gesamte sozialdemokratische^ 
Fraktion der IV. Duma, unsere Forderungen von der Dumatribüne aus 
weithin zu verbreiten, nicht aber ein leeres gesetzgeberisches Spiel in 
der Herrenduma zu treiben. 

Wir möchten, daß die sozialdemokratische Fraktion der IV. Duma 
und im besonderen unser Deputierter das Banner der Arbeiterklasse 
in dem ihnen feindlichen Lager der schwarzen Duma hochhalten. 

Wir möchten, daß die Mitglieder der sozialdemokratischen Fraktion 
von der Dumatribüne aus laut ihre Stimmen erheben und über das 
Endziel des Proletariats, über die vollen und unverkürzten Forderun¬ 
gen des Jahres 1905, über die russische Arbeiterklasse als den Führer 
der Volksbewegung, über die Bauernschaft als den zuverlässigsten 
Bundesgenossen der Arbeiterklasse, über die liberale Bourgeoisie als 
die Verräterin der ,Volksfreiheit 4 sprechen. 

Wir möchten, daß die sozialdemokratische Fraktion der IV. Duma 
auf dem Boden der obenerwähnten Losungen einig und geschlossen in 
ihrer Tätigkeit sein möge. 

Daß sic ihre Kraft aus dem ständigen Umgang mit den breiten 
Massen schöpfen möge. 

Daß sie mit der politischen Organisation der Arbeiterklasse Rußlands 
gleichen Schritt halten möge.“ 

Der „Wählerauftrag“ wurde während der Duma-Wahlkampagne in 
den Versammlungen der Betriebsarbeiter angenommen und war eine 
scharf geschliffene Waffe gegen die Menschewiki, die mit schüchternen 
Forderungen nach demokratischen Teilfreiheiten auflraten. 

Zur unmittelbaren Leitung der Wahlen ernannte das Zentralkomitee 
aus seiner Mitte eine zentrale Wahlkommission, deren Mitglieder die 
ganze Stadt bezirksweise unter sich aufteilten. Die Organisatoren der 
Wahlen in den Bezirken waren Jurjew, Konkordia Samoilowa, 
Michailow (Politicus), Inessa Armand und Saweljew (Max). 

Die Wahlkampagne im Newa-Bezirk, wo ich zu dieser Zeit tätig war, 



wurde von Incssa Armand und Sawcljew geleitet. Ich hatte Gelegen¬ 
heit, zusammen mit M. W. Saweljew, W. F. Malachowski und einigen 
anderen Genossen an den organisatorischen Versammlungen vor den 
Wahlen teilzunehmen und die Wahlen in der Arbeiterkurie unseres 
Bezirkes und anderer Bezirke vorzubereiten. 


3. In Werken und Fabriken 

Das faktische Zentrum und der Stab der Wahlkampagne der Bol- 
schewiki war die Redaktion der „Prawda“. Hier wurde Tag für Tag 
unermüdlich gearbeitet. Die Redaktionsräumc dienten als Treffpunkt 
und Stätte der Versammlungen mit Vertretern der Bezirke sowie ein¬ 
zelner Fabriken und Werke. 

Gleichzeitig begannen die illegalen Wahlversammlungen in den 
Bezirken. Da jeder „verdächtige“ Arbeiter ununterbrochen von der 
Polizei beobachtet wurde, mußten wir die verschiedensten Tricks an¬ 
wenden, um uns wenigstens in kleinen Gruppen zu versammeln. Ge¬ 
wöhnlich wurden, um der Aufmerksamkeit der Polizei zu entgehen, 
kleine Versammlungen mit höchstens 10 bis 20 Personen einberufen. 

Der Sommer kam uns zustatten. Arbeitergruppen begaben sich wie 
zu einem Ausflug in die Vororte, meistens ging es über den Ochtafluß 
und tief in den Wald hinein. Der Wald bot die beste Zuflucht vor den 
Polizeispitzeln. Diese wagten es nicht, in den Wald vorzudringen: 
erstens konnte man ihnen dort leicht entgehen und zweitens fürchteten 
sie eine Abrechnung an einer entlegenen einsamen Stelle. 

In den Versammlungen wurde hitzig mit den Liquidatoren disku¬ 
tiert. Unsere Partei forderte die Arbeiter auf, mit den ungeschmälerten 
Hauptlosungen zu den Wahlen zu gehen und nur die Bolschewiki als 
Bevollmächtigte zu wählen. Die Liquidatoren schwätzten unaufhörlich 
von der „Einheit“ und von der Notwendigkeit, die Einheitsfront zu 
bilden, die Fraktionsstreitigkeiten zu vergessen und natürlich ihre Kan¬ 
didaten zu wählen. 

Hier und da tauchten Sozialrevolutionäre auf, die auf dem Boykott 
der Wahlen bestanden. Aber ihre Boykottvorschläge hatten in den Ar- 
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beitcrmassen keinen Erfolg. Die hauptsäcliliclien Auseinanderselzungen 
bewegten sich in allen Arbeiterversammlungen auf der Linie des 
Kampfes zwischen den Liquidatoren und den Bolschewiki. 

Im Spätsommer begann in den „Waldversammlungen“ die Diskus¬ 
sion über die künftigen Bevollmüchtigtcnkandidaten. Für den Erfolg 
des Wahlkampfes war es notwendig, unter der gesamten Belegschaft 
eines gegebenen Betriebes unverzüglich die Agitation für den künftigen 
Kandidaten aufzunehmen. Aber diese Möglichkeit war uns genommen: 
wäre der Name des künftigen Bevollmächtigtenkandidaten allgemein 
bekanntgeworden, hätte man ihn sicherlich sofort verhaftet. Selbst 
nach den Wahlen war der Bevollmäch.igte noch nicht in Sicherheit. 
Ein Bevollmächligtenkandidat mußte unweigerlich in die Polizeifalle 
geraten. Deshalb wurden die Namen der vorgesehenen Kandidaten 
gchcimgchaltcn und den Arbeitern erst kurz vor den Wahlen mit- 
geteilt. 

Welche politischen Parteien kämpften bei den Wahlen dieser Bevoll¬ 
mächtigten? 

Die Schwarzhunderter, vertreten durch den „Bund des russischen 
Volkes“, den „Bund des Erzengels Michael“ und ähnliche erzreakti¬ 
näre Organisationen, wagten es noch nicht einmal, ihre Nase in die 
Fabriken und Werke zu stecken. Auch die Parteien der liberalen Bour¬ 
geoisie hatten unter den Arbeitern keine Chancen. 

Die Kadetten 1 * 3 behaupteten zwar in Worten, sic nähmen die Inter¬ 
essen der Arbeiter wahr, waren sich jedoch darüber im klaren, daß die 
Arbeiter nicht für sie stimmen würden, ln den Fabriken und Werken 
hatten die Kadetten nichts zu suchen. Die Arbeitermassen wußten sehr 
wohl, welchen Schutz sie von den bürgerlichen Parteien, geführt von 
den ärgsten Feinden des Proletariats, den Industriellen und Kauf¬ 
leuten, erwarten konnten. Die Kadetten wagten es zwar nicht, für ihre 
Kandidaten zu agitieren, konnten sich aber nicht des Versuchs enthal¬ 
ten, die Wahlkampagne der Sozialdemokraten zu behindern. In den 
letzten Tagen vor den Wahlen setzten sie das Gerücht in Umlauf, die 

1 Mitglieder der Konstitutionell-Demokratischen Partei, die nach Inkraft¬ 

treten des Zaren manifestes vom 17. Oktober 1905 gegründet wurde. So nannte 
die liberale Bourgeoisie ihre Partei. 


3 Iladajcw, lteiclisduma 
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Sozialdemokraten würden die Duma boykottieren. Das war eine alte 
Lüge, deren sich die Kadetten auch während der vorangegangenen 
Wahlkampagnen bedient hatten. 

Da die Rechten und die Liberalen einerseits nicht die geringsten 
Chancen halten und die Sozialrevolutionäre anderseits die Duma boy¬ 
kottierten, spielte sich der Kampf vor und während der Wahlen in der 
Arbeiterkurie faktisch ausschließlich zwischen den Bolschewiki und 
den Menschewiki ab. 

Aber zugleich war die Möglichkeit zu befürchten, daß irgendwelche 
zufälligen Kandidaten gewählt wurden, die unter der Flagge der Par¬ 
teilosigkeit segelten und später eine gewisse Rolle bei der Wahl der 
Wahlmänner spielen konnten. Das übliche Argument solcher „Partei¬ 
losen“ gegen die Kandidaten der Partei lautete, man „solle sich nicht 
von irgendeiner Partei am Gängelband führen lassen, sondern einfach 
ehrliche und den Arbeitern bekannte Menschen wählen“. 

Die Bolschewiki führten eine beharrliche Agitation gegen diesen 
Standpunkt, erläuterten seine Schädlichkeit für die Arbeiterklasse und 
betonten, daß die Arbeiterklasse nur durch Mitglieder einer Partei, die 
sich vor der Arbeiterklasse verantwortet, eine eigene Plattform, ein 
eigenes Programm hat und ihre Vertreter anleitet, wirksam vertreten 
werden kann. 

Der Wahlkampf ging unter der allgemeinen Führung Lenins vor 
sich. Aus Krakau (Galizien), wo sich das Zentralkomitee unserer Partei 
damals befand, schickte Lenin auf allen der konspirativen Technik zu¬ 
gängigen Wegen Artikel, Notizen und Korrespondenzen über die Wah¬ 
len an die „Prawda“ sowie Direktiven an die Parteifunktionäre. Die 
Petersburger Organisation setzte diese Weisungen in die Tat um und 
entfaltete in der Wahlkampagne einen heftigen Kampf für die bolsche¬ 
wistische Plattform. 

Je näher der Wahltag heranrückte, desto hitziger entbrannte der 
Kampf. Der genaue Wahltag war im voraus nicht bekannt. Das war 
ebenfalls eines der „Wahlkunststücke“ der Regierung, die den Arbei¬ 
tern durch eine überraschende Ansetzung der Wahl die notwendigen 
Vorbereitungen unmöglich machen und die Zahl der faktischen Wähler 
verringern wollte. 
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In Petersburg wurden die Bevollmächtigtcnwahlen in der Arbeiter- 
Ivmir auf Sonntag, den 16. September, angesetzt. Den Wahltermin er¬ 
fuhren die Arbeiter erst am Freitag, dem 14. September, und in eini- 
im n I leirieben sogar erst am Sonnabend. Im Semjannikow-Werk wurde 

• Im Bekanntmachung über die Wahlen angeschlagen, als das Werk gc- 

• mle drei Tage feierte, also niemand von den Arbeitern im Werk war. 

'/.um Wahltag hatten die Bolschewiki und die Menschewiki alle ihre 
Kräfte mobilisiert. Die „Prawda“, die dazu aufrief, für die Bolschewiki 
zu stimmen, schrieb am Wahltag, dem 16. September: 

..Die Wahlen in der Arbeiterkurie im Gouvernement Petersburg und 
im Gouvernement Moskau werden von gewaltiger Bedeutung sein für 
das Proletariat ganz Rußlands, weil cs hier die meisten bewußten, forl- 
< In ittliehen Arbeiter gibt. Wenn sich das Proletariat bei den Bevoll- 
machliglcnwählen zusammcnschlicßt, wird cs midi künftighin genauso 
einträchtig an der Verwirklichung der großen Aufgaben arbeiten kön¬ 
nen, die gegenwärtig vor der Arbeiterklasse stehen. Es ist gewiß lächer¬ 
lich, an die Kandidatur irgendwelcher Schwarzhunderter oder Kadetten 
unter den Arbeitern auch nur zu denken. Aber ebensowenig dürfen 
.Parteilose*, das heißt Menschen ohne Steuer und Segel gewählt werden. 
Die Arbeiter werden auch den schwankenden, unbeständigen Arbeiter¬ 
demokraten ihre Stimme versagen, die an die Kräfte der Arbeiterklasse 
Halbst wenig glauben und bereit sind, der liberalen Bourgeoisie Zuge¬ 
ständnisse zu machen und mit ihr zu paktieren. Die Arbeiter haben 
einen zuverlässigen Leitstern — das sind die Ideale der konsequenten 
Arbeiterdemokratic. Ihm ist die Arbeiterklasse stets gefolgt, ihm wird 
sie auch jetzt folgen. Genossen Arbeiter! Wählt würdige Vertreter, 
überzeugte und konsequente Arbeiterdemokraten!“ 1 

Die Menschewiki trafen verstärkte Vorbereitungen. Sie ließen die 
erste Nummer ihrer Zeitung „Lutsch“ (Der Strahl) am 16. September 
erscheinen; diese Nummer strotzte von Ausfällen gegen die Bolsche¬ 
wiki und rief dazu auf, für die menschewistischen Kandidaten zu stim¬ 
men. Der „Lutsch“ tarnte sich mit verlogenen Aufrufen zur Einheit 
und säte gleichzeitig Zwietracht in der Arbeiterbewegung, indem er die 

1 In der legalen Presse wurden mit konsequenten Arbeiterdemokraten die 
Bolschewiki gemeint. 

a* 
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„Prawda“ und die Bolschewiki der „Spaltertätigkeit“ und sonstiger 
Todsünden bezichtigte. 

Die Wahlen wurden am Sonntag in allen Werken und Fabriken 
zugleich durchgeführt. Nach dem Gesetz hatte die Werk Verwaltung die 
Räume für die Wahl zu stellen. Aber auch dieses Gesetz wurde ver¬ 
letzt. In einem der größten Petersburger Werke, im Obuchow-Werk, 
konnten die Wahlen nicht staltfinden, weil sämtliche Räumlichkeiten 
des Werkes zur festgesetzten Zeit verschlossen waren. Im Ishorski- 
Werk waren die Räume für die Wahlen zwar zur Verfügung gestellt, 
aber der Einlaß auf ganze 15 Minuten beschränkt; danach wurde das 
Tor geschlossen und den später erscheinenden Arbeitern auf diese 
Weise das Wahlrecht genommen. Noch einfacher gingen die Verwal¬ 
tungen des Werkes Siemens & Halske, der Internationalen Schlaf- 
wagengesellsdiaft und einiger anderer Betriebe vor, insbesondere 
solcher, die außerhalb der Stadt gelegen waren: die Arbeiter dieser 
Werke waren von der Verwaltung nicht auf die Wählerliste in der 
Arbeiterkurie gesetzt worden. Als die Arbeiter davon erfuhren und bei 
der Wahlkommission Protest erhoben, wurde ihnen dort erklärt, daß es 
zu spät sei und daß die Kommission ihre Rechte nicht wicderherstellen 
könne. 

Viele andere Maßnahmen wurden getröden, damit die Wahlver¬ 
sammlungen in „entsprechender Weise“ verliefen. Hier und da ver¬ 
haftete die Polizei die ßevolhnächtiglenkandidaten sowie die aktivsten, 
revolutionärsten Arbeiter. Nach dem Gesetz waren fremde Personen, 
so auch die Werkverwaltung und die Polizei, nicht berechtigt, den Ver¬ 
sammlungen beizuwohnen. Dafür zogen vor den Werkgebäuden starke 
Polizeiabteilungen auf, die überzeugend den von der Polizei ausge- 
üblcn Druck veranschaulichten. Um einen Vorwand für die Ungültig¬ 
keitserklärung der Wahlen zu schallen, gab die Verwaltung einiger 
Werke die Liste der Arbeiter mit der zur Teilnahme an den Wahlen 
berechtigenden Beschäftigungsdauer nicht heraus. In den Putilow- 
Werken ging die Verwaltung, als die Wahlen schon beginnen sollten, 
daran, die Werkabteilungen in einzelne Gruppen zu teilen, und erklärte, 
daß die Reparaturarbeitcr, die Zimmerleute, die Maler usw. getrennt 
zu wählen hätten. 



I hi n* Beispiele, und man könnte ihrer noch viele anführen, zeigen, in 
w< I« Int Atmosphäre die Bevollmächtigten wählen in Petersburg vor sich 
1111 »'*• ■ 11 , Die Werkverwaltungen halfen der Regierung überall aktiv, wenn 

• jfidt, die Wahlrechte der Arbeiter zu schmälern. Falsch zusammen- 
M» leihe Listen, Verweigerung der Räume für die Versammlungen, auf 
I • Minuten beschränkter Einlaß in das Werk — all das sollte die Tcil- 
m liiiirrynhl an den Wahlversammlungen verringern und die Umwand¬ 
lung der Wahlen in eine politische Demonstration unmöglich machen. 

Diese Mittel verfehlten jedoch ihren Zweck. Ganz abgesehen davon, 

• laß die Wahlen in der Arbeiterkurie keinen einzigen liberalen oder 
Srhworzhunderterkandidaten ergaben, wurden fast in allen Wahlver- 

iiimilnngen, nachdem die Arbeiter gesprochen halten, Entschließun- 
« n zu Grundfragen angenommen, die die Arbeitermassen damals be¬ 
wegten. Fast überall nahmen die Arbeiter Entschließungen an, in denen 

• ie dagegen protestierten, daß Vertreter der Gewerkschaften nicht zum 
Kongreß der Fabrikinspektoren zugelassen wurden, sowie Entschlie¬ 
ßungen, in denen die sofortige Einberufung eines Kongresses für die 
W ahlen zum Versicherungsrat gefordert wurde. Daneben wurden auch 
Entschließungen allgemein politischen Charakters angenommen. Auf 
diese Weise zeigten die Wahlen der Arbeiterbevollmächtigten, daß das 
Petersburger Proletariat auf revolutionären Positionen stand. 

Die Wahlen in den Hauplwaggonwerkstätten der Nikolai-Eisenbahn, 
wo ich damals tätig war, verliefen etwa unter den gleichen Bedingungen 
wie in den anderen Petersburger Fabriken und Werken. Unser Betrieb, 
in dem damals rund dreitausend Menschen beschäftigt waren, zeichnete 
sich von jeher durch revolutionäre Stimmungen aus. Die Wahlver¬ 
sammlung bei uns fand in der Jama statt — so hieß eine der Werk¬ 
hallen unseres Betriebs, die etwa zehntausend Menschen faßte. In dieser 
I lalle, die eine historische Rolle gespielt hat, wurden die größten 
Kundgebungen des ganzen Bezirks sowohl in der ersten Revolution, 
im Jahre 1905, als auch später veranstaltet. 

Die Wahlversammlung wurde durch ein allgemeines Referat über 
die Wahlen eröffnet. Nach dem Referat begann die Diskussion über die 
Aufgaben der Wahlkampagne, über die Reichsduma, über die Teil¬ 
nahme der Arbeiter an den Wahlen usw. 



Bereits einige Monate vor den Wahlen, Milte des Sommers, erfuhr 
ich, daß die Parteiorganisation meine Kandidatur vorgesehen hatte. 
Mit dem Heranrücken der Wahlen begann in den Werkhallen und 
Werkstätten des Betriebes eine rege Diskussion über die eventuellen 
Kandidaten. Die gesamte Werkbelegschaft kannte mich auf Grund der 
von mir bislang geleisteten Arbeit sehr gut, deshalb fand meine Kan¬ 
didatur allgemeine Unterstützung, und es war klar, daß sie bei den 
Wahlen die übergroße Mehrheit finden werde. Der zweite Kandidat der 
Bolschewiki war Genosse Mclnikow. Neben uns beiden wurden von den 
Menschewiki ebenfalls Kandidaten benannt; auch parteilose Kandi¬ 
daten wurden aufgestellt. 

Man diskutierte hitzig über die Kandidaten; die Versammlung er¬ 
örterte gesondert die Kandidatur eines jeden. Man sprach nicht nur 
über die politische Plattform, sondern auch über die persönlichen 
Eigenschaften, über die Aktivität des Kandidaten, über seine Autorität 
im Werk, seine Standhaftigkeit usw. Die Wahlen wurden in geheimer 
Abstimmung durchgeführt. Als man die abgegebenen Wahlscheine 
nach zahlte, stellte cs sich heraus, daß meine Kandidatur einstimmig 
angenommen worden war. Auch unser zweiter Kandidat, Genosse Mel- 
nikow, wurde zum Bevollmächtigten gewählt. Die übrigen Kandidaten 
erhielten jeweils nur zwei bis drei Stimmen. 

Die in der Petersburger Arbeiterkurie gewählten Bevollmächtigten 
— etwa 82 — wurden in ihrer überwiegenden Mehrheit als Sozialdemo¬ 
kraten gewählt. Viele von ihnen hatten eine revolutionäre Vergangen¬ 
heit, waren Verfolgungen der Polizei ausgesetzt gewesen, hatten vor 
Gericht gestanden, waren verbannt worden usw. Einige von ihnen hat¬ 
ten sich jedoch noch nicht eindeutig fcslgelcgt und schwankten zwischen 
den Bolschewiki und den Menschewiki. Es war also nicht klar, welche 
Ergebnisse das zweite Stadium der Wahlen in der Arbeiterkurie zei¬ 
tigen werde — die Wahl der Wahlmänner, deren Zusammensetzung den 
künftigen Deputierten vorausbestimmte. 

Sowohl die Menschewiki als auch die Bolschewiki begannen eine ver¬ 
stärkte Agitation unter den Bevollmächtigten und versuchten, die Schwan¬ 
kenden für sich zu gewinnen. Der Wahlkampf um die Wahlmänner¬ 
kandidaten war noch heftiger als bei den Bevollmächtigtenwahlcn. 
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I >ii , ( lesetz über die Wahlen zur Reichsduma bereitete auch hier eine 
H. ili. von Schwierigkeiten. Versammlungen der Bevollmächtigten vor 
i« M Waiden wurden nicht zugelassen. Alle Versuche, solche Versamm¬ 
lungen unter irgendeinem Vorwand einzuberufen, durchkreuzte die 
I'«»li/ei, die scharf darüber wachte, daß die von den Arbeitern gewälil- 
>• n Bevollmächtigten nicht miteinander verkehrten. Deshalb spielte 
•Im Agitation in der Presse auch im zweiten Stadium der Wahlkam- 
pMj/ne eine gewaltige Rolle. 

Die „Prawda“ und der mcnschewistische „Lutsch“ agitierten eifrig 
■ •ml forderten die Bevollmächtigten auf, für ihre Kandidaten zu stim¬ 
men. Die Polemik zwischen der „Prawda“ und dem „Lutsch“ war vor 
der Wahl der Wahlmänner noch erbitterter als während der Bevoll- 
miichtigtenwahlen. Die Bolschewiki und die Menschewiki mobilisierten 
das ganze Arsenal ihrer Argumente. 

Die menschewistischcn Liquidatoren beschuldigten die Bolschewiki, 
io würden die Einheit der Arbeiterklasse zerstören. Mit dieser „Ein¬ 
heit“ tarnten die Menschewki die eigenen Versuche, die Erörterung der 
politischen Plattformen beider Fraktionen unter den Bevollmächtigten 
zu verhindern. Am meisten fürchteten die Liquidatoren die Frage nach 
dem revolutionären Programm, da sie im voraus wußten, daß sie auf 
dieser Linie geschlagen würden. Um die Spuren zu verwischen, wichen 
■ie jeder Erörterung der politischen Plattform aus und schwätzten statt 
dessen in allen Tonarten von der „Verständigung“, von der „Einheit“ 
und der „persönlichen Kandidatur“. 

„Allein die Verständigung zwischen den sozialdemokratischen Orga¬ 
nisationen“, so schrieb der „Lutsch“, „und falls eine solche nicht zu¬ 
stande kommt, zwischen den sozialdemokratischen Bevollmächtigten 
mit dem Ziel, auf dem Kongreß der Bevollmächtigten einheitlich auf- 
zutreten und die standhaftesten, würdigsten und bestgeeigneten Wahl¬ 
männer und Deputierten aus den Reihen der sozialdemokratischen 
Bevollmächtigten — ohne Unterschied der Schattierungen — zu wäh¬ 
len, ist der einzige Ausweg aus der schwierigen Lage.“ 

Dieser Ausweg war der einzige für die Menschewiki, da man unter 
der Flagge der „standhaftesten, würdigsten und beslgeeigneten“ Ver¬ 
treter jeden beliebigen mit jeder beliebigen politischen Plattform und 
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folglich auch einen Menschewik durchbringen konnte, auch dann, wenn 
die Menschewiki unter den Bevollmächtigten nicht in der Mehrheit 
sein sollten. 

Die „Prawda“ entlarvte die Menschewiki und schrieb, daß man den 
Kampf innerhalb der Arbeiterklasse nicht fürchten solle, daß dieser 
Kampf die Einheit nicht zerstöre, sondern sie umgekehrt in der Zu¬ 
kunft festige. 

„Dieser Kampf ist unvermeidlich“, schrieb die „Prawda“ am 23. Sep¬ 
tember 1912, „weil die Arbeiter entscheiden müssen, welche Richtung, 
welche Taktik die sozialdemokratische Fraktion in der Reichsduma cin- 
schlagen wird. Dieser Kampf — wir betonen es nachdrücklich — wird 
die Einheit der Arbeiterklasse auch nicht um ein Deut schwächen, weil 
es sich nur um die Wahl des einen oder des anderen Bevollmächtigten 
zum Wahl mann handelt. Die Arbeiter müssen und werden einheitlich 
handeln, aber gerade um dieser Einheit des Proletariats willen ist cs 
notwendig, daß der Arbeiterdcpulierle die Ansichten der Mehrheit und 
nicht der Minderheit der Arbeiter vertritt.“ 

Um zu erfahren, auf wessen Seite die Mehrheit ist, schlugen die Bol- 
schewiki vor, die Zahl der Anhänger der beiden politischen Plattformen 
nach vorheriger Erörterung in derBevollmäduigtenversammlung durch 
Abstimmung zu ermitteln. Die Frage der Plattform war mit der Unter¬ 
ordnung unter die Mehrheit eng verbunden, und das war es gerade, 
was die mcnschewistischcn Liquidatoren nicht wollten, weil sic befürch¬ 
teten, daß sich die Diskussion nicht zu ihren Gunsten gestalten werde. 

Am IG. Oktober 1912 schrieb Lenin in der „Prawda“: 

„Die Sache wird von denen verworren, die jetzt in der Frage der 
Wahl eines einzigen Deputierten von ,Einheit* schreien, wird verwor¬ 
ren, weil sie die Frage durch eine andere ersetzen und durch Geschrei 
den Wesenskern der Sache verdunkeln. 

Was soll da die »Einheit*, wenn einer zu wählen ist und alle dem 
zustimmen, daß er den Willen der Mehrheit der bewußten marxisti¬ 
schen Arbeiter ausdrücken soll? 

Die Liquidatoren scheuen es ofTen auszusprechen, daß sie die Wahl 
eines Liquidators oder eines ,an keine Fraktion Gebundenen* (das heißt 
Schwankenden) wünschen, — und da sie sich fürchten, ihre Ansichten 
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•7/' " zu verteidigen, schmuggeln sie diese auf dem Wege des Betrugs 
• ui, indem sie von der ,Einlieit‘ schwätzen.“ 1 

Mir bolschewistische Fragestellung bei der Wahl der Wahlmänner 
b' l also auf den Kampf zwischen den politischen Plattformen hinaus, 
dir die Taktik der künftigen sozialdemokratischen Fraktion in der 
Itrirhsduma bestimmten, während die Menschewiki in diesem Kampf zu 
•n ;'rn versuchten, indem sie das persönliche Prinzip, das heißt die persön- 
Ia licn Eigenschaften einzelner Kandidaten in den Vordergrund rückten. 

I )ie Auseinandersetzungen zwischen den Bolschewiki und den Men- 
"diewiki wurden immer erbitterter. Diese Auseinandersetzungen wur- 
•l**n sowohl an der Spitze der Parteiorganisationen als auch unten, in 
dm Fabriken und Werken, sowie unter den Bevollmächtigten selbst 
ausgetragen. 

Eine Woche vor der Wahl der Wahlmänner fand eine illegale Ver¬ 
sammlung der Bevollmächtigten im Walde, zwei bis drei Werst von 
den Pulverfabriken an der Ochta entfernt, statt. An dieser Versamm¬ 
lung nahmen etwa 30 Bevollmächtigte und einige Vertreter des Pe¬ 
tersburger Komitees der Bolschewiki sowie des Organisationskomitees 
der Menschewiki teil. Die qualifizierte Zusammensetzung der Ver¬ 
sammlung machte es möglich, die Fragen mit aller Schärfe zu behan¬ 
deln. Es entbrannte ein offener Kampf. Die Bolschewiki wiesen nach, 
daß die Wahlmänner jene Genossen wählen müssen, die das Partei¬ 
programm erfüllen und sich den Direktiven der Partei fügen werden; 
die Liquidatoren beharrten auf ihrem Standpunkt: man müsse, um eine 
Spaltung der Partei zu vermeiden, bestimmte Personen wählen, un¬ 
abhängig davon, welche Plattform sic vertreten. 

Die bolschewistischen Redner erklärten hitzig: „Wir werden euch 
die Masken herunterreißen, mit denen ihr euch tarnt; wir werden den 
Arbeitern zeigen, was sich hinter euren verlogenen Phrasen von der 
,Einheit 4 verbirgt.“ 

Die Versammlung, die länger als fünf Stunden dauerte, verlief sehr 
stürmisch. Obwohl unsere Entschließung die absolute Stimmenmehrheit 
erhielt, indem sic zwei Drittel der Stimmen der anwesenden Bevoll¬ 
mächtigten auf sich vereinigte, lehnten cs die Liquidatoren ab, sich ihr 

1 W. I. Lenin, Werke, Bd. 18, S. 318/19, russ. 
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zu fügen. Alle Versuche, irgendeine Verständigung zu erreichen, blieben 
ergebnislos. Die eine wie die andere Seite machte verschiedene Vor¬ 
schläge, aber diese Vorschläge wurden vom Gegner kategorisch ab¬ 
gelehnt. Mit den Besprechungen über die Festlegung einer einheitlichen 
Linie ging die individuelle Bearbeitung einzelner Bevollmächtigter 
einher. 

Am letzten Tag vor dem Wahlkongreß stießen die menschewistischen 
Bevollmächtigten in der Arbeiterkurie die Drohung aus, sie würden 
es auf eine Spaltung ankommen lassen, falls ihre Vorschläge nicht 
angenommen werden sollten. Der „Lutsch“ schrieb, die Menschewiki 
würden selbständig Parallelkandidaten auch in der zweiten Kurie von 
Petersburg aufstellen, wenn bei der Wahl der Wahlmänner keine Ver¬ 
ständigung erzielt werde. Natürlich vermochte diese Drohung unseren 
Entschluß in keiner Weise zu beeinflussen. 


4. Der Kongreß der Bevollmächtigten in der Arbeiterkurie 

Der Kongreß der Bevollmächtigten in der Arbeiterkurie fand am 
5. Oktober statt. Genauso wie im ersten Stadium der Wahlen wandte 
die Regierung eine bewährte Methode an, indem sie die Mitteilung 
über die Wahlen einen Tag zuvor, das heißt wenige Stunden vor dem 
Kongreß der Bevollmächtigten, veröffentlichte. Allein schon diese Hast 
sollte den Wahlkongreß scheitern lassen, aber diesmal wurde noch eine 
weitere Überraschung vorbereitet. Mit der Ansetzung des Wahlkon¬ 
gresses zugleich wurden die Bevollmächtigten einiger Fabriken und 
Werke „erläutert“. Am 4. Oktober, also am Vorabend des Wahlkon¬ 
gresses, erhielten die Arbeiter von 21 Fabriken und Werken die Mit¬ 
teilung, die Wahlen der Bevollmächtigten seien als ungültig erklärt 
worden. Schließlich wurden auf dem Wahlkongreß selbst, auf Grund 
einer Eilbenachrichtigung des Gouverneurs, die Bevollmächtigten von 
acht weiteren Betrieben des Schlüsselburger Kreises „erläutert“. Zu 
den „erläuterten“ gehörten die größten Werke, wie die Putilow-Werke, 
die neun Bevollmächtigte gewählt halten, die Newa-Werft, die drei 
Bevollmächtigte entsandte, usw. 
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I >er Wahlkongreß sollte sechs Wahlmänner wählen. Die Bolsche- 

•K i und die Menschewiki hatten ihre Kandidaten aufgestellt. In der 

I ’i iwda“ wurde auf der ersten Seite in großen Lettern folgender Aufruf 
mi die Bevollmächtigten veröffentlicht: 

„11eilte Wahlen der Wahlmänner in der Arbeiterkurie des St. Peters¬ 
burger Gouvernements. Genossen Bevollmächtigte! Wählt konsequente 
und standhafte Arbeiterdemokralen! 

Gebt Eure Stimme ab für die Sozialdemokraten: Leonid Fjodoro- 
wlisch Jegorow — Sestrorezk-Werk, Jakow Iwanowitsch Iwanow — 
Ochta-Werk für Sprengstoffe, Michail Iwanowitsch Saizew — Fabrik 
I ’ahl, Pjotr Ignatjewitsch Ignatjew — Ochta-Pulverfabrik, Wassili 
lljitsch Jegorow — Ishora-Wcrk, Alexcj Jcgorowitsch Badajew — 
I lauptwaggonwerkstätten der Nikolai-Eisenbahn.“ 

Diese im voraus vorbereitete Liste wurde erst am Wahltag selbst, 
am 5. Oktober veröffentlicht, um die Kandidaten nicht einer eventuellen 
Verhaftung auszusetzen. 

Die Wahlen fanden im Gebäude der Petersburger Stadtduma statt. 
Der Beginn des Wahlkongresses war auf zwölf Uhr mittags angesetzt, 
aber die meisten Bevollmächtigten halten sich bereits eine Stunde vor 
Beginn versammelt. Wir lernten einander kennen und versuchten fest- 
zustellen, wer unseren Standpunkt bezieht und wer für die Menschewiki 
stimmen wird. 

Als offizieller Vorsitzender des Kongresses fungierte auf Anordnung 
der Regierung der stellvertretende Bürgermeister von Petersburg, 
Djomkin, ein ausgesprochener Schwarzhunderter, der in gewissen¬ 
hafter Erfüllung seiner Polizeipflichten bemüht war, die ohnehin ein¬ 
geschränkten Wahlen noch weiter einzuschränken. Für die Vorberatung 
zur Klärung der Kandidatenliste stellte Djomkin nur eine Stunde zur 
Verfügung. 

Unter den fünfzig Bevollmächtigten gab es nur fünf bis sechs Partei¬ 
lose. Die übrigen waren Sozialdemokraten: Bolschewiki und Mensche¬ 
wiki. Die auf den engen Kreis der Bevollmächtigten beschränkte 
Beratung war die letzte Etappe des Kampfes, der in den vorangegan¬ 
genen Wochen geführt worden war. Jetzt galt cs endgültig fcstzulcgcn, 
wer gewählt werden sollte. Deshalb nahmen die Diskussionen in der 
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Beratung ungemein leidenschaftlichen und stürmischen Charakter an. 
Jede Gruppe erschien mit einer eigenen Liste, mit einem eigenen 
Beschluß; es kam gar nicht in Frage, daß irgend jemand nachgab. Die 
Diskussionsreden hatten lediglich den Zweck, jene Bevollmächtigten 
für sich zu gewinnen, die sich aus irgendeinem Grunde noch nicht end¬ 
gültig festgelegt, die sich noch nicht entschieden hatten, wem sie ilire 
Stimme geben sollten. Es sprachen vorwiegend die von der Partei 
vorgesehenen Kandidaten: von uns — Saizew, Ignatjcw, L. F. Jegorow 
und ich; von den Menschewiki — Petrow und noch zwei bis drei 
andere. 

Trotz der Einwände der Liquidatoren setzten wir es dennoch durch, 
daß mit der Erörterung der Wahlplattformen begonnen wurde. Als 
erster sprach der Vertreter der Menschewiki. Als aber einer der bolsche¬ 
wistischen Kandidaten danach begann, die Wahlplattform därzulegen, 
trat Djomkin in den Saal, unterbrach die Beratung und schlug vor, an 
die eigentlichen Wahlen zu gehen. 

Im Saal waren Wahlurnen entsprechend der Zahl der Bevollmäch¬ 
tigten aufgestellt: an jeder war eine Karte mit dem Familiennamen des 
Bevollmächtigten angeheflet. Die Abstimmung erfolgte geheim, durch 
Kugeln. Es verging mehr als eine Stunde, bis alle Kugeln abgegeben 
waren und die Wahlhandlung beendet war. Es begann die Auszählung 
der abgegebenen Stimmen. Die Wahlergebnisse waren folgende: P. 1. 
Sudakow (Crcighton-Werk) 41 Stimmen, N. P. Petrow (Ishora-Werk) 
27 Stimmen, P. I. Ignatjcw (Ochta-Pulverfabrik) 33 Stimmen, M. I. 
Saizew, (Fabrik Pahl) 32 Stimmen, A. J. Badajew (Ilauptwaggonwerk- 
stätten der Nikolai-Eisenbahn) 31 Stimmen, L. F. Jegorow (Sestrorezk- 
Werk) 26 Stimmen. Alle Gewählten waren Sozialdemokraten, wobei von 
der in der „Prawda“ vorgcschlagenen Liste vier Bolschcwiki gewählt 
wurden. 


5. Proteststreiks gegen die Aufhebung der Wahlen 

Die Atmosphäre, in der der Wahlkongreß vor sich ging, die über¬ 
eilten „Erläuterungen” der Bevollmächtigten aus fast der Hälfte der 
Fabriken und Werke mußten zwangsläufig eine Explosion der Empö- 



niiig unter den Petersburger Arbeitern auslüsen. Die Regierung war in 
der Verhöhnung der Arbeiter zu weit gegangen. Diese antworteten 
darauf mit einem machtvollen Protest Am 4. Oktober fand eine Sitzung 
der Exekutivkommission des Petersburger Komitees unserer Partei 
statt. Es wurde beschlossen, einen gemeinsamen Proteststreik gegen 
die „Erläuterung“ der Wahlen in der Arbeiterkurie zu organisieren. 

Als erste handelten die Putilow-Werke. Schon am Wahltag, am 
f>. Oktober, versammelten sich die Arbeiter nach dem Mittagessen, ohne 
die Arbeit aufzunehmen, in den Werkstätten und riefen den Streik aus. 
Es streikte der ganze Betrieb — rund 14 000 Menschen. Um drei Uhr 
nachmittags verließen einige tausend Arbeiter die Werke und begaben 
sich unter Gesang revolutionärer Lieder an das Narwa-Tor, wo sie von 
der Polizei auseinandergetrieben wurden. Den Pu tilow-Werken folgte 
die Newa-Werft, deren 6500 Arbeiter eine Kundgebung und eine poli¬ 
tische Demonstration veranstalteten. Ihnen schlossen sich die Arbeiter 
der Fabrik Pahl, der Fabrik Maxwell, der Großlischlerei Alexejew an 
der Ochta usw. an. Danach folgten die Werke Eriksson, Lössner, 
Geißler, „Vulkan“, Dullon, Langensiepen, „Phönix“, die Fabriken von 
Tschcscher, Beck, I^bedew und andere. 

Der Streik grifT auf alle Petersburger Bezirke über. Es beteiligten sich 
daran nicht nur die Werke, in denen die Bevollmächtigtcnwahlen für 
ungültig erklärt worden waren, sondern auch solche, deren Bevoll¬ 
mächtigte nicht „erläutert“ wurden. Der Streik war von Kundgebungen 
und Demonstrationen begleitet, ln einigen Werken verknüpften die 
Arbeiter den Protest gegen die Kassierung der Wahlen mit dem Protest 
gegen die Verfolgung der Gewerkschaften. Der Streik war ausschließlich 
politischer Natur, es wurden keinerlei ökonomische Forderungen gestellt. 

Innerhalb von zehn Tagen erfaßte die Proteststreikbewegung gegen 
die Kassierung der Bevollmächtigtcnwahlen rund 100 000 Menschen. 
Diese Bewegung zeigte, daß die Arbeiter ihre Wahlrechte nicht preis¬ 
geben wollten und sehr wohl verstanden, welche außerordentliche 
Bedeutung die Wahlen und die künftige Tätigkeit der Arbeiterdepu¬ 
tierten in der Reichsduma für sie hatten. 

Die Streikwelle stieg an bis zu dem Augenblick, da die Regierung 
einsah, daß man die Arbeiterwähler nicht so leicht ausschallen kann, 
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und neue Bevollmäditigtenwahlen in den „erläuterten“ Betrieben 
ansetzte. Auf die Liste der Betriebe wurden viele Werke und Fabriken 
gesetzt, die an den Bevollmäditigtenwahlen bislang nicht teilgenommen 
hatten. Im Zusammenhang damit wurden audi die Wahlen der Wahl¬ 
männer für ungültig erklärt; sie sollten nach der Zuwahl der Bevoll- 
mäditigten neu vorgenommen werden. Das war ein großer Sieg der 
Arbeiterklasse, die die Passivität der vorangegangenen Jahre der 
Reaktion abgesdiüttelt hatte und bereits mit großer Kraft den Kampf 
für ihre Rechte aufnahm. 

Die Zusatzwahlen der Bevollmächtigten in mehr als zwanzig Betrie¬ 
ben wurden auf Sonntag, den 14. Oktober, angesetzt. Genauso wie 
vor den ersten Wahlen begannen die „Prawda“ und unsere Partei¬ 
organisation eine verstärkte Agitationskampagne und forderten die 
Arbeiter auf, für die bolschewistischen Kandidaten zu stimmen. 

Die Wahlen fanden in der Atmosphäre des immer noch andauernden 
Proteststreiks gegen den Raub der Arbeiterwahlrechte statt. Die Ver¬ 
sammlungen in den Fabriken und Werken zeichneten sich durch starken 
revolutionären Aufschwung und durch noch erhöhtes Interesse für die 
Wahlkampagne aus. In den Versammlungen sprachen Dutzende von 
Rednern — Bolschewiki wie auch Menschewiki. 

In den „erläuterten“ Betrieben wurden in den meisten Fällen die 
gleichen Bevollmächtigten gewählt, aber diesmal wurde ihnen ein 
Wählerauftrag erteilt. Fast überall wurde der „Auftrag“ der Bolschewiki 
angenommen. Bezeichnenderweise wurde unser Auftrag sogar in einigen 
Betrieben angenommen, wo Menschewiki gewählt worden waren. Im 
Sem jannikow-Werk zum Beispiel, das einen Bolschewik und zwei 
Menschewiki wählte, versuchten die Menschewiki, an unserem „Wähler¬ 
auftrag“ eine „Korrektur“ vorzunehmen, die eine der menschewistischen 
Losungen — die der Koalitionsfreiheit — enthielt. Diese Korrektur 
wurde von der übergroßen Mehrheit abgelehnt, die den Entwurf des 
„Wählerauftrages“ ohne jegliche Änderungen annahm. Der bolsche¬ 
wistische „Wählerauftrag“ wurde auch von Fabriken und Werken 
angenommen, in denen die ersten Bevollmächtigtenwahlen bestätigt 
wurden. Für den „Wählerauftrag“ wurden zahlreiche Unterschriften 
der Arbeiter gesammelt. 
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Gleich nach Beendigung der Bevollmächtigtcnwahlen wurde der 
Wahlkongreß angesetzt, auf dem erneut die sechs Wahlmänner in der 
Arbeiterkurie gewählt werden sollten. 

Audi diesmal gelang es vor dem Wahlkongreß nidit, sich über eine 
Einheitsliste der Wahlmännerkandidaten zu verständigen. Die zwisdien 
den beiden Parteiorganisationen geführten Besprechungen waren von 
der gleidien Art wie die vorangegangenen. Die Bolschewiki wie 
auch die Menschewiki beharrten fest auf ihren alten Positionen und 
weigerten sich, irgendeine Abmachung miteinander zu treffen. Die Liste 
der von der bolsdiewislisdien Partei aufgestcllten Kandidaten war im 
wesentlidien fast die glcidie wie bei den ersten Wahlen. 

Am 17. Oktober wurde auf der ersten Seite der „Prawda“ in großen 
Lettern ein neuer Aufruf unserer bolsdiewistisdien Organisation ab¬ 
gedruckt: 

„Heule Wahlen der Wahlmänner in der Arbeiterkurie des St. Peters¬ 
burger Gouvernements! 

Genossen Bevollmächtigte! Wählt konsequente und standhafte 
Sozialdemokraten! 

Stimml nur für folgende Genossen: Lconid Fjodorowitsch Jegorow — 
Scstrorezk-Werk, Nikolai Iwanowitsch Iwanow — Newa-Werft, Michail 
lwanowitsch Saizew — Fabrik Pahl, Pjotr Ignatjewitsch Ignatjew — 
Ochta-Pulverfabrik, Alexej Jegorowitsch Badajew — Hauptwaggon- 
werkstätten der Nikolai-Eisenbahn, Anissim Fjodorowitsch Kostju- 
kow — Putilow-Werke.“ 

Zu dem zweiten Wahlkongreß, der am 17. Oktober statlfand, kamen 
fast doppelt soviel Bevollmächtigte wie zu dem ersten. Im Saal der 
Stadtduma versammelten sich mehr als 80 Bevollmächtigte. 

Die Proteststreiks und -kundgebungen der Petersburger Arbeiter 
hatten auch Djomkin offensichtlich beeindruckt. Er beschränkte nidit 
inehr die Zeit für die Vorberatung, die über vier Stunden dauerte. 
Die hitzigen Diskussionen zwisdien den Bolschewiki und den Liqui¬ 
datoren entbrannten mit neuer Kraft. Im Zusammenhang mit der 
Erörterung der Wahlplatlformen entfaltete sich der Kampf auf der 
ganzen Linie der revolutionären Aufgaben, die vor der Arbeiterklasse 
standen. 



Da die Bevollmächtigten cs für notwendig hielten, die Wahlen für 
eine politische Demonstration auszunutzen, faßten sie am Ende der 
Beratung eine Reihe von Resolutionen zu den politischen Haupt¬ 
fragen: eine Protestresolution gegen den damals entbrannten Balkan¬ 
krieg; eine Resolution, die den künftigen Deputierten verpflichtete, die 
Frage der Revision in Sachen der sozialdemokratischen Mitglieder der 
II. Reichsduma erneut aufzuwerfen, und eine Protestresolution gegen 
die Aburteilung von Matrosen der Schwarzmeerflotte. 

In einem Aufruf an die Wähler der zweiten städtischen Kurie forderte 
die Bevollmächtigtenversammlung diese auf, ihre Stimme abzugeben 
für die Kandidaten der sozialdemokratischen Partei als „der einzigen 
standhaften, revolutionären und furchtlosen Verteidigerin der Volks¬ 
interessen, als der einzigen unversöhnlichen Kämpferin gegen die 
politische Rechtlosigkeit, für volle Freiheit und ungeschmälerte Rechte 
des Volkes“. 

Gegen Ende der Beratung wurde der von den Bolschcwiki vor¬ 
geschlagene „Wählerauftrag der Petersburger Arbeiter an ihren Arbeiter¬ 
deputierten“ einstimmig angenommen. 

Ungeachtet der einstimmigen Annahme des bolschewistischen 
„Wählerauftrags“ wurden die Stimmen bei den anschließenden Wahlen 
für zwei selbständige Listen — die der Bolschcwiki und die der Mensche¬ 
wiki — abgegeben. Die in gleicher Weise wie auf dem ersten Kongreß 
mit Kugeln durchgeführle geheime Abstimmung zeigte, daß nur fünf 
Personen die absolute Mehrheit erhalten hatten. Nach unserer Liste 
wurden zwei gewählt: Für mich wurden 49 Stimmen abgegeben und 
gegen mich 33, für Kostjukow 45 und gegen ihn 37. Die restlichen drei 
waren Menschewiki: Gudkow, Petrow und Sudakow. Der zweite Wahl¬ 
gang am nächsten Tag ergab Stimmengleichheit für zwei Bolschcwiki: 
für Ignatjew und für Saizcw. Der erstere wurde durch Auslosung 
Wahlmann. 

Das zweite Stadium der Wahlen endete somit mit gleichen Ergeb¬ 
nissen für die Bolschcwiki und die Menschewiki: sowohl wir als auch 
die Liquidatoren hatten je drei Wahlmänner. 

Die Partei forderte, alle Wahlmänner — mit Ausnahme des durch 
die Parteiorganisation bestätigten Kandidaten — sollten sich nicht 
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mehr zur Abstimmung stellen und sich der Entscheidung der Mehrheit 
fügen. Bei Stimmengleichheit aber konnte man nicht erwarten, daß 
irgendeine der Fraktionen freiwillig auf die Aufstellung ihres Kandidaten 
verzichten würde. 

Bei der Einschätzung der Wahlergebnisse unterstrich der Aufsatz 
..Der Wille der Bevollmächtigten“ in der „Prawda“ vom 19. Oktober 
1912, daß die Annahme des bolschewistischen „Wählerauftrags“ klar 
darauf hinweist, wer in die Duma zu wählen ist: 

„Der Wählerauftrag ist eine Direktive an den Deputierten. Der 
Wählerauftrag macht den Deputierten. Wie der Wählerauftrag, so auch 
der Deputierte. Wovon aber spricht der Wählerauftrag, den die Peters¬ 
burger Großbetriebe vorgeschlagen haben und den die Versammlung 
der Bevollmächtigten angenommen hat? 

Der Wählerauftrag spricht vor allem von den Aufgaben des Jah¬ 
res 1905, davon, daß diese Aufgaben ungelöst geblieben sind, daß die 
ökonomische und politische Lage des Landes ihre Lösung unvermeidlich 
macht. Die Befreiung des Landes kann, dem Wählerauftrag zufolge, 
nur durch Kampf erreicht werden, einen Kampf an zwei Fronten: 
gegen die feudal-bürokratischen Überbleibsel einerseits und gegen die 
verräterische liberale Bourgeoisie anderseits. Wobei ein zuverlässiger 
Verbündeter der Arbeiter nur die Bauernschaft sein kann. Aber der 
Kampf kann nur unter der Bedingung der Hegemonie (Führerrolle) 
des Proletariats siegreich sein. Je mehr Bewußtsein und Organisiertheit 
die Arbeiterschaft hat, desto besser wird sie die Rolle des Volksführers 
erfüllen. Da nun die Dumatribüne unter den gegebenen Bedingungen 
eines der besten Mittel der Organisierung und Aufklärung der Massen 
ist, schicken die Arbeiter ihren Deputierten in die Duma, damit er sich, 
ebenso wie die gesamte sozialdemokratische Fraktion der IV. Duma, 
für die grundlegenden Aufgaben des Proletariats, für die vollen und 
unverkürzten Forderungen des Landes einsetze ... 

Das ist der Inhalt des Wählerauftrags. 

Man begreift unschwer, daß sich dieser Wählerauftrag grundlegend 
von der »Plattform* der Liquidatoren unterscheidet — er ist ganz und 
gar antiliquidatorisch. 
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Die Frage ist nun: Wenn sich die Liquidatoren dennoch erdreisten 
und ihren eigenen Deputiertenkandidaten aufstellen, was soll dann mit 
dem Wählerauftrag werden, den doch der Deputierte durchführen soll, 
da ja der Kongreß der Bevollmächtigten einen bestimmten Beschluß 
hierüber gefaßt hat?“ 

6. Die Wahlen des Deputierten 

Obwohl der „Wählerauftrag“ in Anpassung an die legalen Möglich¬ 
keiten, zur Verlesung in Versammlungen und zur Veröffentlichung in 
der Presse geschrieben war, kamen in ihm die ungeschmälerten revo¬ 
lutionären Hauptforderungen der Arbeiterklasse dennoch prägnant und 
verständlich zum Ausdruck. 

Für die Liquidatoren hatte jedoch der im „Wählerauftrag“ klar zum 
Ausdruck gebrachte Wille der Bevollmächtigten keine Bedeutung. Sie 
wollten ihren Kandidaten unter allen Umständen durchbringen und 
um dieses Ziel zu erreichen, waren sie zu beliebigen Maßnahmen bereit. 

Die wenigen Tage, die zwischen der Wahl der Wahlmänner und 
der Wahl der Deputierten lugen, wurden für ununterbrochene Be¬ 
sprechungen zwischen den Parteikomitees und zwischen den Wahl¬ 
männern selbst ausgenutzt. Wir setzten auseinander, von den Peters¬ 
burger Arbeitern könne nur ein Bolschewik in die Duma gewählt 
werden, da alle Umstände auf das Vorherrschen bolschewistischer 
Stimmungen in der Arbeitermasse hinweisen. Der Verlauf der Wahlen 
sprach auch in den ersten Stadien für uns. Auf dem ersten Wahl¬ 
kongreß wurden nach unserer Liste vier Personen gewählt, von den 
restlichen zwei kam nur einer als ausgesprochener Liquidator durch, 
der andere aber schloß sich erst nach der Wahl den Menschewiki an. 
Auf dem zweiten Kongreß herrschten ebenfalls bolschewistische Stim¬ 
mungen vor, was vor allem aus der Annahme des „Wählerauftrags“ 
hervorgeht. Die zufällige Verteilung der Stimmen durfte nicht der Anlaß 
sein, den Willen der gewaltigen Mehrheit der Petersburger Arbeiter 
zu entstellen. 

Alle Argumente prallten an den Liquidatoren ab. Sie beharrten auf 
ihrem Standpunkt. Mehr noch — sie lehnten sogar den Vorschlag einiger 
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Ilolschewiki, die wenigstens die Aktionseinheit bei den Wahlen sicliern 
wollten, ab, die Frage durch das Los zu entscheiden. Bei der Ablehnung 
dieses Vorschlages rechneten die Menschewiki offenbar damit, daß die 
Wahlmänner der Kadetten und Oktobristen bei der Abstimmung in 
der Arbeiterkurie zweifellos den Menschewiki den Vorzug geben 
würden. Das schwätzte ganz unzweideutig die bürgerliche Zeitung 
„Birshewyje Wedomosti“ (Börsennachrichten) aus, die am Wahltag 
elbst mitteilte, daß „die Kandidatur eines Menschewiken als erwünscht 
gilt“. 

Die Bolschewiki wie auch die Menschewiki erschienen zu der Gou- 
vernementsversammlung der Wahlmänner mit der festen Absicht, ihren 
Kandidaten für die Duma durchzubringen. 

In dem Aufsatz „Zu den Ergebnissen der Wahlen in der Arbeiter- 
Kurie Petersburgs“ in der „Prawda“ vom 24. Oktober 1912 heißt cs 
über das Verhalten der Menschewiki bei den Wahlen der Wahl- 
männer: 

„Die Versammlung der Bevollmächtigten sprach sich mit übergroßer 
Mehrheit für den von den Anhängern der ,Prawda 4 vorgeschlagenen 
Wählerauftrag aus. Damit bestimmte sie ihre Physiognomie. Es trium¬ 
phierte die politische Linie der Antiliquidatoren. Der Versuch der 
liquidatoren, das zu verhindern, scheiterte. 

Wären die Liquidatoren politisch ehrlich, hätten sie Achtung vor 
ihren Ansichten, so hätten sic ihre Kandidaten zurückgezogen und alle 
Plätze den Anhängern der ,Prawda 4 überlassen. Denn cs ist ganz klar, 
daß nur Anhänger des Wählerauftrags Kandidaten sein konnten. Gegner 
des Wählerauftrags als Verteidiger des Wählerauftrags — darauf konn¬ 
ten sich nur politische Bankrotteure einlassen. Die Liquidatoren ließen 
sich auch darauf ein! Indem sie vor den Bevollmächtigten ihre Ansich¬ 
ten verhehlten, sich zeitweilig als ,Unsrigc 4 verstellten, die angeblich 
gegen den beschlossenen Wählerauftrag »nichts einzuwenden haben 4 , 
sich als Anhänger der Einheit aufspielten und sich über die Antiliqui¬ 
datoren als über Spalter beklagten, waren sie bemüht, sich die nicht¬ 
fraktionellen Bevollmächtigten geneigt zu machen, um irgendwie ihre 
eigenen Leute ,durchzuschmuggeln 4 . Und wirklich, sie schmuggelten 
sie durcli, indem sie die Bevollmächtigten betrogen. 


4 * 
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Es war klar, daß das Abenteurertum der Liquidatoren kein Ende 
haben würde. 

Nicht weniger klar war auch, daß die politische Linie der ,Prawda\ 
und nur sie, die Sympathie des Petersburger Proletariats findet, daß 
entsprechend dem Willen der Bevollmächtigten nur ein Anhänger der 
,Prawda‘ Arbeiterdeputierter sein kann. 

Einen größeren Sieg haben wir gar nicht gewünscht...“ 

Der Wahlmännerkongreß fand am 20. Oktober im Gebäude der 
Semslwo-Verwaltung des Gouvernements in der Kabinetskaja Straße 
statt. Insgesamt sollten vom Petersburger Gouvernement vier Depu¬ 
tierte gewählt werden: einer von den Bauern, zwei von den Guts- und 
Hausbesitzern sowie einer von der Arbeiterkurie. Von allen diesen 
Gruppen nahmen an dem Kongreß 60 Wahlmänner teil. Die Mehr¬ 
heit bildeten die Progressistcn und die Oklobristen, die miteinander 
ein Abkommen gegen die Recliten und die Nationalisten geschlossen 
hatten. 

Der von der Regierung eingesetzte Vorsitzende, der „durchlaueinigste“ 
Fürst Saltykow verlas die entsprechenden Punkte des Gesetzes und der 
Instruktion, überprüfte die Listen der Wahlmänner und forderte die 
Anwesenden auf, zur Wahl der Deputierten zu schreiten. Die Wahlen 
erfolgten in geheimer Abstimmung mit Kugeln. 

Zunächst wurde über den Kandidaten der Bauern abgcslimmt, 
deren Wahlmänner ein Progressist und vier Rechte waren. Da die 
Progressistcn uns darum baten, erklärten wir uns bereit, für ihren 
Kandidaten zu stimmen, jedoch unter der Bedingung, daß er in Fragen 
der Arbeitsgesetzgebung in der Duma mit der sozialdemokratischen 
Fraktion stimmen werde. Der betreffende Kandidat wurde gewählt. 
Von den Hausbesitzern erhielt ebenfalls ein Progressist, von den Guts¬ 
besitzern ein Vertreter der Oktobristcn die meisten Stimmen. 

Dann ging der Kongreß an die Wahl des Deputierten der Arbeiter¬ 
kurie. Es stellten sich alle Wahlmänner — die Bolschewiki und die 
Menschewiki — zur Wahl. Als die abgegebenen Stimmen ausgezählt 
wurden, stellte sich heraus, daß die meisten Stimmen für meine Kandi¬ 
datur abgegeben worden waren. Ich war mit 34 Stimmen gegen 29 
gewählt worden. Die Liquidatoren waren durchgefallen. 
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Kapitel III 


Die sozialdemokratische Fraktion der IV. Reichsduma 

1. Nach den Wahlen 

Zwischen den Wahlen in Petersburg und der Eröffnung der Reichs¬ 
duma lag mehr als ein Monat Diese Zeit wurde dazu genutzt, sich auf 
die Eröffnung der Duma vorzubereiten, die sozialdemokratische Duma- 
fraktion zu bilden und sonstige Vorbereitungsarbeiten, die mit der 
'Tätigkeit unserer Fraktion im Zusammenhang standen, zu erledigen. 

Die Tätigkeit innerhalb der Duma war nur ein Teil der Aufgaben, 
die vor den Arbeiterdeputierten standen; an erster Stelle stand die 
Arbeit außerhalb der Duma. Gleich nach den Wahlen stürzte ich mich 
ganz und gar in diese Arbeit. Für mich ergab sich eine Reihe neuer 
Verpflichtungen in der Partei- und Gewerkschaftsarbeit, in der „Prawda“ 
usw. Mit der „Prawda“ knüpfte ich die engsten Beziehungen an. 

Es war klar, daß es für uns Arbeiterdeputierte notwendig war, von 
den ersten Tagen an in enge Verbindung mit dem Zentralkomitee der 
Partei zu treten und von ihm unmittelbar Hinweise entgegenzunehmen. 
Doch es gelang nicht, eine gemeinsame Beratung vor der Eröffnung der 
Duma einzuberufen; man beschloß, sic bis zu den ersten Dumaferien 
zu vertagen, weil die Beratung dann gründlich vorbereitet und besser 
organisiert werden konnte. 

Bei den täglichen Besuchen in der „Prawda“-Redaktion kam ich mit 
Vertretern der Arbeiterorganisationen zusammen und lernte auf diese 
Weise die Stimmungen unter den breiten Arbeitermassen kennen. Die 
Arbeiter kamen in die „Prawda“ aus allen Stadtbezirken und erzählten, 
was sich in den Fabriken und Werken tat, wie die legalen und illegalen 
Organisationen arbeiteten. Die Gespräche und Begegnungen mit Ver¬ 
tretern der am revolutionärsten gestimmten Arbeitergruppen gaben 
mir, dem Deputierten von Petersburg, umfangreiches Material für die 
künftige Dumatätigkeit. 

Die Arbeiter hielten die bolschewistischen Deputierten für die wahren 
Vertreter ihrer Interessen. Kaum waren die Ergebnisse der Wahlen für 



Petersburg in den Zeitungen veröffentlicht, als auch schon Arbeiter 
verschiedener Fabriken und Werke sich mit allen möglichen Gesuchen 
und Fragen an mich zu wenden begannen. Um mit Vertretern dieser 
Werke Zusammenkommen zu können und gleichzeitig der „Prawda“- 
Redaktion näher zu sein, mußte ich ins Stadtzentrum ziehen. Ich gab 
meine Arbeit im Werk auf, mietete eine Wohnung in der Schpalcrnaja 
Straße und zog so aus meiner Wohnung hinter der Newskaja Sastawa 
in die Nähe der Reichsduma. 

Schon früher, im Werk, hatten mich die Polizeispitzel nicht „un¬ 
beachtet“ gelassen. Als ich zum Bevollmächtigten gewählt worden 
war, verstärkte sich diese „Beachtung“. Nach der Wahl zum Wahl¬ 
mann wurde der Schweif der Polizeispitzel noch größer. Jetzt aber 
belagerten die Polizeispitzel im wahrsten Sinne dieses Wortes meine 
Wohnung und verfolgten jeden meiner Schritte und jeden meiner 
Besucher. 

Eine umfangreiche Post ging täglich bei mir ein. Man schrieb nicht 
nur aus Petersburg, sondern auch aus anderen Städten. Neben den Zu¬ 
schriften gab cs auch unzählige persönliche Besuche. Um möglichst 
enge Beziehungen zu den breiten Arbeitermassen herzustellen, gab ich 
durch die „Prawda“ die „Sprechstunden“ in meiner Wohnung bekannt. 
Ich empfing täglich viele Besucher, die in persönlichen Fragen oder 
auch als Vertreter verschiedener Organisationen kamen. 

Die Fragen, die man mir vorbrachte, waren sehr verschiedenartig. 
In Gesprächen und in den bei mir eingehenden Briefen wurden 
ausnahmslos alle Seiten des Arbeitcrlebens behandelt. Ich erhielt 
Informationen über die Arbeit der Gewerkschaften, über die Polizei¬ 
repressalien gegen diese, über Streiks und Aussperrungen, über die 
Arbeitslosigkeit, über neue Fälle der Polizeiwillkür, ich wurde gebeten, 
mich für Verhaftete einzusetzen. Viele Briefe erhielt ich von Verbann¬ 
ten, die mich baten, ihnen irgendeine materielle Hilfe zu beschallen. 
Man wandte sieh an mich auch in persönlichen Fragen, sogar mit der 
Bitte um Arbeit. Viele kamen, um mit mir über die künftige Duma- 
täligkeit der Arbeiterdeputierten zu sprechen, man fragte mich über 
die Reichsduma aus, äußerte Wünsche, stellte Forderungen, erteilte 
Ratschläge usw. 
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Auf alle diese Briefe und Gesuche mußte unverzüglich geantwortet 
werden, ln dringenden Fällen antwortete ich telegrafisch, ln anderen 
Fällen wurden unverzüglich verschiedenartige Maßnahmen eingeleitet, 
Besprechungen mit Regierungsstellen geführt. Das alles nahm sehr viel 
Zeit in Anspruch und füllte schon lange vor der Eröffnung der Duma 
fast den ganzen Tag aus. 

Die Telegramme und Meldungen von auswärts ließen nach und nach 
das Bild von den Wahlen in Rußland erstehen. Sehr bald wurde die 
ungefähre Zusammensetzung der künftigen sozialdemokratischen 
Dumafraktion bekannt, aber nicht alle Informationen waren exakt und 
zuverlässig genug. So war es nicht klar, was der Irkutsker Deputierte 
Mankow darstellte. Falsch war die Meldung von der Wahl eines sozial¬ 
demokratischen Deputierten im Küstengebiet in Sibirien. Später stellt^ 
es sieh heraus, daß dort kein Sozialdemokrat, sondern ein Trudowik 
gewählt worden war. Im allgemeinen konnte man sich auf die Mel¬ 
dungen der offiziellen Telegrafenagentur nicht verlassen. Häufig wurde 
in den Telegrammen mitgeteilt, daß ein „Linker“ gewählt worden sei, 
es war aber nicht bekannt, welcher Partei dieser „Linke“ angehörte. 

Wie sich die gewählten Deputierten zusammensetzten, wurde erst 
völlig klar, als sie nach Petersburg kamen. Als Deputierter von Peters¬ 
burg veröffentlichte ich in der „Prawda“ eine Anzeige und bat alle 
ankommenden sozialdemokratischen Deputierten um einen Besuch, um 
die Organisierung der Fraktion zu besprechen. Meine Adresse sollte 
in der „Prawda“-Redaktion erfragt werden. Diese Anzeige hatte den 
Zweck, sofort eine Verbindung zwischen den Deputierten und der 
„Prawda“ herzustellen und sie unter den Einfluß der Parteiorgane der 
Bolschcwiki zu bringen. Die sozialdemokratischen Deputierten suchten 
also als erstes die Redaktion der „Prawda“ auf und begaben sich erst 
danach in die Reichsduma. Außer den Arbeiterdeputierten waren es 
die Menschewiki Tschchei'dse und Skobelew, die der „Prawda“ eine 
„Visite abstatteten“, da sie sich bemühten, „gute“ Beziehungen zu den 
Bolschcwiki herzustellen. 

Als die meisten sozialdemokratischen Deputierten in Petersburg 
eingetroffen waren, begannen die Beratungen und das gegenseitige 
Informieren über die Wähleraufträge und die Stimmungen der Gebiete, 
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in denen die Deputierten gewählt worden waren. Ursprünglich kamen 
wir im Taurischen Palast und später in den eigenen Räumen der Frak¬ 
tion zusammen. Die für die Fraktion gemietete Wohnung befand sich 
in der 9. Roshdestwenskaja Straße Nr. 39. Es war eine kleine Wohnung 
mit 4—5 Zimmern. Das Haus, in dem die Fraktion ihre Räume hatte, 
wurde unverzüglich von einer Abteilung Polizeispitzel umgeben, die 
Tag und Nacht kein Auge von dem Eingang und von den Fenstern der 
Fraktionsräume ließen. 


2. Die Zusammensetzung der sozialdemokratischen Fraktion 

Wie auch in der 11. und der III. Duma war die sozialdemokratische 
Fraktion der IV. Reichsduma in der ersten Zeit ihres Bestehens eine 
vereinigte Fraktion, die sich aus Bolschcwiki und Menschewiki zu- 
sammensetzte. Aber im Gegensatz zu den vorangegangenen Dumas 
begann in der Fraktion gleich von den ersten Tagen an ein scharfer 
Kampf zwischen den Bolschcwiki und den Menschewiki. Die III. Duma 
war in der Periode der finstersten Reaktion und der Ebbe des revo¬ 
lutionären Kampfes eröffnet worden. Die Wahlen zur IV. Duma 
dagegen gingen unter den Bedingungen eines Aufschwungs in der 
Arbeiterbewegung vor sidi. Die Arbeiterklasse, die erneut in die Arena 
des revolutionären Kampfes getreten war, ging rasch auf die Seite der 
Bolschewiki über. 

Bei den Wahlen in den Arbeiterkurien entbrannte der Kampf 
zwischen den Bolschewiki und den Menschewiki mit besonderer Leiden- 
schaft lieh keil, und dieser Kampf mußte natürlich auch in die sozial¬ 
demokratische Dumafraktion hinübergreifen. Deshalb begann gleich in 
der ersten organisatorischen Versammlung innerhalb der vereinigten 
Fraktion ein erbitterter Kampf zwischen ihrem bolschewistischen und 
ihrem menschcwistischcn Flügel. 

Kurz vor der Eröffnung der IV. Duma fand die erste organisatorische 
Versammlung der Fraktion statt. Unter Ausnutzung ihrer Mehrheit in 
der Fraktion versuchten die Menschewiki, die meisten Plätze im Präsi¬ 
dium einzunehmen. Aber auf unsere Forderungen hin mußten die 



Menschewiki dennoch dem bolschewistischen Teil der Fraktion fast die 
Hälfte der Plätze im Präsidium überlassen. Zum Vorsitzenden der 
Fraktion wurde der Menschewik Tschcheidse und zum Stellvertreter 
des Vorsitzenden Malinowski gewählt, der sich für einen Bolschewik 
misgab (später wurde bekannt, daß Malinowski ein Provokateur war). 

Insgesamt gehörten der sozialdemokratischen Fraktion der IV. Duma 
vierzehn Deputierte an, darunter sechs Bolschewiki und sieben Men¬ 
schewiki, deren Anhänger auch das nicht vollberechtigte Mitglied der 
Fraktion, der Deputierte der polnischen Arbeiter (der Deputierte War¬ 
schaus) Jagicllo war. Dieses, wenn auch unbedeutende Übergewicht der 
Menschewiki schien nach außen hin die Behauptung zu rechtfertigen, 
daß die Mehrheit der Arbeiterklasse auf seiten der Menschewiki stehe. 
Fine solche Behauptung wäre jedoch grundfalsch gewesen. Bei sorg¬ 
fältiger Prüfung der Wahlergebnisse konnte man sich leicht davon 
überzeugen, daß es die Bolschewiki waren, hinter denen der überwie¬ 
gende Teil der russischen Arbeiter stand, und daß nur die bolschewisti¬ 
schen Deputierten die wahren Vertreter der Arbeiterklasse in der Duma 
waren. 

Die Wahlen in allen sechs Arbeiterkurien der bedeutendsten Indu¬ 
striegebiete hatten mit dem Sieg der Bolschewiki geendet. Die mensche- 
wistischen Deputierten dagegen wurden nicht in den Arbeiterzentren, 
sondern zumeist in den Randgebieten mit überwiegend kleinbürger¬ 
licher Bevölkerung gewählt. Man brauchte nur die Arbeiter in den 
Gebieten, die für die Bolschewiki gestimmt hatten, und in den Gebieten, 
in denen die Menschewiki gewählt wurden, zusammenzuzählen, um zu 
erkennen, wem die Arbeitermassen folgten, und wer die Menschewiki 
wählte. In den sechs Gouvernements mit Arbeiterkurien zählte man 
1008 000 Arbeiter (in Fabriken und Bergwerken), während es in den 
acht Gouvernements, die die Menschewiki entsandten, 214 000 Arbeiter 
und einschließlich des Gouvernements Baku, wo die Arbeiter nach dem 
Gesetz nicht gesondert wählen durften, 246 000 Arbeiter gab. Allein 
aus diesen Zahlen geht hervor, daß die bolschewistischen Deputierten 
fast fünfmal soviel Arbeiter repräsentierten wie die menschewistisehen 
Deputierten. Nur das verworrene Wahlsystem, das eigens darauf ge¬ 
richtet war, die Vertretung der Arbeiterklasse zu dezimieren, konnte zu 



einem solchen Kräfteverhältnis innerhalb der sozialdemokratischen 
Fraktion führen. 

Der vorherrschende Einfluß der Bolschewiki unter den Arbeitermas¬ 
sen wurde ersichtlich, wenn man einen Vergleich mit den Deputierten 
anstellte, die in den Arbeiterkurien zu den vorangegangenen Reichs¬ 
dumas gewählt worden waren. In der II. Duma gab es von der Arbeiter¬ 
kurie 12 Menschewiki und 11 Bolschewiki; in der III. Duma ebensoviel 
Bolschewiki wie Menschewiki, in der IV. Duma dagegen waren alle 
sechs in den Arbeiterkurien gewählten Deputierten Bolschewiki. Wäh¬ 
rend die Bolschewiki zur Zeit der Wahlen für die II. Duma, die mit 
dem Londoner Parteitag zusammen fielen, bereits innerhalb der Sozial¬ 
demokratie vorherrschten, konnte es nunmehr keinen Zweifel darüber 
geben, daß die Bolschewiki mindestens drei Viertel aller revolutionären 
Arbeiter hinter sich hatten. 

Wenn aber die Zusammensetzung der gesamten sozialdemokratischen 
Fraktion bei dieser Sachlage dennoch nicht den Stimmungen des Pro¬ 
letariats entsprach, war das keine zufällige Erscheinung. Die opportu¬ 
nistische Zusammensetzung der parlamentarischen Vertretungen der 
Arbeiterparteien ist für alle bürgerlichen Staaten charakteristisch. Das 
wird durch das Wahlsystem begünstigt, das in jeder bürgerlichen Ord¬ 
nung bezweckt, die Rechte der revolutionären Arbeiter zu schmälern. 
Gleichzeitig zeigen die nichtprolctarischen Elemente der sozialistisehen 
Parteien — die sich diesen Parteien anschließende Klcinbourgeoisie, die 
Angestellten und Vertreter der Intelligenz — in der bürgerlichen Ge¬ 
sellschaft die größte Eignung und Neigung zur parlamentarischen Tä¬ 
tigkeit. 

Während dem bolschewistischen Flügel der Fraktion ausschließlich 
Arbeiter angehörten, die unmittelbar aus den Fabriken und Werken in 
die Duma kamen, setzte sich die menschewistische Siebenergruppe zur 
Hälfte aus Vertretern der Intelligenz zusammen: Tschcheidse war von 
Beruf Journalist, Skobclew Ingenieur und Tschchenkeli Rechtsanwalt. 
Dieses Dreigespann vertrat den Kaukasus, der auch in die vorangegan¬ 
genen Dumas Menschewiki entsandt hatte. Entscheidend für den be¬ 
ständigen Wahlerfolg der Menschewiki im Kaukasus war die Oppo¬ 
sition der Bevölkerung gegen die Russifizierungspolitik der Zarenregie- 
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nmg. Gerade am Beispiel der Wahl der kaukasischen Deputierten 
konnte man sich sehr leicht davon überzeugen, daß die Menschewiki vor 
allem mit den Stimmen der Kleinbourgeoisie in die Duma gewählt 
worden waren. 

Die Arbeiter unter den Deputierten, die der menschewistischen 
Gruppe angehörten, waren ebenfalls von der Bevölkerung der Rand¬ 
gebiete gewählt worden: Burjanow vom Taurischen Gouvernement, 
l'iiljakow vom Dongebiet und Chaustow vom Gouvernement Ufa. Bei 
der Wahl dieser Deputierten hatten die Stimmen der kleinbürgerlichen 
Bevölkerungskreise, die durch die nationalistische Politik der Selbst¬ 
herrschaft unterdrückt wurden, den Ausschlag gegeben. 

Die Wahl Mankows war sogar gegen den Willen der Arbeiterwähler 
erfolgt. An der Gouvernementswahlversammlung in Irkutsk nahmen 
von den 20 Wahlmännern nur 12 teil. Die übrigen Wahlmänner waren 
„erläutert“ worden; eine neue Wahl statt der kassierten hatte nicht 
stattgefunden. Diese Wahlmachenschaft machte es den Irkutskcr Ar¬ 
beitern unmöglich, ihren Kandidaten durchzubringen, und so wurde 
überraschenderweise Mankow gewählt, dessen ullraliquidatorische An¬ 
sichten nicht den Stimmungen der Arbeiterwähler entsprachen. Zugleich 
mit der Ankunft Mankows in Petersburg erhielt die Fraktion einen 
Protest der Irkutskcr Arbeiter gegen seine Wahl. Eine Zeitlang wurde 
sogar erwogen, Mankow die Vollmachten zu entziehen. Ferner wurde 
gefordert, die Wahlen in Irkutsk zu kassieren. Selbst bei den Mensche¬ 
wiki gab es anfänglich Schwankungen in der Frage, ob man Mankow 
mit einem solchen „Attestat“ in die sozialdemokratische Fraktion auf¬ 
nehmen solle. 

3. Die ersten Auseinandersetzungen mit den Menschewiki 

Noch unzulässiger war der Verlauf bei der Wahl des Warschauer 
Deputierten Jagicllo, der sich den Menschewiki anschloß. Jagiello 
gehörte der PPS (Polnische Sozialistische Partei) an, in der kleinbürger¬ 
liche, nationalistische Tendenzen vorherrschten. Mit dieser Partei bildete 
der „Bund“ bei den Wahlen einen Block gegen die Sozialdemokraten. 
Schon damit trat der „Bund“ als eine Spalterorganisation auf und ver- 



letzte sämtliche Beschlüsse und Richtlinien der Partei, die sich kate¬ 
gorisch geweigert hatte, die PPS in ihre Reihen aufzunehmen. Die 
Sozialdemokraten erhielten bei den Wahlen die Mehrheit: von den 
drei Wahlmännern der Arbeiter gehörten zwei (Bronowski und Sa- 
lewski) den Sozialdemokraten an, dritter wurde der Kandidat des 
Blocks Jagiello. Somit konnte Jagiello in jedem Falle nur als Kandidat 
einer Minderheit der Arbeiter gelten. Dieser Vertreter der Minderheit 
erhielt im nächsten Stadium der Wahlen die Stimmen der Vertreter der 
jüdischen Bourgeoisie, die cs nicht gewagt hatten, einen eigenen Kandi¬ 
daten aufzustellen, und zugleich verhindern wollten, daß ein polnischer 
Nationalist und Antisemit in die Duma komme. Jagiello wurde also 
von einem Block der PPS, des „Bundes“ und der nationalistischen jü¬ 
dischen Bourgeoisie zum Deputierten gewählt, gegen die Mehrheit der 
Warschauer Arbeiter, die ihre Stimmen der polnischen sozialdemokra¬ 
tischen Partei gegeben hatten. 

Trotz der Erklärung Jagiellos, er werde sich allen Beschlüssen der 
sozialdemokratischen Fraktion fügen, waren die Bolschcwiki entschie¬ 
den gegen seine Aufnahme in die Fraktion. Wir wünschten es nicht, 
durch die Aufnahme Jagiellos den spalterischen Schritt des „Bundes“ 
zu sanktionieren. Jagiello konnte höchstens als ein sich der sozialdemo¬ 
kratischen Fraktion anschließender Deputierter aufgenommen werden, 
wie man in der II. Duma mit den litauischen Sozialdemokraten verfuhr, 
die damals nicht der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands 
angehörten. 

Die Menschewiki aber begrüßten Jagiello als Verbündeten, der ihnen 
im Kampf gegen die bolschewistischen sechs Deputierten eine Stimme 
mehr geben konnte. Sic wollten Jagiello vorbehaltlos, mit den gleichen 
Rechten wie die anderen Deputierten als Mitglied der Fraktion auf¬ 
nehmen. Wir protestierten entschieden gegen eine solche völlige Igno¬ 
rierung der von den Parteiorganen gefaßten Beschlüsse. Das war eine 
der ersten Auseinandersetzungen innerhalb der Fraktion. 

Nach langem und zähem Kampf zwangen wir den menschewistischen 
Teil der Fraktion dennoch, seine Positionen zum Teil aufzugeben. 
Unter dem Druck der bolschewistischen Arbeiterdepulierten mußten die 
Menschewiki einen „eingeschränkten Beschluß“ annehmen: Jagiello 



wurde in die sozialdemokratische Fraktion als nicht voll berechtigtes 
Mitglied aufgenommen — er erhielt beschließende Stimme in Fragen 
der Dumaaktionen und beratende Stimme in Fragen des inneren Le¬ 
hms der sozialdemokratischen Fraktion. 

Der Beschluß der sozialdemokratischen Fraktion, so schrieb aus die¬ 
sem Anlaß die „Prawda“, sei der Versuch, den Boden zu sondieren, 
irgend etwas Versöhnendes zu finden; die Zukunft werde zeigen, ob die 
Kraktion den Weg zum Frieden gefunden habe. 

Die Zukunft hat gezeigt, daß die skeptische Einstellung der Bolsche- 
wiki zu der Möglichkeit einer Versöhnung mit den Menschewiki inner¬ 
halb der Fraktion völlig berechtigt war. Die bolschewistischen Arbeiter¬ 
deputierten führten als Vollstrecker des Willens der gesamten Arbeiter¬ 
klasse, die sie als Vertreter in die Duma entsandt hatte, einen keine 
Minute lang nachlassenden Kampf gegen die Liquidatoren. 

Die bolschewistischen Deputierten waren durch feste Bande mit der 
gesamten Masse des russischen Proletariats verbunden, das in ihnen 
allein seine wahren und wirklichen Vertreter erblickte. Unsere ganze 
bolschewistische Sechsergruppe setzte sich ausschließlich aus Arbeitern 
zusammen, die mitten aus dem Arbeitermilieu in die Reichsduma ge¬ 
kommen waren. Jeder von uns hatte von klein auf alle „Reize“ der 
kapitalistischen Wirtschaft am eigenen Leibe erfahren. Für uns alle war 
die Willkür der Zarenregierung ebensowenig abstrakte Theorie wie die 
härteste Ausbeutung der Arbeiterklasse durch die Bourgeoisie und deren 
Lakaien: wir hatten das alles selber erfahren. 

Der Arbeiterklasse war nach großen Mühen, nach zahlreichen Ver¬ 
lusten und bitteren Niederlagen im Wechsel mit Siegen das Recht zu¬ 
gefallen, ihre Vertreter in die Reichsduma zu entsenden. Durch unseren 
Kampf gegen die bestehende Ordnung mitten im Fegefeuer, mitten im 
Herzen des feindlichen Lagers sollten wir die gewaltigen Opfer recht¬ 
fertigen, die von der Arbeiterklasse Rußlands gebracht werden waren. 
Das Bewußtsein einer großen und verantwortungsvollen Aufgabe ver¬ 
stärkte nur noch mehr die revolutionäre Energie und den Willen der 
Arbeiterdeputierten im Kampf gegen die offenen Feinde des Prole¬ 
tariats wie auch gegen seine verborgenen Feinde, die die Vorwärts¬ 
entwicklung der revolutionären Bewegung zu hemmen versuchten. 



Vier Metall- und zwei Textilarbeiter bildeten die bolschewistische 
Sechsergruppe in der IV. Reichsduma. Die bolschewistischen Depu¬ 
tierten waren von den größten Industriezentren Rußlands gewählt wor¬ 
den. Ich war von der Arbeiterkurie des Petersburger Gouvernements, 
R. W. Malinowski von der des Moskauer Gouvernements, M. K. Mu- 
ranow von der des Gouvernements Charkow, G. I. Petrowski von der 
des Gouvernements Jekaterinoslaw, F. N. Samoilow von der Arbeiter¬ 
kurie des Gouvernements Wladimir und N. R. Schagow von der des 
Gouvernements Kostroma gewählt worden. 


• 4. Die Unterstützung durch die Arbeiterklasse 

Im Grunde repräsentierten die Arbeiterdeputierten nicht nur die Ge¬ 
biete, von denen sie gewählt worden waren. Sobald unsere Wahl be¬ 
kanntgeworden war, trafen bei uns Briefe, Erklärungen und Resolu¬ 
tionen von Arbeitern verschiedener Gebiete ein, die uns mit der 
Wahrnehmung ihrer Interessen beauftragten. 

Ich möchte als Beispiel einen solchen Brief anführen, den ich in den 
ersten Novemberlagen 1912 erhielt: 

„Verehrter Genosse! Ihnen ist aus den Zeitungen der traurige Aus¬ 
gang der Wahlen im Gouvernement Kursk bekannt. Als Auswirkung 
des Wahlgesetzes vom 3. Juni sind Markow-Leute, ärgste Feinde der 
Arbeiter, als Mitglieder der Duma gewählt worden. Auf diese Weise 
sind die ureigensten Interessen des Proletariats ohne Schutz geblieben. 
Deshalb beauftragen wir, eine Gruppe Kurskcr Bevollmächtigter, Sic, 
den Erwählten der Petersburger Arbeiter, und andere Mitglieder der 
sozialdemokratischen Fraktion der IV. Duma mit der Wahrnehmung 
der Interessen unserer Wähler und schließen uns dem Wählerauftrag 
an, der Ihnen vom Petersburger Proletariat erteilt worden ist. Mit ka¬ 
meradschaftlichem Gruß, Bevollmächtigte des Kurskor Gouverne¬ 
ments.“ 

„Das Gouvernement Witebsk“, so schrieben in ihrem Wählerauftrag 
Arbeiter von der Dwina, „hat in die Reichsduma nur Schwarzhunderter 
entsandt. Kein einziger Vertreter der werktätigen Bevölkerung ver- 



mochte über die Schranken des Gesetzes vom 3. Juni hinweg in den 
l au rischen Palast vorzudringen. Wir fortschrittlichen Dwinaarbeiter 
entbieten der sozialdemokratischen Fraktion in ihrer Gesamtheit einen 
•Iübenden kameradschaftlichen Gruß und bitten sie, die Wahrnehmung 
der Interessen der Demokratie im Gouvernement Witebsk zu über¬ 
nehmen.“ 

Trotz der Repressalien, die jedem drohten, der in Briefwechsel mit 
bolschewistischen Deputierten trat, schickten uns Arbeiter aus allen 
Teilen Rußlands über die Polizeiabsperrungen hinweg ihre Aufträge 
und Grüße und versicherten uns ihrer Unterstützung, ln vielen Wähler¬ 
aufträgen forderten die Arbeiter ihre Deputierten auf, enge Verbindun¬ 
gen aufzunehmen zum Petersburger Proletariat, das die ganze Zeit in 
der Vorhut der revolutionären Bewegung marschierte. 

In den Wählerauftrag, den der Deputierte Muranow von den Arbei¬ 
tern des Lokomotivwerks in Charkow sowie von den sozialdemokra¬ 
tischen Gruppen der Stadt, des Betriebs und der Eisenbahn erhalten 
hatte, war folgender Punkt aufgenommen worden: „In einem politisch 
kritischen Moment ist der Deputierte verpflichtet, sich mit dem Prole¬ 
tariat, das ihn zum Mitglied der Reichsduma gewählt hat, in Verbin¬ 
dung zu setzen und unbedingt engere Beziehungen zum Petersburger 
Proletariat aufzunehmen.“ Die gleichen Wünsche waren auch an andere 
Arbeiterdeputierte gerichtet worden. 

Für die bolschewistischen Deputierten war die Unterstützung der 
Petersburger Arbeiter von erstrangiger Bedeutung. Wenn die Bolsche- 
wiki von der Dumatribüne aus die Regierung anklagten oder entlarv¬ 
ten, waren sie stets davon überzeugt, daß sie gleich in der Nähe, 
jenseits der Mauern des Taurischen Palastes, die Unterstützung der 
Petersburger Proletarier finden, die den Eindruck der Dumaaktionen 
durch ihre Streiks und machtvollen Demonstrationen um ein Vielfaches 
verstärkten. Das Petersburger Proletariat wurde durch die Arbeiter auch 
anderer Gebiete Rußlands unterstützt. Aber der erste, unmittelbare An¬ 
sturm in starken und dichten Reihen erfolgte stets durch die Peters¬ 
burger Arbeiter. Gerade deswegen stützte sich die Tätigkeit der bolsche¬ 
wistischen Dumadepulierten wohl zu drei Vierteln auf die revolutionäre 
Bewegung der proletarischen Vorhut — der Arbeiter von Petersburg. 
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Die „Prawda“ brachte die Stimmungen der revolutionären Peters¬ 
burger Arbeiter zum Ausdruck, als sie am 15. November 1912 den 
Beginn unserer Dumaarbeit begrüßte und schrieb: 

„Die Redaktion der,Prawda* begrüßt die sozialdemokratische Fraktion 
der IV. Reichsduma und wünscht ihr Erfolg auf ihrem schweren und ver¬ 
antwortungsvollen Posten bei der standhaften und konsequenten Wahr¬ 
nehmung der Interessen des Proletariats und der gesamten Demokratie.“ 

„ln der IV. Duma“, so schrieb eine Gruppe Petersburger Arbeiter am 
18. November 1912 in einer über die „Prawda“ zugeschickten Gruß¬ 
botschaft, „gibt es wenige Bänke, einen schmalen Sektor im Halbkreis 
der Duma, wo wirkliche Erwählte des Volkes sitzen, wo Menschen 
sitzen, deren Ilerzen im gleichen Takt schlagen wie die Herzen der Ar¬ 
beiter und Bauern Rußlands. Das sind die Arbeiterdeputierten, das ist 
die sozialdemokratische Fraktion.“ 

Wir zogen also in die Reichsduma, stark durch die Unterstützung 
nicht nur Hunderttausender von Proletariern, die sich unmittelbar an 
den Wahlen in den Arbeiterkurien beteiligt hatten, sondern auch der 
gesamten übrigen Masse des russischen Proletariats, das seine Ein¬ 
stellung zu den Arbciterdepulierten in zahlreichen Resolutionen, Wün¬ 
schen, Grußbotschaften, Aufträgen usw. zum Ausdruck brachte. Diese 
feste und später noch erstarkende Verbindung zu den breiten Arbeiter¬ 
massen bedeutete für uns eine gewaltige Hilfe in unserer Dumatätig¬ 
keit, die für die Arbeiterdeputierten ungemein schwierig und kom¬ 
pliziert war. 

Für die Menschewiki wurden die Schwierigkeiten der Dumaarbeit 
dadurch gemindert, daß es unter ihnen Menschen gab, die für diese 
Tätigkeit besser vorbereitet waren. Der Führer der Menschewiki, 
Tschchcidse, hatte zuvor fünf Jahre lang an der Spitze der sozialdemo¬ 
kratischen Fraktion der III. Duma gestanden. Während dieser Zeit 
hatte er große Erfahrungen gesammelt. Er verstand es, unter den kom¬ 
plizierten Bedingungen in der Duma geschickt zu lavieren. Große Be¬ 
deutung halle auch die Gewöhnung daran, von der Dumatribüne aus 
zu sprechen, sowie die Kenntnis besonderer Tricks, die es möglich 
machten, dem Druck des Vorsitzenden zu entgehen und die Ausfälle 
der Schwarzhundertermehrheit abzuwehren. 
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Alle Dumafraktionen ließen sich in ihrer Arbeit von sogenannten 
..nachkundigen Personen“ helfen. Das waren Anhänger und Gesinnungs¬ 
genossen der in der Duma vertretenen Parteien. Unter ihrer Mitwir¬ 
kung und mit ihrer Hilfe wurden die notwendigen Unterlagen für die 
llrden gesammelt, Gesetzentwürfe ausgearbeitet, Interpellationen ver¬ 
faßt, die Texte der Reden erörtert und bestätigt usw. 

Für die sozialdemokratische Fraktion waren „sachkundige Personen“ 
dieser Art von besonderer Bedeutung, da unsere Partei illegal war. Die 
sozialdemokratischen Deputierten wurden in ihrer Arbeit vor allem 
durch die Parteischriftsteller und -journalisten unterstützt sowie durch 
solche Parteimitglieder, die in den jeweiligen Fragen über die notwen¬ 
dige Fachbildung verfügten (Juristen, Wirtschaftswissenschaftler usw.). 
Darunter gab es Menschewiki wie auch Bolschewiki. Doch von den Men¬ 
schewiki gab cs bedeutend mehr, da die Ochrana vor allem hinter den 
Bolschewiki, den gefährlicheren Feinden der Zarenregierung, her war. 

Eine große Hilfe sowohl bei der Organisierung der Fraktion als auch 
in den verschiedenen Perioden ihrer Tätigkeit leisteten uns J. M. 
Swerdlow, W. M. Molotow, M. S. Olminski und andere leitende Funk¬ 
tionäre der bolschewistischen Partei. 


Kapitel IV 

Eröffnung der IV. Duma 
1. Der Streik am Tage der DumaerölTnung 

Der Beginn der Arbeit der neuen, der IV. Duma war von einer Streik¬ 
welle begleitet. Die Arbeiterklasse halle sehr wohl erkannt, welche 
starke Waffe in ihrer Hand der Streik ist, und bediente sich ihrer weit¬ 
gehend im Kampf gegen die Zarenregierung und die Bourgeoisie. 

Unmittelbar vor der Eröffnung der IV. Duma, die auf den 15. No¬ 
vember 1912 angeselzt worden war, kam es in Petersburg zu einem 
Proteststreik gegen die Verurteilung von Matrosen der Sdiwarzmeer- 
flotle. Das Marinegericht in Sewastopol hatte für Vorbereitung zum 


5 Badajew, Iteichsduma 


65 



Aufstand 17 Matrosen zum Tode und 106 zu Zuchthausstrafen ver¬ 
urteilt. Die Reaktion auf das Todesurteil gegen die revolutionären Ma¬ 
trosen waren Massenproteststreiks, die in Petersburg begannen und 
später auch auf andere Gebiete Rußlands Übergriffen. Innerhalb einer 
Woche hatten über 60 000 Arbeiter, das heißt rund ein Viertel aller 
Arbeiter Petersburgs, an eintägigen Streiks teilgenommen. Insgesamt 
beteiligten sich etwa eine viertel Million Menschen an den Streiks in 
Rußland. 

In einigen Petersburger Werken waren die Streiks von Demonstra¬ 
tionen begleitet. Mit roten Fahnen zogen die Arbeiter, revolutionäre 
Lieder singend, auf die Straßen. 

Die durch das Urteil des Marinegerichts ausgelöste Streikbewegung 
ebbte bis zur Eröffnung der Reichsduma nicht ab und gestaltete ßidi 
zu einem neuen politischen Streik, der auf den Tag der ersten Duma¬ 
sitzung angesetzt wurde. Die Hauptlosungen des Streiks vom 15. No¬ 
vember waren: Protest gegen das 3.-Juni-Regime und die reaktionäre 
Reichsduma, Unterstützung der in die Duma gewählten Sozialdemo¬ 
kraten. Zugleich protestierten die streikenden Arbeiter erneut gegen die 
Verurteilung der Matrosen zum Tode und gegen die Repressalien, 
denen politische Häftlinge in den Zuchthäusern von Algatschi und 
Kutomar ausgesetzt waren. 

Die Streiks und Demonstrationen waren von drei Gruppen Peters¬ 
burger Sozialdemokraten organisiert worden. Die drei Tage vor der 
Eröffnung der Duma herausgegebene Proklamation trug folgende Un¬ 
terschriften: „St. Petersburger zentrale sozialdemokratische Gruppe der 
Gewerkschaftsfunktionäre“, „Gruppe von Sozialdemokraten“ und 
„Gruppe von revolutionären Sozialdemokraten“. Weder das Petersbur¬ 
ger Komitee der Bolsdiewiki noch das Organisationsbüro der Mensche¬ 
wiki standen mit der Herausgabe der Proklamation und der Organisie¬ 
rung des Streiks in irgendeinem Zusammenhang. Mehr noch: die Initia¬ 
toren des Streiks hatten von der Herausgabe ihres Aufrufs weder die 
Parteikomitees noch die Redaktionen der beiden Zeitungen („Prawda“ 
und „Lutsch“), ja nicht einmal unsere Dumafraktion in Kenntnis ge¬ 
setzt, die sich bereits zwei Wochen vor dem Streik konstituiert hatte. 

Derartige partisanenhafte Aktionen einzelner Gruppen resultierten 



diuuus, daß die revolutionäre Bewegung noch unzulänglich organisiert 
und nicht zentralisiert genug war. Andererseits konnte man derartige 
\ Kl innen zum Teil auch dadurch erklären, daß es schwierig war, Ver¬ 
bindung mit den leitenden Parteikomitees aufzunehmen, denen die 
* »riirana in erster Linie nachstellte und die sich daher besonders 
lamm mußten. Das prägte auch dem Charakter der Aktionen solcher 
Initiativgruppen“ seinen Stempel auf: ihnen fehlte die exakte und 
laste Parteilinie. Ihre üblichen Losungen waren: „Keine Fraktionen“, 
Vereinigung“ und jene Unklarheit und Unbestimmtheit, die für die 
Künftigen „Meshrayonzy“ 1 charakteristisch waren. 

In der von der Initiativgruppe erlassenen Proklamation waren bol- 
ehewistische und menschewistische Losungen miteinander vermengt 
worden: die „Beschlagnahme des Gutsbesitzerlandes“ fand darin Platz 
neben der „Koalitionsfreiheit“, „wirkliche Volksvertretung“ neben dem 
Kampf für die Demokratische Republik“ usw. 

Die Proklamation war drei Tage vor dem 15. November herausgege¬ 
ben und in den Fabriken und Werken verteilt worden. Gleichzeitig be¬ 
iriehen die Initiatoren des Streiks mündliche Agitation unter den Ar¬ 
beitern. Auf diese Weise waren unsere Fraktion wie auch die Peters¬ 
burger Parteizentren vor vollendete Tatsachen gestellt worden. 

Wir beriefen dringend eine Beratung ein, an der alle bereits in 
Petersburg eingetrolTcnen Deputierten — Bolschewiki und Mensche¬ 
wiki — teilnahmen. Unter dem Druck der mcnschewistischen Mehrheit 
wurde beschlossen, sich gegen den Streik am 15. November auszu¬ 
sprechen. Im Namen der Fraktion wurde im „Lutsch“ eine Mitteilung 
veröffentlicht, wonach die in den Fabriken und Werken verbreitete 

1 „Zwischengruppe“ („Zwischenbezirkliche Organisation vereinigter Sozial¬ 
demokraten“) — entstand in Petersburg im Jahre 1913. Ihr gehörten trotz- 
kistische Menschewiki und ein Teil ehemaliger Bolschewiki an, die sich von 
der Partei abgespalten hatten. Während des ersten Weltkrieges bezog die 
Zwischongruppc“ einen zentristischen Standpunkt und kämpfte gegen die 
Bolschewiki. Im Jahre 1917 erklärte sich die „Zwischengruppe“ mit der Linie 
der bolschewistischen Partei einverstanden. Deshalb bildeten die Bolschewiki 
bei den Wahlen zu den Petrogradcr Bezirksdumas im Mai 1917 einen Block 
mit ihr. Auf dem VI. Parteitag der SDAPR(B) wurde die „Zwischengruppe“ 
in die Partei aufgenommen. Einige Mitglieder der „Zwischengruppe“ um 
Trotzki wurden später wieder ausgeschlossen. Die Red. 
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Proklamation — soweit die Fraktion informiert war — „von keiner der 
autoritativen Petersburger sozialdemokratischen Gruppen ausgeht“. 

Zweifellos war die Teilnahme der bolschewistischen Deputierten an 
der Absetzung des Streiks ein Fehler. Obwohl der Streik unorganisiert, 
nicht so, wie es sich gehört hätte, vorbereitet wurde, war cs falsch, diese 
Aktion zu stoppen, da der Aufruf zum Streik unter den Arbeitern Zu¬ 
stimmung gefunden hatte. 

Die Aufgabe der Partei war es, die Bewegung in organisierte Bahnen 
zu lenken, durch ihre Führung jede revolutionäre Aktion der Arbeiter 
zu unterstützen und sie für eine noch stärkere Erweiterung der Front 
des revolutionären Kampfes auszunutzen. 

Die Erklärung der Fraktion stieß auf den Protest der Gruppen, die 
den Streik organisiert hatten. Bereits nach dem 15. November, als der 
Streik und die Demonstration dennoch stattgefunden halten, wurde im 
Petersburger Parteikomitee die Frage nach der Einstellung der Duma¬ 
fraktion zu diesen Aktionen aufgeworfen. Es wurde beschlossen, ge¬ 
meinsam mit Vertretern der Initiativgruppen eine Untersuchungskom¬ 
mission zu bilden. Dieser Kommission gehörten von den Menschewiki 
Skobclcw und von den Bolschewiki ich an. 

In den Räumen der „Prawda“-Druckerei fand spät in der Nacht mit 
Vertretern der Gruppen, die den Streik organisiert hatten, eine Bera¬ 
tung statt, an der auch das Petersburger Komitee tcilnahm. Wir klärten 
alle Umstände, unter denen der Streik ausgerufen und die Prokla¬ 
mation erlassen worden war (insbesondere stellte sich dabei heraus, daß 
die meisten der Organisatoren des Streiks Bolschewiki waren), und 
kamen zu dem Schluß, daß das Verhalten und die Einstellung der 
Dumafraktion falsch waren. Die Arbeiter wurden darüber in einer 
Reihe von Partei Versammlungen informiert. 


2. Der 15. November auf den Straßen der Hauptstadt 


Insgesamt nahmen an dem Tagesstreik vom 15. November nach 
Schätzungen der zaristischen Geheimpolizei rund 30 000 Arbeiter aus 
Petersburger Fabriken und Werken teil. Im Bericht an den Direktor 
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•I« * Polizeidepartements beleuchtet die Ochrana die Ereignisse vom 
I!». November wie folgt: 

..Seil elf Uhr früh wurden im Viertel des Taurischen Palastes auf den 
Bürgersteigen Bewegungen kleiner Arbeitergruppen beobachtet, und 
i'.* gen ein Uhr erschien dort eine geringe Anzahl von Studenten und 
Vertretern der Intelligenz. Dieses Publikum zirkulierte lange um den 
Tun rischen Garten, die Maßnahmen der Polizei hinderten sie jedoch 
• hu .ui, sich zu gruppieren; nach und nach zerstreuten sie sich. 

(Hfcnsichtlich aus den Reihen dieser Arbeiter und Studenten bildete 
sii li gegen drei Uhr dreißig in der Kirotschnaja Straße eine Menge, die, 
« im* taschentuchgroße rote Fahne mit der Inschrift ,Fort mit der Selbst¬ 
herrschaft!* milführend und revolutionäre Lieder singend, den Litejny 
Prospekt erreichte und zum Newski Prospekt zog. An der Ecke des Li- 
lejny Prospekts sowie der Bassejnaja und Simeonowskaja Straße wur¬ 
den die Demonstranten durch Maßnahmen der Außenpolizei zerstreut, 
wobei von der Polizei vom Bürgersteig, auf dem sich die Menge be¬ 
funden halte, die erwähnte Fahne aufgehoben und gleichzeitig der 
hahnenträger festgenommen wurde. 

Eine gleiche Menge, etwa 100 Mann, aus den Reihen der vom Tau¬ 
risrhen Palast zurückweichenden Personen bildete sich gegen drei Uhr 
auch am anderen Ende der Kirotschnaja Straße; sie zog von da aus 
(jedoch ohne demonstrative Aktionen) über den Suworow Prospekt in 
Richtung Newski Prospekt, wurde indessen an der Ecke der 6. Ro- 
shdestwenskaja Straße von der Polizei aufgelöst. 

Später, ebenfalls gegen drei Uhr, bildete sich in der Ligowskaja 
Straße, kurz vor dem Snamenskaja Platz, aus den Reihen der Arbeiter 
verschiedener Fabriken eine kleine Menge, die sich auf der rechten 
Seile der Ligowskaja Straße zum Obwodny Kanal begab, aber bald 
darauf durch die Polizei zerstreut wurde. Offenbar ein Rest dieser 
Menge, etwa fünfzehn bis zwanzig Personen, zog vor die Konfekt¬ 
fabrik ,Bligken und Robinson*, Ligowskaja Straße Nr. 52, und stieß 
durch das von einem Posten bewachte Tor in den Hof der Fabrik vor 
mit der Absicht, in die Räumlichkeiten derselben einzudringen, um die 
Arbeiter dieser Fabrik zur Niederlegung der Arbeit zu veranlassen. 
Eine herbeigeeilte Polizeiabteilung verhinderte jedoch die Ausführung 
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dieser Absicht, wobei es einigen Teilnehmern dieser Ausschreitung 
gelang, über die Mauer zu klettern und sich zwischen den Gleisen 
der Nikolai-Eisenbahn zu verstecken. Sieben Personen wurden fest- 
gehalten und werden gemäß den Bestimmungen zur Verantwortung 
gezogen.“ 1 

Die gut informierte Ochrana hatte jedoch in ihrem Bericht an die 
Obrigkeit die Ereignisse etwas entstellt. Sie teilte beispielsweise nicht 
mit, daß die Polizisten eine der Demonstrationen mit blankem Säbel 
auseinanderjagten, daß die Arbeiter nicht von selbst in den Hof der 
Fabrik „Bligken und Robinson“ eingedrungen, sondern von der Polizei 
hineingetrieben worden waren, die sie grausam mißhandelte; es fehlen 
Meldungen auch über andere Zusammenstöße mit den Demonstranten. 

Während der Demonstration wurden einige Personen festgenommen. 
Schon am Vorabend der EröITnung der Duma waren von der Polizei 
ebenfalls Verhaftungen und Haussuchungen vorgenommen worden. 
Unter den Festgenommenen befanden sich einige Funktionäre der Ge¬ 
werkschaften. Die Polizei fahndete eifrig nach den Bolschewiki; die 
Menschewiki blieben diesmal unbeachtet. Nach einer Haussuchung 
wurde N. N. Baturin (Samjatin) verhaftet. Genossen Molotow, dem die 
Polizei besonders eifrig nachstellte, gelang es, zu entkommen. 

Die EröITnung der IV. Duma ging also in einer für die Zarenregierung 
ungewöhnlichen Atmosphäre vor sich: Die Arbeiter zogen auf die 
Straße, um ihre Deputierten zu begrüßen. Die Polizei aber begrüßte die 
Arbeiter, wie üblich, mit Haussuchungen, Verhaftungen und Mißhand¬ 
lungen. 


3. Der Arbeitsbeginn der IV. Duma 

Während die Polizei den Arbeitern in den Straßen Petersburgs die 
russische Verfassung „in Aktion“ vorführte, fand im Taurischen Palast 
die feierliche Komödie der Dumaeröffnung statt. Nach einer ordent¬ 
lichen Portion von Gebeten verlas der greise zaristische Würdenträger. 
Staatssekretär Golubew, unter dröhnenden „Hurra“rufen der „Volks- 

1 Archiv des Polizeidepartements, 4. Schriftführung, Nr. 61, 1912, Teil 2, 
Bd. II, Kap. 208, russ. 
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Vertreter“ den „allerhöchsten Erlaß“. Offenbar, um die Opposition zu 
erinnern, daß sie, wenn sie auch zur Duma zugelassen war, zu schwei¬ 
gen und niemanden zu stören habe, erteilte Golubew weder den Ver¬ 
tretern der sozialdemokratischen Fraktion das Wort noch den Ver¬ 
tretern der Trudowiki-Gruppe, die ihren Verzicht auf die Teilnahme 
an den Wahlen des Vorsitzenden begründen wollten. Mit der Rede des 
von der Duma gewählten Vorsitzenden M. W. Rodsjanko, der „die 
unerschütterliche und unverbrüchliche Treue der Duma zu ihrem ge¬ 
krönten Führer“ schwor, wurde die erste Sitzung beendet. Die 
IV. Reichsduma hatte ihre „Arbeit“ aufgenommen. 

ln die Duma waren insgesamt 442 Deputierte gewählt worden. Sie 
verteilten sich auf die einzelnen Fraktionen wie folgt: Rechte — 65 Per¬ 
sonen, Nationalisten und gemäßigte Rechte — 120, Oktobristen — 98, 
IVogressisten — 48, Kadetten — 59, nationale Gruppen (Polen, Belo¬ 
russen und Moslems) — 21, Trudowiki — 10, Sozialdemokraten — 14 
und Parteilose — 7 Personen. Das 3.-Juni-Regime konnte natürlich 
keine andere Mehrheit ergeben als die der Gutsbesitzer und des Adels, 
die einen hundertprozentigen Klassenhaß gegen die Arbeiterklasse und 
die Bauernschaft hegten. Die Schwarzhunderterduma teilte sich zwar in 
verschiedene Fraktionen und Gruppierungen, war aber im Grunde ein 
zuverlässiges Bollwerk des Zarismus. Wenn die Treue zu der bestehen¬ 
den Ordnung bei den Schwarzhundertern Purischkewitsch, Markow 
und eingefleischten Konservativen ihres Schlages in lauten„Hurra“rufen 
zum Ausdruck kam, so war sie beim Führer der Kadettenpartei, 
Miljukow — von den Oktobristen gar nicht erst zu reden —, nur durch 
die liberale Phrase getarnt. 

Die Kadetten enthüllten gleich von Anfang an ihr wahres Gesicht, 
indem sic bei der Wahl des Dumavorsitzenden ihre Stimmen dem 
Oktobristen Rodsjanko gaben, einem Kammerherrn des allerhöchsten 
Hofes und Großgrundbesitzer aus dem Gouvernement Jekaterinoslaw. 
Rodsjanko hatte eine kräftige Stimme, einen riesigen Wuchs und eine 
repräsentable Figur. Aber darauf beschrankten sich die „Vorzüge“ des 
neuen Vorsitzenden nicht. Rodsjanko stand im Ruf, ein erprobter Diener 
des Zaren zu sein, der sich in der vorangegangenen, der III. Duma 
entsprechend bewährt hatte. Als Vorsitzender der III. Duma war 



Rodsjanko rigoros gegen die linken Depulierten vorgegangen, halte sie 
nicht zu Wort kommen lassen und in jeder Weise drangsaliert 

Die Kadetten, die die Kandidatur Rodsjankos unterstützten, ver¬ 
suchten, sowohl die Trudowiki als auch unsere sozialdemokratische 
Fraktion in die Wahl des Präsidiums einzubeziehen. Die Trudowiki 
schwankten zunächst, und ihr Führer, W. I. Dsjubinski, nahm sogar an¬ 
fänglich irgendwelche Besprechungen in dieser Frage auf. Bei den für 
die Trudowiki, die Vertreter kleinbürgerlicher Bevülkerungsschichten, 
charakteristischen Schwankungen setzten sich diesmal dennoch die 
linken Tendenzen durch, und die Trudowiki nahmen an der Wahl 
des Dumapräsidiums nicht teil. 

Für unsere Fraktion war die Frage hinsichtlich der Teilnahme an 
der Wahl des Vorsitzenden völlig klar. Die Kadetten erhielten von uns 
eine entschiedene Abfuhr. Für die sozialdemokratischen Depulierten 
war es ganz gleich, wie sich das Präsidium der Duma zusaramensetzte. 
An der Wahl des Präsidiums teilnehmen hätte bedeutet, in gewissem 
Sinne die Verantwortung für die Arbeit der Dumamchrheil zu über¬ 
nehmen, die den Interessen der Arbeiterklasse bewußt feindlich gegen- 
überstand. 

Diese prinzipielle Stellungnahme zur Dumaarbeit wurde von unserer 
Fraktion in einer zur Eröffnung der Duma eingereichten Erklärung 
unterstrichen. Staatssekretär Golubcw gab uns nicht die Gelegenheit-, 
sie zu verlesen. Hier ist der Wortlaut dieser Erklärung: 

„Das Präsidium ist dazu berufen, den Willen und die Wünsche der 
Reichsduma am striktesten und konsequentesten zu verwirklichen. Es 
ist klar, daß jeder, der an der Wahl des Präsidiums teilnimmt, damit 
auch die Verantwortung für die Tätigkeit der Rcichsduma übernimmt. 
Deshalb hat sich die sozialdemokratische Fraktion der vorangegangenen 
Reichsduma nicht an der Wahl des Präsidiums beteiligt, da sie nicht 
im geringsten gewillt war, irgendeine Verantwortung für die Tätigkeit 
der 111. Reichsduma, der Slaatsstreichduma, der Herrenduma, der Duma 
zu übernehmen, die berufen war, den Kampf gegen alle dringlichen 
Volksinlcressen zu führen. Wir haben gewußt, daß das Präsidium einer 
solchen Duma einen systematischen Kampf gegen die sozialdemokra¬ 
tische Fraktion führen muß, wenn sich diese von der Tribüne aus für 
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In Interessen der Volksmassen einsetzt. Man kann ohne’weiteres sa- 
«•ii, daß die sozialdemokratische Fraktion aus diesem Kampf als Sie- 
m rin liervorgegangen ist. Trotz aller Bemühungen, die Stimme der 
Sozialdemokraten zu ersticken, haben die Volksmassen auf die Sozial¬ 
demokraten gehört. Wir sind überzeugt, daß uns das gleiche auch in der 
IV. Kcichsduma gelingt, unabhängig davon, wie sich das Präsidium 
/iisnmmenselzen wird — aus gemäßigten Chwostow-Anhängern oder 
außer Rand und Band geratenen Markow-Leuten, aus ehemaligen 
.1 IpokoinikT oder gegenwärtigen halbgemäßiglen Rechten, aus Golo- 
lobow-Anhängern oder ehemaligen Gutschkow-Lcuten. 1 Bei jeder Kom¬ 
bination werden wir unser Wort zu sagen verstehen, weil wir keine 
Minute lang vergessen, daß dieser Platz für uns um den Preis des vom 
Volk vergossenen Blutes erkämpft wurde. Wir werden es verstehen, 
liier die Redefreiheit zu verteidigen, ungeachtet der kürzlichcn Erläu¬ 
terung des Senats, der die Verordnung über den verstärkten Schulz auf 
die Dumatribüne auszudehnen droht. 2 

Wir werden uns unsere Rechte auf freie Meinungsäußerung nicht 
schmälern lassen, wenn auch die Mehrheit der Duma aus Auserwählten 
der Herren Sabler, Makarow und Konsorten besteht. 3 Mögen Sie also 
ein der Mehrheit genehmes Präsidium wählen. Wir werden die Tribüne 
im Interesse des Volkes benutzen.“ 

Da sich die sozialdemokratischen Deputierten weigerten, an der Wahl 
des Präsidiums teilzunehmen, zeigten sic bereits am ersten Tage des 
Bestehens der IV. Duma, daß von irgendeiner „parlamentarischen“ Ar¬ 
beit unsererseits nicht die Rede sein konnte, daß die Arbeiterklasse 
sich vielmehr das Ziel setzte, die Duma für einen noch engeren Zusam¬ 
menschluß und für die Verstärkung des revolutionären Kampfes im 
Lande auszunutzen. Der gleiche Standpunkt bestimmte auch die Hal¬ 
tung unserer Fraktion zur Dumamehrheit. Keine Zusammenarbeit, son- 

1 A. N. Clnvostow, N. J. Markow, Gololobow — Rechte und Nationalisten; 
A. I. Gutschkow — Führer der Oktobristen; als „Upokoiniki“ wurden die ge¬ 
mäßigten Rechten bezeichnet. 

2 Der Senat erklärte, daß die Deputierten für ihre Reden in der Duma ver¬ 
antwortlich seien. 

3 W.K. Sabler — Oberbevollmächtigter des Synod, der Leiter des Geist¬ 
lichen Amtes; A. A. Makarow — der Innenminister. 
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dem entschlossene Bekämpfung und Entlarvung sowohl der Rechten 
als auch der Oktobristen und der Kadetten vor der gesamten Arbeiter¬ 
klasse — das war die Aufgabe der Arbeiterdeputierten in der Reichs¬ 
duma der Gutsbesitzer und des Adels. 

Trotz des Mißerfolgs, den die Kadetten mit dem Vorschlag zur Wahl 
des Präsidiums hatten, unternahmen sie in den nächsten Tagen erneut 
einen Versuch, die sozialdemokratische Fraktion in eine Abmachung 
hineinzuziehen. Sie schickten unserer Fraktion eine Einladung zur 
Teilnahme an einer allgemeinen Versammlung der „vereinigten Oppo¬ 
sition“; es sollten dort einige Gesetzentwürfe erörtert werden, die von 
der Fraktion der Kadetten vorbereitet wurden. Als Antwort auf diesen 
Vorschlag faßte die sozialdemokratische Fraktion einen prinzipiellen 
Beschluß: keine Zusammenarbeit mit den Kadetten zu pflegen. Die 
Kadetten waren im Grunde Konterrevolutionäre; zwischen ihnen und 
der Partei der Arbeiterklasse waren nur Beziehungen des Kampfes 
möglich. W ährend der Wahlkampagne kämpften die Sozialdemokraten 
überall gegen die Partei der liberalen Bourgeoisie, und die gleiche Linie, 
so erklärte die Fraktion, müssen die Sozialdemokraten auch innerhalb 
der Duma verfolgen. 

»Wir begrüßen“, so schrieb die „Prawda“ am 25. November 1912 
zu diesem Beschluß, „diesen Schritt der sozialdemokratischen Fraktion 
als einzig richtigen Schritt, der den Willen der Mehrheit der Sozial¬ 
demokratie außerhalb der Duma genau widerspiegelt.“ 

Die Gruppe der Trudowiki, die ihrem Programm nach mit den 
Sozialrevolutionären verwandt war, nahm für sich in Anspruch, die 
gesamte russische Bauernschaft zu vertreten; im Grunde aber brachte 
sie die Interessen der Kulaken zum Ausdrude. Es war daher ganz 
natürlich, daß die Trudowiki den Parteien der liberalen Bourgeoisie 
— den Kadetten und den Progressisten — naheslanden. Ihr Zusammen¬ 
gehen mit der sozialdemokratischen Fraktion in einzelnen Momenten 
des parlamentarischen Lebens aber erklärt sich daraus, daß die Tmdo- 
wikigruppe die Stimmungen des Protestes der gesamten Bauernschaft 
gegen das feudale Fronherrenregime des Zarismus widerspiegelte. 

ln den Tagen nach der Eröffnung der Duma erhielten alle Duma¬ 
fraktionen die Möglichkeit, politische Deklarationen als Antwort auf 
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die in der Duma verlesene Regierungsdeklaration abzugeben. In allen 
Parlamenten ist die Debatte über die Regierungsdeklaration eines der 
wichtigsten Momente. Das sind die sogenannten „großen Tage“ im 
parlamentarischen Leben, wenn die politischen Parteien nicht zu 
irgendwelchen einzelnen Gesetzentwürfen sprechen, sondern die Re¬ 
gierungspolitik in ihrer Gesamtheit kritisieren oder billigen. Auf Grund 
der Gegcndeklarationen schützen die Wähler die gesamte künftige 
Tätigkeit der Parlamentsparteien ein, und deshalb bereiten sich alle 
Parteien im voraus und mit besonderer Sorgfalt auf die Debatte über 
die Regierungsdeklaration vor. 

Die Regierungsdeklaration wurde in der IV. Duma am 5. Dezember 
1912 von dem Vorsitzenden des Ministerrates, W. N. Kokowzew, ver¬ 
lesen. In seiner Begleitung befanden sich alle Minister des Zaren und 
die höchsten Regierungsbeamten, die die Ministerloge füllten. Die Pa¬ 
rade wurde ergänzt durch die volle Besetzung des Präsidiums auf der 
Dumatribüne, durch die überfüllten Logen und Ränge für das Publi¬ 
kum, durch die Anwesenheit ausländischer Botschafter mit ihrem Ge¬ 
folge usw. 

Kokowzew begann mit einem Lobgesang auf die III. Duma, die in 
fünf Jahren zweieinhalbtausend Gesetze verschiedenster Art verab¬ 
schiedet hatte. Diese Betätigung der III. Duma wurde auch der 
IV. Duma als lobenswertes Vorbild hingcstellt, von der die Regierung 
offenbar die gleiche Neigung zur gesetzgeberischen „Geschäftigkeit** 
erwartete. Sodann ging der Vorsitzende des Ministerrates zur Auf¬ 
zählung von Reformen über, mit denen die Regierung das Land zu 
„beglücken“ beabsichtigte. Auf allen Gebieten der Verwaltung ver¬ 
sprach die Regierung „große“ Reformen: auf dem Gebiete der ört¬ 
lichen Semstwo-Selbstvcrwaltung — Festigung und Verbesserung der 
„Polizei“ordnung; zur Sicherung der Unantastbarkeit der Person — 
Vereinfachung der Paßformalitäten, Einführung eines strengeren 
Pressegesetzes; in der Volksbildung — Unterstützung und Versorgung 
der kirchlichen Gemeindeschulen, Verstärkung der Schulinspektion 
usw. Kokowzew schloß seine Rede mit dem Aufruf an die Reichsduma, 
in die Debatte über die ihr vorgeschlagenen Gesetzentwürfe „ohne 
Parteivorurteile zu treten, im einträchtigen Bestreben aller, zum Nutzen 



des uns allen gleich teuren Vaterlandes zu arbeiten 4 *. In allgemeinvcr- 
ständliche Sprache übertragen, war das die Aufforderung an die Duma, 
zu allen Vorschlägen der Regierung ja und amen zu sagen und sie bei 
der Durchführung ihrer Politik nicht zu behindern. 


4. Die Deklaration der sozialdemokratischen Fraktion 

Die Antwortreden auf die Regierungsdcklaration begannen am 
7. Dezember und dauerten mehrere Dumasitzungen lang. Unsere Ant- 
wortdeklaralion wurde gleich am ersten Tag der Debatte verlesen. 

Die sozialdemokratische Fraktion hatte eine beträchtliche Zeit für die 
Ausarbeitung ihrer Deklaration gebraucht. Die Vorbereitungen dazu 
begannen schon vor Eröffnung der Duma, gleich in den ersten Sitzungen 
nach der Organisierung der Fraktion. 

Das Abfassen der Deklaration war eine höchst verantwortungsvolle 
Aufgabe. Die Deklaration sollte die Hauptforderungen der Arbeiter¬ 
klasse enthalten. Lenin, der die Verlesung der Deklaration der sozial¬ 
demokratischen Fraktion als überaus wichtig für die Revolulionierung 
der Arbeitermassen ansah, betonte in den Direktiven aus Krakau, man 
müsse in der Deklaration die 1 lauplpositioncn und das Programm der 
revolutionären Sozialdemokratie darlcgcn und zugleich eine allgemeine 
Charakteristik der Lage im Lande geben. Wladimir IIjitsch unterstrich 
insbesondere, daß man in die Deklarationen Momente aufnehmen 
müsse, die auf den internationalen Charakter des von der Arbeiterklasse 
geführten Kampfes für den Sozialismus und auf die Rolle des Prole¬ 
tariats als des Hegemons im revolutionären Befreiungskampf hinweisen. 

Es ist ganz natürlich, daß die Meinungen des bolschewistischen und 
des menschewistischen Teils der Fraktion bei der Erörterung des 
Deklarationsentwurfes heftig aufeinanderprallten. Die Fraktion sprach 
im Namen der gesamten Sozialdemokratie, die programmatischen 
Widersprüche waren indessen zu dieser Zeit bereits äußerst verschärft. 
Bei einer solchen Sachlage ging die Ausarbeitung einer einheitlichen 
Deklaration der sozialdemokratischen Fraktion unter gewaltigen 
Schwierigkeiten vor sich und gestaltete sich zu einem harten Kampf 
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zwischen unserer bolschewistischen Gruppe und den mcnschcwistischen 
Deputierten. 

Im Zusammenhang mit der Erörterung der Deklaration wurden alle 
Hauptfragen, in denen damals ein Kampf zwischen den Bolschewiki 
und den Menschewiki im Gange war, aufgeworfen. Die Bolschewiki 
gingen von den Beschlüssen der Prager Konferenz aus, die fest und 
kategorisch die drei ungeschmälerten Hauptforderungen der Arbeiter¬ 
klasse stellten (Achtstundentag, Konfiskation des Gutsbesitzerlandes, 
Demokratische Republik); die Menschewiki dagegen standen auf der 
Plattform des Augustblockcs mit seinem Programm der Arbeiterkoalition 
unter der Selbstherrschaft, der „kulturell-nationalen Autonomie“ usw. 
Wir traten den mcnschcwistischen Losungen entschlossen entgegen und 
beharrlen darauf, daß in die Deklaration die Forderungen und Formu¬ 
lierungen der Bolschewiki aufgenommen wurden. Der Streit ging nicht 
nur um die Hauptfragen, sondern um jeden Satz, um jede Formulierung. 

Einige Sitzungen verwandte unsere Fraktion auf die Erörterung der 
Deklaration, mit der bereits vor Eröffnung der Duma begonnen worden 
war. Man diskutierte mit außerordentlicher Leidenschaftlichkeit und 
zuweilen bis tief in die Nacht Von beiden Seiten nahmen neben den 
Deputierten auch die damals in Petersburg befindlichen Parteifunk¬ 
tionäre an der Ausarbeitung der Deklaration teil. 

Nach langem und zähem Kampf, nach einer Reihe hitziger Ausein¬ 
andersetzungen mit den Menschewiki setzten wir es schließlich durch, 
daß alle Hauptforderungen der Bolschewiki in die Deklaration auf¬ 
genommen wurden. 

Im wesentlichen ließen sich die Bolschewiki bei der Ausarbeitung 
der Deklaration von einem besonders instruktiven Aufsatz Lenins 
„Zur Frage einiger Reden der Arbeiterdeputierten“ leiten. 1 In diesem 
Aufsatz legte Wladimir Iljilsch die prinzipiellen Grundfragen des 
revolutionären Kampfes der Bolschewiki konkret dar, die gleich in den 
ersten Reden der Arbeiterdeputierten eine Widerspiegelung finden 
mußten. 

Malinowski, der stellvertretende Vorsitzende der Fraktion, wurde 
auf Vorschlag der Menschewiki beauftragt, die Deklaration zu verlesen, 
Sehe W. I. Lenin, Werke, Bd. 18, S. 384-390, russ. 
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was er nach einer kurzen Einleitung auch tat. Wir wollen sie nach dem 
stenografischen Bericht anführen: 

„Indem die sozialdemokratische Fraktion die Tribüne der IV. Reichs¬ 
duma betritt, erklärt sie, daß ihre Tätigkeit untrennbar mit der Tätigkeit 
der sozialdemokratischen Fraktion der früheren Legislaturperioden 
verbunden sein wird. Die russische Sozialdemokratie ist ein Trupp der 
internationalen Armee des sozialistischen Proletariats. Die Verschär¬ 
fung der Klassengegensätze in der modernen Gesellschaft verstärkt den 
Klassenkampf in ihr; immer häufiger werden die kämpferischen Aus¬ 
einandersetzungen der Totengräber der modernen Gesellschaft, der 
Klasse der Lohnarbeiter, mit den Herren der Lage, mit der Klasse der 
Kapitalisten. Immer breiter, intensiver und grandioser wird dieser 
Kampf, von Sieg zu Sieg schreitet das internationale Proletariat, und 
der Zeitpunkt seines letzten Sieges, der Verwirklichung des Sozialismus, 
rückt immer näher. 

Unsere Vorgänger in allen drei Dumas sind energisch dem Mili¬ 
tarismus cntgegcngctrctcn, und wir protestieren in voller Überein¬ 
stimmung mit ihnen und mit dem sozialistischen Internationalismus 
angesichts des auf dem Balkan entfachten Brandes im Namen des 
russischen Proletariats mit aller Energie gegen die Versuche der herr¬ 
schenden reaktionären und liberalen Klassen, Rußland unter irgend¬ 
einem Vorwand in den Krieg hineinzuziehen. Wir schließen uns dem 
Sozialistcnkongrcß in Basel an und erklären gemeinsam mit dem 
Proletariat der ganzen Welt Krieg dem Kriege ... 

(Lärm und Stimmen von rechts: Genug!) 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Malinowski, halten Sie sich ge¬ 
fälligst an die Deklaration und gehen Sic nicht auf Deklarationen ein, die 
nicht hierher gehören. Hallen Sie siph innerhalb der Grenzen der Frage. 

Malinowski: Das ist die Deklaration der sozialdemokratischen Frak¬ 
tion. Die sozialdemokratische Fraktion hat volles Verständnis und 
Sympathie für das Bestreben der Balkanvölker, sich von der Bevor¬ 
mundung durch die Großmächte zu befreien, deren herrschende Klassen 
um ihrer eigensüchtigen Ziele willen bemüht sind, die kulturelle, wirt¬ 
schaftliche und politische Rückständigkeit und Zersplitterung der 
Balkanvölker zu verewigen. 
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Wir aber leimen gemeinsam mit allen Sozialisten des Balkans die 
Politik der dynastischen und räuberischen Interessen der Balkanreak- 
lioniire mit Empörung ab, die das historisch notwendige Werk der 
Wiedergeburt des Balkans mit einem blutigen Gemetzel verbinden. 
Kin solcher Weg ist lediglich geeignet, die Widerstandskraft der aus- 
•rbcuteten Volksmassen auf dem Balkan zu schwächen und zu einer 
w<»ileren Festigung des Militarismus zu führen, der (Lärm rechts. Glocke 
ilcs Vorsitzenden) in den Händen der herrschenden Klassen aller Länder 
iIh Werkzeug dient, um die Ausbeutung und Unterdrückung der werk¬ 
ln ligen Massen zu verstärken. 

Wir begrüßen die Bemühungen der Proletarier aller Balkanstaaten, 
«In* dem Blutvergießen ein Ende bereiten und die Balkanfrage durch 
Gründung einer föderativen demokratischen Balkanrepublik lösen 
wollen, und erklären, daß cs nirgends (Lärm rechts. Glocke des Vor - 
ätzenden), weder auf dem Balkan noch in Persien noch im Fernen 
* )sten Interessen der werktätigen Klassen Rußlands gibt, die einen 
bewaffneten Konflikt rechtfertigen würden. 

Deshalb protestieren wir gegen die Eroberungspolitik der russischen 
Bcgierung und erklären, daß jegliches Auslandsabenteuer und die damit 
verbundene Verstärkung der Schrecken des Militarismus lediglich 
Geeignet sind, die Verelendung und Versklavung der Völker Rußlands 
zu verstärken und die nach 1905 ungelösten dringlichsten Aufgaben 
der politischen Befreiung des Landes zu erschweren. Diese fällige Auf¬ 
gabe ist noch dringlicher und akuter geworden nach dem fünfjährigen 
Bestehen der III. Duma, in der die herrschende Bürokratie, als Regie¬ 
rung der parasitären Elemente sowie der kapitalistischen Gutsbesitzer- 
Gruppen, dank dem Staatsstreich vom 3. Juni gehorsame Mitarbeiter 
in der Mehrheit der III. Duma gefunden hat; diese Zusammenarbeit 
führte zu weiterer Verelendung und Rechtlosigkeit des Volkes. 

Die Agrarpolitik der Bürokratie sowie der Mehrheit in der III. Duma 
verschärfte den Landhunger der Bauernmassen ebenso wie ihre stän¬ 
dische Versklavung und trug Ruin und Anarchie in das Leben des 
russischen Dorfes. Die Finanzpolitik beruht auch weiterhin auf den die 
Bevölkerung schröpfenden indirekten Steuern — auf dem ,Sauf¬ 
budget* — und läuft mehr denn je darauf hinaus, die Taschen der 
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herrschenden Gruppen zu füllen und das über 3 Milliarden betragende 
Budget für unproduktive Zwecke zu verausgaben. Die ganze Wirt¬ 
schaftspolitik ist zu einem gewaltigen Hemmschuh für die Entwicklung 
der Leistungsfähigkeit des Landes geworden. 

Die anhaltende Teuerung lastet als eine schwere Bürde auf der Masse 
der städtischen Bevölkerung. Die von der Mehrheit der III. Duma 
unterstützte Regierung legte einerseits die Kräfte der Bevölkerung im 
Kampf gegen dieses Cbel lahm, indem sie jeden Versuch der Aktivität 
unterdrückte, und anderseits vergrößerte sie die Bürde der Teuerung 
noch, indem sie die Organisationen des Kapitals, die die Ausbeulung 
der Verbraucher verstärkten, in Schulz nahm. Die Arbeiterklasse erfährt 
Repressalien gegen ihre politischen, gewerkschaftlichen, genossenschaft¬ 
lichen und sonstigen Organisationen in endloser Zahl, während die 
Kampforganisalionen der Großkapitalisten volle Handlungsfreiheit 
genießen. 

Die unter dem Ansturm der Arbeiterbewegung erzwungene Aner¬ 
kennung einer Arbeiterversicherung wurde von der III. Duma in Form 
von Gesetzen verwirklicht, die die gegenwärtige Lage der Arbeiter¬ 
massen nicht verbessern, ja, in vieler Hinsicht einen Schritt zurück 
bedeuten im Vergleich zu der faktisch bestehenden Unfallversicherung 
und ärztlichen Betreuung der Arbeiter. 

Auf dem Gebiete des Staatsaufbaus schreitet die triumphierende 
Reaktion weiter auf dem Wege des 3. Juni 1907 voran, nachdem die 
Mehrheit der durch den Akt vom 3. Juni geschallenen Duma diesen 
Akt begrüßt hat. Dem großen Staatsstreich folgte eine Reihe kleiner: 
die vorsätzliche Auflösung der Duma für drei Tage, die Massen,erläu- 
terungen 4 der Wähler, vor allem der jüdischen Wähler, eine endlose 
Kette von Winkelzügen bei der »Organisierung* der Wahlen zur 
IV. Duma, die ,Erläuterung 4 des Senats, der die Freiheit der Rede auch 
von der Dumatribüne aus zu beseitigen trachtet; das System der politi¬ 
schen Provokation bleibt einer der Grundpfeiler der Regierungspolitik. 

Einer der verbrecherischsten Provokationsakte war die gegen die 
sozialdemokratische Fraktion der II. Reichsduma gerichtete Ver¬ 
seil wörung (Stimme von rechts: Genug!), die dem Staatsstreich vom 
3. Juni 1907 dienen sollte. Die durch diesen Staatsstreich geschaffene 
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III. Reichsduma hat diesen Akt der Regierungsprovokation natürlich 
gebilligt. 

Die Willkür der zentralen und der örtlichen Verwaltung übersteigt 
heute alles, was Rußland vor 1905 erlebt hat. In den überfüllten Ge¬ 
fängnissen werden die politischen Gefangenen der Reaktion Verhöh¬ 
nungen, Folterungen und barbarischen Vergeltungsaklen ausgesetzt, 
wie sie in der Zeit vor der Verfassung undenkbar waren. Wir waren 
Zeugen solcher Verbrechen der Regierung wie der Massenerschießung 
der Lena-Arbeiter, die Opfer ihrer Ausbeuter wurden. Und diese ganze 
uneingeschränkte Willkür hat stets die Billigung der Mehrheit der 
III. Duma gefunden. 

Die gleiche Mehrheit bat den Haß der einen Nationalität gegen die 
andere zur prächtigen Blüte gebracht, um mit allen Nationalitäten 
leichter fertig zu werden. Eine besonders barbarische Form nahm die 
Uetze gegen die jüdische Nationalität an, und dazu schreckte man nicht 
vor dem Versuch zurück, eine Legende des finsteren Mittelalters wieder 
aufzugreifen und die Verleumdung von den Ritualmorden in Umlauf 
zu setzen. Diesem Zweck sollten alle Machtorgane einschließlich des 
Schtscheglowitow-Gerichts dienstbar gemacht werden — 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Malinowski, ich möchte Sie 
bitten, mit eigenen Worten zu reden und nicht vorzulesen. 

Malinowski: Das ist eine Deklaration ... (Heiterkeit rechts und Bei - 
fall. Stimme von links: Bitte weiter. Glocke des Vorsitzenden) Aktive 
Hilfe hat die III. Duma der Regierung in ihrem Streben nach Ver¬ 
nichtung der finnischen Verfassung und in ihrer Gewaltpolitik zur 
Russifizierung der Randgebiete geleistet, die ihre markanteste Äußerung 
Polen gegenüber in der Abtrennung des Cholmgebictcs gefunden hat. 

Voll entfaltet hat sich mit Unterstützung der III. Duma das barba¬ 
rische System des Ministeriums Kasso, das die Höhere Schule auflöste 
und in der Mittel- und Grundschule eine Kasernenatmosphäre schuf. 
Schließlich begann die Polizei die Presse, vor allem aber die Arbeiter¬ 
presse, wie nie zuvor zu drosseln. Diese ganze zerstörende, volksfeind¬ 
liche Politik würgt unser Land wie eine Schlinge. Rußland würde der 
Zersetzung und dem Untergang entgegenschreiten, gäbe es nicht die 
Bewegung der lebendigen Kräfte des Volkes_ 


(t Radajcw, Reichsduma 
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Vorsitzender: Mitglied der Reichsduina Malinowski, ich maclic Sie 
erneut auf Paragraph 140 der Instruktion aufmerksam, der das Vor¬ 
lesen von Reden untersagt und lediglich kurze Notizen und Auszüge zu 
benutzen gestattet. 

Malinowski: In meiner Rede hielt ich mich an sehr kurze Notizen, 
das aber ist eine Erklärung. 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Malinowski, ich bitte Sie 
ergebenst, sich nicht mit dem Vorsitzenden zu streiten. 

Malinowski (liest): Diese sind der gesellschaftlichen Reaktion in den 
Arm gefallen und haben die Bevölkerungsschichten, die nicht zum Lager 
der Konterrevolution gehören, in den Kampf gegen das 3.-Juni-Rcgime 
einbezogen; sie haben durch Massenstreiks gegen die Lena-Erschie¬ 
ßungen und Todesurteile, durch ihren Protest gegen die Drangsalierung 
der Fremdvölker und gegen die Politik der Kriegsabenteuer, durch den 
l.-Mai-Streik und den Kampf für die Freiheit ihrer Organisationen 
bewiesen, daß die Welle der Arbeiterbewegung wächst und die Zeit 
heranrückt, da sich die Arbeiterklasse an der Spitze der neuen Befrei¬ 
ungsbewegung der Volksmassen für die volle Demokratisierung der 
Staatsordnung einsetzen wird. 

In Anbetracht der folgenschweren Lage, wie sie im Lande durch die 
Herrschaft der aristokratisch-phitokratischen Clique geschaffen wurde, 
einerseits und der wachsenden Welle der Arbeiterbewegung ander¬ 
seits wird die sozialdemokratische Fraktion der IV. Reichsduina, 
vom sozialdemokratischen Programm ausgehend, ihre Handlungen 
auf die von der Bewegung der Arbeitermassen gestellten dringenden 
Aufgaben abstimmen ... 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduina Malinowski, Paragraph 143 
der Instruktion fordert, daß der Redner sich den Anweisungen des Vor¬ 
sitzenden fügt. Ich bitte Sie, sich nicht der ausschließlichen Vorlesung 
Ihrer Rede zu bedienen. (Stimmen von links: Wir bitten! Stepanow, 
vom Platz aus: Er liest ein Dokument vor und keine Rede. Heiterkeit 
rechts.) 

Malinowski: Im Interesse der von uns vertretenen Arbeiterklasse 
werden wir uns für die Einführung des Achtstundentags, für umfassende 
Arbeilergesetzgebung einsetzen; wir fordern staatliche Versicherung der 
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\rbeiter gegen Krankheiten, Unfälle, Invalidität, Alter, Arbeitslosigkeit 
und die Versicherung werdender Mütter für alle Kategorien der werk¬ 
tätigen Frauen auf Kosten des Staates und der Unternehmer und mit 
t larantie für volle Selbstverwaltung der Versicherten. 

Im Kampf für alle diese Forderungen handelt die sozialdemokratische 
Fraktion im festen Bewußtsein ihres Rechts, vor allem im Namen der 
Millionenmassen der Arbeiter, die über alle Polizeischranken hinweg 
in alle Dumas immer wieder nur sozialdemokratische Deputierte ent- 
»andt haben. 

Aber darüber hinaus gibt uns der gesamte Verlauf der Wahlen zur 
IV. Reichsduma allen Grund zu der Erklärung: Die in der Reichsduma 
durch eine kleine Fraktion vertretene Sozialdemokratie ist im Lande 
die grüßte unter den der gegenwärtigen Ordnung feindlichen Kräfte, 
da für die Sozialdemokraten außer den Arbeitern, trotz der für uns 
ungünstigsten äußeren Bedingungen, immer mehr städtische Wähler 
stimmen; in die Sozialdemokratie setzen die unterdrückten Völker¬ 
schaften ihre Hoffnungen; schließlich sympathisiert mit der Sozial¬ 
demokratie zweifellos die gewaltige Mehrheit derer, die durch das 
verworrene Wahlgesetz überhaupt nicht an die Wahlurnen gelassen 
werden. Außerdem sieht sich die Partei der Arbeiterklasse auch noch 
durch die Unzuverlässigkeit und den antidemokratischen Geist der libe¬ 
ralen Bourgeoisie in Rußland verpflichtet, alle demokratischen Bevöl- 
kerungsschichten zu verteidigen. 

Da die sozialdemokratische Fraktion ihre organische Verbindung mit 
der Arbeiterklasse, die an der Spitze der Bewegung aller demokra¬ 
tischen Bevölkerungsschichten steht, spürt und $iufrechterhält, wird sie 
sich bemühen, die Äußerungen der organisierten Aktivität der Arbeiter¬ 
klasse durch ihre Dumaarbeit zu unterstützen und zu erweitern. Wir 
schrecken weder vor der Kompliziertheit noch vor der Schwierigkeit 
der vor uns stehenden Aufgaben zurück. Für uns sind sie die unbestreit¬ 
baren Gesetze der gesellschaftlichen Entwicklung. (Lärm.) 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Malinowski, lesen Sie bitte 
nicht vor, ich bin sonst gezwungen, Ihnen das Wort zu entziehen. 

Malinowski: Tun Sie das! ... Davon ausgehend, haben wir die 
revolutionäre Bewegung von 1905 vorausgesehen und in der Periode 

c* 
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der Konterrevolution die jetzt bereits begonnenen neuen Aktionen der 
Arbeiterklasse für die nächsten Forderungen und für das Endziel der 
russischen Sozialdemokratie vorausgesagt. Diese feste Zuversicht gibt 
uns den Mut, auch in der IV. Duma für das Heranrücken der Stunde 
zu arbeiten, da eine konsumierende Versammlung des ganzen Volkes 
die volle Demokratisierung der Staatsordnung Rußlands einleiten und 
damit dem Proletariat den Weg zum Kampf für die Befreiung von den 
Ketten der Lohnsklaverei, zum Kampf für den Sozialismus bahnen 
wird.“ 

5. Die Auslassungen Malinowskis 

Die von Malinowski verlesene Deklaration stimmte nicht ganz mit 
dem von der Fraktion ausgearbeiteten Text überein. Als Malinowski 
auf der Tribüne stand und den niedergeschriebenen Text verlas, ließ 
er einen großen Absatz aus, in dem eine Charakteristik der Reichsduma 
und die Forderung nach einer vollberechtigten Volksvertretung enthalten 
waren. Nach den Worten: „... die sozialdemokratische Fraktion der 
IV. Reichsduma wird, vom sozialdemokratischen Programm ausgehend, 
ihre Handlungen auf die von der Bewegung der Arbeitermassen 
gestellten dringenden Aufgaben abstimmen“, enthielt der ausgearbeitete 
Text der Deklaration folgenden Punkt: 

„Als Gegengewicht zu der schimärenhaften Macht der 3.-Juni-Duma, 
die sich in eine Kanzlei zur Durchsetzung von Ansichten und Absichten 
der Bürokratie verwandelt hat, erheben wir die Forderung nach einer 
vollberechtigten Volksvertretung. Eines der ernstesten Hindernisse auf 
dem Wege zu einer demokratischen Organisierung der Volksvertretung 
ist das Wahlgesetz vom 3. Juni. Der volksfeindliche Charakter dieses 
Gesetzes, seine Rolle als Instrument in den Händen der Bürokratie, 
mit dem der Volkswille auf die Probe gestellt wird und gewählte 
Deputierte durch von oben ernannte ersetzt werden, trat sehr an¬ 
schaulich bei den Wahlen zur IV. Reichsduma zutage, als die Büro¬ 
kratie auf ihre Art und Weise die Mehrheit der Deputierten stellen 
konnte, gewählt von 7000 an die Urnen kommandierten Beamten des 
Sabler-Amtes. 
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I in Gegensatz zu diesem Wahlgesetz wird sich die sozialdemokratische 
l'Vfiklion für das allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht 
"Ime Unterscliied des Geschlechts, der Nationalität und der Religion 
linsetzen.“ 

Außer diesen Sätzen ließ Malinowski auch noch einige nachfolgende 
/•eilen im Text der Deklaration aus. 

Auf unsere Fragen antwortete Malinowski, er wisse selbst nicht, wie 
ihm das passieren konnte, er könne es selber nicht fassen, wie er einen 
•In wichtigsten Punkte der Deklaration auslassen konnte. Wir erklärten 
diese Auslassung mit der Erregung Malinowskis, der zum erstenmal 
von der Dumatrihüne aus sprach. Wir nahmen an, er sei irritiert 
worden durch die Atmosphäre des Dumasaales, durch die Zurecht¬ 
weisungen des Vorsitzenden und die feindseligen Zurufe der Rechten. 
Diese Erklärung kam uns damals durchaus glaubwürdig vor, um 
o mehr, als wir aus eigener Erfahrung wußten, welche Schwierig¬ 
keiten man bei der ersten Rede von der Dumatrihüne aus zu über¬ 
winden hat. 

Die Wahrheit kam erst später an den Tag, als Malinowski als Provo¬ 
kateur entlarvt war und einige aufgefundene Dokumente und ein¬ 
gehende Untersuchungen das ganze Bild seines Verrates enthüllten. 
Es stellte sich heraus, daß Malinowski den Wortlaut der Deklaration 
vorher Belczki, dem Direktor des Polizeidepartements, gezeigt hatte, 
der seinerseits den Innenminister Makarow mit der Deklaration ver¬ 
traut machte. Die Deklaration löste große Verwirrung unter den Leitern 
des Polizeiamtes aus, die Malinowski aufforderten, eine Reihe „ab¬ 
schwächender“ Korrekturen vorzunehmen. Malinowski, der in den 
ersten Tagen der Dumaarbeit keinen Verdacht au fkommen lassen wollte, 
weigerte sich kategorisch und erklärte sich schließlich nur dazu bereit, 
einen einzigen, die Polizei besonders beunruhigenden Punkt über die 
..Volksmacht“ auszulassen. Das war es auch, was Malinowski tat, wobei 
er sich den Umstand zunutze machte, daß Rodsjanko ihn gerade vor 
der fraglichen Stelle wieder einmal zurechtgewiesen hatte. Wie in der 
Eile ließ Malinowski nach der Zurechtweisung des Vorsitzenden beim 
Umblättern einen ganzen Absatz des vor ihm liegenden Wortlauts der 
Deklaration aus. 
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Von der Polizei erhielt Malinowski außerdem die Anweisung, sich 
auf der Tribüne dem Vorsitzenden gegenüber so herausfordernd wie 
nur möglich zu benehmen, damit ihm Rodsjanko letzten Endes das 
Wort entziehen konnte. Aber Malinowski brachte das offenbar nicht 
fertig, und auch Rodsjanko hatte den Wink Mulinowskis nicht ver¬ 
standen, der ihm als Antwort auf die Warnung des Vorsitzenden, er 
werde ihm das Wort entziehen, zurief: „Tun Sie das!“ 

Trotz der Provokation Malinowskis wurde die Deklaration der 
sozialdemokratischen Fraktion, mit der erwähnten geringen Auslassung, 
vollständig von der Dumatribüne verlesen. Aus dem Stenogramm 
wurde sie in der „Prawda“ abgedruckt, der nach dem Gesetz das Recht 
zustand, stenografische Berichte der Dumasitzungen zu verölfentlichen. 
Dadurch erhielt die Deklaration starke Verbreitung unter den Arbeiter¬ 
massen, an die sie ja auch gerichtet war. Die in der Deklaration 
gestellten Forderungen, die darin enthaltene Kritik am Schwarz- 
hunderterregime und an der Zarenrcgicrung spielten ihre Rolle bei der 
Hebung der revolutionären Stimmung und bei der Verstärkung des 
Kampfes der Arbeiterklasse gegen den Zarismus. 


Kapitel V 

Die erste Interpellation 
1. Die Bedeutung der Dumainterpellationen 

Die an die Regierung gerichteten Interpellationen waren für die 
Arbeiterdeputierten eine der besten Formen für die Ausnutzung der 
Dumatribüne. Durch das Einbringen dieser oder jener Interpellation 
gelang es uns, die Aufmerksamkeit breiter Arbeitermassen auf be¬ 
stimmte konkrete Verbrechen der Zarenregierung, auf diese oder jene 
besonders eklatanten Fälle der Willkür zu lenken. Die dem Alltag 
entnommenen Materialien für die Interpellationen machten es möglich, 
die Aufgaben tatsächlich zu erfüllen, die sich die Bolschewiki für die 
Dumatribüne gestellt halten: über die Köpfe, der Schwarzhundertcr- 
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mi'lirhcit hinweg in der Arbeiterklasse für den Zusammenschluß ihrer 
I leihen, für die Verstärkung des revolutionären Drucks gegen die be¬ 
lebende Ordnung zu agitieren. Die bolschewistischen Deputierten, die 
zu den Interpellationen sprachen, enthüllten in aller Schärfe und Offen¬ 
heit die Geschwüre und die Fäulnis des Zarismus und der Bourgeoisie. 

\n Hand des gegebenen konkreten Falles, der zur Begründung der 
Interpellation diente, zeigten wir den Arbeitern, daß sie mit irgend¬ 
welchen Verbesserungen unter den bestehenden Verhältnissen nicht zu 
rechnen hatten und daß der einzig richtige Weg des Proletariats der 
Weg der Revolution ist. 

„Ist dem Minister der und der Fall bekannt, und was gedenkt er aus 
diesem Anlaß zu tun?“ — dieser Schlußsatz einer jeden Interpellation 
war für uns, die Arbeiterdeputierten, völlig belanglos. Wir wußten nur 
zu gut, daß jeder Fall der Willkür und der Polizeiausschreitungen den 
Zarenministern, mit deren Billigung und auf deren Befehl diese Willkür 
geübt wurde, sehr wohl bekannt war, und wir wußten im voraus, daß 
die Minister nichts unternehmen würden, um diese oder jene Verstöße 
gegen das Gesetz zu beseitigen. Uns war nicht einmal die Antwort der 
Minister selber wichtig, die in besonders eklatanten Fällen versuchten, 
sich hinter dem Schirm „formaler“ Verstöße zu verstecken. Die Be¬ 
deutung und der Sinn einer jeden Interpellation bestanden für uns 
darin, daß wir auf diesem Wege der gesamten Arbeiterklasse den 
wahren Charakter der Selbstherrschaft zeigten und es breiten Massen 
möglich machten, entsprechende Schlußfolgerungen zu ziehen. Die 
Interpellationen waren also in den Händen der sozialdemokratischen 
Fraktion eine scharfe Waffe, und es ist daher verständlich, wenn die 
Regierung samt ihrer getreuen Schwarzhunderterduma alles daran¬ 
setzte, dieser Walle ihre Schärfe zu nehmen. 

Das Interpellationsvcrfahren war in der Reichsduma höchst kompli¬ 
ziert und ermöglichte es der von Gutsbesitzern und Adligen gebildeten 
Mehrheit, die ihr unerwünschten und gefährlichen Interpellationen hin¬ 
auszuschieben und abzuwürgen. 

Die Hauptschwierigkeit für unsere Fraktion bestand darin, daß eine 
Interpellation nur eiugebracht werden durfte, wenn sie mindestens 
33 Unterschriften trug. Die 14 Unterschriften der Mitglieder der sozial- 
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demokratischen Fraktion ergaben selbst mit den Unterschriften der uns 
nahestehenden 10 Trudowiki nicht die nach der Duma- 9 ,Instruktion' 4 
erforderliclie Zahl. Man mußte bei Kadetten oder Progressisten Stim¬ 
men „leihen“. Gemäß den Bedingungen der parlamentarischen „Ge¬ 
meinschaft“ setzten einzelne Mitglieder der Kadettenfraktion sowie der 
Fraktion der Progressisten zuweilen ihre Unterschrift unter unsere 
Interpellationen. Aber sie waren naturgemäß bei der Unterstützung der 
Arbeiterforderungen recht zurückhaltend, und sehr oft stießen wir auf 
ihre direkte Weigerung, der Interpellation durch ihre Unterschriften die 
nach dem Gesetz erforderliche Unterschriftenzahl zu sichern. 

Mit dem Sammeln der Unterschriften war die Sache jedoch noch lange 
nicht erledigt. Man mußte durchsetzen, daß die Interpellation in der 
Sitzung der Duma behandelt wurde. Es lag aber nicht im Interesse des 
Dumapräsidiums, mit dem „Kammerherrn Seiner Majestät“ Rodsjanko 
an der Spitze, die Interpellationen der Sozialdemokraten zu behandeln. 

Eine der Methoden, eine Interpellation abzuwürgen, war, ihre Dring¬ 
lichkeit abzulehncn. Ohne vorauszuentscheiden, ob überhaupt eine 
Interpellation an die Regierung gerichtet werden soll, erörterte die 
Duma zunächst, ob die eingebrachte Interpellation als dringlich zu 
gelten habe. Fast alle Interpellationen der sozialdemokratischen Frak¬ 
tion wurden von der Dumamehrheit nicht als dringlich anerkannt und 
an die „Interpellationskommission“ weitergeleitet, wo sic einige Monate 
ruhten. Das war eine bewährte Methode, die Interpellation „kaltzustel- 
len“, damit die Tatsachen, während sic in der Kommission ruhte, an 
Aktualität verloren und die Interpellation im Lande nicht mehr den 
Eindruck machte, den man von ihr erwarten konnte. 

Für den Zweck, zu dem die sozialdemokratische Fraktion die Inter¬ 
pellation einbrachte, konnten wir jedoch auch die Debatte über die 
Dringlichkeit ausnutzen. Die für die Dringlichkeit vorgebrachten Reden 
enthielten faktisch den Wesenskern der Interpellation. Unter dem 
Vorwand, die Dringlichkeit zu begründen, gaben sozialdemokratische 
Deputierte Erklärungen ab und entlarvten die bestehende Ordnung. 
Dabei hatten wir einen regelrechten Kampf mit dem Vorsitzenden der 
Duma zu bestehen, der von der Regierung besondere Anweisungen 
hatte, die Reden der Linken mit allen Mitteln zu behindern. Der Vor- 
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ii/ende verfolgte aufmerksam unsere Reden und war bemüht, jede Ab¬ 
weichung vom formalen Thema der Dringlichkeit „rechtzeitig“ zu un- 
terhinden; wir aber redeten drauflos, ignorierten seine Zurechtweisun¬ 
gen und Aufforderungen, uns „näher an die Sache“ zu halten, und 
sagten, was wir für nötig hielten. Diese Zusammenstöße endeten mei¬ 
stens damit, daß Rodsjanko oder sein Stellvertreter sich nicht anders 
/m helfen wußte, als die Reden der Arbeiterdeputierten zu unterbrechen, 
indem er uns das Wort entzog. 

Ungenierte Versuche, die Sozialdemokraten faktisch des Interpella- 
tionsrechts zu berauben, wurden von den Schwarzhundertern bereits in 
der III. Duma unternommen. Genau das gleiche System hatten wir auch 
in der IV. Duma zu erwarten. Aber wir beschlossen, um so entschiedener, 
um so beharrlicher zu kämpfen, damit die Stimme der Arbeiterd epu- 
tierten so weit und so laut wie möglich im ganzen Lande gehört wurde. 

„Man kann mit voller Sicherheit im voraus sagen“, schrieb die 
..Prawda“ am 23. November 1912, „daß die Purischkewitsch, Chwostow 
und ihresgleichen auch in der IV. Duma versuchen werden, die Inter¬ 
pellationen der Arbeiterdeputierten zu verhindern. Diese Herren wür¬ 
den allen wirklichen Volksvertretern gerne den Mund stopfen. Aber 
man kann mit der gleichen Sicherheit Voraussagen, daß diese Versuche 
den Herren Reaktionären jetzt — da die Arbeiterklasse erwacht ist, da 
die Demokratie die Reihen zusammcnschließt — weniger denn je ge¬ 
lingen werden.“ 

Bereits in den Wähleraufträgen, die während der Wahlen erteilt 
wurden, hatten die Arbeiter gefordert, in der Duma Interpellationen 
einzubringen. Gleich in den ersten Tagen der Dumaarbeit gingen un¬ 
serer Fraktion zahlreiche Erklärungen und Resolutionen der Arbeiter 
zu mit der Bitte, diese oder jene Anfrage an die Regierung zu richten. 
In erster Linie wurden Interpellationen über die Fälschung der Duma¬ 
wahlen gefordert, über die Verfolgung der Gewerkschaften, über die 
Mißhandlung der politischen Häftlinge in den Gefängnissen von Kuto- 
mar, Algatschi und anderen, über die Ergebnisse der Revision an der 
Lena, über den Kampf der Regierung gegen die Streikbewegung, über 
die Durchführung des Versicherungsgesetzes, über die Sache der sozial¬ 
demokratischen Deputierten der II. Duma usw. 



Das Zusammentragen von Material, die Vorbereitung und Ausarbei¬ 
tung von Interpellationen begannen gleich nach der Organisierung der 
sozialdemokratischen Fraktion. Wenn man eine Interpellation einbrin- 
gen wollte, mußte man ihr die entsp reell ende juristische Form geben, 
Berufungen auf Gesetzesparagraphen und verschiedene Regierungs¬ 
verordnungen aussuchen, die gleichsam die offizielle Motivierung der 
Interpellation waren. Beim Abfassen der erforderlichen Formulierungen 
wurden wir von sozialdemokratischen Juristen unterstützt. 

2. Repressalien gegen die Metallarbeitergewcrksdiaft 

Gleich nachdem in der Duma die mit ihrer Eröfinung verbundenen 
Fragen — Prüfung der Mandate, Wahl des Präsidiums, Regierungs¬ 
deklaration und die Debatte darüber — erledigt waren, brachte unsere 
Fraktion ihre erste Interpellation an die Regierung ein. Diese Inter¬ 
pellation betraf die Repressalien gegen die Arbeitergewerkschaften. Als 
formale Begründung der Interpellation diente die Ablehnung, die 
Metallarbeitergewerkschaft in Petersburg zuzulassen, faktisch aber be¬ 
traf die Interpellation die allgemeine Lage der Gewerkschaften. 

Die Organisierung der Gewerkschaften wie auch der anderen Ver¬ 
bände und Vereine wurde durch ein Gesetz, durch die sogenannten 
„Provisorischen Vorschriften“ vom 4. März 1906 geregelt. Dieses Ge¬ 
setz war im Grunde kein Gesetz über die Organisierung von Verbänden 
und Vereinen, sondern ein Gesetz über deren Auflösung. Die Gewerk¬ 
schaften waren jedem Verwaltungsbeamten, angefangen vom Gouver¬ 
neur und Stadthauptmann bis zum Polizeioffizier ausgcliefert. Aber so 
sehr die Gewerkschaften auch in ihren Rechten beschnitten wurden, die 
Regierung gab sich damit nicht zufrieden. Die „Provisorischen Vor¬ 
schriften“ wurden in brutalster und ungeniertester Weise verletzt. Die 
Polizei sali sie nicht als verbindlich an und verletzte zu beliebiger Zeit 
jeden beliebigen Artikel des Gesetzes. 

Die Schließung der Gewerkschaften und Vereine erfolgte schlagartig 
und aus unwahrscheinlichsten Anlässen. Sobald eine Arbeilergewerk- 
schaft ihre Tätigkeit nur ein wenig zu entfalten begann, fiel sie unver- 
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/iiglich unter ein „Verbot“. Diese Repressalien scliwäditen nicht, son- 
dern verstärkten lediglich das Bestreben der Arbeiter, sich in Gewerk¬ 
schaften zusammenzuschließen. Als Antwort auf die Auflösung von 
Gewerkschaften organisierten die Arbeiter neue Gewerkschaften unter 
anderem Namen, aber in der gleichen Zusammensetzung und mit den 
gleichen Aufgaben. 

Die Organisierung neuer Gewerkschaften wurde durch einen ganzen 
Haufen von Polizeischikanen behindert. Die sogenannten „Sonder¬ 
ämter“, denen die Registrierung der Verbände oblag, wiesen die zur 
Registrierung eingereichten Statuten massenweise zurück, stellten die 
unsinnigsten unerfüllbaren Forderungen. Es gab keine Gewerkschaft, 
die gleich beim ersten Mal registriert worden wäre. Zunächst kam eine 
Serie von Ablehnungen; nur wenn die Geduld und die Beharrlichkeit 
der Gründer einer Gewerkschaft wahrhaft übermenschlich waren, er¬ 
hielt die Gewerkschaft das Recht auf Leben oder, genauer gesagt, das 
Recht auf einen raschen Tod nach Belieben der Polizei. Statistischen 
Angaben aus der damaligen Zeit zufolge wurden innerhalb von fünf 
Jahren (1906—1911) nach Inkrafttreten der „Provisorischen Vorschrif¬ 
ten“ vom 4. März 1906 497 Arbeitergewerkschaften aufgelöst, wäh¬ 
rend 604 Gewerkschaften die Registrierung ihrer Satzungen verweigert 
wurde. 

Die sozialdemokratische Fraktion hatte bereits in der III. Reichsduma 
im April 1908 eine Interpellation gegen die Verfolgung von Gewerk¬ 
schaften eingebracht, in der 144 Fälle ungesetzlicher Repressalien gegen 
die Arbeiterverbände in ganz Rußland angeführt wurden. Die Anfrage 
wurde nicht als dringlich anerkannt und an eine Kommission weiter¬ 
geleitet, von wo sic erst anderthalb Jahre später mit einer nichtssagen¬ 
den Resolution der Duma wieder zum Vorschein kam, die besagte, 
„der Innenminister möge entsprechende Maßnahmen treffen zur Ein¬ 
haltung der ,Provisorischen Vorschriften 4 vom 4. März 1906 durch die 
zuständigen Behörden“. 

Seit 1911 verstärkte sich mit dem Anwachsen der Arbeiterbewegung 
auch der Drang zur Gründung von Gewerkschaftsvcrcinigungen. Die 
Zahl der Gewerkschaften begann sich zu erhöhen und dementsprechend 
nahmen auch die Polizeirepressalien gegen diese zu. 
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Einer besonders rigorosen Verfolgung war in diesen Jahren die Pe¬ 
tersburger Metallarbeitergewerkschaft ausgesetzt. Die Metallarbeiter¬ 
gewerkschaft hat in der Entwicklung der Arbeiterbewegung eine außer¬ 
ordentliche Rolle gespielt. Sie war nicht nur als Gewerkschaft von 
Bedeutung, sondern vor allem und in erster Linie als eine Organisation, 
die Parteikräfte sammelte. Zu ihr kamen alle fortgeschrittenen, revolu¬ 
tionären Arbeiter. Das verlieh dem Verband eine außerordentliche 
innere Zählebigkeit und löste selbstverständlich besonders beharrliche 
Repressalien der Regierung aus. 

Die in der Revolution 1905 spontan entstandene Gewerkschaft hatte 
seit dem Jahre 1906, nach der offiziellen Registrierung, einige Auf¬ 
lösungen und einige Wiedergeburten unter neuem Namen erlebt. Erst 
hieß sie Metallarbeiterverband, dann wurde sie in Berufsgesellschaft 
der Arbeiter zur Bearbeitung von Metall umbenannt, dann in Berufs¬ 
gesellschaft der Metallarbeiter, die wiederum durch die Berufsgesell¬ 
schaft der in metallbearbeitenden Betrieben beschäftigten Arbeiter ab¬ 
gelöst wurde usw. Jede dieser Gesellschaften entstand offiziell von 
neuem, war aber faktisch die Nachfolgerin der vorangegangenen, von 
der sie sowohl die Verbandskasse als auch die Mitgliedschaft und das 
Vermögen übernahm. Diese Maskerade mit der Umbenennung war der 
Polizei wohl bekannt, die sie der Form wegen nicht verbieten konnte, 
sondern den Augenblick nbwarten mußte, um die angeblich „neu“ ent¬ 
standenen Gesellschaften aufzulösen. 

Im März 1912 erlebte die Gewerkschaft wieder einmal einen Überfall 
der Polizei und wurde durch das Sonderamt aus verschiedenen Grün¬ 
den aufgelöst, von denen die Aufbewahrung illegaler Literatur und 
die Anleitung der Streiks die wichtigsten waren. Diesmal ging die 
Polizei darauf aus, die Registrierung einer neuen Gewerkschaft solange 
wie nur möglich hinauszuzögern, damit sich die Organisation in dieser 
Zeit endgültig lockere. 

Das erwies sich jedoch als eine Fehlspekulation. Die Leitung der Ge¬ 
werkschaft hatte noch ein im Jahre 1908 bestätigtes Statut in Reserve, 
das auch weiterhin in Kraft verblieb, ln Eile wurde der Rechenschafts¬ 
bericht, wurden die Bücher einer Gewerkschaft, die cs nie gegeben 
hatte, fabriziert, und die Liquidierungsversammlung der alten Gcwerk- 
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M'Jiafl beschloß, ihr gesamtes Vermögen und die Kasse der neuen zu 
ubergeben und alle Mitglieder zum Übergang in diese Gewerkschaft 
aufzufordern. Unter dem neuen Namen bestand die Metallarbeiterge¬ 
werkschaft fünf Monate bis Herbst 1912, wo sie nach einer Reihe von 
üolizeiüberfällen erneut aufgelöst wurde. 

Die Auflösung der Gewerkschaft wurde offiziell mit folgenden Grün¬ 
den motiviert: Verweigerung einer polizeilichen Revision der Geschäfts¬ 
führung, Leitung von Streiks und Auszahlung von Beihilfen an die 
Arbeitslosen. Das Sonderamt behauptete, Beihilfen dürften nur an die 
Mitglieder der Gewerkschaft gezahlt werden; Mitglieder der Gewerk¬ 
schaft aber könnten nur Arbeiter sein, die in einem bestimmten Pro¬ 
duktionsbetrieb beschäftigt sind. Auf diese Weise hörte der Arbeitslose 
auf, Gewerkschaftsmitglied zu sein. Das war ein eklatanter Bruch der 
auf gesetzlicher Grundlage ausgearbeiteten Satzung, ein Bruch, der den 
Fabrikanten und Werkbesitzern ein ungemein einfaches Mittel in die 
Hand gab, gegen jede Gewerkschaftsorganisation vorzugehen. Man 
brauchte nur die Aussperrung zu verkünden, alle Mitglieder der Ge¬ 
werkschaft wurden arbeitslos, und die Gewerkschaft mußte aufgelöst 
werden, da sie keine Mitglieder mehr hatte. 

Die Auflösung der Gewerkschaft löste starke Empörung unter den 
Petersburger Arbeitern aus, minderte aber nicht im geringsten ihr Stre¬ 
ben nach gewerkschaftlicher Vereinigung. Die in der allgemeinen Ver¬ 
sammlung gewählte Liquidierungskommission setzte die Arbeit der 
früheren Leitung fort und zögerte die Liquidierung bis zur Bestätigung 
der neuen Satzungen hinaus. 

Die Polizei behinderte ihrerseits in jeder Weise die Arbeit der Liqui¬ 
dierungskommission. Zunächst erschien die Polizei wider alle Regeln 
und Gesetze in den Sitzungen der Kommission und verbot ihr später 
auch die Zusammenkünfte überhaupt. Die Gewerkschaftsmitglieder er¬ 
hoben Protest, aber die Prüfung ihrer Eingabe in der Stadtverwaltung 
wurde endlos hinausgezögert. Die Beschwerde über das falsche Vor¬ 
gehen der Polizei wurde am 2. November eingereicht. Ein Monat ver¬ 
ging, und keine Antwort kam. Nun begaben sich die Mitglieder der 
Iiquidierungskommission zur Stadtverwaltung, um zu erfahren, ob 
ihnen eine Versammlung genehmigt wird. „Wird durch die Polizei mit- 
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geteilt 4 , lautete die Antwort. Nach zwei weiteren Wochen kam die 
gleiche Antwort. Die Polizei, die die Arbeit der Liquidierungskommis- 
sion in jeder Weise behinderte, ergriff zugleich alle Maßnahmen, um 
die Entstehung eines neuen Verbandes zu verhindern. 

Die beim Sonderamt eingcreichlc neue Satzung war unter Beachtung 
aller gesetzlichen Formalitäten aufgestellt. Aber das beeindruckte das 
Sonderamt nicht, und es weigerte sich, die Satzung zu registrieren. Im 
Beschluß des Sonderamtes, der am 6. Oktober gefaßt und den Antrag¬ 
stellern erst am 28. November bekanntgegeben wurde, wurden völlig 
gesetzwidrige Motivierungen angeführt, und der wahre Grund der Ab¬ 
lehnung trat ganz klar zutage: die Furcht, die Gewerkschaft könne 
erneut zum Führer des revolutionären Kampfes der Petersburger Me¬ 
tallarbeiter werden. 

3. Die erste Interpellation der sozialdemokratischen Fraktion 

Alle diese gesetzwidrigen Handlungen, die die allgemeine Politik der 
Repressalien gegen die Gewerkschaftsorganisationen völlig klar auf¬ 
deckten, beschloß die sozialdemokratische Fraktion als Material für 
eine Interpellation an die Regierung zu verwenden. Nachdem das er¬ 
forderliche Material zusammengetragen worden war, verfaßten wir den 
Text der Interpellation. Darin wurden folgende ungesetzliche Forde¬ 
rungen aufgeführt: Die geistige und moralische Entwicklung der Ge¬ 
werkschaftsmitglieder durfte nicht gefördert werden, Arbeitslosen wurde 
das Recht aberkannt, Mitglieder der Gewerkschaft zu sein, statt monat¬ 
licher Milgliedsbeiträge sollten Jahresbeiträge eingeführt werden, Per¬ 
sonen, die „vom Schiedsgericht ehrenrühriger Handlungen für schuldig 
befunden wurden“, durften nicht ausgeschlossen werden, in den Sat¬ 
zungen war die karitative Einrichtung zu benennen, der die Mittel nach 
der Auflösung der Gesellschaft übergeben werden usw. Diese Punkte 
richteten sich gegen die Arbeit und die Selbständigkeit der Gewerk¬ 
schaften und legten ihre Tätigkeit völlig lahm. 

„Alle angeführten Forderungen“, schrieb unsere Fraktion in der 
Interpellation, „hat das Sonderami nicht allein an die Gesellschaft der 
in Betrieben der metallbearbeitenden Industrie beschäftigten Arbeiter 
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umstellt, sondern stellt sie auch an alle Arbeitergewerkschaften, die ihre 
Satzungen in der letzten Zeit zur Registrierung eingereicht haben. Man 
kann nicht umhin, in dieser Handlungsweise des Sonderamtes einen 
brutalen und gesetzwidrigen Eingriff in die inneren Angelegenheiten 
der Gewerkschaften und einen eklatanten Bruch des Gesetzes vom 
•. März 190G zu erblicken. 

Auf Grund unserer Ausführungen wenden wir uns an den Innen¬ 
minister und an den Justizminister mit der Anfrage: 

1. Ist dem Herrn Innenminister bekannt, daß das städtischest. Peters¬ 
burger Sonderamt für Vereinigungen den Arbeitergewerkschaften die Re¬ 
gistrierung verweigert, und zwar aus Gründen, die im Gesetz vom 4. März 
1906 nicht vorgesehen sind, womit gegen dieses Gesetz verstoßen wird? 

2. Ist dem Herrn Justizminister bekannt, daß der Vertreter der Staats¬ 
anwaltschaft, der um wiederholte Verstöße des städtischen St. Peters¬ 
burger Sonderamtes für Vereinigungen gegen das Gesetz vom 4. März 
1906 gewußt hat, keinen Protest gegen die erwähnten Verstöße erhob? 

3. Wenn das dem Herrn Innenminister und dem Herrn Justizminister 
bekannt ist, welche Maßnahmen haben sie ergriffen, um die Gesetzlich¬ 
keit wiederhcrzustellen?“ 

Die Anfrage wurde am 14. Dezember zur Debatte gestellt, kurz bevor 
die IV. Duma in die Weihnachtsferien ging. Die Fraktion beauftragte 
mich, die Interpellation von der Dumatribüne aus zu begründen. Unter 
dem Vorwand, die Dringlichkeit begründen zu wollen, mußte ich zur 
Frage selbst sprechen, die gesetzwidrigen Verfolgungen der Gewerk¬ 
schaften schildern und den breiten Arbeitennassen zeigen, daß das 
Proletariat nur durch revolutionären Kampf eine Verbesserung seiner 
Lage erreichen kann. Das war der übliche Inhalt und der übliche Auf¬ 
bau der Reden der Arbeiterdepulierten. 

4. Meine erste Rede 

Die Einbringung der ersten Interpellation der sozialdemokratischen 
Fraktion war gleichzeitig meine erste Rede von der Dumatribüne aus. 
Die Reden der Arbeiterdeputierten waren für die reaktionäre Mehrheit 



der Reichsduma ganz unerträglich. Durch ihre Schärfe, Offenheit und 
Gradlinigkeit versetzten sie die Schwarzhunderter in unbändige Wut. 

Besondere Nervosität legte die Dumamehrheit an den Tag, wenn 
unsere Reden der Lage der Petersburger Arbeiter gewidmet waren. Die 
Welle der ständig wachsenden revolutionären Bewegung unter den Pe¬ 
tersburger Arbeitern brandete wuchtig unmittelbar an die Mauern des 
Taurischen Palastes, und unser an die Arbeiter gerichtete Aufruf, ihren 
Ansturm zu verstärken, klang für die in der Duma sitzenden getreuen 
Verteidiger des Zarismus wie eine abermalige Erinnerung daran, daß 
diese Welle früher oder später auch über den festen Mauern dieser 
Hochburg des Zarismus zusammenschlagen werde. Das Auftreten eines 
Petersburger Arbeiterdeputierten der IV. Reichsduma ist sehr treffend 
in dem Spielfilm „Maxims Rückkehr“ gezeigt worden. 

Verwirren, einschüchtem, die Rede verhindern — das war die Taktik 
der Dumamehrheit, insbesondere beim ersten Auftreten eines jeden 
Arbeiterdeputierten. Die Duma als ganzes war ebenso wie das Präsi¬ 
dium, das den Willen der ersteren zum Ausdruck brachte, bestrebt, die 
erste Rede eines Arbeiterdeputierten, selbst wenn sie noch so bescheiden 
war, zu seiner letzten zu machen, ihn zu diffamieren, in ein stummes 
Wesen zu verwandeln, von denen es auf den Bänken der Dumamehr¬ 
heit viele gab. Die Hauptmasse dieser Deputierten der Mehrheit saß 
während der ganzen Zeit des Bestehens der Duma im Taurischen Palast, 
ohne den Mund auch nur ein einziges Mal aufgemacht zu haben. Sic 
waren nicht einmal mit Gewalt auf die Tribüne zu zerren, so sehr 
waren sie durch die ganze Atmosphäre in der Duma eingeschüchtert. 

Eine solche Aufregung, wie sic sich eines jeden Arbeiterdeputierten 
beim ersten Auftreten in der Duma bemächtigte, hatte keiner von uns 
jemals zuvor erfahren, ja vielleicht auch danach niemals mehr erlebt. 
Als ich die Tribüne betrat, fühlte ich mit aller Kraft die gewaltige Ver¬ 
antwortung, die auf einem Arbeiterdeputierten ruhte. Eine Rede in der 
Reichsduma war mit den Reden in den verschiedenen illegalen und 
legalen Arbeiterversammlungen überhaupt nicht zu vergleichen. In der 
Reichsduma standen wir, die Vertreter der Arbeiter, von Angesicht zu 
Angesicht dem Feind, dem jahrhundertelangen Unterdrücker der Ar¬ 
beiterklasse gegenüber. Direkt und offen, ohne jegliche Tricks und par- 
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liimentarische Winkelzüge mußten wir alles, was die Arbeiterrnassen 
denken, zum Ausdruck bringen, mußten wir alle ihre Nöte schildern 
und der bestehenden Ordnung die Anklage entgegenschleudern. 

Jedes Wort der Arbeiterdeputierten drang durch die schmalen Türen 
des Dumasaajes zu den Millionen russischer Proletarier, die uns als die 
Vertreter und Verteidiger ihrer Interessen ansahen. Unsere Reden, un¬ 
sere Aufrufe wurden in den Iländen des Proletariats zu einer neuen 
Walle gegen seine alten Feinde. In Millionen Herzen der Werktätigen 
fanden die offenen und revolutionären Worte, die wir Arbeiterdepu- 
licrte im Namen der gesamten Arbeiterklasse von der Tribüne der 
Duma aus sprachen, einen Widerhall. Wenn wir auf der Dumatribüne 
standen, mußten wir die Willensanspannung der Arbeiterklasse, mußten 
wir die Kraft demonstrieren, die das russische Proletariat seit Jahr¬ 
zehnten sammelte. 

Große Schwierigkeiten hatte jeder von uns zu überwinden, wenn er, 
vor allem in der ersten Zeit, in dieser Hochburg der zaristischen Selbst¬ 
herrschaft sprach. Eine gewaltige Anspannung war notwendig, um das 
Geheul der Schwarzhunderter zu übertönen, um den Stacheldrahtver¬ 
hau der Schikanen des Vorsitzenden zu durchbrechen, die grausame 
Rechtlosigkeit der Arbeiterklasse zu beleuchten und in ihrem Namen 
die Herausforderung an die Feinde zu richten. 

Die „Immunität“ des Deputierten, die „Freiheit“ der Rede von der 
Dumatribüne aus war für uns eine Lüge der zaristischen Selbstherr¬ 
schaft. Jedem von uns war es völlig klar, daß die Regierung nur auf 
einen Anlaß wartete, um mit den Arbeiterdeputierten abzurechnen. Wir 
hatten das Beispiel der sozialdemokratischen Fraktion der II. Duma vor 
Augen, die geschlossen in die Verbannung geschickt wurde. 

„Die parlamentarische Tätigkeit der cintn führt sie auf die Minister¬ 
sessel, die parlamentarische Tätigkeit der anderen führt sie ins Ge¬ 
fängnis, in die Verbannung, ins Zuchthaus.“ Diese Worte Lenins cha¬ 
rakterisieren völlig klar und bestimmt die Lage und das Schicksal der 
Arbeiterdeputierten. 

Aber je drohender diese Gefahr war, je größer die Schwierigkeiten 
waren, die wir zu überwinden hatten, desto stärker wurden auch unsere 
Dumareden. Die Verfolgungen, denen die Arbeiterdtfputierten aus- 


7 Badajow, Itcichsduma 


97 



gesetzt waren, hatten ihre revolutionierenden Folgen, sie schweißten die 
Reihen der Arbeiterklasse noch fester zusammen. 

Ich begann meine Rede bei gespannter Aufmerksamkeit des ganzen 
Saales. Es war eine Abendsitzung. Der große Saal des Taurischen Pa¬ 
lastes war von dem Licht zahlreicher Lüster überflutet In der Loge des 
Ministerrates saßen Regierungsvertreter, in einer anderen Loge neben 
der Tribüne die Mitarbeiter der hauptstädtischen und der Provinz¬ 
zeitungen. Die für das Publikum bestimmten Ränge waren überfüllt. 
Von rechts richteten Gattinnen von Würdenträgern ihre Lorgnetten auf 
mich: sie waren neugierig, wie sich ein Schlosser in der Duma benehmen 
und was er sprechen wird. Links hörte eine Gruppe von Arbeitern, 
denen cs gelungen war, Karten für die Sitzung zu erhalten, die Rede 
ihres Deputierten. Sie verhielten den Atem, damit ihnen auch nicht 
ein Wort entging. 

Auf dem Platz des Vorsitzenden ragte die massive Gestalt Rodsjankos 
empor. Er hatte die Glocke bereitgestellt und war ganz Ohr, um den 
geeigneten Augenblick nicht zu verpassen und meine Rede zu unter¬ 
brechen. 

„Meine Herren Mitglieder der Reichsduma“, begann ich mit dem für 
eine Dumarede üblichen Satz. „Am 6. Oktober 1912 hat das Sonderamt 
in Petersburg der Gewerkschaft der metallbearbeitenden Industrie die 
Registrierung verweigert. Die Gesellschaft der Arbeiter zur Bearbeitung 
von Metall existierte bis zum 21. August dieses Jahres. Sie ist die 
größte, die einflußreichste aller Gesellschaften in Rußland. In den 
wenigen Jahren ihres Bestehens hat sie eine recht kulturvolle und 
fruchtbare Arbeit unter den Arbeitern geleistet. Sie kämpfte gegen das 
Chaos und die Anarchie in den Beziehungen zwischen den Arbeitern 
und den Fabrikherren. Sie stand achtsam auf der Wacht der Arbeiter¬ 
interessen. Sic war das Vorbild für alle ähnlichen Gesellschaften in 
Rußland, und deshalb bestehen wir auf der Dringlichkeit dieser Inter¬ 
pellation. Irgendwo in England oder Deutschland könnten sich solche 
Gewerkschaften frei entwickeln, aber bei uns ist es anders als in Europa. 
Der Metallarbeitcrverband ist der Regierung schon lange ein Dorn im 
Auge, und nun hat der Diener der Regierung — das Sonderamt — be¬ 
schlossen. mit-dem Metallarbeiterverband ein für allemal Schluß zu 
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machen, und nach einer ganzen Serie von Polizeiüberfällen, nach einer 
ganzen Serie von Verhaftungen der Vorstandsmilglieder und der Sekre¬ 
täre wurde der Verband geschlossen. 

Sehen wir, welcher Art die Motive des Sonderamtes sind. Aus wel¬ 
chem Grunde löst es einen so großen Verband in Rußland auf? Aus 
folgendem Grunde: Der Metallarbeiterverband erklärt, er habe das 
Hecht, die geistige und moralische Entwicklung seiner Mitglieder 
zu fördern. Das Sonderamt ist damit nicht einverstanden, es erklärt, 
daß es nicht Sache des Verbandes sei, sich mit der geistigen und 
moralischen Entwicklung seiner Mitglieder zu befassen. Ferner ist 
der Metallarbeiterverband der Meinung, daß er das Recht habe, Bei¬ 
hilfen auszuzahlen und seinen Mitgliedern Arbeit zu vermitteln; das 
\ *nt dagegen bestreitet dieses Recht und ist der Meinung, daß Mit¬ 
glieder, die arbeitslos geworden sind, nicht länger im Verband verblei¬ 
hen dürfen. Folglich habe die Gesellschaft nicht das Recht, Arbeit zu 
vermitteln und Beihilfen auszuzahlen. Der Metallarbeiterverband ist 
der Meinung, daß die Mitgliedsbeiträge Monatsbeiträge sein müssen, 
während das Sonderamt bestimmt, daß die Beiträge nur Jahresbeiträge 
sein dürfen. Der Metallarbeiterverband ist der Meinung, daß er Perso¬ 
nen, die von einem Schiedsgericht ehrenrühriger Vergehen für schuldig 
befunden werden, ausschließen darf; das Amt dagegen erklärt, der 
Verband dürfe das nicht tun. Schließlich legt der Metallarbeiterverband 
in seiner Salzung nicht fest, welcher karitativen Gesellschaft das Ver¬ 
mögen des Verbandes zu übergeben ist, das Sonderamt indessen fordert 
eine solche Klausel. Das sind die Motive des Sonderamtes. 

Meine Herren, ich muß erklären, daß die dargelegten Motive des 
Vmtcs keine rechtliche Grundlage haben, ja, daß diese Motive auf das 
ungenierteste gegen das Gesetz vom 4. März verstoßen. Im Gesetz vom 
4. März ist ein direkter Hinweis enthalten, wonach die Gewerkschaften 
das Recht haben, die geistige und moralische Entwicklung ihrer Mit¬ 
glieder zu fördern; das Sonderamt dagegen spricht dem Verband ge¬ 
setzwidrig ein solches Recht ab. Im Gesetz vom 4. März ist auch ein 
direkter Hinweis enthalten, daß der Verband Beihilfen auszahlen und 
den Mitgliedern Arbeit vermitteln darf; das Amt dagegen spricht dem 
Verband gesetzwidrig ein solches Recht ab. Nach dem Gesetz vom 
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4. März werden Beiträge, Ausschluß von Mitgliedern und die Verfügung 
über das Verbandseigentum durch den Verband selbst bestimmt, wäh¬ 
rend das Sonderamt dem Verband gesetzwidrig ein solches Recht ab¬ 
spricht. Sie sehen, meine Herren, daß die Verweigerung der Registrie¬ 
rung einen direkten Verstoß des Amtes gegen das Gesetz darstellt; Sie 
sehen, daß nicht irgendein Häuflein von Arbeitern, sondern viertausend 
Arbeiter ohne eine Organisation geblieben sind. Sie haben das Recht, auf 
gesetzlicher Grundlage einen Verband, eine Gewerkschaft zu bilden. 

Wir unterstreichen, daß die Arbeiter die Gewerkschaften brauchen 
wie der Fisch das Wasser. Aber das Sonderamt verstößt nicht nur gegen 
diesen oder jenen Paragraphen des Gesetzes, sondern gegen den ganzen 
Sinn, den ganzen Inhalt des Gesetzes. Das Amt merzt aus ihm alles 
Lichte und Lebendige aus, verwandelt es in einen Popanz, in ein 
Schreckgespenst für die Arbeiter und läßt es absterben. Zusammen mit 
dem Verband muß auch das Gesetz vom 4. März sterben, weil es kein 
Anwendungsobjekt mehr haben wird. 

Wozu sollen denn die Arbeiter einem Verband beitreten, wenn sie 
das Recht auf geistige und moralische Befriedigung nicht erhalten? Wo¬ 
zu sollen sie dem Verband Beitrag zahlen, wenn sie keine Beihilfen 
erhalten? Wozu sollen sie dem Verband beitreten? Wie soll der Ver¬ 
band seine moralische Autorität behaupten, wenn er nicht das Recht 
hat, moralisch verkommene Personen auszuschließen? Und schließlich, 
wie soll man das Sonderamt verstehen: Welcher karitativen Gesellschaft 
wird das Verbandsvermögen im Falle der Auflösung übergeben? Dieser 
Tage wurde in Riga eine Gesellschaft für kulturelle Aufklärung auf¬ 
gelöst, wobei die Behörden das Vermögen dieser Gesellschaft be¬ 
schlagnahmten, weil diese beschlossen hatte, ihr Geld nicht irgend¬ 
einer bürgerlichen reichen Wohltätigkeitsgesellschaft, sondern der ört¬ 
lichen Arbeiterzeitung zu spenden. Gedenken etwa die Sonderämter die 
Beschlagnahme gewerkschaftlichen Eigentums zur Praxis zu machen 
und damit die Bedeutung der Gewerkschaften in den Augen der Ar¬ 
beiterklasse endgültig zu untergraben? 

Sie sehen, meine Herren, daß die Sonderämter nicht nur gegen den 
Buchstaben, sondern auch gegen den Geist des Gesetzes verstoßen, weil 
sie das Bestehen der Gewerkschaft sinnlos, weil sie die Durchführung 
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iles Gesetzes unmöglich machen. Ich meine alle Gewerkschaften und 
nicht nur den Metallarbeiterverband, da das Sonderamt überhaupt 
Keine Gewerkschaften duldet; es trachtet danach, sie vom Erdboden 
\ erschwinden zu lassen, es hat die Gewerkschaften der Uhrmacher, der 
Wurstmacher und Kartonagenarbeiler aufgelöst, und ihnen ist die 
Itcgistrierung ebenfalls verweigert worden. Die Ämter in der Provinz 
•her betreiben die gleiche dreiste Politik. So wurde beispielsweise den 
Gewerkschaften in Kiew, in Charkow, in Baku, im Ural und im Donez- 
I»ecken ebenfalls die Registrierung verweigert. In Moskau wurden die 
Metallarbeiter seit 1906 achtmal abgelehnt, ebenso wurde in Moskau den 
Druckern dreimal die Registrierung verweigert, und beide Kategorien 
sind bis auf den heutigen Tag ohne Gewerkschaften geblieben. Die Mo¬ 
tive für die Ablehnung, meine Herren, sind immer wieder die gleichen. 

Solche Fälle, in denen die Handlungen des Sonderamtes gegen die 
ticsetze verstoßen, gibt es, meine Herren. Und dennoch sitzt das Son¬ 
deramt nicht auf der Anklagebank. Weshalb? Weil das Sonderamt ein 
Teil des Ganzen darstellt, das Regierung genannt wird. Die Regierung 
selbst verstößt gegen die von ihr ausgearbeiteten Gesetze, und das ist 
kein Einzclfall. Die ganze gegenwärtige Politik der Regierung muß als 
eine Politik der Verstöße gegen das Gesetz bezeichnet werden. Gegen 
die 1905/06 erlassenen Gesetze, gegen das Manifest von 1905 wird ver¬ 
stoßen, gegen Rede- und Pressefreiheit. In Worten heißt cs ,Unantast¬ 
barkeit der Person 4 , in Wirklichkeit ist es bestialische Verhöhnung und 
Mißhandlung. Und das Gesetz über die Freiheit der Gewerkschaften 
wurde zur Zerstörung der Gewerkschaften ges(taffen: innerhalb von 
sechs Jahren wurden nicht weniger als 600 Gewerkschaften aufgelöst 
und wurde die Registrierung von nicht weniger als 700 Gewerkschaften 
verweigert. ( Zurufe: Zur Sache der Dringlichkeit.) So sieht sie aus, die 
Freiheit der Gewerkschaften! Nach dem Gesetz — Streikfreiheit, in 
Wirklichkeit aber — Verhaftungen wegen ökonomischer Streiks; ich 
rede schon gar nicht von den 500 erschossenen Lenaarbeitem, über die 
Minister Makarow prahlerisch sagte: ,So war es und so wird’s bleiben!* 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Badajew, ich bitte Sie, sich 
näher an die Frage der Dringlichkeit zu halten. 

Badajew: Ich rede nur zur Interpellation ... 
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Vorsitzender: Ich bitte gefälligst, sich mit dem Vorsitzenden der 
Reiehsduma nicht zu streiten, sondern seine Weisungen zu befolgen 
und sich an die Frage der Dringlichkeit zu halten. 

Badajew: Nach dem Gesetz — Freiheit der Wahlen zur Duma; in 
Wirklichkeit aber — Festnahme der Bevollmächtigt eh und Verban¬ 
nung ... 

Vorsitzender: Mitglied der Reiehsduma Badajew, ich erinnere an 
Paragraph 143 der Instruktion. Ich bitte Sie, sich an die Frage der 
Dringlichkeit zu halten. 

Badajew: . .. Festnahme der Bevollmächtigten, Verbannung der Ar¬ 
beiter. (Heiterkeit, Lärm, r Zuruje: Bravo! Zurufe: Beispielsweise Iwanow 
und andere. Heiterkeit rechts und im Zentrum.) Das Gesetz schützt die 
Arbeiter vor der Gewinnsucht der Unternehmer, in Wirklichkeit aber 
besagt es ... (Lärm, Heiterkeit. Glocke des Vorsitzenden.) Das Gesetz 
soll doch von der Gesetzlichkeit, von solchen Formen . .. 

Vorsitzender: Mitglied der Reiehsduma Badajew, ich bitte Sie noch 
einmal gefälligst, sich an die Frage der Dringlichkeit zu halten. 

Badajew: Ich halte mich auch nur an die Frage der Dringlichkeit. 
Betrachten wir jetzt einmal, wie die Regierung vorgeht, wie die Ge¬ 
werkschaften aufgelöst werden. 

Vorsitzender: Mitglied der Reiehsduma Badajew, wenn es Urnen 
nicht beliebt, sich meinen Weisungen zu fügen, werde ich gezwungen 
sein, Ihnen das Wort zu entziehen. Ich bitte Sie noch einmal, sich an 
die Frage der Dringlichkeit zu halten. 

Badajew: Wer kennt nicht die Gesellschaft der Fabrikanten in Mos¬ 
kau und im Zentralen Industriebezirk, die sogenannte Gesellschaft der 
Erdölindustriellen, Metallurgen und Bcrgbauunternchmer ... 

Vorsitzender: Mitglied der Reiehsduma Badajew, es beliebt Ihnen 
also nicht, sich meinen Weisungen zu fügen, und Sie können zur Dring¬ 
lichkeit nicht sprechen? 

Badajew: Ich spreche doch zur Dringlichkeit. 

Vorsitzender: Ich bitte Sie gefälligst, sich nicht mit mir zu streiten. 
Wollen Sie sich bitte an die Frage der Dringlichkeit halten. 

Badajew: Zu einer Zeit, da streikende Arbeiter erschossen werden, 
unternehmen Syndikate und Truste... 
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Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Badajew, ich entziehe Ihnen 
das Wort, verlassen Sie bitte das Rednerpult.“ 

Ich verließ die Tribüne unter zweierlei Beifall: der linke Teil des 
Saales begrüßte meine Rede, auf den rechten Bänken und im Zentrum 
Matschte man Rodsjanko Beifall, der einen Arbeiterdeputierten abge¬ 
fertigt hatte. Unsere Interpellation über Repressalien gegen die Ge¬ 
werkschaften wurde natürlich durch einmütige Stimmabgabe der 
Schwarzhunderter in der Duma zum Scheitern gebracht. 

Das gleiche Schicksal ereilte auch die zweite Interpellation der sozial¬ 
demokratischen Fraktion zu der Frage, weshalb die Versammlungen 
und die Wahlen für die Versichernngsorganc nicht genehmigt wurden. 
Die Interpellation wurde in der gleichen Sitzung der Duma am 14. De¬ 
zember erörtert. Bei beiden Interpellationen wurde die Dringlichkeit 
von der Duma verneint, und sie wurden an die Interpellationskom- 
mission weitergeleitet, die ihnen ein Begräbnis erster Klasse bereitete. 
Fine andere Lösung hatte die Arbeiterklasse von der Duma der Guts¬ 
besitzer und des Adels gar nicht erwartet. 


5. Streiks der Arbeiter zur Unterstützung 
der ersten Interpellationen 

Das Einbringen der Interpellationen bezweckte eine Demonstration, 
um das Wesen und den wahren Sinn der zaristischen Ordnung aufzu¬ 
decken. Diese Demonstration — von der sozialdemokratischen Fraktion 
innerhalb der Schwarzhunderterduma begonnen — wurde durch eine 
Aktion der Petersburger Arbeiter unterstützt und bekräftigt, die am Tage 
der Debatte über die Interpellationen in einen eintägigen Streik traten. 
Zu der Zeit, da wir von der Dumatribüne aus über die neue Willkür des 
Zarismus sprachen, legten die Arbeiter in den Petersburger Fabriken 
und Betrieben die Arbeit nieder und nahmen auf fliegenden Kund¬ 
gebungen Protestresolutionen an. 

Der eintägige Streik vom 14. Dezember war vorbereitet und trug 
organisierten Charakter. Die „Prawda“ schrieb tagaus, tagein über die 
Verfolgungen, denen die Gewerkschaften und insbesondere die von 
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ihnen einberufenen Versammlungen über Versicherungsfragen ausge¬ 
setzt waren, über die „Ernennung** der Arbeiterbevollmächtigten für die 
Versicherungsorgane und über den Sinn des ganzen verkrüppelten Re¬ 
gierungsgesetzes über die Versicherung. 

Das geübte Auge fortgeschrittener Arbeiter las zwischen den vom 
Standpunkt der Zensur aus gesitteten Zeilen den Aufruf, am Tage der 
Debatte über unsere ersten Interpellationen in der Reichsduma eine 
Demonstration zu veranstalten, über die Notwendigkeit einer solchen 
Aktion wurde in den legalen und illegalen Arbeiterversammlungen, 
die von den Gewerkschaften einberufen wurden, offen gesprochen. 
Schließlich gaben die Bolschewiki am 14. Dezember folgende vom Pe¬ 
tersburger Parteikomitee Unterzeichnete Proklamation heraus mit der 
Aufforderung, die sozialdemokratische Fraktion durch einen eintägigen 
Streik zu unterstützen: 

„Heute bringt die sozialdemokratische Fraktion die Interpellation 
über die Versicherung der Arbeiter ein. 

Heute werden unsere Deputierten in der Duma von der Willkür und 
Verhöhnung sprechen, die sich die Regierung bei der Durchführung der 
Versicherungsgesetze leistet. 

Heute werden unsere Deputierten davon sprechen, daß man die 
Arbeiter daran hindert, sich zur Erörterung von Versicherungsfragen 
zu versammeln; daß man die Arbeiter daran hindert, ihre Vertreter in 
die Versicherungsorgane und in den Versicherungsrat zu wählen; daß 
man die Arbeiter daran hindert, sich um die Krankenkassen zu organi¬ 
sieren, die den Volksfeinden durch den Ansturm der Arbeiterbewegung 
entrissen wurden. 

Durch ganz Rußland schallt heute die Stimme unserer Deputierten 
zum Schutze der Arbeit. 

Ganz Rußland erfährt heute, daß die mit dem Blut der Lenaarbciter 
befleckte Regierung die Rechte der Arbeiter abermals mit Füßen tritt. 

Genossen! Erheben auch wir unsere Stimme und strecken unseren 
Deputierten die Hand entgegen. Unterstützen wir unsere Deputierten 
durch einen eintägigen Streik in ihrem Kampf für unsere Interessen. 
Alle Fabriken, Werke und Druckereien Petersburgs sollen heute die 
Arbeit einstellen. Heute soll die mächtige Stimme des Petersburger 
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Proletariats /um Schutze seiner mit Füßen getretenen Rechte erschallen. 
Möge unsere Stimme im Verein mit den Stimmen unserer Deputierten 
der ganzen Welt zeigen, daß die Arbeiter für ihre Rechte zu kämpfen 
verstehen. 

Wir fordern, daß man den Arbeitern gestattet, sich zur Erörterung 
der Versicherungsfragen zu versammeln. Wir fordern, daß man den 
Arbeitern gestattet, ihre Vertreter in alle Versicherungscinrichtungen zu 
wählen. Wir fordern, daß man die Arbeiter nicht daran hindert, sich 
breit um die Krankenkassen zu organisieren. Wir fordern, daß man 
den Arbeitern ganz Rußlands die Möglichkeit bietet, sich über alle 
Versicherungsfragen zu verständigen. Wir fordern, daß die Unter¬ 
drücker des Volkes die Rechte und die Interessen der Arbeiterklasse 
achten. 

Genossen! Wir rufen Euch zu einem eintägigen politischen Streik 
auf. 

Es lebe der Streik! 

Es lebe die sozialdemokratische Fraktion!“ 1 

Der Streik begann in den Putilow-Werken. In den Morgenstunden 
des 14. Dezember legten rund sechstausend Arbeiter in zehn Werk¬ 
stätten des Betriebes die Arbeit nieder. Den Putilow-Werken folgten die 
Newa-Werft, Parviainen, Nowy Lössner, Pintsch, die Fabrik Alexejew. 
die Fabrik Pahl und andere. In den Mittagsstunden schlossen sich dem 
Streik sechstausend Arbeiter der übrigen Werkstätten der Putilow- 
Werke und beide Fabriken Maxwell (Petrowskaja und Spasskaja) an. 
Insgesamt legten am ersten Streiktag die Arbeiter von dreizehn Fabri¬ 
ken und Werken die Arbeit nieder. Der Streik verlief einmütig, an den 
Werkzeugmaschinen blieben in den streikenden Betrieben nur unbe¬ 
deutende Gruppen oder genauer gesagt vereinzelte Arbeiter, vor allem 
Frauen. 

Schon am Vorabend des Streiks fanden, als die Proklamationen er¬ 
schienen, in einigen Werken Versammlungen statt, die die Einbringung 
der Interpellationen in der Reichsduma begrüßten und unserer Fraktion 
Unterstützung versprachen. „Durch unsere Streiks“, hieß es zum Bei- 

1 „Flugblätter der Petersburger Bolschewüd 1902—1917“, Moskau 1939, 
Bd. ir, S. 71/72, russ. 
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spiel in einer Resolution, die in der Fabrik Pahl angenommen wurde, 
„unterstützen wir die Interpellation der sozialdemokratischen Fraktion 
in der IV. Reichsduma.“ Alle Resolutionen enthielten einen kategori¬ 
schen Protest gegen die Verfolgung der Gewerkschaften und gegen die 
polizeiliche Einführung der Versichcrungsorgane. 

Am 14. Dezember war der Streik nicht beendet, ln den Morgen¬ 
stunden des darauffolgenden Tages schlossen sich dem Streik weiterhin 
Fabriken und Betriebe an, die am Vortage nicht gekommen waren, 
ln einigen Betrieben begnügten sich die Arbeiter nicht mit dem ein¬ 
tägigen Streik, sondern setzten ihn einige weitere Tage fort. Im Par- 
viainen-Werk dauerte der Streik drei Tage. Ein Betrieb nach dem 
anderen schloß sich den bislang Streikenden an. 

Die durch die ersten Interpellationen unserer Fraktion in der Reichs¬ 
duma ausgelöste Streikwelle dauerte über eine Woche. Es ist schwer, 
genau zu berechnen, wieviel Menschen sich an diesem Streik beteilig¬ 
ten. Auf jeden Fall waren es mindestens 60 000 Menschen, das heißt 
die Arbeiter aller großen Petersburger Betriebe. Audi kleine Betriebe 
streikten: Druckereien, Werkstätten usw. 

Der eindrucksvolle Proteststreik des Petersburger Proletariats de¬ 
monstrierte die volle Solidarität breiter Arbeitermassen mit ihren De¬ 
putierten, die in der Duma sprachen und die eine große Unterstützung 
hinter sich spürten. 

Anläßlich der von der Duma zum Scheitern gebrachten Interpellation 
über die Verfolgungen der Gewerksdiaften veröffentlichte idi in der 
„Prawda“ am 2. April 1913 einen Artikel, „Die Duma und die Inter¬ 
pellationen der Arbeiterdeputierten“. 

„Im Dezember vorigen Jahres“, so schrieb ich, „lehnte die Reichs¬ 
duma mit Stimmenmehrheit die Dringlichkeit der von der sozialdemo¬ 
kratischen Fraktion eingebrachten Interpellation ab, die darauf Bezug 
nahm, daß das Sonderamt für Angelegenheiten der Vereine und Ver¬ 
bände die Registrierung der Gewerkschaft der Arbeiter der metall¬ 
bearbeitenden Industrie verweigert und gegen das Gesetz vom 4. März 
1906 verstoßen hat. 

Die Duma überwies diese Interpellation an die Interpellationskom¬ 
mission, die die Prüfung dieser Interpellation auf ihre Tagesordnung 
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Mir den 30. März setzte. Da ich meine Unterschrift für die Dringlich¬ 
keit der Interpellation als erster gegeben hatte, wurde ich ebenfalls zur 
Sil/.ung der Kommission eingeladen. Den Vorsitz führte der Oktobrist 
Srhubinski, Referent war der Oktobrist Paptscliinski aus dem Gou- 
\ernement Jckaterinoslaw, ein Adliger und Ilofrat. 

Die Reidisduma habe seiner Meinung nach nicht das Recht, sich in 
\ugclegenheiten des Senats einzumischen. In seinem Referat erklärte 
«t, eine Beschwerde über Handlungen des Sonderamtes sei im Senat 
« ingebracht und dort noch nicht behandelt worden. Deshalb könne 
ich die Kommission nicht mit der Frage befassen, und die Interpella¬ 
tion selbst sei vom Standpunkt der Oktobristen aus unbegründet. Audi 
die Sdiwarzhundertermehrheit der Kommission stimmte diesen Aus- 
Mi Imingen zu, und die Interpellation wurde durch Stimmenmehrheit 
gegen zwei Stimmen abgclchnt. Jetzt kam es also darauf an, die Ent- 
rheidung des Senats über die Verstöße des Sonderamtes gegen das 
Gesetz abzuwarten, die aber konnte vielleidit in fünf Jahren gefällt 
werden. 

So handelte eine Kommission, deren Mitglieder in ihrer Mehrheit 
den bürgerlichen Sdiwarzhundcrterparteien angehörten. Diese Herren 
ehlugen der Reichsduma den freiwilligen Verzidit auf ihr gesetzliches 
liecht vor, an die Regierung Interpellationen über Verletzungen der 
Gesetze durch Amtspersonen zu richten. 

Vielleicht beruht die Handlungsweise der Kommission auf einem 
Mißverständnis? Nein: die Schwarzhundertermehrheit der Reichs- 
duma lehnt alle Interpellationen über die Gesetzesverstöße der Re¬ 
gierung in bezug auf die Arbeiter stets mit Vorbedacht ab. Eben 
aus diesen Erwägungen heraus wurde auch diese Interpellation ab- 
gclehnL 

Was nun? Soll man deshalb die Hände in den Schoß legen, die Hoff¬ 
nung auf eine Genehmigung der Gewerkschaft fahren lassen? Gewiß 
nicht. 

Man muß nur daran denken, daß die Herren in der Wirtschaft die 
gleichen sind wie in der Politik; wie in der Fabrik, so sind sie auch in 
der Duma. Daran muß man denken und im wirtschaftlichen wie auch 
im politischen Leben den eigenen proletarischen Weg gehen. 
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Das Verhalten der bürgerlichen Parteien in der Duma hat die Pe¬ 
tersburger Metallarbeiter nicht daran gehindert, die Genehmigung der 
Gewerkschaft dennoch durchzusetzen. Die Beharrlichkeit der Peters¬ 
burger Metallarbeiter kann den Arbeitern aller Berufe in ganz Rußland 
als Vorbild dienen.“ 

Die mit den Dumainlerpellationen der sozialdemokratischen Frak¬ 
tion verbundene Streikbewegung war nicht nur von den in solchen 
Fällen üblichen Polizeirepressalicn begleitet, sondern auch von einem 
GegcnangrifT der Fabrik- und Werkbesitzer. Dreitausend Arbeiter der 
Petrowskaja- und der Spasskaja-Manufaktur Maxwell erblickten in 
den Morgenstunden des 15. Dezember an den geschlossenen Toren 
beider Fabriken folgenden Anschlag: „In Anbetracht der häufigen 
Streiks und der vorangegangenen Warnung sieht sich die Verwaltung 
der Fabriken gezwungen, die Arbeiter zu entlassen. Der Tag der Lohn¬ 
abrechnung wird noch bekanntgegeben.“ Rings um die Fabriken waren 
verstärkte Abteilungen von Polizeirevieraufsehern und Schutzleuten 
stationiert. 

Die Arbeiter beschlossen, den Lohn nicht zu holen, da sie wußten, 
daß jeder Stillstandstag der Fabrik den Besitzern, die große Auftrags¬ 
bestände hallen, hohe Verluste brachte. Am Vormittag erschienen nur 
einige Streikbrecher, einige Meister, um ihren Lohn zu holen, da sie 
fest überzeugt waren, daß sie später wieder eingestellt würden. Nach¬ 
mittags ließ die Stimmung etwas nach, und man stellte sich im Kontor 
an, um den Lohn entgegenzunehmen. Die Werk Verwaltung wurde von 
der Polizei unterstützt, die die Arbeiter eifrig in das Kontor „trieb“. Im 
Kontor saß der Verwalter der Manufaktur mit der Liste aller „Auf¬ 
rührer“ in der Hand. Nachdem der Lohn vom Kassierer ausgezahlt 
worden war — es waren meistens 50 Kopeken bis 1 Rubel, da der ganze 
Verdienst für Einkäufe im Fabrikfaden zurückbehalten wurde —, 
stempelte der Verwalter das Buch jener Arbeiter ab, die wieder einge¬ 
stellt wurden. Sehr viele wurden nicht wieder eingestellt. Um den Ar¬ 
beitern nur ja einen möglichst heftigen Schlag zu versetzen, entließ die 
Verwaltung ganze Arbeiterfamilien: Frau und Mann, Vater und Toch¬ 
ter, Bruder und Schwester usw. 
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Das von der Verwaltung vorgenommene Aussieben der Arbeiter 
nutzte aber nichts. Die Wiedereingestellten arbeiteten am nächsten Tag 
mir wenige Stunden und traten mittags einmütig in den Streik mit der 
Forderung, alle Entlassenen wieder einzustellen. Die Polizei versuchte 
/war, die Arbeiter, die die Werkstätten verließen, in die Fabrik zu- 
nirk/.utreiben, konnte aber nichts ausrichtcn. Die Arbeiter gingen pfei- 
I«*ii(l und mit Drohungen gegen die Polizisten auseinander. Trotz Fest- 
niilimen und einiger Repressalien, wie Exmittierung der Entlassenen 
aus den Werkwohnungen, gaben die Arbeiter nicht nach und forderten, 
«laß alle Folgen der Aussperrung beseitigt würden. 

Um die Aussperrung entbrannte ein zäher Kampf, in dem die Max¬ 
well-Arbeiter die kameradschaftliche Unterstützung des gesamten Pe¬ 
tersburger Proletariats fanden. In allen Fabriken und Werken begannen 
Sammlungen für die Ausgesperrten und zur Unterstützung des Streiks. 

Das Zentrum und der Organisator aller Sammlungen war unsere 
Dumafraktion. Uns ging täglich Geld zu, das nicht nur in den Peters¬ 
burger Fabriken, sondern auch unter den Arbeitern anderer Industrie¬ 
zentren — Moskau, Warschau, Lodz und Riga — gesammelt worden 
war. Täglich veröffentlichte die Fraktion in der „Prawda“ eine lange 
Liste von Fabriken und Betrieben, in denen Sammlungen veranstaltet 
worden waren. Diese Liste war ein Beweis dafür, daß die Arbeiterklasse 
den Kampf der Maxwell-Arbeiter nicht als eine zufällige Erscheinung 
ansah, sondern als einen Abschnitt im allgemeinen Kampf gegen das 
Kapital. 

Die Mitglieder der sozialdemokratischen Fraktion —■ die Arbeiter¬ 
deputierten —■ standen im Brennpunkt dieses ganzen sich entfaltenden 
Kampfes. Wir hatten ständige Verbindung zu den Streikenden, betei¬ 
ligten uns an der Erörterung ihrer Forderungen, leiteten ihnen das ge¬ 
sammelte Geld zu, führten Besprechungen mit verschiedenen Regie¬ 
rungsinstitutionen usw. 

ln den beiden Maxwell-Manufakturen wurde über zwei Wochen ge¬ 
streikt. Das war für die damalige Zeit ein sehr langer Streik, den die 
Arbeiter nur dank der moralischen und materiellen Unterstützung 
der Arbeiter aller Petersburger Fabriken und Betriebe durchhalten 
konnten. 
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Kapitel VI 


Die Krakauer Beratung 

1. Die Sechsergruppe 
und das Zentralkomitee der Bolschewik*! 

Die sozialdemokratische Fraktion der Reichsduma hat in der Arbeit 
der russischen Sozialdemokratie eine sehr große Rolle gespielt, war 
aber nur eine der Parteiorganisationen. Alle Beschlüsse und Resolu¬ 
tionen der Parteitage und Parteikonferenzen, die die Arbeit der sozial¬ 
demokratischen Fraktion in der II. wie auch in der III. Duma behan¬ 
delten, bezcichncten die Fraktion als ein dienendes Organ, das der 
Partei und ihrem Zentralkomitee untergeordnet war. In dieser Unter¬ 
ordnung, in diesem streng zentralisierten System kam das Gesetz der 
erfolgreichen revolutionären Arbeit zum Ausdruck. Außerhalb dieses 
Prinzips konnte unter den Bedingungen der Illegalität unmöglich ge¬ 
arbeitet werden. Nur bei einer solchen Struktur der Organisation 
konnte unsere Partei die Schwierigkeiten der Übergangsperiode zwi¬ 
schen den beiden russischen Revolutionen überwinden. 

Im Lager der Menschewiki gab es eine solche strenge Befolgung 
der Direktiven des Zentrums nicht. Die mcnschewislischen Dumadepu- 
tierlen ignorierten auch in den vorangegangenen Dumas die Partei¬ 
disziplin, verstießen gegen sie, lösten sich von den leitenden Zentren 
der Partei und stellten ihnen häufig die Fraktion entgegen, die sie als 
ein über der Partei stehendes, selbständiges Organ betrachteten. Die 
gleiche Linie behielten auch die menschewistischen Deputierten der 
IV. Duma bei. 

Die bolschewistischen Deputierten dagegen standen in enger und 
untrennbarer Verbindung mit den leitenden Parteiorganen. Die ganze 
Wahlkampagne zur IV. Duma verlief unter der Führung und gemäß 
den Weisungen unseres Zentralkomitees und Wladimir Iljilsch Lenins. 
Aus Krakau, wo sich das Auslandszentrum der Partei befand, zogen 
sich Tausende von Fäden, die die gesamte Wahlarbeit unserer Orga¬ 
nisationen fest zu einem einheitlichen Ganzen verbanden. Neben den 
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allgemeinen Weisungen in Fragen des Wahlkampfes nahm das Zentral¬ 
komitee aktiven Anteil daran, die Kandidaturen der Arbeiterkurien 
zu erörtern. Auf diese Weise zogen die bolschewistischen Deputierten 
in die Reichsduma als Vertreter nicht nur örtlicher Organisationen, 
sondern auch der gesamten Partei. 

Die Wahlen zur Duma, die Aufnahme der Arbeit und später die ge¬ 
samte nachfolgende Tätigkeit unserer Sechsergruppe gingen unter der 
unmittelbaren Anleitung Lenins vor sich. Mit größter Aufmerksamkeit 
achtete Lenin auf die Stimmungen der Arbeiter während der Wahlen, 
verfolgte er die illegalen Wahlversammlungen, schickte seine Direktiven 
und Anweisungen, lenkte die Wahlkampagne der „Prawda“ usw. An 
die Redaktion der „Prawda“ schickte Lenin einen Artikel nach dem an¬ 
deren, rief darin die Arbeiter auf, ihre Stimme den Bolschewiki zu 
geben und entlarvte den hinter den Kulissen geführten Kampf der Li¬ 
quidatoren. 

Gleich nach den Wahlen, sobald die Arbeiterdeputierlcn in Peters¬ 
burg eingetrolfen waren, sorgte Lenin für die Organisierung der Frak¬ 
tion, interessierte er sich für jeden einzelnen Deputierten, zog die 
Bilanz der Wahlkampagne und stellte fest, in welcher Situation die 
Wahlen vor sich gegangen waren und mit welchen Wähleraufträgen die 
Deputierten ankamen. Aus Krakau traf ein besonderer Fragebogen für 
die in den Arbeiterkurien gewählten Deputierten ein. Die neunzehn 
Punkte dieses Fragebogens enthielten ausführliche Fragen über den 
Verlauf der Wahlkampagne und über die zur Duma gewählten Ar¬ 
beiterdeputierten selber. Der Fragebogen forderte sehr ausführliche 
Antworten über die Beteiligung der Arbeiter an den Wahlen, die Ur¬ 
sachen für den ungenügenden Besuch der Wahlversammlungen, über 
die Boykottstimmungen, die Verbreitung der Wahllitcratur, die Metho¬ 
den für die Aufstellung der Wahllisten, die Diskussionen in den Ver¬ 
sammlungen, die Zusammensetzung der Bevollmächtigten, die Aktio¬ 
nen der anderen politischen Parteien, die Repressalien während der 
Wahlen usw. Die Fragen bezogen sich auf alle Stadien der Wahlen, 
angefangen von der Bevollmächtigten wähl bis zur Deputierten wähl, 
wobei die Beziehungen zu den Wahlmännern anderer Kurien, ins¬ 
besondere der Bauern, klarzulegen waren. Daneben wurden Fragen 
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gestellt, deren Beantwortung einiges aus der Parteiarbeit klären sollte: 
die Veranstaltung illegaler Versammlungen, die Verbreitung der 
„Prawda“ und der illegalen Druckerzeugnisse, den Grad des Einflusses 
der Bolschewiki und den der Liquidatoren sowie andere ähnliche 
Fragen. 

Lenin bat darum, daß jeder Deputierte sich nicht auf formale Ant¬ 
worten beschränken, sondern über seinen Wahlbezirk zusammen¬ 
hängend berichten und alles beschreiben möge, was sieh während der 
Wahlen ereignet hatte. 

„Werft diese Fragen nicht »offiziell 4 in der Fraktion auf. Das gibt nur 
Verschleppung und Geschäftigkeit. Erledigt das selber vor allem unter 
den sechs Deputierten der Arbeiterkurie“, schrieb Lenin. 

Unmittelbar nach der Organisierung der Fraktion fragte Lenin auch 
nach dem Inhalt und Charakter der ersten Beden der Arbeiterdepu- 
tierten. 

„Natürlich“, so betonte Wladimir lljitsch, „werden die Arbeiter das 
erste Auftreten mit besonderer Ungeduld und mit besonderer Aufmerk¬ 
samkeit erwarten. Natürlich erwarten sie gerade von dem ersten Auf¬ 
treten das Wichtigste und Wesentlichste, die konzentrierte Darlegung 
der Ansichten über jene Fragen, die sie alle besonders bewegen, die in 
der Politik des Landes schlechthin und insbesondere in der Praxis 
(politischen wie auch ökonomischen) der Arbeiterbewegung besonders 
in den Vordergrund gerückt werden.“ 1 


2. Die Verbindung der Arbeiterdeputierten 
mit dem Zentralkomitee der Bolschewiki 

Mit der Entwicklung der Tätigkeit der Fraktion festigte sich die 
Verbindung unserer Sechsergruppe mit dem Zentralkomitee und in 
erster Linie mit Lenin immer mehr. Verschiedenartigste Materialien, 
Mitteilungen und Informationen wurden nach Krakau geschickt; von 
da aus erhielten die bolschewistischen Deputierten ihrerseits ausge¬ 
arbeitete Materialien, Literatur, Thesen für die Beden, Hinweise für 
1 W. I. Lenin, Werke, Bd. 18, S. 384, russ. 
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rinzelne Fragen, die im Prozeß der Arbeit auftauchten usw. Diese Ver¬ 
bindung wurde sowohl durch chifTrierte Briefe als auch durch Partei¬ 
mitglieder aufrechterhalten, die illegal die Grenze überschritten und 
nach Petersburg kamen, sowie durch allerlei andere Methoden. Jede 
günstige Gelegenheit wurde von uns wie auch vom Zentralkomitee für 
diesen Verkehr ausgenutzt, der natürlich streng geheimgehalten wurde. 
So wurden in dem Briefwechsel niemals Familiennamen genannt: statt 
der Familiennamen verwandte man vereinbarte Zahlen oder Partei- 
naraen. Ich galt «als Nr. 1, Samoilow als Nr. 7, J. M. Swerdlow wurde 
„Andrej“ genannt usw. Die Parteinamen und die Nummern wurden 
geändert, wenn der Verdacht aufkam, daß die Ochrana errate, auf wen 
sie sich beziehen. 

Die zaristische Geheimpolizei bediente sich weitgehend eines Systems 
der Durchsicht von Briefen. Das beim Hauptpostamt bestehende 
„Schwarze Kabinett“ (eine Agentur der Ochrana, die sich mit der Öff¬ 
nung von Briefen befaßte) kontrollierte «alle Briefe, die an die sozial¬ 
demokratischen Deputierten gerichtet waren. Deshalb bedienten wir 
uns überhaupt nicht der Post, cs sei denn mit Deckadressen. 

Das meiste Material lieferten der Ochrana die Provokateure. Wir 
wußten natürlich, daß wir von Provokateuren umgeben waren. Es 
war aber nicht leicht, sie zu überführen. Deshalb übten wir die größte 
Vorsicht und strikteste Geheimhaltung auf der ganzen Linie, von oben 
bis unten. 

Jeder Verstoß gegen die konspirative Technik erregte schon als 
solcher Verdacht und veranlaßte uns zu Überlegungen, ob sich dahinter 
nicht irgendeine Polizeifalle verberge. Ich erinnere mich an einen cha¬ 
rakteristischen Fall. Kisseljow, ein Arbeiter der Putilow-Werke und 
ehemaliges Mitglied der Parteiorganisation, schickte mir eines Tages 
mit der Post einen Brief mit der Aufforderung, irgendeine Frage dem 
Petersburger Komitee zur Entscheidung zu unterbreiten. Die Zusendung 
eines — dazu noch unchifFrierten — Briefes auf üblichem Wege, mit der 
Post, erregte in mir sofort den Verdacht, daß der Absender in irgend¬ 
einem Zusammenhang mit der Ochrana stehe. Ich brachte das dem 
Petersburger Komitee und der Fraktion zur Kenntnis; es wurde 
beschlossen, Kisseljow unter Beobachtung zu nehmen '.«nd sich des 
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Verkehrs mit ihm zu enthalten. Später stellte es sich heraus, daß 
unser Verdacht gerechtfertigt war: Kisseljow erwies sich als ein Pro¬ 
vokateur. 

Natürlich gelang es nicht immer, die Provokateure rechtzeitig zu er¬ 
tappen. Sie hielten ihrerseits alle Regeln der Konspiration ein und 
übten außerordentliche Vorsicht Und dennoch muß man sagen: mag 
die Polizei unter der Zarenregierung noch so gut organisiert, mag sie 
noch so gut informiert gewesen sein, unser Verkehr mit den Partei¬ 
organisationen und vor allem mit den zentralen Organen der Partei, 
vollzog sich größtenteils außerhalb des Blickfeldes der Ochrana und 
war durch die eingespielte konspirative Technik gut getarnt. 

Der Briefwechsel und der Verkehr durch Mittelspersonen boten je¬ 
doch nicht die Möglichkeit, die Arbeitspläne bis ins einzelne zu erör¬ 
tern, gestatteten es nicht, Fragen der Tätigkeit der Fraktion innerhalb 
wie auch außerhalb der Duma in ihrem ganzen Umfang aufzuwerfen. 
Gleichzeitig erschien es auch der gesamten Führung unserer Partei «als 
notwendig, die Erfahrungen und Meinungen der Arbcilerdeputierten 
auszuwerten, um die sieh die ganze Parteiarbeit innerhalb Rußlands 
konzentrierte, um so mehr, als die Einberufung der fälligen Parteitage 
unter den Bedingungen der Illegalität enorme Schwierigkeiten mit sich 
brachte. 


3. Die Beratung in Krakau 

Bereits vor der Eröffnung der Duma erwies es sich als notwendig, 
im Ausland eine Beratung einzuberufen, an der sich die bolschewisti¬ 
schen Deputierten beteiligen sollten. In der Beratung sollte eine feste 
revolutionäre Linie für die Arbeit der Deputierten festgelcgt und ge¬ 
meinsam mit dem Zentralkomitee der Plan für die Tätigkeit des bol¬ 
schewistischen Teils der sozialdemokratischen Fraktion innerhalb und 
außerhalb der Duma ausgearbeitet werden. Anderseits wurde die Ein¬ 
berufung der Beratung von der Notwendigkeit diktiert, die Aufgaben 
der Bolschewik*! im Zusammenhang mit dem neuen Aufschwung der 
revolutionären Bewegung im Lande und mit der Lage innerhalb der 
Partei zu klären. Die Rolle und die Bedeutung der Beratung gingen 
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weil über den Rahmen einer Erörterung der Tätigkeit der bolschcwisti- 
•»clicn Deputierten hinaus. Die Beratung stellte im Grunde genom¬ 
men eine ordentliche Parteikonferenz dar; ihre Arbeit und ihre Be¬ 
schlüsse waren bedeutende Meilensteine in der Geschichte unserer 
Partei und in der Entwicklung des revolutionären Kampfes der Ar¬ 
beiterklasse. Als Beratungsort wurde Krakau in Galizien gewählt 

Die Einberufung der Beratung fiel mit den Weihnachtsferien der 
Itcichsduma zusammen, die sich am 15. Dezember 1912 vertagte. Im 
Zusammenhang mit dem Streik in Petersburg und der Aussperrung in 
der Maxwell-Fabrik konnten wir Petersburg nicht sofort verlassen. Der 
heftige Kampf, der um die Aussperrung und den Streik der Maxwell- 
Arbeiter entbrannt war, machte die Anwesenheit der Arbeiterdepu- 
tierten in der Stadt und insbesondere meine Anwesenheit als Depu¬ 
tierter der Petersburger Arbeiter erforderlich. Als die Hilfe für die 
Streikenden mehr oder minder organisiert war, der Zustrom des ge¬ 
sammelten Geldes sich verstärkte und rings um den Streik die gesamte 
proletarische Öffentlichkeit mobilisiert war, wurde es uns möglich, nach 
Krakau abzureisen. 

Die Beratung dauerte vom 26. Dezember bis zum 1. Januar 1913. 
Aus Gründen der Geheimhaltung wurde die Krakauer Beratung als 
die „Februarberatung“ bezeichnet und figurierte als solche in der Presse 
und in den Parteimitteilungen. An der Beratung, die unter dem Vor¬ 
sitz Lenins durchgeführt wurde, nahmen neben den Dumadeputierten 
einige weitere Delegierte aus großen Arbeiterzentren teil. 

Seit der Prager Konferenz im Januar 1912 war fast ein Jahr ver¬ 
gangen. Es war das Jahr einer stürmischen Entwicklung der revolutio¬ 
nären Bewegung, die in einem gewaltigen Anwachsen der politischen 
und wirtschaftlichen Streiks, in Massendemonstrationen, in der Grün¬ 
dung und Festigung der Arbeiterpresse usw. zum Ausdruck kam. Die 
Bolschewiki hatten sich endgültig zu einer selbständigen Partei for¬ 
miert, ihr Kampf gegen die Menschewiki verschärfte sich immer mehr. 
Bei den Menschewiki hatten die Liquidatoren, die die Auflösung der 
illegalen Organisationen und die Legalisierung der Partei, das heißt 
im Grunde den Verzicht auf den revolutionären Kampf forderten, die 
Oberhand. 



Der Kampf der ßolschewiki gegen die Liquidatoren entwickelte sich 
an der gesamten Front der Arbeiterbewegung erfolgreich. Durch die 
revolutionäre Politik der ßolschewiki wurden die Menschewiki an allen 
Abschnitten geschlagen. Die Waiden zur Reichsduma, die einen ent¬ 
scheidenden Sieg in der Arbeiterkurie brachten, waren in dieser 
1 Iinsicht überaus lehrreich. Sie bestätigten vor allem, daß der Ein¬ 
fluß der ßolschewiki unter den breiten Massen gewaltig war, daß die 
Arbeiterklasse in ihrem revolutionären Kampf den bolschewistischen 
Weg ging. 

Der erste Monat in der Arbeit der Dumafraktion zeigte, daß die Ar¬ 
beiterdeputierten die richtige politische Linie einhielten. Gleichzeitig 
wurde klar, daß die Menschewiki einen zähen Kampf gegen die Ar- 
beiterdeputierten führten und künftig führen würden, weil diese der 
menschewistischen Mehrheit in der Fraktion die wahrhaft revolutio¬ 
näre, bolschewistische Taktik entgegenstellten. Vom Standpunkt der 
Interessen der Arbeiterklasse aus betrachtet, hatte die mcnschewisti- 
sche Mehrheit der Fraktion gleich in der ersten Tagungsperiode der 
IV. Duma so manches getan, was der gesamten revolutionären Bewe¬ 
gung gewaltigen Schaden zufügte. Diese Handlungsweise mußte ent¬ 
schieden verurteilt werden. Alle diese Fragen, die einen großen Platz 
im revolutionären Kampf einnahmen, wurden auf der Krakauer Be¬ 
ratung erörtert, die der Partei die Direktiven für die nächste Zeit 
geben sollte. 

Die Beratung, die einige Tage lang intensiv gearbeitet hatte, faßte 
eine Reihe von Beschlüssen, in denen viele praktische Fragen entschie¬ 
den wurden, die politische Lage in Rußland eingeschätzt und die Linie 
des weiteren Kampfes der Arbeiterklasse bestimmt wurde. 

Die Krakauer Beratung erkannte die außerordentliche Wichtigkeit 
der Einheit an, betonte aber, daß die Einheit nur unter der Bedingung 
der Anerkennung der illegalen Organisation möglich sei. Der Zusam¬ 
menschluß der sozialdemokratischen Arbeiter sollte von unten, in den 
Werkkomitces, in den Rayongruppen usvv. erfolgen, wobei die Genos¬ 
sen Arbeiter anhand der Taten kontrollieren sollten, ob die Anerken¬ 
nung der illegalen Organisation und die Bereitschaft, den revolutio¬ 
nären Kampf der Massen und die revolutionäre Taktik zu unterstützen, 



realisiert werden. So und nicht anders wurde die Frage von Lenin ge¬ 
teilt, der wiederholt betonte, daß man die Frage der Einheit nur 
von unten, nur in bezug auf die revolutionären Arbeiter stellen könne 
und müsse, keineswegs aber in bezug auf jene, die als Gegner und Ver¬ 
fälscher des revolutionären Marxismus auftreten. Somit bekräftigte die 
Beratung noch einmal die entschiedene Abgrenzung von den Mensche¬ 
wiki und die Notwendigkeit eines zähen Kampfes gegen ihren zer¬ 
setzenden Einfluß auf die Arbeitermassen. 

„Der Verlauf des Streikkampfes im Jahre 1912, die sozialdemokra¬ 
tische Wahlkampagne für die Wahlen zur IV. Duma, der Verlauf der 
Versicherungskampagne usw.“, hieß es in der Resolution der Beratung 
über den Aufbau einer illegalen Organisation, „haben zweifellos ge¬ 
zeigt, daß der einzig richtige Typus des organisatorischen Aufhaus in 
der gegenwärtigen Epoche die illegale Partei ist, als Summe von Par¬ 
teizellen, umgeben von einem Netz legaler und halblegaler Arbeiter¬ 
vereine.“ 1 

Illegale Zellen sollten organisatorisch den lokalen Bedingungen an¬ 
gepaßt werden. Die Hauptaufgabe war die Schaffung illegaler Partci- 
komitces in Fabriken und Werken mit einer leitenden Organisation in 
jedem Zentrum. 

Die Beratung erkannte die Organisation, wie sie in Petersburg be¬ 
stand, als die beste Organisationsform an. In der Struktur des Peters¬ 
burger Komitees paarte sich das Prinzip der Wählbarkeit in den Rayons 
mit dem Prinzip der Kooptierung, was das Petersburger Komitee einer¬ 
seits zu einem sehr beweglichen und mit den unteren Zellen gut ver¬ 
bundenen Organ machte, das anderseits gegen die Verfolgungen der 
Polizei gut getarnt war. 

Gleichzeitig wurde auf die Notwendigkeit hingewiesen, Gebiels- 
zentren und ein System von „Vertrauensleuten“ für die Verbindung 
mit den örtlichen Gruppen und dem Zentralkomitee zu organisieren. 
Die von der Beratung angenommene Resolution über den Aufbau der 
illegalen Organisation schuf ein einheitliches System des Parteiaufbaus, 
das auf der ganzen Linie von unten bis oben fest zusammengeschweißt 
und miteinander verbunden war. . . 

1 „Die KPdSU in Resolutionen ..Teil I, S. 293, russ. 
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4. Beschlüsse der Beratung über die Arbeit 
der Dumafraklion 

Eine der zentralen Fragen in der Beratung war der Bericht unserer 
sozialistischen Dumafraktion. Die Arbeit der Fraktion wurde sorgfältig 
und eingehend erörtert. In dem ersten Monat, der seit Eröffnung der 
Duma vergangen war, mußte die Fraktion bereits ihre Einstellung zu 
einer Reihe großer und wichtiger Fragen zeigen. Die Aufnahme des 
polnischen Deputierten Jagiello in die Fraktion, die Deklaration, die 
ersten Interpellationen — das alles bot der Beratung die Möglichkeit, 
folgende allgemeine Einschätzung der Arbeit der Dumafraktion zu 
geben: 

„1. Die Beratung stellt fest, daß die SDAPR trotz unerhörter Ver¬ 
folgungen und Verfälschung der Wahlen seitens der Regierung, trotz 
des sich vielerorts klar abzeichnenden Blocks der Schwarzhunderter 
und der Liberalen gegen die Sozialdemokraten gewaltige Siege bei den 
Wahlen zur IV. Duma errungen hat. Fast überall ist die Zahl der 
Stimmen für die Sozialdemokraten in der zweiten städtischen Kurie 
gewachsen, die von der Sozialdemokratie immer mehr den Händen der 
Liberalen entrissen wird, ln der für unsere Partei wichtigsten Arbeiter¬ 
kurie aber behauptete die SDAPR die ungeteilte Herrschaft, wobei die 
Arbeiterklasse mit der Wahl durchweg bolschewistischer Deputierter 
in der Kurie besonders einträchtig ihre unwandelbare 'I rene zu der 
alten SDAPR und ihrem revolutionären Vermächtnis unterstrichen hat. 

2. Die Beratung begrüßt die energische Tätigkeit der sozialdemokra¬ 
tischen Deputierten der IV. Duma, die in den Dumareden, in der Ein¬ 
bringung der Interpellationen und in der Verlesung der Deklaration 
zum Ausdruck kam, die im allgemeinen richtig die Grundprinzipien 
der Sozialdemokratie zum Ausdruck brachte. 

3. Die Beratung erkennt die in unserer Partei eingebürgerte Tradi¬ 
tion als einzig richtig an, wonach die sozialdemokratische Dumafraktion 
ein der Partei als Ganzes, in Gestalt ihrer zentralen Institutionen, un¬ 
tergeordnetes Organ darslcllt. Sie ist der Ansicht, daß es im Interesse der 
politischen Erziehung der Arbeiterklasse und der richtigen Organi¬ 
sierung der Dumaarbeit der Partei notwendig ist, jeden Schritt der 



m/inIdemokratischen Fraktion aufmerksam zu verfolgen und auf diese 
Weise die Kontrolle der Partei über die Fraktion auszuüben.“ 1 

Die Beratung verurteilte kategorisch die Menschewiki wegen einiger 
• lim* Handlungen, die von der allgemeinen Linie der Partei abwichen. 
Indem die Menschewiki Jagiello in die Fraktion aufnahmen, wodurch 
der spaltcrische Schritt des „Bundes“ indirekt gebilligt wurde, vertieften 
ic, wie von der Beratung festgestcllt wurde, die Spaltung unter den 
Arbeitern Polens und erschwerten die Sache der Einheit in der ganzen 
Partei. In einer Dumarede sprach sich der Menschewik Tschchenkeli un- 
ier dem Vorwand der „Schaffung notwendiger Einrichtungen für die 
freie Entwicklung einer jeden Nationalität“ für die in organisatorischer 
11 insicht selbständige Existenz nationaler sozialdemokratischer Parteien 
m Bußland aus. Eine solcheÄußerung im Namen der Fraktion, in deren 
\uftrage Tschchenkeli in der Duma sprach, wurde von der Beratung als 
eine offene Verletzung des Parteiprogramms entschieden verurteilt. 

„Ein Zugeständnis an die nationalistischen Stimmungen ist, selbst 
in einer solchen getarnten Form, für die proletarische Partei unzu¬ 
lässig“ 2 , wurde in der Entschließung unterstrichen. Ein Versäumnis der 
Fraktion war es schließlich, wie die Beratung feslstellte, daß sie ihre 
Stimmen für die progressistische, in Wirklichkeit aber oktobrislische 
öbergangsformel nach der Ministerdeklaration abgegeben und keine 
selbständige sozialdemokratische Formel eingebracht hatte. 

Die Entschließung der Krakauer Beratung über die sozialdemo¬ 
kratische Dumafraktion umfaßte neun Punkte. Aus konspirativen Er¬ 
wägungen wurden in der Parteipresse nur die ersten sechs Punkte 
nbgedruckt. Es gelang nicht, den genauen Text der übrigen drei Punkte 
wieder herzustellen. Um so schwieriger ist es, das viele Jahre später aus 
dem Gedächtnis zu versuchen. Diese Punkte bezogen sich auf die 
Tätigkeit der bolschewistischen Sechsergruppe außerhalb der Duma. 
Ihr übertrug die Beratung einige wichtige Aufgaben auf dem Gebiete 
der illegalen Arbeit unserer Partei. Von der Beratung wurde ferner die 
Einbeziehung der bolschewistischen Deputierten in das Zentralkomitee 
aufgeworfen. 

1 „Die KPdSU in Resolutionen.. .“, Teil I, S. 294/95, russ. 

2 Ebenda, S. 295. 
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In den Tagen, die wir in Krakau verbrachten, wurden die gemein¬ 
samen und die Einzelfragen der Arbeit der Sechsergruppe sowohl in 
Gesprächen mit Lenin als auch mit anderen Genossen, Mitgliedern un¬ 
seres Auslandszentrums, in großer Ausführlichkeit erörtert. 

Die Arbeiterdeputierten, so sagte Lenin, müßten die Dumatribüne 
für agitatorische Reden benutzen, um die revolulionäre Bewegung im 
Lande durch Entlarvung sowohl der Zarenregierung als auch der gan¬ 
zen Verlogenheit der sogenannten liberalen Parteien voranzubringen. 
Der Arbeiterdeputierte müsse von der gesamten Arbeiterklasse Ruß¬ 
lands gehört werden. 

Aber die Dumareden seien nur eine Seite der Arbeit der Fraktion. 
Die bolschewistische Sechsergruppe als ein Teil des einheitlichen Gan¬ 
zen der Partei solle eine gewaltige Arbeit außerhalb der Duma leisten. 
Schaffung von Parteiorganisationen und ihre Anleitung, Parteipresse, 
Arbeit in den Gewerkschaften, das alles sei allererste Pflicht der Ar¬ 
beiterdeputierten, die von ihnen gewaltige Anspannung und Energie 
erfordere. Der Arbeiterdeputierte solle in ständiger Verbindung mit 
den breiten Arbeitermassen, mit allen legalen und illegalen Arbeiter¬ 
organisationen stehen, die in den bolschewistischen Dumadeputierten 
ihre Führer und die Organisatoren des revolutionären Kampfes sehen 
müßten. Dieser Gedanke wurde von Lenin in den Gesprächen mit uns 
immer wieder unterstrichen. 

Mir wurden insbesondere auf Wunsch Lenins neben den anderen 
Arbeiten Pflichten für die Herausgabe der „Prawda“ übertragen. Wla¬ 
dimir Iljitsch sagte mir, ich müsse als Petersburger Deputierter, der mit 
der Masse der Petersburger Arbeiter unmittelbar verbunden sei, diese 
Aufgabe übernehmen. Die „Prawda“ habe keineswegs allein erzieheri¬ 
sche und propagandistische Aufgaben, sondern sei ein überaus wich¬ 
tiges organisatorisches Zentrum. Meine Pflicht sei, so unterstrich Lenin, 
in diesem Zentrum zu wirken. 

In der Krakauer Beratung wurden alle einzelnen Fragen der Tätig¬ 
keit der bolschewistischen Sechsergruppe ausführlich behandelt. Wir 
kehrten aus Krakau mit konkreten praktischen Hinweisen zurück. Fest 
umrissen wurde nicht nur die Linie der gesamten Tätigkeit der 
Sechsergruppe, sondern es wurde auch bestimmt, wer und zu welchen 
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Prägen sprechen soll, welche Materialien vorzubereilen sind, was in 
den nächsten Tagen außerhalb der Duma zu tun ist usw. 

Für uns Arbeiterdeputierte, die in einer äußerst komplizierten und 
feindseligen Atmosphäre arbeiten mußten, war der rege Meinungsaus¬ 
tausch mit dem führenden Kern unserer Partei und in erster Linie mit 
Lenin von erstrangiger Bedeutung. Wladimir lljitscli ging an jeden 
Deputierten individuell heran und verstand es, in jedem von uns den 
Willen zum energischen, angespannten Kampf zu vervielfachen. 

Anderseits spielte auch unsere Teilnahme an der Krakauer Beratung 
eine bedeutende Rolle in der Arbeit und den Beschlüssen der Beratung. 
Uns waren die Stimmungen breiter proletarischer Massen in allen 
Schattierungen bekannt. Unsere ausführlichen Informationen machten 
es der Beratung möglich, diese Stimmungen genau zu berücksichtigen 
und entsprechende Schlußfolgerungen daraus zu ziehen. 


5. Die Reise der Arbeiterdeputierten in die Wahlbezirke 

Nach der Rüdekehr aus Krakau nutzten die Arbeiterdeputierten die 
Dumaferien dazu aus, die Bezirke, in denen sie gewählt worden waren, 
zu bereisen. Diese Rundreise hatte den Zweck, neben dem Rechen¬ 
schaftsbericht über die Arbeit während der ersten Tagungsperiode der 
Duma die örtlichen Organisationen mit den Beschlüssen der Krakauer 
Beratung vertraut zu machen und die Arbeit der örtlichen illegalen 
Zellen zu verstärken. 

Derartige Reisen, die von den Arbeiterdeputierten während einer 
jeden Unterbrechung der Dumasitzungen und zuweilen sogar während 
der Session praktiziert wurden, waren für die Belebung der Arbeiter¬ 
bewegung im Lande von größter Bedeutung. Die Deputierten nahmen 
neue Parteiverbindungen auf und festigten die bereits bestehenden, 
organisierten neue Zellen, leisteten eine gewaltige agitatorische und 
propagandistische Arbeit, lernten ihrerseits die Wünsche der Arbeiter¬ 
wähler kennen und nahmen von diesen Direktiven entgegen. 

In allen Wähleraufträgen für die sozialdemokratischen Deputierten 
wurde der Wunsch geäußert, sie mögen ihre Bezirke möglichst oft be- 
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suchen und in einer möglichst engen und festen Verbindung mit ihnen 
stehen. Man muß sagen: Das ist den Arbeiterdeputierten voll und ganz 
gelungen. Jeder von uns erhielt täglich eine riesige Korrespondenz aus 
den verschiedenen Orten; sie enthielt ausführliche Informationen dar¬ 
über, was hier und da geschehen war, sowie die verschiedensten 
Wünsche und Forderungen. All das diente als Material für unsere 
Dumaarbeit, wurde von uns verarbeitet und zusammengefaßt zu den 
nächsten Interpellationen an die Regierung, zu kritischen und ent¬ 
larvenden Reden über die Gesetzentwürfe der Regierung usw. 

Ein noch umfangreicheres Material erbrachten die persönlichen Rei¬ 
sen der Arbeiterdeputierten. Diese Reisen lösten stets bei der zaristi¬ 
schen Ochrana besondere Beunruhigung aus. Die Polizei konnte den 
Deputierten die Reise nicht verbieten: die sogenannte Deputierten¬ 
immunität existierte immerhin auch für die Arbeiterdeputierten. Dafür 
nutzte aber die Polizei die Reisen der Deputierten aus, um jene auszu¬ 
kundschaften, mit denen wir zusammenkamen. Lange vor Beendigung 
der Session verschickte das Polizeidepartement allen Gouverneuren 
und allen Leitern der Ochranaabteilungcn die Anweisung, scharf auf 
die Ankunft von Arbeiterdeputierten der Reichsduma in den ihnen „an¬ 
vertrau ten Gouvernements“ zu achten. Unsere besonderen Merkmale 
wurden aufgezählt und unsere Fotos verschickt. Auf diese Weise wurde 
der Arbeiterdeputierte bereits auf dem Bahnhof, wo er ausstieg, von 
einem Geleilzug örtlicher „Bullen“ empfangen, die jeden seiner Schritte 
unablässig beobachteten. Um noch sicherer zu sein, daß der Deputierte 
nicht entwische, schickte die Petersburger Ochrana ihre Spitzel mit, die 
den Deputierten bis an den Ort begleiteten, wo die Beobachtung durch 
örtliche Spione beginnen konnte. Der Petersburger Spitzel übergab den 
Deputierten an den Provinzgeheimpolizisten gegen Quittung wie 
irgendeine Sache. Groß war die Verwirrung der Spitzel, wenn der Depu¬ 
tierte trotz aller dieser Maßnahmen „in unbekannter Richtung“ 
verschwand. 

Nicht immer gelang es der Polizei, die Abreise der Fraktionsmit¬ 
glieder aus Petersburg zu signalisieren. Wir gaben uns selbstverständ¬ 
lich Mühe, möglichst unbemerkt abzureisen, und fuhren sehr häufig 
nicht von der eigenen Wohnung, sondern von irgendeinem anderen 
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• h i mis zum Bahnhof. Die Polizei rügte die Hauswarte und die Portiers 
•In I Iäuser, weil sie unsere Abreise nicht mittcilten; die Hauswarte aber 
n rlilfertigten sich damit, daß die Deputierten sich nicht abmelden, die 
Pässe nicht visieren lassen und sonstige obligatorisdie Formalitäten 

• mlit cinhalten. 

I )io Beobaditung der Arbeiterdeputierten war so unablässig und auf¬ 
dringlich, daß Mitglieder unserer Fraktion mitunter die Beherrschung 
nioren und an die Minister telegrafierten, man möge sie in Ruhe 
lassen. Natürlich wurde die Beobaditung nidit eingestellt, die Spitzel 
wurden lediglidi ermahnt, etwas vorsiditigcr zu arbeiten und die Depu¬ 
tierten nidit zu „reizen“. 

Dafür suditc die örtliche Behörde auf Anweisung des Polizeideparte- 
mciits nadi beliebigen Anlässen, um die Reise des Deputierten „redit- 
inüßig“ zu unterbredien, und — wenn es ging — sogar nach Material, 
um ihn zur Verantwortung zu ziehen. 

Es war wohl der Genosse Muranow, dem in einer Stadt im Wolga- 
Jtehiet folgendes passierte: In der Wohnung, in der er übernachtete, 
erschien die Polizei, verhaftete den Wohnungsinhaber und begann eine 
Haussuchung. Auf dem Tisch lag Muranows Aktentasdie. Als der 
Hendarmerieoffizier die Aktentasdie öünen wollte, protestierte Murä¬ 
ne w, erklärte, er sei Dumadepuliertcr, und holte seine Dokumente aus 
der Aktentasche heraus. Der Gendarm wurde zum Rüdmig gezwungen, 
aber die höchsten Vorgesetzten erteilten dem Gendarmen später einen 
Irengen Verweis. Solange Muranow, so hieß es in dein Verweis, die 
Dokumente nidit vorgelegt hatte und die Aktentasdie nidit in dessen 
Nahe lag, sollte der die Haussudiung Durdiführende nicht „glauben“, 
daß cs sidi um einen Dumadeputierlcn handele, und sollte ihn nidit an 
die Aktentasdie lassen, „die irgendeinem anderen gehören könnte“. 
Man sollte die Gelegenheit wahrnehmen, den Inhalt der Aktentasdie 
überprüfen und sich nidit die Chance entgehen lassen, Material zu 
linden, das für irgendwelche gesetzlidi fundierte Ansdiuldigungen 
gegen einen Arbeiterdeputierten oder gar gegen die ganze sozialdemo¬ 
kratische Fraktion dienen könnte. 

Die Polizei umkreiste einstweilen die Arbeiterdeputierten und wagte 
es aus Furcht vor einer Gegenexplosion der revolutionären Bewegung 
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nicht, uns ollen anzugreifen. Um so rigoroser verfuhr sie mit allen, 
die mit den Arbeiterdeputierlen auch nur entfernt in Beziehungen 
standen. 

Die Lage des Arbeiterdeputierlen war äußerst schwierig: Bei der 
geringsten Unvorsichtigkeit riskierte er, nicht nur einzelne Genossen, 
sondern ganze Organisationen „hochgehen“ zu lassen. Deshalb gingen 
wir bei Reisen im Lande und erst recht in Petersburg höchst konspirativ 
vor und bemühten uns, die uns verfolgenden Spitzel in jeder Weise 
irrezuführen. 

In einer Provinzstadt, wo sich das ganze Leben wie auf dem Präsen¬ 
tierteller abspielte und die Ankunft eines Mitgliedes der Reichsduma 
ein großes Ereignis war, fiel uns das nicht sehr leicht. Und dennoch 
leisteten die Mitglieder unserer Fraktion während ihrer Reisen im 
Lande eine gewaltige Arbeit und brachten in die Tätigkeit der örtlichen 
legalen und illegalen Organisationen eine starke Belebung. Die Reisen 
der Arbeiterdeputierten hatten gewöhnlich zum Ergebnis eine Verstär¬ 
kung der Streikbewegung, Bildung neuer Parteizellen, Erhöhung der 
Zahl der „Prawda“-Abonnenten und schließlich allgemeine Hebung 
der revolutionären Stimmung. 

Von ihrer ersten Reise in die Wahlorte im Januar 1913 zurück¬ 
gekehrt, hatten die Arbeiterdeputierlen Gelegenheit, einen großen Auf¬ 
schwung der revolutionären Stimmung der Arbeiterklasse festzustellcn. 
Die Zeit der Apathie, die für die vorangegangenen Jahre der Reaktion 
so charakteristisch war, lag endgültig hinter uns. In den breitesten 
Kreisen der Arbeitermassen spürte man deutlich den Kampfwillen, die 
Energie, das Streben zu organisierten Aktionen, lebhaftes Interesse für 
die Fragen des politischen Lebens im Lande. 

Meine Fraktionsgenossen hatten nicht die Möglichkeit, ihre Rechen¬ 
schaftsberichte in großen legalen Versammlungen zu erstatten: Solche 
Versammlungen wurden von den Gouverneuren immer wieder ver¬ 
boten; man mußte illegal reden oder in den Werken und Fabriken 
Kurzkundgebungen organisieren. 

Die im ersten Monat von der sozialdemokratischen Fraktion geleistete 
Arbeit fand im ganzen die Billigung der Arbeiterwähler. Man sprach 
mit Befriedigung von unserer Deklaration, in der die ungeschmälerten 
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Forderungen der Arbeiterklasse ihren Platz gefunden hatten; für durch- 
ui; richtig hielt man auch die Reden zu den ersten Interpellationen der 
sozialdemokratischen Fraktion. Die Arbeiter fragten die Deputierten 
danach, was in der Duma vor sich gehe, wobei sie sich für alle Einzel¬ 
heiten der Dumaarbeit interessierten. Man interessierte sich auch für 
das Lager der Gegner, für die stockreaktionären Schwarzhunderter, 
von denen Purischkewitsch und Markow II besonders berüchtigt 
waren. Die allgemeine Einstellung zur Reichsduma aber war völlig 
klar und bestimmt. Die Arbeiter erwarteten von deren Arbeit kei¬ 
nerlei Verbesserungen, da sie begriffen hatten, daß das Proletariat 
nur durch zähen revolutionären Kampf irgendwelche Ergebnisse er¬ 
zielen kann. 

Die Januarreise der bolschewistischen Deputierten durch Rußland bol 
die Möglichkeit zu überprüfen, inwieweit die Beschlüsse der Krakauer 
Beratung richtig waren. Irgendein nennenswerter Einfluß der Liqui¬ 
datoren war unter der Arbeitermasse nicht zu spüren. Die Liquidatoren- 
ilrömung, die vorwiegend in den Kreisen der Intellektuellen und 
Literaten entstanden war und von diesen unterstützt wurde, fehlte in 
vielen Bezirken gänzlich und war den Arbeitern fremd. Deshalb war in 
einigen sozialdemokratischen Gruppen zu beobachten, daß man die 
rharfe Polemik, wie sie zwischen der „Prawda“ und dem „Lutsch“ 
geführt wurde, nicht begriff. Man konnte nicht begreifen, daß die 
Spaltung zwischen den Anhängern der „Prawda“ und den Anhängern 
des „Lutsch“ entschieden und endgültig war, daß es zwischen ihnen 
keine Einheit geben konnte. Die Vereinigung aller wirklich parteiver- 
bundenen Elemente konnte aber erfolgen und ist auch, wie das in der 
Entschließung der Krakauer Beratung betont wurde, von unten, von 
den Werkkomilees, den Rayongruppen usw. aus, erfolgt, wobei die 
< ienossen Arbeiter anhand von Taten überprüften, ob die Anerkennung 
der illegalen Organisation und die Bereitschaft, den revolutionären 
Kampf der Massen und die revolutionäre Taktik zu unterstützen, ver¬ 
wirklicht wurden. Nur unter der Bedingung einer solchen von unten 
her geschaffenen faktischen Einheit konnten der endgültige Zusammcn- 
schluß der Partei und die völlige Festigung der Einheit im gesamt¬ 
russischen Maßstab möglich werden. 
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Kapitel VII 


Die Interpellation über die Explosion an der Ochta 
1. Die Arbeiterbewegung Anfang 1913 

Das Petersburger Proletariat trat in das Jahr 1913 ein unter dem 
frischen Eindruck der Streiks und der Demonstrationen im Zusammen¬ 
hang mit den ersten Interpellationen der sozialdemokratischen Fraktion 
in der Reichsduma. Just am Vorabend des Neujahrstages endete der 
standhafte Kampf der Maxwell-Arbeiter, die sich über zwei Wochen 
lang mit Hilfe und Unterstützung der gesamten Masse der Petersburger 
Arbeiter gegen die Aussperrung gewehrt hatten. 

Der erste politische Streik im neuen Jahr — am 9. Januar — verlief 
in Petersburg äußerst kämpferisch unter Teilnahme von Arbeitern 
aller Fabriken und Werke. Am Jahrestag des „Blutigen Sonntags“ in 
Petersburg streikten etwa 80 000 Menschen. Bereits am Vorabend war 
die gesamte Polizei in Erwartung der Demonstration auf den Beinen. 
In den Arbeitervierteln wurden Verhaftungen vorgenommen. Verstärkte 
Streifen der berittenen Polizei und der Polizei zu Fuß bewachten die 
Brücken und alle Zugänge zum Stadtzentrum. In den llöfen waren 
hinter fest verschlossenen Toren Polizeireserven versteckt. Die auf dem 
Newski Prospekt auftauchenden Arbeitergruppen wurden von der Po¬ 
lizei in die Seitenstraßen abgedrängt. 

In allen Petersburger Betrieben, den großen wie den kleinen, legten 
die Arbeiter, die in der Früh in die Werkstätten gekommen waren, die 
Arbeit nieder und zogen unter dem Gesang revolutionärer Lieder auf 
die Straßen. Im Wyborger Bezirk, im Newa-Bezirk und in einigen 
anderen Bezirken entfalteten die Arbeiter, sobald sie auf die Straße 
traten, rote Fahnen und schwarze Trauerflaggen. 

Seit den frühen Morgenstunden zogen die Arbeiter gruppenweise 
zum Preobrashenski Friedhof an die Gräber der Opfer des 9. Januar. 
Den ganzen Tag über trieb die Polizeiabteilung, die auf dem Friedhof 
stationiert war, immer neue Arbeiterscharen auseinander. 
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I >cr Streik am 9. November war von zahlreichen Kundgebungen und 
\ * i Sammlungen in den Betrieben begleitet. Man sammelte für ein 
I)« nkinal für die Toten des 9. Januar und für die Opfer von Polizei- 
n prcssalien. Die Arbeiter einiger Werke beschlossen, für diese Zwecke 
• inen Tageslohn zu spenden. Alle Geldsammlungen wurden auf Be- 
i liluß der Arbeiter unserer Dumafraktion zugelcitet. An die Fraktion 
wurden auch zahlreiche Entschließungen der Kundgebungen und 
Versammlungen gerichtet. In diesen Entschließungen spiegelten 
■ich die politischen Hauptforderungen der Arbeiterklasse wider. Die 
\i beiter, die die Losung nach einer grundlegenden Veränderung der 
begehenden Ordnung ausgaben, forderten die Unantastbarkeit der 
l’erson, Rede- und Pressefreiheit, Freiheit der Versammlungen und 
der Vereinigungen usw. Wünsche wurden geäußert, daß sich die Ar- 
brilorbewegung zusammenschließen und einen möge. In einigen Be¬ 
ll leben wurden Protestentschließungen gegen die sattsam bekannten 
>2 Punkte“ 1 , gegen die Ernennung der Bevollmächtigten, gegen die 
Verfolgungen der Gewerkschaften usw. angenommen. 

Der eindrucksvolle Streik und die Demonstration vom 9. Januar 
zeugten davon, daß sich der Kampf der Arbeiterklasse im Aufstieg 
befand. Die revolutionären Stimmungen verstärkten sich unter der 
Masse der Petersburger Arbeiter von Monat zu Monat. Das gleiche war 
midi in ganz Rußland zu beobachten. 

In einer solchen Atmosphäre nahm die IV. Reichsduma am 21. Januar 
1913 ihre Arbeit nach den Ferien wieder auf. Die Deputierten — Guts¬ 
besitzer und Beamte — hatten es nicht eilig, mit der „gesetzgeberischen 
\rbeit“ zu beginnen. Zu der ersten Sitzung kam nur eine unbedeutende 
Mehrheit der Dumamitglieder zusammen. Die ersten Sitzungen ver¬ 
liefen träge und waren der verschleppten Frage der Wahlbestätigung 
gewidmet. Im Dumasaal wurde cs erst lebendig, als unsere Fraktion 
neue Interpellationen über die Explosion in der Ochta-Pulverfabrik, 
über die Mißhandlung politischer Häftlinge sowie über die Aussper¬ 
rungen in der Textilindustrie einbrachte. 

1 Mit anderen Worten, gegen die administrative Verbannung der Politi¬ 
schen, denen der Aufenthalt in 51, später in 52 und noch mehr Ortschaften 
und Gegenden Rußlands verboten wurde. 
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Als erste wurde die Interpellation über die Mitte Dezember 1912 
erfolgte Explosion in der Ochta-Pulverfabrik eingebracht, die Spreng¬ 
stoffe für das Kriegsamt erzeugte. 


2. Die Explosion im Ochta-Werk 

Die Explosion ereignete sich nachmittags gegen drei Uhr, aber bereits 
gegen Abend verbreitete sich in der Stadt die Kunde von der hohen 
Zahl der Opfer. Fünf Menschen kamen ums Leben unter den Trüm¬ 
mern, aus denen später ihre verunstalteten Leichen ausgegraben wurden. 
Die entstellte und verkohlte Leiche eines Arbeiters wurde nur nach 
einem erhalten gebliebenen Fetzen AnzugstofF wiedererkannt, über 
50 Personen wurden schwer verletzt. Die Verletzten waren zumeist 
Frauen, da in der Röhrenwerkstatt, wo sich die Explosion ereignete, 
vorwiegend Frauen beschäftigt waren. 

Die Explosion löste im Werk eine furchtbare Panik aus, die nur 
zufällig keine neuen Opfer forderte. Im Werk gab cs keine medizinische 
Hilfe; der nach einer Stunde eingetroffene Arzt war außerstande, irgend 
etwas zu unternehmen. Die Schwerverwundeten wurden auf Tragen 
transportiert, die zur Beförderung von Ziegelsteinen bestimmt waren; 
sie mußten mit Fuhrwerken ohne irgendwelche entsprechenden Vor¬ 
richtungen ins Krankenhaus geschafft werden. Die Leichtverwundeten 
rannten in Panik aus dem Werk und brachen unterwegs vor Schmerz 
und Erschöpfung zusammen. 

Die Werkverwaltung, die den Kopf verloren hatte, ordnete an, daß 
niemand das Werkgelände verlassen dürfe. Die erschrockenen Arbeiter, 
die neue Explosionen befürchteten, flehten, daß man sie gehen lassen 
möge, aber die unsinnige Anordnung der Verwaltung wurde erst andert¬ 
halb Stunden nach der Explosion aufgehoben. 

Die ganze Situation, die Zahl der Opfer und die gewaltige Gefahr, 
die dem ganzen Arbeiterviertel gedroht batte, ließen diesen Fall aus 
der Reihe der üblichen Katastrophen hervortreten, die in den russischen 
Fabriken und Werken im allgemeinen recht häufig waren. 
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Am nächsten Tag begab ich midi in der Frühe in das Werk, um midi 
ui Ort und Stelle über die Ausmaße und die Ursachen der Katastrophe 
zu informieren. Der diensthabende Beamte weigerte sich, mir einen 
Passierschein für die Explosionsslätte auszustellen. Ich begab midi zum 
Leiter des Werkes, General Somow, der mir ebenfalls keinen Passicr- 
chein gab und erklärte, daß nur die Artillerieverwallung Passiersdieine 
uisstellen dürfe. Es war völlig klar, daß die Werkverwaltung Angst 
hatte, Deputierte ins Werk zu lassen und sidi gegen unangenehme 
Knlhüllungen sidiern wollte. 

Nach Erklärungen General Somows war die Explosion ein reiner 
Zufall. „Soldie Zufälle kommen vor und können stets Vorkommen“, 
sagte er. „Ich selbst bekreuzige midi jedes Mal, wenn ich das Werk 
betrete.“ Außer dieser Maßnahme — „sidi bekreuzigen“ — unternahm 
die Werkverwaltung offensidillidi nichts, um Katastrophen in der 
hüdist gefährlichen Produktion zu verhüten. 

Es gelang mir nidit, an die Explosionsstätte selbst vorzudringen; 
aber das, was ich auf dem Werkgelände gesehen hatte, deutete auf 
gewaltige Ausmaße der Katastrophe hin. Auf dem Werkhof und dem 
Korridor des Krankenhauses sah man Blutspuren. Auf dem Eise 
des in der Nähe des Werkes gelegenen Sees lag das Dach der Werk¬ 
statt, das durch die Explosion einige Dutzend Meter weit fortge¬ 
schleudert war. Eingedrückte Fensterscheiben und Zerstörungen an 
allen Gebäuden wiesen darauf hin, daß die Stärke der Explosion 
gewaltig war. Das kleine Werkkrankcnhaus war überfüllt, es fehlten 
nicht nur Betten, sondern cs fehlte auch das notwendige Inventar: 
viele Verwundete lagen mit ihren eigenen Mänteln und Schafpelzen 
zugedeckt. 

Ich unterhielt mich mit Werkarbeitern. Sie waren noch immer unter 
den Einwirkungen eines schweren Nervenschocks und der Panik. Sie 
befürchteten jede Minute eine neue Explosion. Einige Arbeiter zogen, 
bevor sie morgens aus dem Hause gingen, saubere Wäsche an, um zum 
Sterben bereit zu sein. Man bat mich, eine gründliche Untersuchung der 
Katastrophenursachen durchzusetzen und vom Militäramt zu fordern, 
daß die Arbeitsbedingungen und die Sicherheitsmaßnahmen verbessert 
werden; die Geschädigten baten um Unterstützung. 


0 Badajcw, Reichnduinn 
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Am 20. Dezember fand die Beisetzung der Explosionsopfer statt. 
Gegen neun Uhr früh strömten Tausende von Arbeitern zu der Kirche, 
in der die Getöteten aufgebahrt waren. An der Prozession beteiligten 
sich nicht nur die Arbeiter des Ochla-Werkes, sondern auch vieler 
anderer Betriebe. In einem der benachbarten Werke wurde die Arbeit 
unterbrochen, da alle Arbeiter an dem Begräbnis teilnehmen wollten. 
Hinter den Särgen gingen mehr als 10 000 Menschen her. Einige Dutzend 
Kränze wurden vorangetragen, darunter einer von der sozialdemokra¬ 
tischen Dumafraktion mit der Inschrift „Den Opfern des Kapitals“. 
Alle in Petersburg weilenden sozialdemokratischen Deputierten nahmen 
an dem Begräbnis teil. 

Das Begräbnis gestaltete sich zu einer eindrucksvollen Demonstration 
Petersburger Arbeiter gegen die kapitalistische Ordnung, die aus den 
Reihen des Proletariats ein Opfer nachdem anderen herausriß. Ununter¬ 
brochener und erbitterter Kampf — so lautete die Schlußfolgerung, die 
jeder bewußte Arbeiter aus der Ochta-Katastrophe zog. 

Das Kriegsamt leitete eine Untersuchung der Explosionsursache ein, 
um einen „allerhöchsten Bericht“ aufzusetzen. Es war im voraus 
bekannt, welche Ergebnisse eine derartige Untersuchung zeitigen konnte. 
Gerissene Beamte setzten den Bericht auf, und zwar so, daß die wirklich 
Schuldigen nicht gefunden wurden und die ganze Schuld auf „Gottes 
Willen“ geschoben wurde. 

Die sozialdemokratische Dumafraktion begann ihrerseits Unter¬ 
suchungen anzustellen. Durch Befragung der Werkarbeiter und auf 
Grund des uns zugegangenen Materials konnten die wahren Ursachen 
und die ganzen Umstände der Explosion geklärt werden. Die unmittel¬ 
bare Ursache war das unvorsichtige Hantieren eines Arbeiters mit einer 
Kapsel, die mit Knallquecksilber geladen war. Gemäß den technischen 
Vorschriften durften in dem Raum nicht mehr als zehn Kapseln gelagert 
werden, in Wirklichkeit aber lagerten dort davon einige Tausende, 
was eben eine Explosion von gewaltiger Stärke zur Folge hatte. Das 
war jedoch nur der äußere Anlaß der Katastrophe. Im Grunde 
aber wurzelten die Ursachen der Explosion, die einige Dutzend 
Menschenopfer forderte, in den grauenhaften Arbeitsbedingungen im 
Werk. 



I )ie für das Leben und die Gesundheit der Arbeiter höchst gefährliche 
Produktion von Sprengstoffen erforderte eine besonders qualifizierte 
Wbcit, die nur ein hoch bezahlter Arbeiter leisten konnte. Indessen 
«tollte die Verwaltung des Werkes auf der Jagd nach billigen Arbeits¬ 
kräften vor allem ungelernte Arbeiter ein und darunter in erster Linie 
\mn Lande kommende und für die Produktion völlig unvorbereitete 
\rlHüterinnen. Für den pausenlosen Zehnstundentag wurden wenige 
Groschen bezahlt: 65 bis 75 Kopeken. Die Arbeiter waren völlig 
geknechtet. Im Werk gab es nicht einmal Lohnbücher. Wüstes 
Schimpfen, Geldstrafen, willkürliche Entlassungen — das alles wurde 
von der Werkleitung weitgehend praktiziert. 

Zu Vorarbeitern wurden häufig völlig ungebildete Menschen, zuwei¬ 
len aus den Reihen der Stallknechte, Hauswarte usw., ernannt, an denen 
die Verwaltung besonderen Gefallen gefunden halte. 

„Was brauche ich einen Chemiker, ich hole mir die Unteroffiziere vom 
Schießplatz“, so sagte der Leiter des Werkes. 

Jedes Streben nach Kultur wurde hart verfolgt: sollen die Arbeiter 
ruhig Alkohol trinken, aber nur ja nicht Zeitungen lesen. Die durch 
harte Ausbeutung niedergedrückten und durch den doppelten Arbeitstag 
erschöpften Arbeiter des Ochta-Werkes (die Verwaltung ließ 8 bis 9 
I berstunden leisten) konnten natürlich nicht die Aufmerksamkeit und 
die Vorsicht aufbringen, die in der Sprengstoffproduktion notwendig 
waren. 

Zu dieser ganzen Situation kam noch die unmögliche technische Aus¬ 
rüstung des Werkes hinzu. Die Werkstätten waren eng, da das Werk 
mit Aufträgen überhäuft war. Eine Reihe von Regierungskommissionen 
hatte eine grundlegende Neuausrüstung des Werkes und sogar seine 
Verlegung in neue Gebäude für notwendig befunden. Daß es unter 
diesen Umstünden häufig zu Explosionen kommen mußte, bezeugte 
die Tatsache, daß am 3. Januar 1913, nur zwei Wochen nach der 
Katastrophe, eine neue Explosion erfolgte, die weitere Opfer 
forderte. 

Als wir die Interpellation in der Duma cinbrachtcn, hatten wir jedochr 
nicht nur eine ausführliche Beleuchtung der himmelschreienden und 
grauenhaften Explosion an der Ochta vor. Explosionen und Bau- 



k ata Strophen waren „übliche Erscheinungen 4 ' der russisdicn Wirklich¬ 
keit. Das räuberisdie Kapital beutete die Arbeiterklasse unter solchen 
Bedingungen aus, daß die Arbeiter zu Tausenden in der Produktion 
ums Leben kamen. 

Allein innerhalb von zwei Wodien vor Einbringung der Interpel¬ 
lation ersdiienen in den Zeitungen Meldungen über neun Katastrophen 
in versdiiedenen Städten Rußlands, die rund 100 Menschenopfer 
gefordert batten. Nach Beredinung des Ministers für Handel und 
Industrie kamen auf je tausend Bergarbeiter 470 Unfälle. Nicht weniger 
Opfer gab es auch in allen anderen Industriezweigen. Der gierige und 
räuberisdie russische Kapitalismus aditete, geschützt durch die Zaren¬ 
regierung, das Leben der Arbeiter für nichts, die in den Fabriken und 
Werken zu Tausenden zugrunde gingen. 

Unsere Aufgabe war es, die Bedingungen, unter denen das russische 
Proletariat arbeiten mußte, von der Dumatribüne aus zu sdiildern; es 
galt, den Arbeitern zu zeigen, wie groß die Ausbeutung ihrer Arbeit 
war, es galt, in ihnen den Willen zum revolutionären Kampf zu festigen 
und zu stärken. 

Die außerordentlichen Umstände der Explosion, die hohe Zahl der 
Opfer und schließlich die Gefahr neuer Explosionen hatten diesmal 
selbst die Dumamehrheit veranlaßt, die Dringlichkeit der Interpellation 
anzuerkennen. Mit 134 Stimmen der Oktobristen und des Zentrums 
wurde die Dringlichkeit der Interpellation gegen 127 Stimmen der 
Rechten anerkannt. 

Das Schicksal der Interpellation über die Explosion an der Ochta 
zeigte jedoch, daß die Anerkennung der Dringlichkeit einer Interpellation 
durch die Dumamehrheit diese keineswegs wirklich dringlich macht. 
Die Interpellation wurde von der Reichsduma am 25. Januar 1913 
angenommen, die in schriftlicher Form erteilte Antwort des Kriegs¬ 
ministers ging jedoch erst im Sommer 1913, das heißt erst nach einem 
halben Jahr ein. Die Dumamitglieder, die in die Sommerferien gingen, 
kamen nicht dazu, die Erklärung des Kriegsministers zu erörtern, und 
es verging fast ein weiteres halbes Jahr, bis die Antwort der Regierung 
auf die im Januar 1913 eingebrachtc Interpellation in der Duma zur 
Diskussion gestellt wurde. 
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3. Meine Rede zu den Erklärungen der Regierung 
anläßlich der Explosion an der Ochta 

Irl» wurde von unserer Fraktion beauftragt, mit einer Kritik an den 
Ibgimingserklürungen aufzutreten. Ich führe (nach Stenogramm- 
!hth!iIcii) die Rede an, die ich aus diesem Anlaß im Oktober 1913 
Meliniten habe: 

..Meine Herren! In der Sitzung vom 25. Januar nahm die Reichs- 

• Iii um die Interpellation der sozialdemokratischen Fraktion anläßlich 
•Irr Explosionen in der Ochta-Pulvcrfabrik am 17. Dezember 1912 und 
•um 3. Januar 1913 an und forderte vom Vorsitzenden des Ministerrates 
und vom Kriegsminister folgende Erklärungen: 

1. Ist es den Ministern bekannt, daß diese Katastrophen auf verbre- 

• In*rische Nachlässigkeit der Werkverwaltung zurückzuführen sind und 
mehr als sechzig Menschenopfer gefordert haben? 

2. Was wurde von ihnen zur Bestrafung und zur Verhütung solcher 
Kntastrophen in der Zukunft unternommen? 

I >iesc Explosionen waren, wie ich bereits ausführte, Ende des vorigen 
Inhrcs und Anfang dieses Jahres. Nach diesen Explosionen ereigneten 
»ich im gleichen Werk mehrere ,Kleinexplosionen 4 , wie man sie nach 

• nur von der Werk Verwaltung eingcführlen Sitte zu nennen pflegt 
Wenn ein Arm oder zwei abgerissen und einige Arbeiter verwundet 
werden, so heißt das,Kleinexplosion 4 . Das ist bereits üblich geworden — 

• Ins ist eine ,Kleinexplosion 4 . Von solchen Kleinexplosionen hat es nach 
diesen beiden großen Explosionen bereits mehrere gegeben ... Nach 
diesen Explosionen ereigneten sich, sage ich, Explosionen auch in dem 

• hemaligen Werk Parviainen, im Nagelwcrk und in vielen anderen. 
I lud was geschah? Der Kriegsminister hat gegen Ende der vergangenen 
Tagungsperiode seine schriftliche Erklärung abgegeben, aber wir Sozial¬ 
demokraten können uns mit dieser Erklärung nicht zufrieden geben. 
Ebensowenig kann sich die gesamte Arbeiterklasse zufrieden geben, die 
uns in die Reichsduma entsandt hat diese Interpellation durch uns ein- 
gr bracht hat und ungeduldig auf die Antwort der Regierung sowie der 
Mehrheit der Reichsduma achtet. Wir wußten im voraus, was der 
Minister antworten wird. Der Minister hat keine Schuldigen gefunden 
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und hat nicht die Absicht, irgend jemanden gerichtlich zu belangen. Folg¬ 
lich ging alles laut Gesetz zu, und die GO Menschenopfer flogen eben¬ 
falls laut Gesetz in die Luft, Der Reichsduma wird zugemutet, sich mit 
dieser kaltschnäuzigen Erklärung des Kriegsministers zufrieden zu ge¬ 
ben. Die Reichsduma kann und darf das nicht tun. Sic kann nicht an¬ 
ders, als die Regierung desTodcs von Dutzenden Menschen für schuldig 
zu befinden, wenn sogar aus dem formalen, kühlen Schreiben des Kriegs¬ 
ministers die Wahrheit durchschimmert, die Wahrheit schreit über jene, 
die sich tatsächlich der Gesetzesüberschreitung schuldig gemacht haben... 

Unter den gegenwärtigen Bedingungen des Petersburger Lebens und 
der Entlohnung müßten die Arbeiter mindestens drei Rubel läglich 
erhalten, indessen gibt es in keinem Petersburger Werk, in keiner 
Fabrik schlechtere Bedingungen als dort. Familienväter erhalten für 
den langen Arbeitstag 70—80 Kopeken. Um einen Rubel — das ist die 
Höchstgrenze — zu erreichen, muß man einige Jahre gearbeitet haben. 
Die Frauen und die jungen Mädchen erhalten noch weniger. Die unein¬ 
geschränkte Willkür der Verwaltung, die brutale Behandlung der 
Arbeiter und fristlose Kündigungen schaffen eine solche Atmosphäre im 
Werk, daß die gebildeteren, bewußten Arbeiter aus einem solchen Werk 
fliehen müssen. Die zurückbleibenden Arbeiter büßen ihre Gesundheit 
ein, verbrauchen ihre Energie und warten gehorsam, bis sie an der 
Reihe sind, durch eine ähnliche Explosion oder infolge der systema¬ 
tischen Vergiftung mit schädlichen Stoffen und Gasen zu sterben. 

Meine Herren, ich werde Ihnen an Hand eines Beispiels zeigen, daß 
dort eine Willkür herrscht wie nirgends. Im vergangenen Frühjahr 
kamen zu mir Arbeiter, die vom Leiter dieses Werkes entlassen worden 
waren, weil sic nach der Explosion — da ihre Kleider ebenfalls in 
Stücke gerissen wurden und ihr Verdienst gering war — beantragt 
hatten, die Verwaltung möge ihnen den Wert ihrer Kleidung ersetzen. 
Und was hat nun die Verwaltung getan? Sie hat diese Arbeiter ent¬ 
lassen. Dann führt der Kriegsminister aus, daß die Arbeiter dort 
9 Stunden arbeiten. In Wirklichkeit aber — ich bin selber Arbeiter, 
habe diese ganze Unterdrückung am eigenen Leibe erfahren und weiß, 
wie es zugeht — arbeitet man im Werk 12 bis 18 Stunden, ohne das 
Werk zu verlassen ... Diese erbarmungslose Ausbeutung der Arbeits- 


134 



kriifte läßt keine Zeit übrig, um für normale und sichere Arbeitsbedin¬ 
gungen zu sorgen. Ich habe im vergangenen Frühjahr in unserer 
Wbeiterzeitung ,Prawda‘ darauf hingewiesen, wie die Lage der Arbeiter 
im den staatlichen Werkstätten der Nikolai-Eisenbahn ist, wo die 
\rbeiter mehr als 40 Arbeitstage 1 im Monat arbeiten und ihre Wohnung 

gut wie nie zu sehen bekommen. Und was geschah danach? Der 
gehorsame Diener des Kapitals, der Petersburger Stadthauptmann, 
belegte unsere Zeitung ohne jeden Grund — 

Vorsitzender: Ich rufe Sie wegen Ihres Ausdrucks zur Ordnung, Mit¬ 
glied der Reichsduma Badajew. 

Badajew: ... mit 500 Rubel Strafe, weil sie die Lage der Arbeiter in 
diesen Werkstätten geschildert hatte. So schwer, so unerträglich schwer 
ist das Leben der Arbeiter in einer derart drückenden Atmosphäre. 

Gestern wurde die unglückselige Situation auf den Eisenbahnen 
erörtert, wo die Arbeiter für ganze 40 oder 50 Kopeken 18 Stunden 
lang arbeiten und Schwellen rücken — kein Tier schuftet so viel wie 
der Arbeiter. Wenn wir nun als Arbeitervertreter diese unerträglichen 
I Bedingungen der Arbeiter zur Sprache bringen, lachen Sie, die Rechten. 
Ms die Arbeiterklasse im Jahre 1905 von Ihnen das forderte, was sie 
brauchte, haben Sie die Arbeiterklasse mit Kugeln abgespeist. Die 
\rbciterklasse w'eiß sehr wohl, daß sie ... 

Vorsitzender: Mitglied der Rcichsduma Badajew, ich bitte Sie, sich 
innerhalb der Grenzen der Frage zu halten. 

Badajew: ... derartige Lebensbedingungen nicht länger aushalten 
kann. Die Zeit ist nah, da sie die gleichen Rechte fordern und diese 
vielleicht sogar verwirklichen wird. 

Ich habe Ihnen bereits erklärt, und Sie haben gesehen, daß die Ver¬ 
waltung der Och ta-Werke alle Säfte aus den Arbeitern herauspreßt. 
Man kann danach nicht umhin, die Schuldigen zu erkennen. Aber nicht 
darum ging es, nicht darin erblickten die Arbeiter die Schuld des Haupt- 
• rlillerieamtes bei dieser Explosion. Wurde doch in unserer Inter¬ 
pellation direkt darauf hingewiesen, daß Kleinexplosionen bei Spreng¬ 
stoffen unvermeidlich, die Großexplosioncn dagegen nur dann möglich 

1 Hier ist ein Arbeitstag mit durchschnittlicher Dauer von 10 Stunden ge¬ 
meint. 
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sind, wenn fertige Sprengstoffe in den Werken gestapelt werden. Das 
ist nach den Vorschriften der Ochta-Pulverfabrik verholen. Indessen 
wurden im Zimmer des Meisters, der Erklärung des Kriegsministers 
zufolge, am 17. Dezember 35 000 fertige Kapseln vorgefunden. Das ist 
das Dreieinhalbfache dessen, was in unserer Interpellation angegeben 
wird. Das ist es, was wir dem Hauptartillerieamt und der Verwaltung 
dieses Werkes zur Last legen. Wir haben nicht vermutet und nicht 
behauptet, es handele sich um eine bewußte Geringschätzung des 
Lebens von Tausenden von Arbeitern, sondern angenommen, es sei die 
übliche Beamtenschlamperei mit tragischen Folgen. Der Kriegsminister 
liefert in dieser Hinsicht ganz neues, erstaunliches Material. Er sagt, 
daß dieses Werk in technischer Hinsicht unter aller Kritik sei und des¬ 
halb im Jahre 1915 geschlossen werden soll; seine Kraft reiche nicht 
aus, die Aufträge, die es im Jahre 1912 ausführte, zu bewältigen; die 
Verwaltung dieses Werkes habe den Vorgesetzten im Hauptartillerieamt 
und vielleicht auch dem Minister selbst gemeldet, daß dieses Werk 
entlastet werden müsse. Darauf erging offenbar die Anweisung, vor 
keinerlei Schwierigkeiten zurückzuschrecken, um den Auftrag nur ja 
rechtzeitig auszuführen. Es ergab sich die dringliche Notwendigkeit, 
unsere Feldartillerie mit Sprengkapseln zu versorgen, und deshalb 
mußten alle einigermaßen geeigneten Räume für die Arbeit ausgenutzt 
werden. Und wir müssen nach den Erklärungen des Kriegsministers 
nicht bloß Nachlässigkeit der Werk Verwaltung und mangelnde Aufsicht 
über Meister und Arbeiter feststellen, sondern einen bewußten Anschlag 
des Hauptartillerieamtes auf das Leben der Arbeiter im Ochta-Werk. 

Das Kriegsministerium wußte, daß an die Arbeiter außerordentliche 
Forderungen gestellt werden und daß diese Forderungen nur zu erfüllen 
waren, wenn das Leben der Arbeiter einer gewaltigen Gefahr ausgesetzt 
wurde. Deshalb nahm das Kriegsministerium den Tod der Menschen, 
die umkommen konnten und mußten, auf sein Gewissen. Folglich kann 
das Kriegsministerium seine Schuld vor dem Gesetz und dem ganzen 
Lande nicht abstreiten. 

Wenn sich der Kriegsminister auf politische Komplikationen im 
Nahen Osten beruft, hofft er, seine eigene Schuld und die Schuld seines 
Amtes in den Augen der Dumamehrheit zu mildern, in der Annahme, 
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«laß sich mit seiner Erklärung auch jene zufrieden geben könnten, die 
in der Opposition stehen zu den vom slawischen chauvinistischen 
Kausch Besessenen. Mag sein, daß die Spekulationen des Kriegs¬ 
ministeriums und seines Amtes aufgehen und die Duma ihm und 
.einem Amt einen Sündenablaß erteilen wird. Aber auch dann, meine 
Herren, wird es ihnen nicht gelingen, die Arbeiterklasse zu täuschen, 
weil das Volk sehr wohl weiß, wer seine Feinde sind. Es weiß sehr 
wohl, was Sie sagen werden, es weiß, daß die Mehrheit der Reichs- 
duma keine Volksvertreter, sondern Volksfeinde sind,* die dank dem 
verkrüppelten Wahlgesetz in die Duma gelangt sind ... 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Badajew, ich bitte Sic, keine 
derartigen Ausdrücke über die Reichsduma zu gebrauchen. 

Badajew: ... die dank dem verkrüppelten Wahlgesetz in die Duma 
gelangt sind. Das Volk weiß sehr wohl: Nur das Parlament wird sich 
tatsächlich für das Volk einselzen, das nach dem vollen Sieg des Volkes 
und nach voller Demokratisierung der gesamten politischen Ordnung 
geschafTen wird. Jetzt aber wird sich das Volk, wie die Antwort zu den 
Erklärungen des Ministers auch ausfallen möge, mit diesen Erklärungen 
nicht zufrieden geben, und erst recht nicht das an der Spitze der Volks¬ 
bewegung schreitende Proletariat. (Beifall links.)“ 

Wie zu erwarten war, blieb die Dumamehrheit auch diesmal sich 
selbst treu und wagte es nicht, der Regierung Unannehmlichkeiten zu 
bereiten. Der Fall der Ochta-Explosion versank in den Tiefen der Duma¬ 
kommissionen und teilte das Schicksal vieler anderer Interpellationen 
unserer Fraktion. 


Kapitel VIII 

Die Anssperrungen in den Textilfabriken 

1. Die Aussperrung in der Russischen Baumwollspinnerei 

Die Verstärkung des Kampfes der Arbeiterklasse hatte den Zusammen¬ 
schluß und die Mobilisierung aller Kräfte der Fabrikanten und Werk¬ 
besitzer zur Folge. Die Welle der Arbeiterbewegung schlug mit einer 



solchen Wucht und Beständigkeit hoch, daß das Kapital allen Grund 
hatte, einen entschlossenen Angriff gegen seine Positionen zu befürchten. 

Geld- und Disziplinarstrafen, Verhaftungen der „Rädelsführer“ — 
das alles war bereits ausprobiert Anstelle dieser Maßnahmen setzte das 
vereinigte Kapital eine neue, sehr wirksame Waffe ein — die Massen¬ 
entlassungen (Aussperrungen). Stillegung von Fabriken und Verkün¬ 
dung von Aussperrungen setzten Tausende von Arbeitern auf die Straße 
und lieferten sie sofort der ausweglosen Not und dem Hunger aus. 

In den Industriezweigen, die Aufschwung und Belebung erfuhren, 
deren Fabriken und Werke mit Aufträgen überhäuft wurden, war die 
Stillegung der Produktion — auch nur zwei bis drei Tage lang — für 
die Kapitalisten unvorteilhaft. Anders war die Lage dort, wo die Markt¬ 
konjunktur für den Absatz der Erzeugnisse ungünstig war. In solchen 
Produktionszweigen brachte die Aussperrung den Unternehmern dop¬ 
pelten Gewinn: Die Massenentlassungen machten es möglich, die am 
revolutionärsten gestimmten Elemente loszuwerden und die Arbeits¬ 
bedingungen weiter zu verschlechtern; gleichzeitig wurde durch die 
Stillegung der Produktion das weitere Anwachsen der Lagerbestände 
der jeweiligen Fabrik oder des jeweiligen Werkes verhindert. 

So stand es gerade um die Textilindustrie, die im Herbst 1912 und 
im Winter 1913 eine Teilkrise erlebte. Die Nachfrage nach Textilwaren 
ging zurück, und in den Lagern der Textilfabriken stapelten sich be¬ 
trächtliche Vorräte, die keinen Absatz fanden. Die Petersburger Textil¬ 
fabrikanten nutzten die Lage sofort aus und verstärkten ihren Gegen¬ 
angriff gegen die Arbeiterklasse. 

DieDezemberaussperrungbeiMaxwellwarkeineEinzelerscheinung.Seit 
Anfang Januar 1913 fanden in den Petersburger Textilfabriken Aussper¬ 
rungen starke Verbreitung und erfaßten eine ganze Reihe großer Betriebe. 

Die härteste und längste Aussperrung war die in der Russischen 
Baumwollmanufaktur, in der 1200 Menschen beschäftigt waren. Die 
Aussperrung wurde durch ein ausgesprochen provokatorisches Manöver 
der Verwaltung ausgelöst, die sich das Ziel gesetzt hatte, alle Gewerk¬ 
schaftsmitglieder zu entlassen. Außerdem wollte die Verwaltung die 
alten Arbeiter, die in der Fabrik 20 und 30 Jahre gearbeitet hatten, los¬ 
werden und sie durch jüngere Arbeiter ersetzen. 
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Am 21. Januar 1913 wurde dreißig Arbeitern der Kardierungsabtei- 
hmg ohne irgendeine Kündigung erklärt, daß ihre Tagessätze um 
10 Kopeken herabgesetzt würden. Am nächsten Tag früh traten die 
Kiirdierungsarbeiter in den Streik und forderten die Wiederherstellung 
des bisherigen Lohnes. Die Verwaltung hatte nur darauf gewartet. In 
der Nacht, vor der Arbeitsaufnahme der neuen Schicht wurde die 
Dampfmaschine angehalten, die elektrische Beleuchtung gelöscht und 
den in die Fabrik gekommenen Arbeitern erklärt, die Fabrik sei für 
unbestimmte Zeit geschlossen und alle Arbeiter würden entlassen. Die 
Provokation der Fabrikverwaltung war offenkundig und unverhohlen: 
Dii- Forderungen der Arbeiter der Kardierungsabteilung beliefen sich 
für alle auf ganze 3 Rubel täglich, und wegen dieser 3 Rubel wurden 
1200 Arbeiter, die sich an dem Streik der Kardierungsarbeiter nicht be¬ 
teiligt hatten, dem Hunger und der Arbeitslosigkeit preisgegeben. 

Die Arbeiter, die sich auf diese Provokation nicht einlassen wollten, 
erschienen einige Tage pünktlich zur Arbeit. Aber die Verwaltung ließ 
• o nicht in die Fabrik. Nach zwei Tagen wurde am Fabriktor ein Plakat 
mit der Aufforderung angeschlagen, die Papiere und den Restlohn zu 
holen. Zunächst wollten die Arbeiter die Abrechnung nicht annehmen 
und forderten, die Verwaltung solle ihnen zwei Wochen im voraus be¬ 
zahlen, da es keinen Anlaß zur Entlassung aller Arbeiter gegeben hatte. 
\bcr nun zeigte es sich, daß die Fabrikbesitzer Verbündete hatten. 
Die Haus- und Ladenbesitzer des anliegenden Wohnbezirks sperrten, 
als sie von der Entlassung erfuhren, den Arbeitern den Kredit bis zur 
Tilgung der Schulden, in die sich die Arbeiter während der vorange¬ 
gangenen Weihnachtstage gestürzt hatten. Unter diesem Druck mußten 
ie die Entlassung akzeptieren, um den Restlohn zu erhalten. Im Durch¬ 
schnitt hatte jeder Arbeiter etwa 10 bis 20 Rubel zu bekommen. Diese 
ganze Summe mußte in die nächste Gemischtwarenhandlung getragen 
werden, dafür erhielt man aber einen neuen Kredit eingeräumt und 
Konnte sich mehr schlecht als recht einige Tage durchschlagen. 

Am Tage der Lohnauszahlung spürte man in dem Bezirk um die Rus¬ 
sische Baumwollmanufaktur seit den frühen Stunden eine nervöse, ge¬ 
kannte Stimmung. Die Teestuben und Kneipen, diese „Arbeiterklubs“ 
• Irr damaligen Zeit, wo man Zusammenkommen und über die Lage 
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sprechen konnte, waren überfüllt mit Arbeiterinnen und Arbeitern, die 
sich um ihre zum Hungern verurteilten Familien Sorgen machten. Bei den 
niedrigen Löhnen konnten die Textilarbeiter, auch wenn sie Arbeit hat¬ 
ten, gerade so existieren; der erste Tag der Arbeitslosigkeit aber wurde 
unerbittlich auch zum ersten Tag der ausweglosen Not und des Hungers. 

Die bewußtesten Arbeiter, die Sozialdemokraten und die Gewerk¬ 
schaftsmitglieder, setzten alles daran, zumindest eine gewisse Organi- 
siertheit zu erreichen. Zur Verteilung eiligst herbeigcschafft wurden 
einige hundert Nummern der „Prawda“ mit dem Appell an die Ar¬ 
beiter, sich nicht zu ergeben. Man versuchte Versammlungen einzu¬ 
berufen und die in der Fabrik entstandene Lage zu beraten, aber die 
Polizei trieb jede Gruppe auseinander. 

Als sich der erste, durch die Entlassung ausgelöste Ausbruch der 
Verzweiflung und der Panik etwas gelegt hatte, änderte sich die Stim¬ 
mung der Arbeiter. Trotz Gegenmaßnahmen der Polizei gelang es 
dennoch, eine Versammlung der Ausgesperrten einzuberufen. Die Ar¬ 
beiter trafen Vorbereitungen für einen langen Kampf, ln der Versamm¬ 
lung wurde beschlossen, die Verbindung zwischen allen Arbeitern, die 
von der Fabrik auf die Straße gesetzt worden waren, weitgehend auf¬ 
rechtzuerhalten, die Petersburger Arbeiter um Unterstützung anzu¬ 
gehen, einen entschiedenen Kampf gegen den Genuß von Spirituosen 
während der Aussperrung zu führen, die Bildungsvereine der Arbeiter 
zu bitten, daß sie kostenlose Vorlesungen für die Ausgesperrten ver¬ 
anstalten mögen usw. Kein Arbeiter und keine Arbeiterin durften ein¬ 
zeln zum Fabriktor gehen, um für sich persönlich oder für einzelne 
Arbeitergruppen zu bitten. Sollte die Fabrik geöffnet werden, durfte 
kein Arbeiter die Schwelle der Russischen Baumwollmanufaktur über¬ 
schreiten, bevor alle, bis auf den letzten, wieder eingestellt sind. 


2. Die Arbeiter beim Fabrikinspektor 


Mit Rücksicht darauf, daß die Fabrikverwaltung selber die Gesetze, 
die von der Regierung eingeführt worden waren, auf das gröbste ver¬ 
letzt hatte, wandten die Arbeiter der Baumwollspinnerei sieb an den 
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Pnhrikinspektor, der verpflichtet sein sollte, die Interessen der Arbeiter 
wiilirzunehmen. Im Kabinett des Oberfabrikinspektors von Peters¬ 
burg spielte sich eine Szene ab, die sehr überzeugend zeigte, wessen 
Interessen es eigentlich waren, zu deren Schutz die Fabrikinspektion 
nn der Regierung eingesetzt worden war. 

Zu Besprechungen mit dem Inspektor waren Vertreter der Textil- 
•irheitergewcrkschaft erschienen (damals hieß sie Gewerkschaft der 
Faserstoffe bearbeitenden Arbeiter und Arbeiterinnen). 

»•Ich darf in keinerlei Verhandlungen mit einer Gewerkschafts- 
• •rganisation der Arbeiter treten“, erklärte der Fabrikinspeklor. „Nach 
dem Gesetz bin ich nur berechtigt, Verhandlungen mit den Ar¬ 
beitern des Betriebes zu führen, in dem es zu einem Konflikt ge¬ 
kommen ist.“ 

„Aber wir handeln ebenfalls nach Gesetz“, antwortete die Dele¬ 
gation. „Nach unseren gesetzlich bestätigten Satzungen hat die Ge¬ 
werkschaft das Recht, Verhandlungen über die Belange ihrer Mit¬ 
glieder sowohl mit Privatpersonen als auch mit Vertretern von 
Ilegierungsinstitulionen jeder Art zu führen.“ 

Der Zusammenstoß zwischen den zwei durchaus „gesetzlichen“ 
Gesetzen löste sich auf, da einer von den Gewerkschaftsvertretern 
ein glücklicher Zufall — zu den entlassenen Arbeitern zählte. Also 
konnte cs der Fabrikinspektor sich gestatten, mit der Delegation zu 
sprechen. 

Das Gespräch dauerte zwei Stunden. Der Inspektor saß, bequem im 
Sessel zurückgelehnt, die Vertreter der Gewerkschaft aber mußten vor 
dem „Verfechter“ der Arbeiterinteressen strammstehen. 

„Wenn die Polizei die Arbeiter brutal behandelt und sie verprügelt 
hat, wenn sie in die Fabrik kamen, beschwert euch darüber beim Po¬ 
lizeioffizier und beim Polizeimeister“, sagte der Inspektor. „Ich bin 
dafür nicht zuständig. Hier kann ich euch nicht helfen.“ 

Aber auch auf die Fabrikverwaltung konnte der Inspektor nicht ein¬ 
wirken, ja, er wollte cs nicht einmal. Nach seinen Worten war alles 
durchaus gesetzmäßig. Zwei Wochen im voraus könnten die Arbeiter 
nicht entlohnt werden. Die Fabrikinspektion habe nicht die Befugnis, 
die Aussperrung abzubrechen, da die Fabrikanten gemäß einer zwischen 
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ihnen abgeschlossenen Konvention (Vereinbarung) handelten, die von 
allen Werk- und Fabrikbesitzern verlange, daß sie den Arbeitern in 
nichts nachgäben. 

„Es steht schlecht um euch“, sagte der Inspektor zum Abschied. 

Der Besuch beim Fabrikinspektor zeigte einmal mehr, von wem und 
für wen die in Rußland geltenden Gesetze verfaßt waren. Die ausge¬ 
sperrten Arbeiter konnten nur auf sich selber und auf die kamerad¬ 
schaftliche Unterstützung des Petersburger Proletariats rechnen. Diese 
Unterstützung wurde ihnen zuteil. Die Hilfe für die Arbeiter der Russi¬ 
schen Baumwollspinnerei sowie der Neuen Baumwollmanufaktur, in 
der etwa in den gleichen Tagen auf die gleiche provokatorische Weise 
über 2000 Menschen ausgesperrt wurden, zeigte die feste Geschlossen¬ 
heit und Solidarität der Arbeiterklasse. Der Kampf in einer Fabrik war 
der Kampf aller Arbeiter — das begrilfen jetzt bereits vortrefflich breite 
Arbeitermassen. 

3. Die Hilfe der Petersburger Arbeiter 

Die Aussperrung in den Textilfabriken löste einen Sturm der Em¬ 
pörung unter den Arbeitern der Petersburger Fabriken und Werke aus. 
Hier und da gab es sogar eine Agitation anarchistisch gesinnter Ele¬ 
mente, die die Arbeiter aufriefen, auf die Repressalien der Unterneh¬ 
mer mit der Zerschlagung der Maschinen, mit Brandstiftungen und 
anderen Maßnahmen des ökonomischen Terrors zu reagieren. Die So¬ 
zialdemokraten kämpften energisch gegen diese Reden, die der Arbei¬ 
terklasse nichts als neue Gefahren verhießen. Maßnahmen des ökono¬ 
mischen (und erst recht des politischen) Terrors wurden von den 
Sozialdemokraten stets als für die Arbeiterbewegung völlig unannehm¬ 
bar und schädlich abgelehnt. Glücklicherweise gab es nur wenige An¬ 
hänger der anarchistischen Propaganda, und es gelang uns bald, diese 
Stimmung zu überwinden. 

Die Hilfe des Petersburger Proletariats für die Textilarbeiter nahm 
andere Formen an. In allen Fabriken und Betrieben begann die Geld¬ 
sammlung für die Ausgesperrten. Ebenso wie bei allen anderen Geld¬ 
sammlungen wurden die gesammelten Summen der sozialdemokra- 
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Um lim Duinafraktion zugeleitet, die sie alsdann ihrer Bestimmung zu- 
Kllirte. 

Ks ist charakteristisch, daß unsere Fraktion gerade zu dieser Zeit auf 
• im* ganz unvorhergesehene Schwierigkeit stieß: Die Post weigerte 
i« I», offenbar auf Anweisung der Polizeibehörden, die an die Fraktion 
adressierten Geldüberweisungen vorzunehmen, und zwar unter dem 
Vorwand, die Duinafraktion sei keine juristische Person und könne 
deshalb weder Geldbeträge annehmen noch über sie verfügen. Einige 
I berweisungen wurden zurückgehalten und gelangten nicht an den 
\dressaten. Um das künftighin unmöglich zu machen, wurde im Namen 
der Fraktion in der Arbeiterpresse bekannlgegcbcn, daß alle Geldüber¬ 
weisungen an die Adresse einzelner Deputierter zu richten seien, die sie 
drin Kassenverwalter der Fraktion übergaben; dieser erstattete in den 
Zeitungen regelmäßig Bericht Diese Bekanntmachung wurde längere 
Zeit hindurch Tag für Tag in der „Prawda“ abgedruckt, bis alle Ar¬ 
beiterorganisationen die neue Regelung erfahren hatten. 

Aber diesmal beschränkten sich die Petersburger Arbeiter nicht auf 
••inmalige Sammlungen für die von den Textilfabriken ausgesperrten 
\rbeiter. Die Gefahr der Aussperrung, die von den Unternehmern sehr 
bedenkenlos angewandt wurde, war eine reale Bedrohung der Arbeiter 
einer jeden Fabrik. In Anbetracht dessen kamen die Petersburger Ar¬ 
beiter auf die Idee, einen besonderen Aussperrungsfonds zu schaden, 
ms dem die Arbeiter, die von einer Masscnentlassung betroden wur¬ 
den, eine Unterstützung erhalten konnten. Die Arbeiter schlugen vor, 
für diesen Fonds in allen Fabriken und Werken nicht nur Petersburgs, 
sondern auch der anderen Industriezentren Rußlands zwei Tageslöhne 
abzuführen. Auf diese Weise sollte ein gesamtrussischer Aussperrungs¬ 
fonds gesdiadcn werden. Es gelang nicht, die Schädling eines solchen 
l'onds praktisch in Angrid zu nehmen. Das im Lande wütende Polizei¬ 
regime machte es unmöglich, die Arbeiter in so großem Maßstab auf 
legale Weise zu organisieren. 

Die von den Petersburger Arbeitern gesammelten Gelder wurden 
unter die streikenden Textilarbeiter verteilt. Zwar waren die gesam¬ 
melten Beträge nicht hoch, und konnten bei den in den Werken gelten¬ 
den Bettellöhnen gar nicht hoch sein, aber dennoch waren sie eine reale, 
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wirksame Hilfe, die den besonders Bedürftigen die Möglichkeit bot, 
ihren hungernden Familien wenigstens etwas Essen zu geben. Gleich¬ 
zeitig bedeuteten die Geldsammlungen eine gewaltige moralische Un¬ 
terstützung der Streikenden, gaben ihnen Mut und die Zuversicht, im 
Kampf nicht allein zu sein, die gesamte Arbeiterklasse hinter sich zu 
wissen. 

Diese kameradschaftliche Unterstützung nahm auch noch andere For¬ 
men an: die Form von Grußresolutionen der Arbeiterversammlungen, 
die Form von Vorlesungen und Referaten, die für die Textilarbeiter 
während ihres Streiks gehalten wurden, und sogar der Verteilung 
kostenloser Eintrittskarten für die von Bildungsvereinen veranstalteten 
Konzerte usw. 

Die Gewerkschaft der Textilarbeiter setzte sich dafür ein, daß die 
entlassenen Arbeiter die Verwaltung verklagten und die Auszahlung 
des Lohnes für zwei Wochen im voraus sowie für die gesamte Zeit des 
Stillstands der Fabrik forderten. Es war kaum damit zu rechnen, daß 
das zaristische Gericht den Forderungen der Arbeiter stattgab, aber das 
Klagen als solches war eine Form des Kampfes gegen die Aussperrun¬ 
gen, da cs gegen den Geldbeutel des Unternehmers gerichtet war. Der 
Vorstand der Gewerkschaft ließ Formulare für Klageanträge drucken 
und verteilte sie unter ihre Mitglieder. Für alle übrigen Textilarbeiter 
wurde das Aufsetzen der Klageanträge und die im Zusammenhang da¬ 
mit notwendige Hilfe jeder Art in den Redaktionen der Gewerkschafts- 
Zeitschriften und Arbeiterzeitungen organisiert. Tag für Tag druckte 
die „Prawda“ den Aufruf der Gewerkschaft an die entlassenen Arbeiter 
ab, von ihrem Klagerccht Gebrauch zu machen und die dafür fest¬ 
gelegte gesetzliche Frist nicht verstreichen zu lassen. 


4. Die Interpellation an die Regierung 

Gleich in den ersten Tagen der Aussperrung wandten sich die Textil¬ 
arbeiter auch an die sozialdemokratische Fraktion mit der Bitte, in der 
Reichsduma eine Interpellation über die empörende Abrechnung der 
Fabrikanten mit einigen Tausend Arbeitern einzubringen. 
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Mine Sondersitzung unserer Fraktion beschloß, unverzüglich an die 
\bfassung der Interpellation zu gehen und sie in einer der nächsten 
Dumasitzungen einzubringen. Die Interpellation wurde in den ersten 
l'V binar tagen aufgesetzt und eingebracht, aber erst am 1. März, das 
heißt fast anderthalb Monate nach Verkündung der Aussperrung 
Mir Debatte gestellt. Die Dumamchrheit verschleppte bewußt die 
Debatte über die Interpellation und wartete ab, bis die durch die 
\nsspeming ausgelöste Erregung der Petersburger Arbeiter etwas ab¬ 
geklungen war. 

Die Interpellationen an die Regierung wurden in d'cr Reichsduma 
ms Anlaß von Verstößen gegen diese oder jene bestehenden Gesetze 
•'ingebracht. Indessen waren die Aussperrungen keine derartigen Ver¬ 
läße, da die Massenentlassungen von Arbeitern durch die russischen 
i lesetze nicht verboten wurden. Um also die Interpellation juristisch 
zu begründen, mußte sie von unserer Fraktion abgefaßt werden als eine 
Interpellation über gesetzwidrige Handlungen der Fabrikinspektion, 
die die ihr auferlegten Pflichten nicht erfüllt hatte. Das war nur eine 
formale Motivierung: Der eigentliche Zweck der Interpellation be¬ 
fand darin, den von den Kapitalisten geführten organisierten Feld¬ 
zug gegen die Arbeiterklasse und ihre Gewerkschaftsorganisationen 
aufzudecken. 

Der Wortlaut der Interpellation begann mit einer allgemeinen Cha¬ 
rakteristik des Aussperrungssystems, das von den Textilfabrikanten 
angewandt wurde. Am Ende der Interpellation schlug die sozialdemo¬ 
kratische Fraktion der Reichsduma vor, den Minister für Handel und 
Industrie zu fragen, oh ihm die Fälle gesetzwidriger Handlungen der 
Fnbrikinspektion bekannt seien und was er zu unternehmen gedenke, 
um „die ihm unterstellten Beamten der Fabrikinspektion zur Erfüllung 
der ihnen gesetzlich auferlegten Pflichten anzuhalten“. 

Unsere Fraktion beauftragte Schagow und Samoilow damit, die 
Interpellation von der Dumatribünc aus zu verteidigen. Da sie selber 
Textilarbeiter waren, kannten sie sehr gut die Arbeitsbedingungen in 
der Textilindustrie und konnten viele Beispiele für die in den We¬ 
bereien herrschende grauenhafte Ausbeutung anführen. 

„Ich selber habe am eigenen Leibe erfahren, wie schwer das Leben 
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eines Webers ist“, sagte Schagow in seiner Rede. „Ich weiß, daß er es 
auch in der besten Zeit, wenn er arbeitet, nicht leicht hat. Die Löhne in 
der Textilindustrie sind niedriger als sonst irgendwo, und er muß alle 
seine Kräfte anspannen, nur um irgendwie existieren zu können. Nur 
bei einer solchen intensiven Arbeit kann er die Groschen verdienen, 
die er braucht, um nicht zu verhungern. Die Lage der arbeitenden 
Krauen ist noch schwerer, ihr Lohn ist niedriger. Dafür werden sie aber 
noch mehr bedrängt und verhöhnt. Wie oft war ich Zeuge von Frauen¬ 
tränen, von Frauenleid und von Kränkungen der Frauen! Wenn der 
Lohn des Webers auch in der normalen Zeit kaum fürs Leben reicht, 
wird dieser, einmal auf die Straße gesetzt, sofort zum Hungern ver¬ 
urteilt. Was kümmert’s den Fabrikanten? Er lauert nur auf die Mög¬ 
lichkeit, den Arbeitern einen neuen Schlag zu versetzen.“ 

In seiner Rede ging Samoilow auf die Repressalien und Verfol¬ 
gungen ein, denen jede Äußerung des organisierten Kampfes der Ar¬ 
beiterklasse ausgeselzt wird. An die Regierung und die Schwarzhun¬ 
derterduma gewandt, beendete Samoilow seine Rede mit folgenden 
Worten: 

„Es ist schwer, Sie mit irgendwelchen Argumenten zu überzeugen, es 
ist schwer, Sie zur Anerkennung der Dringlichkeit der vorliegenden 
Interpellation zu veranlassen. Bedenken Sic aber, meine Herren, daß 
die Arbeiter ganz Rußlands auf unsere Stimme, auf die Stimmen der 
Sozialdemokraten lauschen und das insbesondere jetzt, meine Herren, 
da sie wieder erwacht sind und ihre Kräfte für den neuen ent¬ 
scheidenden Kampf um ihre mit Füßen getretenen M en sehen reell te 
sammeln. Und sie werden aus diesem Anlaß ihre Schlußfolgerungen 
ziehen.“ 

Obwohl die Interpellation über die Aussperrung von der Rcichs- 
duma angenommen wurde, war ihr Schicksal das gleiche wie das aller 
anderen Dumainterpellationen. Wenn die zuständigen Ministerien die 
Interpellation erhielten, setzten sie ihre bürokratische Maschinerie der 
Kanzleiberichte, Meldungen, Notizen usw. in Gang. Während die 
Interpellation in den Ministerialkanzleien verstaubte, schwand die 
Aktualität, und erst dann gab die Regierung in Erfüllung ihrer for¬ 
malen Pflicht „entsprechende“ Erklärungen ab. 
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Die Antwort auf die Interpellation erfolgle fast anderthalb Monate 
’piiter. Zur Abgabe der Erklärungen schickte der Minister für Handel 
und Industrie, Litwinow-Falinski, einen seiner Beamten, der als Inspi¬ 
rator und Vollstrecker der „Arbeiterpolitik“ der Zarenregierung allge- 
mcin bekannt geworden war. Die zynische Unverschämtheit seiner Er¬ 
klärungen übertraf alles, was in der Duma jemals an Antworten der 
Znrenminister gehört wurde. Litwinow-Falinski erklärte einfach, alle 
in der Interpellation angeführten Tatsachen habe es niemals gegeben: 
Ks habe weder eine Lohnsenkung in der Kardierungsabtcilung der 
Itussischen Baumwollspinnerei gegeben noch eine Aussperrung, noch 
irgend welche gesetzwidrigen Handlungen der Polizei und der Fabrik¬ 
inspektion; es habe überhaupt nichts gegeben. Die Antwort des Mi- 
uisterialbeamten war selbst unter den Bedingungen der an Unge¬ 
heuerlichkeiten reichen russischen Wirklichkeit ganz empörend. Die 
Markow, Purischkewitsch und ihresgleichen auf der äußersten Rechten 
waren von den Erklärungen Litwinow-Falinskis begeistert, klatschten 
laut Beifall, spotteten und verhöhnten die „Lügen der Linken“. 

Auf Verlangen der sozialdemokratischen Fraktion wurde die De¬ 
batte über die Antwort der Regierung auf die Interpellation ebenso 
wie die Annahme einer Entschließung immerhin vertagt, bis die Frak¬ 
tion neues Material vorlegen konnte. Aber auf die Tagesordnung der 
Sitzungen wurde die Interpellation nicht gesetzt. Die einen Tag später 
beginnende Debatte über den Staatshaushalt machte es der Duma- 
mehrheit möglich, die für die Regierung unangenehme Interpellation 
der sozialdemokratischen Fraktion endgültig unter den Tisch fallen zu 
lassen. 

Der Kampf der Textilarbeiter in der Russischen Baumwollspinnerei 
endete mit einem Teilsieg der Arbeiter. Die Aussperrung dauerte über 
zwei Wochen und endete mit der Wicdercinstellung aller allen Ar¬ 
beiter, darunter auch der streikenden Arbeiter der Kardicrungsabtei- 
lung. Aber die Lohnsätze wurden herabgesetzt, und die Arbeiter muß¬ 
ten sich unter dem Druck der grauenhaften Not und des Hungers damit 
einverstanden erklären. 

Weniger erfolgreich war der Kampf der Arbeiter in der Neuen 
Baumwollspinnerei. Dort wurden 250 alte Weberinnen nach Wieder- 
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anlaufcn der Produktion nicht wieder eingestellt und endgültig ent¬ 
lassen. Auf die Straße gesetzt wurden vor allem Mitglieder der Ge¬ 
werkschaften, darunter viele Mütter. 


5. Die Aussperrung in der Fabrik Maxwell 

Der durch Aussperrungen in der Russischen und in der Neuen Baum¬ 
wollspinnerei ausgelöste Kampf war kaum vorbei, als es in der Textil¬ 
industrie zu einer neuen Aussperrung kam. Ausgesperrt wurden die 
Arbeiter der Fabrik Maxwell, die bereits im Dezember 1912 einen 
schweren Kampf mit ihrer Verwaltung bestanden batten. Die Verwal¬ 
tung der Fabrik Maxwell war bei der Verfolgung von Arbeitern brutaler 
und tückischer als die anderen Fabrikanten. Ebenso wie während der 
ersten Aussperrung wurden wegen eines politischen Streiks (am Jahres¬ 
tag der Lena-Erschießungen) Massenentlassungen vorgenommen. 
Ebenso wie das vorangegangene Mal wählten die Fabrikbesitzer für 
die Abrechnung mit den Arbeitern die Zeit vor den Feiertagen: damals 
wurde die Aussperrung eine Woche vor Weihnachten, jetzt einige Tage 
vor Ostern verkündet. Daraus ging hervor, daß sich die Fabrikanten in 
ihrem Kampf gegen die Arbeiterklasse an einen bestimmten strate¬ 
gischen Plan hielten. 

Als dreitausend Maxwell-Arbeiter nach dem eintägigen Streik am 
4. April, dem Jahrestag der Lena-Ereignisse, zur Arbeit erschienen, war 
an den Toren der beiden Fabriken eine Ankündigung des gleichen 
Inhalts wie vor dreieinhalb Monaten angeschlagen: „Wegen willkür¬ 
licher Niederlcgung der Arbeit werden alle Arbeiter entlassen, und die 
Fabrik wird für unbestimmte Zeit geschlossen.“ 

Auf der sofort einberufenen Versammlung der Arbeiter wurde be¬ 
schlossen, die Entlassungen nicht anzuerkennen und den Restlohn nicht 
anzunehmen, sondern als Antwort auf die Aussperrung einen Streik 
auszurufen mit der Forderung, alle bis dato in der Fabrik Beschäftigten 
wieder einzustellcn. Daneben wurden einige zusätzliche Forderungen 
erhoben, die sich auf die Arbeitsbedingungen in der Fabrik bezogen. 
Obwohl die Arbeiter über die Feiertage ohne ein Stück Brot blieben, 
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war ihre Stimmung gut. Ebenso wie das vorangegangene Mal rechneten 
ie mit der Unterstützung aller Petersburger Arbeiter. 

Wegen Organisierung der Hilfe und wegen Sammlungen in den 
Fabriken und Werken wandten sich die Maxwell-Arbeiter an mich. 
Uleich zu Beginn des Streiks, am 9. April, richtete ich in der „Prawda“ 
folgenden Aufruf an alle Petersburger Arbeiter: 

„Jeder Arbeiter begreift, weshalb die Kollegen Maxwell-Arbeiter 
misgesperrt werden: wegen Standhaftigkeit und wegen unauslöschlichen 
iolidaritätsgeistes. Man versucht, die bewußtesten Arbeiter durch 
Hunger zum Verzicht auf selbständige Verteidigung ihrer Interessen 
und auf solidarische Aktionen zu zwingen. 

Wir wollen aber hollen, daß die Fabrikverwaltung sich diesmal in 
ihren Spekulationen geirrt hat. 

Die an dreitausend Arbeiter gerichtete Herausforderung wird von 
den dreihunderttausend Petersburger Arbeitern angenommen, die von 
Millionen Arbeitern ganz Rußlands unterstützt werden. 

Das ist keine Auseinandersetzung zwischen den Arbeitern der Fabrik 
Maxwell und ihrer Verwaltung, sondern zwischen dem Proletariat 
;:«nz Rußlands einerseits und dem vereinigten Kapital anderseits, 
eine Auseinandersetzung um das Recht der Arbeiter, gegen die Er¬ 
schießung ihrer Kameraden zu protestieren, um das Recht, mit allen 
ihnen zu Gebote stehenden Mitteln für die Verbesserung ihrer Lage 
/.u kämpfen.“ 

Der Aufruf zur Unterstützung der Maxwell-Arbeiter fand in allen 
Fabriken und Werken lebhaften Widerhall. In allen Betrieben begannen 
unverzüglich die Geldsammlungen. Am Abend wurden die gesammelten 
Mittel an mich abgeliefert, und ich leitete sie alsdann den Vertretern 
• Irr Maxwell-Arbeiter zu. Am ersten Tag wurden über 700 Rubel 
gesammelt, am nächsten gingen über 500 Rubel ein usw. Diese Summen 
waren für die damaligen Zeiten sehr beachtlich und zeugten von der 
einträchtigen Unterstützung, die die Petersburger Arbeiter ihren strei¬ 
kenden Kameraden zuteil werden ließen. 

Man muß erwähnen, daß in den Betrieben in den gleichen Tagen 
auch noch für verschiedene andere Zwecke gesammelt wurde: für 
die streikenden belgischen Arbeiter, für die Angehörigen der Lena- 
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'roten, für den Fonds der „Prawda“, für die politischen Verbann¬ 
ten usw. Für alle diese Zwecke spendeten die Arbeiter beträchtliche 
Summen. 

Die gesammelten Gelder wurden den Maxwell-Arbeitern zusammen 
mit den Grußbotschaften der Arbeiter übergeben, die den Kameraden 
Hilfe im Kampf versprachen. Soweit cs die Zensurbedingungen zuließen, 
veröffentlichte sie die „Prawda“ in ihren Spalten. 

Der Streik und die Aussperrung bei Maxwell zogen sich hin und 
dauerten einen Monat. Die Fabrik wurde erst am 2. Mai eröffnet. Wenn 
die Verwaltung auch einen Teil der Arbeiter nicht wicdcreinstellte, 
vermochte jedoch auch sie ihren Plan nicht voll zu verwirklichen. Die 
Löhne wurden nicht — wie von der Verwaltung bei der Verkündung 
der Aussperrung beabsichtigt — herabgesetzt und der Arbeitstag nicht 
verlängert, die Arbeitsbedingungen blieben vielmehr die alten. Das 
war ein Sieg der Arbeiter, die den langwierigen und zähen Kampf dank 
einer guten Organisation bestanden hallen. 

In der Textilindustrie kam es im Frühjahr 1913 noch in einer Reihe 
weiterer Petersburger Fabriken (zwei Fabriken Stieglitz, Lütsch, 
Tschescher und andere) zu Aussperrungen. Das System der Aussper¬ 
rungen wurde von den Textilfabrikanten solange angewandt, wie die 
Marktkonjunktur ungünstig war. Im Sommer begann im Zusammen¬ 
hang mit den Vorbereitungen zur Nishni-Nowgorodcr Messe auf dem 
Manufakturmarkt eine Belebung. Die Aussperrungen wurden für die 
Unternehmer bereits unvorteilhaft. Anderseits verbesserten sich die 
Arbeitsbedingungen der Textilarbeiter. Durch eine Reihe ökonomischer 
Streiks gelang es ihnen, ihre Lage zu verbessern und eine Lohn¬ 
erhöhung durdizu setzen. 

Der Kampf der Petersburger Textilarbeiter während der Aussper¬ 
rungen 1912—1913 ging unter sehr schweren Bedingungen vor sich. 
Obwohl die Arbeiter in einigen Fällen eine Niederlage erlitten, zeitigte 
dieser Kampf gewaltige positive Ergebnisse. Die Textilarbeiter, die 
rückständigsten unter der gesamten Masse des Proletariats, begriffen, 
welche außerordentliche Bedeutung die Organisierthcit und die kame¬ 
radschaftliche Solidarität für die Arbeiterklasse haben. Die Aussper¬ 
rungen waren nicht umsonst — sie haben die Arbeitermassen gestählt. 
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Kapitel IX 


Große Streiks 

1. Der Streik im Werk „Nowy Lössner“ 

ln den Vorkriegsjahren waren wir Zeugen zahlreicher Vorkomm¬ 
nisse, die die gewaltige Geschlossenheit, Stärke und Organisiertheit der 
Petersburger Arbeiter zeigten. Aber selbst von diesem Hintergrund des 
angespannten und heroischen Kampfes hebt sich der Streik im Werk 
„Nowy Lössner“ ab, der die ganzen Sommermonate 1913 hindurch 
dauerte. Sowohl was den Anlaß des Streiks als auch seine Dauer und 
was schließlich die durch den Streik ausgelöste riesige Welle der Soli¬ 
darität unter breitesten Arbeiterinassen betrifft, stellt der Streik bei 
Lössner eine der markantesten und stärksten Episoden der Arbeiter¬ 
bewegung der Vorkriegsjahre dar. 

Der Streik der Arbeiter des Werkes „Nowy Lössner“ kann weder zu 
den rein politischen noch zu den rein ökonomischen Streiks gezählt 
werden, aber er konnte nur auf der Welle des großen revolutionären 
Aufschwungs entstehen, den die Arbeiterklasse in dieser Periode ihrer 
Entwicklung erlebte. Eine einzige, auf den ersten Blick scheinbar 
unbedeutende Forderung der Arbeiter — einen Meister zu entlassen, 
der den Tod eines ihrer Kollegen verschuldet hatte — verwandelte sich 
in einen überaus zähen Kampf, der sich nur in der allgemeinen Situation 
offener Kämpfe der Arbeiterklasse gegen die Klasse der Kapitalisten 
entfalten konnte. 

Der Streik im Werk „Nowy Lössner“ brach unter folgenden Um¬ 
ständen aus. Der Meister der mechanischen Werkstatt des Betriebes, 
Laul, gab dem Arbeiter Strongin einige hundert Schrauben zum 
Gewindeschneiden. Während der Arbeit ging ein Teil der Schrauben 
verloren — mag sein, daß sie zufällig zum Schrott geworfen oder irr¬ 
tümlicherweise in eine andere Werkstatt gebracht wurden. Strongin 
teilte das dem Meister mit, der ihn beschimpfte und verlangte, daß er 
die verschwundenen Schrauben innerhalb von zwei Tagen herbei- 
schaffe: „Sonst jage ich dich aus dem Betrieb mit dem Vermerk wegen 
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Diebstahl.“ Es war Strongin nicht möglich, die Schrauben zu finden 
oder nachzuweisen, daß er sie nicht gestohlen habe. Die Drohung des 
Meisters und die Aussicht, als Dieb gebrandmarkt den Betrieb ver¬ 
lassen zu müssen, erschienen ihm als ein nicht zu ertragendes Unglück. 
Strongin bat darum, in der Nachtschicht arbeiten zu dürfen, ging nachts 
in einen entlegenen Teil des Werkes, befestigte einen Strick an der 
Treppe zwischen zwei Stockwerken und erhängte sich. 

Am 23. April wurde die Leiche Strongins in der Frühe von den 
Wächtern entdeckt. Als die Arbeiter in den Werkstätten davon erfuhren, 
legten sie alle die Arbeit nieder und versammelten sich an der Leiche. 
Die Verwaltung wurde von den Arbeitern aufgefordert, unverzüglich 
eine Untersuchung einzuleiten. Statt dessen schickte die Verwaltung 
nach der Polizei, in deren Anwesenheit die Leiche Strongins durchsucht 
wurde. In einer Tasche seiner Kleidung wurde ein Brief gefunden. Der 
Werkstattleiter überflog den Brief und versuchte, ihn zu verstecken, 
aber er wurde auf Verlangen der Arbeiter gleich auf der Stelle laut ver¬ 
lesen. Der Brief war an die Arbeitskollegen gerichtet: 

„Kollegen! Ich weiß nicht, ob ich Euch schreiben soll. Ich will es 
dennoch tun — Der Meister beschuldigt mich des Diebstahls. Und nun, 
bevor ich meine Rechnung mit dem Leben abschließe, sage ich Euch, 
Kameraden: Ich bin unschuldig; das sagt Euch mein Gewissen, mein 
Herz, meine Arbeiterehrlichkeit, aber ich kann cs nicht nachwcisen. 
Und ich kann das Werk nicht vom Meister als Dieb gebrandmarkt ver¬ 
lassen. Nun habe ich beschlossen, mir das Leben zu nehmen ... Lebt 
wohl, teure Kameraden und denkt daran — ich hin nicht schuldig. 

Jakow Strongin.“ 

Erschüttert durch die letzten Worte des von der Verwaltung in den 
Tod gehetzten Kollegen, stand die Menge einige Minuten lang wie 
erstarrt. „Kameraden, ab mit den Mützen!“ ertönten einige Stimmen. 
Dann sang man im Chor „Unsterbliche Opfer“. Meister Laul, der Mörder 
Strongins, wurde mit den Rufen empfangen: „Judas! Verräter! Geh, 
Henker, hinter dem Sarg her und laß dich im Werk nicht mehr sehen!“ 
Alle Arbeiter des Werkes gaben dem Leichnam Strongins bis zur Klinik 
das Geleit. 
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Als die Arbeiter am nächsten Tage zur Arbeit kamen, trafen sie den 
am Tode Strongins Schuldigen im Werk an. Die Verwaltung erklärte, 
die Leitung der Lössner-Werke habe sich geweigert, der Forderung der 
Arbeiter nach Entlassung Lauls nachzukommen, da sie ihn für unschuldig 
halte. In einer Versammlung der ganzen Belegschaft beschlossen die 
Arbeiter, so lange zu streiken, bis der Mörder aus dem Werk entfernt 
werde. Das Werk stand still. Alle Arbeiter des Werkes „Nowy Lössner“, 
über tausend Menschen, gingen nach Hause mit dem festen Entschluß, 
die Arbeit erst aufzunehmen, wenn ihre Forderung erfüllt werde. 

• 

2. Die Beisetzung des Arbeiters Strongin 

Die Beisetzung Strongins gestaltete sich zu einer mächtigen Demon¬ 
stration. Die Polizei und die Werkverwaltung trafen, wie immer in 
solchen Fällen, alle Maßnahmen, um die Teilnahme einer großen 
Anzahl von Arbeitern an der Beisetzung zu verhindern. Tag und Stunde 
der Beisetzung wurden bis zum letzten Augenblick geheimgehalten. 
Erst am Vortag, am späten Abend, erfuhr die Redaktion der „Prawdn“ 
die Stunde und den Ort der Beisetzung. In den bereits fertigen Satz für 
die erste Seite wurde eine Traueranzeige eingefügt. Aber die Zeitung 
konnte den Arbeitern nicht vor Arbeitsbeginn in die Hände gelangen. 
Deshalb haben nur einzelne Arbeiter aus der „Prawda“ von der auf 
neun Uhr festgesetzten Beisetzung erfahren. Und dennoch waren in dem 
Augenblick, da die Leiche aus der Klinik getragen wurde, über tausend 
Menschen versammelt. Die Belegschaft des Werkes „Nowy Lössner“ 
war vollzählig zur Stelle, man sah auch Vertreter anderer Betriebe. 
Kränze wurden in Eile besorgt, aber da man keine Zeit hatte, die 
Schleifen zu bedrucken, wurden die schwarzen Schleifen mit Kreide 
und die weißen mit Kohle beschriftet. Einige Schleifen schnitt die Polizei 
wegen revolutionärer Inschriften ab. Mit dem Gesang „Unsterbliche 
Opfer“ gab die tausendköpfige Menge dem Leichnam Strongins bis 
zum Tor des Friedhofs das Geleit, wo der Zug von berittener Polizei 
empfangen wurde, die nur den Sarg und einige der nächsten Angehörigen 
des Verstorbenen auf den Friedhof ließ. 
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Um zu verhindern, daß die Mitglieder der Reichsduma, die Arbeiter¬ 
deputierten, auf den Friedhof gelangten, unternahm die Polizei zu¬ 
sammen mit der Werkverwaltung ein Betrugsmanöver. Ich und Mali- 
nowski sollten als Vertreter unserer Dumafraktion der Beerdigung 
beiwohnen. Man gab uns im Werkbüro eine falsche Adresse und die 
Auskunft, Strongin würde auf dem Mitrofan-Friedhof beigesetzt. Vom 
Mitrofan-Friedhof aus riefen wir das Werk an, und man täuschte uns 
erneut, indem man uns einen anderen Friedhof angab. Nachdem wir 
einige Stunden auf falscher Fährte umhergeirrt waren, trafen wir auf 
dem Preobrashenski-Friedhof erst ein, nachdem der Begräbniszug von 
der Polizei auseinandergejagt und der Sarg in das Grab hinabgelassen 
worden war. 

Getäuscht wurden auch viele Arbeiter, die man mit Vorbedacht irre¬ 
leitete. Da es den Arbeitern unmöglich war, an der Beisetzungsdemon¬ 
stration teilzunehmen, brachten sie den Lössner-Arbeitern ihr Mitgefühl 
durch die „Prawda“ zum Ausdruck. Statt der Aufschrift auf dem Kranz, 
den sie nicht auf dem Grab niederlegen konnten, veröffentlichten die 
Arbeiter des Werkes „Lawrow“ in den Spalten der Zeitung folgenden 
Aufruf: „Du bist gestorben, Kamerad, da Du die gegen Dich erhobene 
Lüge der Lakaien des Kapitals nicht ertragen konntest. Aber für die 
Arbeiter bist Du, Kamerad, nicht tot, und die Arbeiter werden Deine 
Ehre in Schutz nehmen.“ 

Der Kampf der Arbeiter vom Werk „Nowy Lössncr“ um die Be¬ 
strafung des getreuen Lakaien der Werk Verwaltung, der den Selbstmord 
des Arbeiters verschuldet hatte, wurde für das ganze Petersburger Prole¬ 
tariat zu einer grundsätzlichen Angelegenheit. Dadurch erklären sich 
der Massencharakter und die Einmütigkeit der Unterstützung, die den 
„Nowy-Lössner“-Arbeilern zuteil wurde und die es ihnen ermöglichte, 
den in seiner Härte und Dauer au ßergcwühnlichen Streik durchzuhalten. 

Aber auch für die Werkbesitzer wurde die Frage der Entlassung des 
Meisters zu einer prinzipiellen Angelegenheit. Dieser im Grunde 
genommen unbedeutenden Forderung nachkommen hieße für die Ver¬ 
waltung Schwäche zeigen und den Arbeitern den Weg zu neuen Vor¬ 
stößen und Sturmangriffen frei machen. Die Frage der Entlassung Lauls 
verschleierte lediglich den heftigen und erbitterten Kampf zwischen 
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Vrbcit und Kapital. Als Antwort auf den Streik erklärte die Verwaltung, 
• Ins Werk werde geschlossen und die ganze Belegschaft werde ent¬ 
lassen. Gleichzeitig erschienen in der „Kopejka“ und in anderen bürger- 
licJien Zeitungen Streikbredieranzeigen über die Neueinstellung von 
Vr bei Lern für das Werk. Aber die Streikenden hielten zusammen, unter 
ihnen gab es keine Streikbrecher, und keiner der Streikenden reagierte 
mf diese Anzeigen. 

Die Arbeiter des Werkes „Nowy Lössner“ zeigten eine außerordentlich 
hohe Organisicrtheit. Da sie begrillen, daß sie ohne Unterstützung der 
gesamten übrigen Masse der Arbeiter nicht lange durchhalten könnten, 
wandten sie sich gleich in den ersten Tagen an die Arbeiter anderer 
Betriebe mit dem Aufruf, ihnen in ihrem Kampf zu helfen. 


3. Die Solidarität der Arbeiter 

Ihren Kameraden zu Hilfe kamen kurz darauf die Arbeiter des 
anderen LössnerAVerkes, „Stary Lössner“, wo ab 13. Mai über 
bOO Menschen in den Streik traten und die gleichen Forderungen 
erhoben: 1. Laul ist zu entlassen; 2. alle alten Arbeiter werden ohne 
ärztliche Untersuchung wieder eingestellt; 3. für den Streik darf nie¬ 
mand bestraft werden; 4. für die Zeit des Streiks ist allen der Lohn 
auszuzahlen. Die drei letzten Forderungen waren bei allen Streiks und 
\usspcrrungen üblich. Die Forderung nach Wiedereinstellung der allen 
Arbeiter ohne ärztliche Untersuchung wurde von den Streikenden stets 
rrhoben, um der Verwaltung keine Möglichkeit zu bieten, unter dem 
Vorwand eines ärztlichen Gutachtens Milgliedcr der Gewerkschaften 
und andere „unzuverlässige“ Arbeiter zu entlassen. 

Somit standen nunmehr beide Lössner-Werkc still. Die Verwaltung 
wurde nicht nur der Möglichkeit beraubt, unter dem Vorwand der 
Umstellung für das Werk „Stary Lössner“ Arbeiter für das Werk 
..Nowy Lössner“ anzuwerben, sie konnte auch nicht länger die drin¬ 
genden Aufträge, die sic hatte, wenigstens zum Teil ausführen. Da aber 
die Nichterfüllung von Aufträgen gewöhnlich Konventionalstrafen je¬ 
der Art nach sich zog, drohten den Werkbesitzern hohe Verluste. 
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Nun begann die Verwaltung, ihre Aufträge an andere Fabriken und 
Werke zu vergeben, wobei sie diesen ihre Modelle, Halbfabrikate und 
Zeichnungen zuschickte. Aber so geheim auch dieses neue Ausweich¬ 
manöver der Werkverwaltung gehalten wurde, die Lössner-Arbeiter er¬ 
fuhren sehr schnell davon. Sie wandten sich an alle Petersburger Metall¬ 
arbeiter mit dem Aufruf, die Aufträge Lössners zu boykottieren. Die 
Arbeiter aller Fabriken und Werke reagierten einmütig auf diesen Auf¬ 
ruf. Die von Lössner weitergegebenen Aufträge lagen still; es gab keine 
Hand, die sie anrührte. 

Die Lössner-Verwaltung nahm zu einer neuen List Zuflucht: Von den 
Modellen, Zeichnungen und Halbfabrikaten wurden die Nummern, die 
Firmenstempel und die Zeichen, die auf die Herkunft des Auftrages 
hinwiesen, sorgfältig entfernt: ausradiert und ausgekratzt. Aber das half 
nichts. Die Lössner-Arbeiter verfolgten aufmerksam das Vorgehen der 
Verwaltung und waren gut darüber informiert, wohin die Aufträge ver¬ 
geben wurden. Nun wandten sie sieh unmittelbar an die Arbeiter des 
Werkes, an das der Auftrag vergeben wurde, und warnten sie: Kollegen 
vom Werk „Parviainen“ oder vom Werk „Odner", bei euch sind von 
I.lössner die und die Gußstücke oder die und die Modelle eingetrofTen. 
Diese Arbeit ist zu boykottieren. Führt sic nicht aus. Diese Warnung 
genügte: Die Arbeiter der großen Werke und mechanischen Werk¬ 
stätten rührten die Lössner-Aufträge nicht an. 

Jede Weigerung, die boykottierte Arbeit auszuführen, jede Gruß¬ 
botschaft der Arbeiter aus anderen Betrieben gaben den Lössner-Arbei- 
tern neue Zuversicht und festigten ihren Glauben an den Sieg. Beide 
Werke standen still. Die Arbeiter gingen nicht einmal dicht an sie 
heran, sondern beobachteten lediglich aus der Entfernung, was dort vor 
sich ging. Am Werktor hing nach wie vor das Plakat, das die Arbeiter 
aufforderte, sich um die Einstellung zu bewerben. Die in der Sonne 
vergilbten Plakate ersetzte die Verwaltung durch neue. Aber ins Büro 
kam keiner. Die zufällig hineingeratenen, zum großen Teil ungelernten 
Arbeiter, legten sofort die Arbeit nieder, wenn sie erfuhren, daß im 
Werk gestreikt wurde. 

Die Verwaltung verlegte sich auf alle möglichen Listen. Um den 
Eindruck zu erwecken, das Werk sei wieder in Betrieb, wurden die 
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Maschinen in Gang gesetzt und alle Gebäude erleuchtet. Um aber den 
Hinblick in die leerstehenden Werkstätten zu verwehren, wurden die 
l'Vnsler mit Pappe abgedichtet. Aber die Arbeiter benötigten nicht viel 
/eil, um hinter die Betrügertricks zu kommen; sie wußten sehr wohl, 
ilnll es unter ihnen keine Streikbrecher gab. 

..Unser Streik geht weiter“, schrieben die Lössner-Arbeiter in ihrem 
\iifruf in der „Prawda“ am 36. Streiktag, dem 25. Mai. „Alle Kollegen 
nid einmütig und einträchtig, da es in unserem Kampf um eine Idee 
geht und wir die Entfernung eines Werkmeisters fordern, auf dem die 
moralische Verantwortung für den Selbstmord eines jungen Arbeiters 
liegt. Wir haben Zuversicht geschöpft aus der moralischen Unterstüt¬ 
zung, die uns von unseren engsten Arbeitskameraden, den Kollegen 
von ,Stary Lössner 1 zuteil wird, und aus der Sympathie der Kameraden 
Arbeiter in Petersburg und ganz Rußland, vor deren Augen sich unser 
Kumpf abspielt. Die materielle Hilfe, die von den Kameraden erarbei¬ 
teten Kopeken, die wir von den Arbeitern Petersburgs und der Provinz 
erhalten, — das sind Blut- und Schweißtropfen, ausgepreßt durch 
schwere Arbeit.“ 

Noch niemals hatten sich Geldsammlungen unter den Arbeitern durch 
derartige Höhe und Regelmäßigkeit ausgezeichnet wie während des 
Streiks der Lössner-Arbeiter, ln einer Reihe von Fabriken und Werken 
beschränkten sich die Arbeiter nicht auf einmalige Geldsammlungen, 
sondern führten regelmäßig einen Teil ihres Verdienstes ab. So handel¬ 
ten die Arbeiter der Werke Erikson, Ai was, Geislcr, Semjonow und 
andere. Im Metallwerk gestatteten die Arbeiter den Kollegen auf 
Wunsch Überstundenarbeit, aber nur unter der Bedingung, daß bei 
jeder Lohnzahlung ein halber Tageslohn für die Lössner-Arbeiter ab¬ 
geführt wurde. Außerdem beschlossen die Familienväter unter den 
\rbeitern des Metall Werkes, die Kinder besonders bedürftiger Lössner- 
\rbcitcr vorübergehend zu verpflegen. Während der gesamten Streik¬ 
dauer wurden für die Lössner-Arbeiter etwa 18 000 Rubel gesammelt, 
die höchste Summe, die bislang während eines Streiks zusammen- 
gebrächt worden war. 

Gemäß einer Bitte der Streikenden wurde das gesamte gesammelte 
< leid ausschließlich der Dumafraktion zugeschickt. Damit das Geld nicht 
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unorganisiert verteilt wurde, sondern vor allem zu den Bedürftigsten 
gelangte, nahmen die Leiter des Streiks keine Beträge an, die nicht über 
die Fraktion kamen. 

Vom Streik in den Lössner-VYcrken wußte ganz Rußland. Wir er¬ 
hielten Geldüberweisungen aus weit entfernten Städten. Es kamen so¬ 
gar Sendungen aus den entlegensten Punkten Ostsibiriens. Alle für die 
Lössner-Arbeiter bestimmten Summen gingen durch meine Hände. Ich 
erhielt täglich durch die Post und von Vertretern verschiedener Werke 
persönlich Hunderte von Rubel, über alle Eingänge berichtete ich regel¬ 
mäßig in den Spalten der „Prawda“, wo genau angegeben wurde, in 
welchem Werk und wieviel gesammelt worden war. Das Geld gab ich 
den Vertretern der Streikenden, die es an die besonders Bedürftigen 
verteilten. 

Der Streik bei Lössner war die eindrucksvollste Episode der Arbeiter¬ 
bewegung im Jahre 1913. Die Partei brachte ihm besondere Beachtung 
entgegen. Sie unterstützte die Streikenden in jeder Weise, agitierte für 
die Organisierung der Hilfe, lenkte die Aufmerksamkeit breiter Arbeiter¬ 
massen auf den Streik. Tag für Tag brachte die „Prawda“ „Lageberichte“ 
über den Kampf der Lössner-Arbeiter, veröffentlichte ihre Aufrufe an 
die Arbeiter anderer Werke, druckte agitatorische Notizen und, Ar¬ 
tikel ab. 

Der Streik in den beiden Lössner-Werken dauerte die Sommer¬ 
monate hindurch an. Um den Kampfwillen der Arbeiter zu brechen, 
begann die Polizei Anfang Juli unter der leitenden Gruppe der Strei¬ 
kenden Verhaftungen vorzunehmen. Eine Reihe von Verhafteten wurde 
aus Petersburg ausgewiesen, wobei ihnen für 58 Städte der Zuzug ver¬ 
boten wurde. 

Gleichzeitig begann die Werk Verwaltung, den Arbeitern schriftliche 
Aufforderungen in die Wohnung zu schicken, sie mögen „unter den 
allen Bedingungen“ die Arbeit wieder aufnehmen. Vor den Toren der 
Werke wurden die Streikenden im wahrsten Sinne des Wortes am Arm 
gepackt und ins Werk gezerrt. Trotzdem hielten sich die Arbeiter 
immer noch. 

Als erste kapitulierten die Arbeiter des Werkes „Stary Lössner“, die 
68 Tage gestreikt hatten. Im „Nowy Lössner“ dauerte der Streik noch 
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zwei Wochen länger, bis zum 1. August. Insgesamt hatten sich die 
\i beiter von „Nowy Lössner“ über drei Monate, 102 Tage, — eine 
lu ispiellos lange Zeit — gehalten. 

Trotz der Niederlage, mit der der Lössner-Streik endete, hatte er in 
•Irr Geschichte der Arbeiterbewegung eine gewaltige Bedeutung. Er 
wühlte die Arbeiter auf und mobilisierte neue Schichten des Proletariats, 

• lie sich davon überzeugt hatten, daß ein langer Kampf nur bei guter 

• Organisation und bei allgemeiner Unterstützung durch die gesamte Ar¬ 
beiterklasse möglich ist. 

Die Arbeiter, die der Lössner-Bclegschaft halfen, vergaßen auch ihre 
uuleren streikenden Kameraden nicht. Wie immer verstärkte sich die 
Streikbewegung in den Sommermonaten. Der Sommer begünstigte den 
Mreikkampf: Man konnte häufiger illegale Versammlungen einberufen, 
die gewöhnlich in den Wäldern der Umgebung durchgeführt wurden; 

• s war einfacher, Kurzversammlungen im Werk abzuhalten; es war 
verhältnismäßig leichter als im Winter, die mit der Unterbrechung in 
der Arbeit verbundene Not zu ertragen. 

Mit der Belebung der Bewegung festigten sich die Fäden, die unsere 
Traktion mit den Arbeitermassen verbanden, immer mehr. Im Sommer 
fuhren die Fraktionsmitglieder, wie immer in der Zeit zwischen den 
Dumasessionenj in ihre Wahlbezirke. Ich blieb allein in Petersburg. In 
dieser Zeit hatte ich die ganze Arbeit zu leisten, die sonst auf die Mit¬ 
glieder der Sechsergruppe verteilt wurde. 

In allen Fragen wandten sich die Arbeiter an mich. Besonders viele 
llcsucher hatte ich an den Lohntagen, wenn man mir aus allen Werken 
das für die Streikenden gesammelte Geld brachte. Jeder Arbeiter, der 
mit gesammeltem Geld kam, stellte gewöhnlich eine Menge Fragen. 
In dem einen Fall mußten Genossen, die auf Anweisung und im Auf¬ 
träge der Parteiorganisationen in die Illegalität gegangen waren, mit 
Treffs und Pässen versehen werden, in einem anderen Fall mußte man 
für entlassene Streikende Arbeit suchen, sich bei Ministern für Ver¬ 
haftete einsetzen, Hilfe für Verbannte organisieren usw. Wo sich An¬ 
zeichen für ein Nachlassen des Streiks zeigten, mußten Maßnahmen ge¬ 
tröden werden, um die Stimmung der Streikenden zu heben, mußte die 
notwendige Hilfe geleistet, mußten Flugblätter gedruckt und verschickt 



werden. Schließlich waren da auch noch persönliche Fragen, in denen 
sich die Arbeiter an mich wandten. 

Es gab kein Werk und keine Fabrik, bis zu den kleinsten Betrieben, 
mit denen ich nicht auf diese oder jene Weise verbunden gewesen 
wäre. Die Zahl der Besucher war so groß, daß meine Wohnung sie zu¬ 
weilen nicht mehr fassen konnte und einige auf der Treppe warten 
mußten, bis sie an die Reihe kamen. Jede neue Etappe des Kampfes, 
jeder Streik vergrößerte die Besucherzahl, festigte und verstärkte die 
Verbindung der Petersburger Arbeiter mit unserer Fraktion und trug 
gleichzeitig dazu bei, daß die Organisiertheit der Arbeitermassen ge¬ 
steigert und die Parteiorganisation gefestigt wurde. 


4. Die Ereignisse in den Waggonwerkstätten 
der Nikolai-Eisenbahn 

Eine Episode des Kampfes, die die hohe Organisiertheit und die 
enge Geschlossenheit der Arbeitermassen zeigte, spielte sich im Früh¬ 
jahr 1913 in den Waggon Werkstätten ab, wo ich vor den Wahlen zur 
Duma gearbeitet hatte. 

Die Bevollmächtigtenwahlen, die in außerordentlicher Einmütigkeit 
verlaufen waren, hatten die Masse der Arbeiter in den Werkstätten mit 
Mut und Zuversicht erfüllt Daß aber ein Arbeiter aus ihren eigenen 
Reihen zum Deputierten von Petersburg gewählt wurde, verstärkte die 
revolutionären Stimmungen in den Werkstätten noch mehr. 

Die Ochrana, die alle Vorgänge im Werk aufmerksam verfolgte, be¬ 
schloß, die erste beste Gelegenheit zu nutzen, um den Arbeitern einen 
Schlag zu versetzen, sic in „ruhige Bahnen“ zu lenken. Geeignet dazu 
schien die Zeit vor den Feierlichkeiten anläßlich des 300jährigen Be¬ 
stehens des Hauses Romanow Ende Februar 1913. Schon lange vor 
den Jubiläumstagen säuberten die Polizei und die Gendarmerie eifrig 
alle Fabriken und Werke in dem Bemühen, alle unruhigen Elemente 
zu „entfernen“, um jeglichen revolutionären Demonstrationen in diesen 
Tagen vorzubeugen. Die Verhaftungen und Ausweisungen erfolgten 
gruppenweise. Alle „Verdächtigen“ wurden festgenommen. 
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In der Nacht zum 14. Februar wurde eine fünf Mann starke Gruppe 
von Arbeitern der Waggonwerkstätten verhaftet. Als die Polizei die 
Inhaftierung nicht mehr rechtfertigen konnte und die Verhafteten ent¬ 
lud!, ordnete der Werkleiter an, diese Arbeiter nicht weiter zu be- 
Mchiiftigen. „Reicht bei mir ein Gesuch ein“, erklärte er ihnen, „wir 
werden bei der Polizei anfragen, und dann wird es sich herausstellen, 
ob ihr in die Werkstätten zurückkehren dürft.“ 

Die Obleute forderten, daß die Entlassenen wieder an ihren Arbeits¬ 
platz zurückkehren. Der Leiter versuchte, die Obleute einzuschüchtem: 

Ihr erhebt revolutionäre Forderungen. Seht euch vor: Ihr habt alle 
Folgen zu tragen. Wiegelt die Arbeiter nicht auf.“ 

Hber eine solche Antwort empört, versammelten sich die Arbeiter 
des Werkes in der Jama und erhoben, nachdem sie die entstandene 
hage erörtert hatten, die Forderung nach unverzüglicher Wicdcrein- 
stcllung ihrer Kameraden. Die Forderung wurde in kategorischer Form 
gestellt Die Arbeiter drohten mit sofortigem Streik, wenn ihre For¬ 
derung nicht erfüllt werden sollte. 

Die Werkleitung versuchte, den Ansturm der Arbeiter irgendwie 
aufzuhaltcn und bat sich ein wenig Bedenkzeit aus. Als Antwort darauf 
kamen aus allen Ecken der Jama empörte Zurufe: 

„Ihr hattet eine ganze Woche Zeit, um euch in den Papieren zurecht- 
/ufinden!“ „Stellt die Entlassenen sofort wieder ein!“ „Wir gehen nicht 
auseinander, bis ihr auf der Stelle erklärt, daß unsere fünf Kameraden 
noch heute arbeiten werden!“ 

Der Ansturm der Arbeiter, der zeigte, daß sie vor nichts zurück¬ 
schrecken, um ihre Forderung durchzusetzen, verfehlte seine Wirkung 
nicht. Angesichts einer solchen Geschlossenheit mußte sich die Ver¬ 
waltung fügen. Der erschrockene Werkleiter erklärte gleich in der Ver¬ 
sammlung, die fünf freigelasscncn Arbeiter könnten die Arbeit nach¬ 
mittags aufnehmen. 

Der Kampf, der sich in den Waggonwerkstätten abgespielt hatte, 
zeigte, was die Arbeiter durch gemeinsamen Ansturm erreichen können. 
Es galt, dieses Beispiel auszunutzen und die Aufmerksamkeit breiter 
Arbeitermassen darauf zu lenken. Zu diesem Zweck veröffentlichte ich 
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am 9. März in der „Prawda“ folgenden Aufruf an die Arbeiter der 
Waggonwerkstätten: 

„Werte Genossen! Ich beeile mich, Euch von ganzem Herzen zu 
Eurem solidarischen Auftreten am 4. März zu beglückwünschen, wo 
Ihr Euch beharrlich und kühn für Eure fünf um Arbeit und Brot ge¬ 
brachten Kameraden eingesetzt und ihre Wiedereinstellung gefordert 
habt. 

Schwer ist das Leben des Arbeiters, insbesondere in den Waggon¬ 
werkstätten der Nikolai-Eisenbahn. 

Bevor ich in die Reichsduma gewählt wurde, habe ich lange Jahre in 
diesen Werkstätten gearbeitet und am eigenen Leibe die Unterdrückung 
seitens der-Verwaltung erfahren: den brutalen Umgangston, die Ent¬ 
lassung nicht nur ohne Kündigung, sondern sogar ohne Angabe von 
Gründen. 

Wie man sieht, ist jetzt der neue Leiter in die Fußtapfen des alten 
getreten und sogar noch weitergegangen. 

Es gibt wohl in keinem, nicht einmal in einem privaten Werk so 
schwere Arbeitsbedingungen wie in den Waggonwerkstätten. 

Man sollte annehmen, daß die Arbeitsbedingungen in den staat¬ 
lichen Betrieben, die vom Markt weniger abhängig sind, weitaus besser 
sein müßten als in den Privatbetrieben. Sie müßten in ihrer technischen 
Ausrüstung wie auch in der Behandlung der Arbeiter ein Vorbild für 
die privaten Betriebe sein. 

Die Arbeiter in den staatlichen Betrieben müßten einen kürzeren 
Arbeitstag und höheren Verdienst haben und müßten überzeugt sein, 
daß sie nicht ohne jeden Anlaß auf die Straße gesetzt werden. 

Was sehen wir aber in den staatlichen Waggonwerkstätten? 

Anstelle des Neunstundentages wird infolge der Überstunden zwölf 
Stunden täglich gearbeitet. Anstelle der normalen 24 Tage im Monat 
werden 35 Tage geleistet. Und im ersten Abschnitt der gleichen Eisen¬ 
bahn werden sogar 45, 47 und auch 50 Tage geleistet. 

Für diese Zuchthausarbeit erhält man ganze 45 bis 50 Rubel mo¬ 
natlich. Sollte aber ein Arbeiter normal, das heißt 24 Tage monatlich 
arbeiten urteilt selbst, was er wohl verdienen kann. Und zuweilen 
kam es doch vor, daß die Arbeiter nach Gutdünken der Obrigkeit ein 
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halbes oder gar ein ganzes Jahr lang 12 bis 15 Tage im Monat arbei- 
lelen und 18 bis 20 Hubel verdienten. Urteilt selbst, wie ein Arbeiter 
bei einem solchen Verdienst leben kann ... 

Uber die sonstigen Zustände in den Werkstätten werde ich das 
nächste Mal sprechen. Jetzt aber möchte ich sagen, daß es für mich, der 
ich von Euren Werkstätten in die Reichsduma gewählt worden bin, 
besonders erfreulich war zu wissen, daß Ihr, Genossen, bewußt und 
einmütig, nach dem Vorbild unlängst vergangener Jahre gezeigt habt: 
Mir laßt cs nicht zu, daß man ungestraft Eure Kameraden nach Gut¬ 
dünken der Obrigkeit um Arbeit und Brot bringt. 

Denkt daran. Genossen, daß Eure Stärke in der Bewußtheit und 
Einheit liegt und daß Ihr nur vereint Eure schwere Lage verbessern 
könnt“ 

Auf Anweisung des Stadthauptmanns wurde die Zeitung wegen 
meines Aufrufs mit einer Geldstrafe in Höhe von 500 Rubel belegt. 
Wir wußten es im voraus, daß die Veröffentlichung dieses Aufrufes in 
der „Prawda“ die Beschlagnahme der Zeitung oder günstigenfalls eine 
Geldstrafe nach sich ziehen werde. Aber so schwer auch die Finanzlage 
der „Prawda“ war — wir nahmen das in Kauf. Der Aufruf an die Ar¬ 
beiter der Waggon Werkstätten war im Grunde eine Proklamation an die 
gesamte Arbeiterklasse, die zu erlassen uns unter Ausnutzung unserer 
legalen Möglichkeiten gelang. Auf diese Weise erfuhr diese Prokla¬ 
mation eine bedeutend weitere Verbreitung, als wenn sie in Form eines 
illegal gedruckten Flugblattes herausgegeben worden wäre. 

Das Ergebnis, mit dem wir rechneten, als wir diesen Aufruf erließen, 
wurde erreicht: er löste unter den Arbeitern der Waggonwerkstätten 
• inen neuen Stimmungsaufschwung aus. 

Die Ochrana aber, deren Spekulationen fehlgeschlagen waren, begriff 
ihrerseits, daß sich die Arbeiter der Waggonwerkstätten nicht alles ge¬ 
fallen lassen. Lange Zeit wagte sic es nicht, die Arbeiter anzurühren, da 
•ie eine neue Explosion befürchtete. Schließlich entschloß sich die Po¬ 
lizei, dennoch einen Überfall zu verüben. Einen Tag nach Ostern (im 
A|»ril 1913) erschienen in den frühen Morgenstunden große Abteilun¬ 
gen Gendarmen und Polizisten im Werk. In jeder Werkstatt wurden 
einige Mann postiert. Die Polizisten ließen die Arbeiter nicht aus der 
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einen Werkstatt in die andere, und wenn das für die Arbeit notwendig 
war, gestattete man es nur unter Begleitung. Und erst als diese Vorbe¬ 
reitungen abgeschlossen waren, wurde den vier vorgesehenen Opfern 
ihre Entlassung bekanntgegeben. 

Die entlassenen Arbeiter wollten erfahren, weshalb sie entlassen 
werden, aber die Polizei ließ sie nicht zum Werkleiter vor. Den Ob¬ 
leuten der Werkstätten erklärte die Verwaltung, die Arbeiter würden 
auf Verlangen der Ochrana entlassen. Die entlassenen Arbeiter wurden 
später von der Polizei festgenommen und unter Anwendung der glei¬ 
chen 58 Punkte, das heißt mit dem Zuzugsverbot für fast alle mehr 
oder minder großen Städte Rußlands, aus Petersburg ausgewiesen. 

Am gleichen Tage kamen zu mir Arbeiter mit der Bitte, bei den Be¬ 
hörden Protest gegen die Entlassungen und Verhaftungen zu erheben 
und deren Aufhebung zu fordern. Es war völlig klar, daß in diesem 
Falle keinerlei Bemühungen und Proteste helfen konnten. Die Ochrana 
hatte bei dem Versuch, die ersten fünf Arbeiter zu entlassen, eine solche 
Schlappe erlitten, daß sie diesmal unter keinen Umständen zu Zuge¬ 
ständnissen bereit wäre. Das war sozusagen eine Sache ihrer „Ehre“; 
sie hielt es für notwendig, ihrer vorangegangenen Niederlage ein 
Exempel gcgenüberzustellen. 

In einem neuen Aufruf an die Arbeiter der Waggonwerkstätten, den 
ich aus diesem Anlaß am 1. Mai in der „Prawda“ erscheinen ließ, be¬ 
schrieb ich, was in den Werkstätten vor sich gegangen war, und appel¬ 
lierte an die Arbeiter, auf den Angriff der Verwaltung durch noch straf¬ 
fere Organisiertheit und Geschlossenheit um die Partei zu antworten. 
Natürlich durfte man das nicht offen schreiben, und ich kleidete des¬ 
halb meinen Appell in folgende Worte, deren wahrer Sinn jedem be¬ 
wußten Arbeiter wohl verständlich war. 

„Die Arbeiter bitten midi, die hödiste Obrigkeit auf diese barbari¬ 
schen Zustände aufmerksam zu madien. Gut, idi werde zum Minister 
gehen. Aber ich muß den Genossen erklären, daß dabei nicht viel 
herauskommt. Man muß selbst nachdenken, sich über die eigene Lage 
klarwerden, häufiger in die Arbeiterzeitung hineinblicken und ver¬ 
folgen, wie die anderen Arbeiter für die Verbesserung ihrer Lage 
kämpfen.“ 
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5. Der Streik im Baltischen Werk 


Das staatliche Baltische Werk war dem Marineamt unterstellt. Wie 
ui allen Militärbetrieben bestanden auch im Baltischen Werk für die 
Arbeiter wahre Zuchthausbedingungen. Der Stundenlohn des einfachen 
\rbeiters schwankte zwischen 12 und 18 Kopeken. Es wurden weit¬ 
gehend Überstunden geleistet, die sogenannten „Extratouren“, wo¬ 
durch der Arbeitstag faktisch fast auf das Doppelte verlängert wurde. 
Die Bedingungen, unter denen auf der Werft gearbeitet wurde, waren 
höchst gesundheitsschädigend: Feuchtigkeit, Zugluft, Rauch, Schmutz 
und in der Winterzeit Kälte. Man mußte gebückt, in zusammengekau- 
• Tier Stellung arbeiten. Sieben bis acht Jahre Arbeit unter solchen Be¬ 
dingungen führten zu voller Invalidität. 

Wie in allen Mililärbetrieben, wo die Verwaltung Offiziersuniformen 
img, zeichneten sich die Repressalien gegen die Arbeiter auch hier 
durch besondere Härte aus. Mit der Polizei stand die Verwaltung in 
engster Verbindung. Jeder Meister, jeder Vorgesetzte im Werk war 
••her ein Ochranamann als Angestellter der Verwaltung. Die Verwal¬ 
tung züchtete im Werk Bespitzelung und Provokation, ermunterte die 
Denunzianten und übergab die „Aufrührer“, sobald sie die notwendigen 
.Informationen“ erhielt, unverzüglich der Polizei. 

Ungeachtet all dieser schweren Bedingungen blieben die Arbeiter 
des Baltischen Werkes hinter ihren Genossen, den Arbeitern anderer 
Werke, nicht zurück, ln den Frühjahrs- und Sommermonaten 1913 kam 
**s im Werk immer wieder zu Unruhen, die in Streiks sowohl des ge¬ 
samten Werkes als auch einzelner Werkstätten und Werkabteilungen 
/um Ausdruck kamen. 

Als erster Anstoß diente der Streik von zehn Anreißern der mecha¬ 
nischen Werkstatt, ausgelöst durch die Entlassung dreier ihrer Kolle¬ 
gen, die sich geweigert halten, Überstunden zu leisten. Die Verwaltung 
versuchte, Streikbrecher einzusetzen, aber die Arbeiter jagten diese mit 
Schimpf und Schande davon. Die Arbeit der Anreißer der mechanischen 
Werkstatt wurde den Anreißern der sogenannten „Schiffsseite“ über¬ 
geben, aber dort rührte sie keiner an. Die an andere Werke vergebene 
Arbeit wurde boykottiert. Der Verwaltung gelang es nicht, die Beharr- 



lichkeit einer kleinen Gruppe von Anreißern zu brechen. Die Anreißer, 
die einige Wochen lang streikten, genossen die Unterstützung der ge¬ 
samten mechanischen Werkstatt, die sich aus Solidarität weigerten, die 
„Exlra“arbeit auszuführen. 

Der Streik der Anreißer in der mechanischen Werkstatt ließ die 
Stimmung im Werk steigen. Mit der Forderung nach Erhöhung der 
Lohnsätze traten zunächst die Arbeiter der Montage- und Installations¬ 
abteilung und dann die der „SdiifFsseite“ hervor. Für Besprechungen 
mit der Verwaltung wurden drei Delegierte gewählt. Während die 
Besprechungen im Gange waren, setzte sich der Werkleiter mit der 
Polizei in Verbindung, und alle drei Delegierten wurden verhaftet. 
In der gleichen Nacht (zum 21. Mai) wurden nach Hausdurchsuchung 
alle streikenden Anreißer verhaftet. Als Antwort auf die Verhaftun¬ 
gen traten zweitausend Arbeiter der Schiffswerft in den Streik, er¬ 
neuerten die von ihnen zuvor erhobenen wirtschaftlichen Forderun¬ 
gen und fügten diesen die Forderung nach Freilassung der Verhafteten 
hinzu. 

Bevollmächtigte der streikenden Arbeiter kamen am gleichen Tag 
in die Dumafraktion, berichteten von den Vorgängen im Werk und 
baten, daß wir uns für die Verhafteten einsetzten. Zusammen mit 
einem Fraktionsmitglicd schickte ich sofort ein Telegramm an den 
Marineminister und forderte ihn darin auf, uns zu Besprechungen zu 
empfangen. 

Während meiner Tätigkeit in der Duma hatte ich, ebenso wie die 
anderen Mitglieder unserer Fraktion, mehr als einmal Gelegenheit, ver¬ 
schiedene Minister aufzusuchen. In der Hauptsache mußte der Innen¬ 
minister aufgesucht werden, der für die Polizei und folglich auch für 
Verhaftungen, Verbannungen und alle anderen Arten von Repressalien 
zuständig war. 

Wir waren uns sehr wohl darüber im klaren, daß wir bei den Mi¬ 
nistern nichts Reales erreichen konnten. Weshalb gingen wir dann zu 
ihnen? Unsere Besudle bei den Regierungsmilgliedern hatten den glei- 
dien agitatorischen Zwedc wie die Reden von der Dumatribüne aus. 
Wenn die Arbeiter erfuhren, daß ihr Deputierter, ein Arbeiter wie sie 
selbst, forderte, von einem Zarenminister empfangen zu werden und 
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dieser den Deputierten empfangen und mit ihm verhandeln mußte, trug 
«Ins in die breiten Massen eine neue Welle des Vertrauens in die 
rigenen Kräfte. Die Meldung in der „Prawda“, daß der Arbeiterdepu- 
Iirrte persönlich einem Minister irgendeine Forderung gestellt hatte, 
ließ neue Schichten von Arbeitern zum Kampf antreten. Jedesmal, 
wenn ich irgendeinen Minister aufgesucht hatte, erschienen in meiner 
Wohnung neue Gruppen von Arbeitern. Es kamen ganz neue Mcn- 
rhen, die bislang in keinerlei Beziehungen weder zur Partei noch zu 
den Gewerkschaften gestanden hatten. Sic brachten ihre Forderungen, 
Wünsche, Materialien für Interpellationen und wurden schon dadurch 
in die Reihen der organisierten Arbeiter einbezogen. Die Vortrupps der 
Arbeiter wurden durch neue Kräfte ergänzt. Das war das wirkliche, das 
reale Ergebnis der Ministerbesuche. 

Der Marineminister Admiral Grigorowilsch war zu dieser Zeit ver¬ 
reist, er wurde durch den Stellvertreter des Ministers Admiral Bubnow 
vertreten, der uns am nächsten Morgen empfing. Wir schilderten ihm 
alles, was im Werk vor sich gegangen war, und forderten ihn auf, der 
Willkür der Werkverwaltung Einhalt zu gebieten. 

Der Stellvertreter des Ministers versuchte zunächst ein in solchen 
Fällen übliches Manöver: er wisse von nichts, der Leiter des Werkes 
habe ihm in seinem Bericht nicht mitgeteilt, daß die Anreißer wegen 
Verweigerung der Überstundenarbeit entlassen wurden, und nichts 
über die Senkung der Lohnsätze berichtet, er wisse ebensowenig etwas 
von irgendwelchen andersgearteten „Repressalien“ gegen die Arbeiter 
usw. „Die Lohnsätze in der Schiffswerft erhöhen? Dann werden alle 
anderen Arbeiter das gleiche fordern, und das würd$ eine Mehraus¬ 
gabe von 800 000 Rubel bedeuten. Allen Tagelöhnern Fausthand¬ 
schuhe ausgeben? Das geht nicht. Das wäre ebenfalls eine Mehr¬ 
ausgabe.“ 

Als das Gespräch auf die Verhaftungen kam, vergaß Bubnow offen¬ 
bar seine Worte, wonach der Werkleiter ihm nichts über sein Vorgehen 
initgeteilt hatte. Es stellte sich vielmehr heraus, daß dieser, als dienst¬ 
eifriger Beamter, nach den Weisungen seiner Vorgesetzten gehandelt 
hatte. Bubnow behauptete zwar, er habe den Werkleiter ange¬ 
wiesen, den Stadthauptmann nicht um die Verhaftung der Arbeiter zu 
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bitten. Als könne die Polizei die Bitte um Unterstützung im Kampf 
gegen Streikende irgendwie anders auslegen! 

Auf unsere Proteste hin mußte Bubnow dennoch erklären, daß er 
eine Untersuchung der Vorkommnisse im Baltischen Werk einleiten 
und einen Sonderbeamten ins Werk entsenden werde. Das Versprechen, 
er werde das Vorgehen der Verwaltung untersuchen, war selbstver¬ 
ständlich bloße Täuschung. Am gleichen Tage wurde — statt der Un¬ 
tersuchung im Werk — im Namen des Stellvertreters des Marine¬ 
ministers bekanntgegeben, daß die Werkstätten, in denen gestreikt 
worden war, geschlossen und die Arbeiter entlassen würden. 

Unser Besuch beim Stellvertreter des Marineministers zeitigte den¬ 
noch einige positive Ergebnisse. Am nächsten Tage ließ die Polizei 
auf Anordnung „von oben“ die Verhafteten frei. 

Der Streik war damit nicht beendet. Der Schiffswerft schlossen sich 
aus Solidarität andere Werkstätten an. Die Zimmermanns- und die 
Malerabteilung, die ihrerseits Forderungen nach Lohnerhöhung und 
nach Verbesserung einiger Arbeitsbedingungen erhoben, traten eben¬ 
falls in den Streik. Es ist charakteristisch, daß sich unter ihren For¬ 
derungen auch die Forderung nach höflicherem Umgangston befand. 
Die Arbeiter protestierten gegen das Kasernenregime, das in allen 
Marinebetricben herrschte. Insgesamt streikten im Baltischen Werk 
über dreitausend Arbeiter. 

Einen Monat später, Ende Juni 1913, brach im Baltischen Werk 
erneut der Streik aus. Der Anlaß zum Streik war grobe Behandlung 
der Arbeiter und systematische Senkung der Löhne durch einen der 
Vertreter der Verwaltung, den Meister Polikarpow. Die Arbeiter war¬ 
fen Polikarpow aus der Werkstatt heraus, worauf diese geschlossen 
wurde. 

Die Arbeiter riefen ihrerseits den Streik aus und stellten eine Reihe 
von Forderungen. Der Streik dauerte über einen Monat. Um die Be¬ 
harrlichkeit der Streikenden zu brechen, nahm die Polizei genau wie im 
Verlauf des ersten Streiks eine Reihe von Verhaftungen unter den 
Arbeitern vor. Es wurden mehr als zehn Arbeiter verhaftet, die von der 
Verwaltung der Organisierung und Leitung des Streiks verdächtigt 
wurden. 
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6. Beim Marineminister Admiral Grigorowilsch 


Die Arbeiter setzten mich unverzüglich von den Verhaftungen in 
Kenntnis, und ich begab midi, wie das vorangegangene Mal, zum Ma- 
i ineminister Grigorowitsch, um Verhandlungen über das Sdiicksal der 
Verhafteten zu führen. 

Admiral Grigorowitsdi gehörte zu der Gruppe von Zarenministern, 
die „gute“ Beziehungen zur Reichsduma pflegen wollten und sidi fast 
wie Liberale aufspielten. Natürlich war ihr Liberalismus ein „halb¬ 
seidener“ Liberalismus. Sie bemühten sidi bloß, die ölTentlidie Meinung 
nicht durdi besonders reaktionäre Ausfälle zu reizen, betrieben aber in 
Wirklichkeit die gleiche Schwarzhunderterpolitik, lediglidi raffinierter 
als die notorischen Pogromhelden vom Schlage des Innenministers 
Maklakow, des Justizministers Schtscheglowitow und ihresgleidien. Das 
.anständige“ Benehmen Grigorowitschs gefiel der Oktobristenmehrheit 
.<> sehr, daß Rodsjanko später, als die Oktobristen Opposition zu spie¬ 
len begannen, Grigorowitsch für den Posten des Leiters eines verant¬ 
wortlichen Ministeriums vorschlug. 

Da Grigorowitsdi sehr wohl begriff, daß unser Gesprädi den Ar¬ 
beitern weitgehend zur Kenntnis gebradit werde, versudite er sidi als 
ein großer Freund des Volkes aufzuspielen. 

„Ich bin selbst von unten aufgestiegen, habe eine lange, schwere 
Sdiule hinter mir, nadidem ich als einfacher Büroangestellter begon¬ 
nen habe“, erzählte mir der Admiral. Nadi Grigorowitsdis Worten soll 
er seinerzeit sogar,in irgendeiner Arbeiterversammlung „von einem 
baß aus“ gesprodien, linke Ideen gepredigt haben usw. Grigorowitsch 
hielt sidi deshalb für einen Kenner in der Arbeiterfrage und unterhielt 
sidi mit mir lange über die Lage und die Nöte der Arbeiter. 

Idi wußte natürlidi sehr wohl, mit wem idi cs zu tun hatte, und wozu 
er seine „arbeiterfreundlidien“ Reden vergeudete. Ich bemühte mich, 
das Gespräch so rasch wie möglidi in sachliche Bahnen zu lenken, und 
legte die Forderung der Arbeiter dar, die Verhafteten freizulassen und 
die Willkür der Vorgesetzten unbedingt zu zügeln. Der „Liberalismus“ 
Grigorowitschs war mit einem Sdilag verschwunden. Ich konnte keine 
positive Antwort von ihm erhalten. Er versuchte, den für ihn unange- 
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nehmen Fall abzuwimmeln, rief seinen Stellvertreter Bubnow und wies 
ihn an, sicli mit der Untersucliung zu befassen. 

Was Bubnow unter einer Untersucliung verstand, hatten wir bereits 
am Beispiel des vorangegangenen Streiks erfahren, der mit der Ent¬ 
lassung von einigen Dutzend Arbeitern und mit der vollen Sanktio¬ 
nierung der von der Verwaltung getroffenen Maßnahmen endete. Bub¬ 
now begann zu versichern, daß im Werk auch jetzt alles in Ordnung 
sei: die Löhne seien hoch, keiner werde zu Überstunden gezwungen und 
die Arbeiter hätten keinen Anlaß zu Unruhen. Wegen der Verhafteten 
brauche sich keiner zu beunruhigen: wenn sie nichts auf dem Kerbholz 
haben, werden sie freigelassen. 

Als ich darauf hinwies, daß das vom Stellvertreter des Ministers ent¬ 
worfene Bild der Ruhe und Ordnung im Werk der Wirklichkeit in 
keiner Weise entspreche, daß die Arbeitsbedingungen und das Vor¬ 
gehen der Verwaltung die Arbeiter stöhnen lassen, versprach Grigoro- 
witsch, noch einmal zu „untersuchen“, „nachzuschen“, „sich zu infor¬ 
mieren“ usw. 

Wir wußten, was diese Versprechen des Ministers wert waren. Damit 
es allen Arbeitern klarwerde, war sie von den Zarenministern erwarten 
können, ließ ich in der „Prawda“ eine ausführliche Meldung über das 
Gespräch mit Grigorowilsch und seinem Stellvertreter erscheinen und 
wies darauf hin, wie verlogen alle ihre Worte und Versprechen waren. 
Mein Bericht über den Besuch beim Minister war im Grunde genom¬ 
men ein Aufruf an die Arbeiter des Baltischen Werkes, den Kampf 
fortzusetzen und auf keinerlei Verbesserungen „von oben“ zu hoffen. 

Ich hatte sehr bald wieder mit dem Marineministerium zu tun, und 
zwar im Zusammenhang mit dem Streik im Obuchow-Wcrk, für das 
ebenfalls das Marineministerium zuständig war. Ende Juli 1913 brach 
im Werk, das über sechstausend Menschen beschäftigte, ein Streik aus. 
Der unmittelbare Anlaß zum Streik waren die unerträglichen Arbeits¬ 
bedingungen in der Werkstatt, in der Granaten gehärtet wurden. In 
dem engen Werkstattraum, der stets mit gesundheitsschädigenden 
Dämpfen angefüllt war, baute die Verwaltung, trotz aller Bitten der 
Arbeiter, keine Entlüftung ein. Die Arbeit in der Werkstatt dauerte, wie 
im gesamten Werk, 12 Stunden täglich, ohne Mittagspause. Die Löhne 



(ür diese schwere Arbeit schwankten zwischen 20 und 40 Rubel mo* 
nailidi, lagen also selbst unter dem gesetzlich festgesetzten Minimum. 

Der Streik dauerte über zwei Monate. Nach seiner Beendigung wur- 
den etwa hundert Arbeiter, die auf die „schwarze Liste“ gesetzt worden 
waren, nicht wieder eingestellt. Wegen Streikcns wurden 30 Personen 
verhaftet; 14 Personen wurden aus Petersburg ausgewiesen, wobei 
ihnen der Zuzug für 58 Städte verboten wurde. 

Aber auch das genügte der Polizei nicht. Um die Arbeiter einzu¬ 
schüchtern, wurde ein Gerichtsprozeß gegen Obuchow-Arbeitcr insze¬ 
niert, denen zur Last gelegt wurde, einen Streik „in Betrieben, in denen 
er den öffentlichen Notstand heraufzubeschwören droht“, angczettclt zu 
haben. 

Schon bei den ersten Verhaftungen richtete ich an den Stellvertreter 
des Marineministers, den bereits erwähnten Bubnow, erneut die For¬ 
derung, midi in Sachen der Obuchow-Arbeitcr zu empfangen. Das Ma- 
rineministerium befürchtete offenbar, daß ich aus einer neuen Zusam¬ 
menkunft mit dem Minister neues Material für die Agitation schöpfen 
werde, und deshalb wurde mein Telegramm nicht einmal beantwortet 

Das Ministerium hatte jedoch nicht bedacht, daß die Weigerung, 
einen Arbeiterdeputierten zu empfangen, ebenfalls vortreffliches Ma¬ 
terial für revolutionäre Agitation bieten konnte. Ich verödentlichte in 
der „Sewernaja Prawda“ vom 23. August einen von mir gezeichneten 
Artikel, „Von einem Minister zum anderen“, in dem ich die Arbeiter 
sowohl über den verweigerten Empfang als auch über die Einzelheiten 
der Verhaftungen £m Obuchow-Werk informierte. 

„Auf Ersuchen der streikenden Arbeiter der Obuchow-Stahlgießerei 
bemühte ich midi darum, in Sadien des Streiks im Werk und in Sachen 
der dieser Tage verhafteten 37 streikenden Arbeiter vom Marine- 
minister empfangen zu werden. 

Der Minister war verreist. Idi wandte midi an Bubnow, den Stell¬ 
vertreter des Ministers, und bat ihn telefonisch, mir eine Zeit für die 
Rücksprache anzugeben. Der Stellvertreter des Ministers konnte mich 
an diesem Tage nidit empfangen. 

Ich sdiickte ihm ein Telegramm mit der Bitte, einen Tag für den 
Empfang anzusetzen. Es vergingen mehr als zwei Wodien, eine Ant- 
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wort blieb immer noch aus. Ich hielt es für nicht angebracht, micli ein 
zweites Mal an ihn zu wenden. 

Wie wir von der Verwaltung des Obuchow-Werkes erfahren haben, 
gehen alle den Streik betreffenden Anordnungen an das Werk vom 
Stellvertreter des Ministers aus. 

Aber da ist nidits zu madien: Wir haben ,Gott sei Dank nodi kein 
Parlament 4 , und die Minister werden nidit von den Deputierten ge¬ 
wählt ... Man ist daher nidit verpfliditet, einen Deputierten, dazu noch 
einen Arbeiterdeputierten, in seiner Wohnung zu empfangen. 

Gestern war ich bei Belezki, dem Direktor des Polizeideparte¬ 
ments. 

Was die völlig grundlose Verhaftung von 37 Arbeitern des Obuchow- 
Werkes betrifft, verspradi der Direktor des Polizeidepartements eine 
Untersuchung anzustellen. 

Sodann informierte idi ihn über die Mißhandlung politisdier Häft¬ 
linge im Roshdestwenski-Polizeircvier am 17. August dieses Jahres, 
die sidi unter folgenden Umständen ereignet hatte. An diesem Tage 
wurde den Häftlingen der 8. Zelle befohlen, die Schlafpritschen nodi 
vor sieben Uhr früh hochzuklappen, was sie auch ausführten. Die Häft¬ 
linge wünschten den stellvertretenden Aufseher zu sprechen, damit er 
ihnen diese Maßnahme erkläre. Er erschien bald mit einer Abteilung 
Schutzleute und befahl dem Diensthabenden, die Rädelsführer anzu¬ 
geben. Dann wurde auf alle Insassen der Zelle mit Gummiknüppeln 
eingeschlagen. Die Mißhandlungen wurden von dem stellvertretenden 
Aufseher und vom Revieraufseher geleitet. Sechs Häftlinge mußten, 
einer nach dem anderen, vom zweiten Stockwerk in das Erdgeschoß, 
wo sich der Karzer befand, zwischen Schutzleuten Spießruten laufen; 
obwohl der Karzer keine Fenster hatte, waren im Hof des Hauses die 
Schreie der Mißhandelten zu hören. 

Man muß bemerken, daß die Zellen im Roshdcstwenski-Polizei- 
revier überfüllt sind. In Zellen, die für 12 bis 15 Menschen bestimmt 
sind, werden 30 bis 35 Menschen hincingcpfcrcht. In der Hitzeperiode 
fehlt es in den Zellen an Luft 

Der Direktor des Polizeidepartements erklärte, auch in dieser Frage 
werde eine Untersuchung angestellt werden. 
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Was aber die Gerüchte über die Auflösung der St. Petersburger Ge¬ 
werkschaft der Metallarbeiter betrifft, erklärte der Direktor des Polizei¬ 
departements mit Bestimmtheit, diese Gerüchte seien völlig unbegründet 
und die Gewerkschaft werde nicht aufgelöst. 

Das systematische Verbot für Vorlesungen und Versammlungen über 
die Versicherung der Arbeiter erklärte der Direktor des Polizeideparte- 
menls damit, daß diese Vorlesungen und Versammlungen angeblich 
unter Verletzung gesetzlicher Bestimmungen veranstaltet werden: in 
den Vorlesungen aber werden offenbar Anschauungen entwickelt, die 
den Ansichten der Urheber dieser Gesetze nicht entsprechen.“ 

Solche Artikel, in denen'die Arbeiterdeputierten vor den Arbeitern 
gleichsam Rechenschaft über ihre Tätigkeit ablegten, hatten eine ge¬ 
waltige agitatorische und organisierende Bedeutung und lösten eine 
ganze Reihe von Antworten der Arbeiter sowohl in Versammlungen als 
auch in Briefen und Berichten an die „Prawda“ aus. 

Der Prozeß gegen die Obudiow-Arbeiter fand erst nach Beendigung des 
Streiks im Werk, am 6. November 1913, statt. Am Prozeßtag wurde in 
Petersburg ein eintägiger Massenstreik durchgeführt, an dem sich über 
100 000 Menschen beteiligten, ln allen Fabriken und Werken fanden 
Kundgebungen statt,auf denen Protestresolutionen angenommen wurden. 
Unsere Fraktion und die Redaktion der „Prawda“ erhielten davon über 
hundert- Sie waren so scharf formuliert, daß die „Prawda“ sie unter den 
Bedingungen der Zensur nicht einmal auszugsweise nachdmcken konnte. 

Der Streik vojn 0. November, der ausgesprochen politischen Cha¬ 
rakter hatte, verlief in großer Einmütigkeit und mit gewaltigem Elan. 
Durch das Bestreben ausgelöst, die den Arbeitern gesetzlich zustehen¬ 
den unbedeutenden Rechte zu schützen, war er im Grunde keine De¬ 
fensive, sondern ein neuer Angriff der Arbeiter gegen die Regierung. 

Eine Woche nach dem Prozeß trat die Belegschaft des Obuchow- 
Werkes wieder in Streik. Der Streik wurde durch neue Vorschriften 
ausgelöst, die von der Verwaltung eingeführt worden waren. Die Werk¬ 
leitung hatte ein System festgesetzt, nach dem jeder Arbeiter, so sehr 
er sich auch vorsah, fast täglich eine Geldstrafe erhielt. Die Überstun¬ 
den nahmen obligatorischen Charakter an und wurden faktisch nicht 
mit 50 Prozent Aufschlag, wie das gesetzlich bestimmt war, sondern 



normal entlohnt Dabei wurden die Arbeiter bei der Abrechnung be¬ 
trogen, indem man die Lohnsummen regelmäßig nach unten auf den 
vollen Rubel abrundete. 

Die Verwaltung benahm sich den Streikenden gegenüber höchst pro¬ 
vokatorisch. Es wurden keinerlei Versammlungen, nicht einmal die in 
den Vorschriften vorgesehenen, gestaltet. Den Arbeitern gewisser Kate¬ 
gorien wurde erklärt, man werde sie wegen Streik nicht entlassen, son¬ 
dern im Falle der Arbeitsverweigerung zur strafrechtlichen Verantwor¬ 
tung ziehen. Die ganze Umgebung des Werkes wurde von Polizei¬ 
abteilungen abgesperrt. Da die Obuchow-Arbeiter es nicht für möglich 
hielten, irgendwelche Verhandlungen mit ihren unmittelbaren Vor¬ 
gesetzten zu führen, beschlossen sie, eine Delegation zum Marine¬ 
minister zu schicken, um ihn persönlich über die Arbeitsbedingungen 
im Werk zu informieren und ihre Forderungen vorzubringen. 

Auf Ersuchen der Arbeiter begab ich midi zu Grigorowitsch und 
legte ihm die Lage der Obuchow-Arbeiter dar. Diesmal spielte Grigoro- 
witsch weder Liberalismus noch Liebe zum Volke. Er erklärte kate¬ 
gorisch, daß er weder eine Arbeitcrdelcgation empfangen noch eine Ver¬ 
sammlung zur Wahl einer soldien gestatten werde. „Mit allen ihren 
Anliegen haben sidi die Arbeiter nur an die Leitung des Werkes zu 
wenden“, erklärte der Minister. 


7. Die Rede zur Interpellation über das Obuchow-Werk 

Da die Herbstsession der Reidisduma zu dieser Zeit bereits eröffnet 
war, wandten sidi die Obuchow-Arbeiter an uns mit der Bitte, eine 
dringende Interpellation über die Lage der Arbeiter im Werk und über 
das Vorgehen der Werkverwaltung einzubringen. Die Interpellation 
unserer Fraktion wurde am 15. November eingebracht, aber erst nach 
zehn Tagen zur Debatte gestellt. Im Aufträge der Fraktion hielt ich zur 
Verteidigung der Interpellation folgende Rede: 

„Meine Herren Mitglieder der Reichsduma! Ende vorigen Monats 
hatte ich Gelegenheit, Ihnen über die schwere Lage der Arbeiter im 
staatlichen Ochta-Werk zu berichten, das dem Kriegsministerium un- 



in stellt ist; jetzt habe ich Gelegenheit, Ihnen die nicht minder schwere 
und nicht minder traurige Lage der Arbeiter im staatlichen Obuehow- 
Werk zu schildern, das dem Marineministerium unterstellt ist. 

Seit 1907, seit der Zeit, da die Reaktion triumphiert hatte, lebten die 
\rbeitcr des Obuchow-Werkcs unter den schwersten Bedingungen: die 
Verwaltung des Werkes setzte die Löhne systematisch herab, und nun 
linken die Arbeiter im vergangenen Sommer diese schweren Bedin¬ 
gungen nicht länger ertragen können und sind in den Streik getreten. 
Für diesen Streik gab es verschiedene Anlässe — der Hauptanlaß aber 
war die systematische Herabsetzung der Lohnsätze durch die Verwal¬ 
tung. Es begann in der Werkstatt für das Härten der Granaten, dann 
trat das ganze Werk in den Streik. 

Wie barbarisch die Zustände in diesem Werk sind und wie kalt das 
die Verwaltung läßt, erkennen Sie aus folgendem: In diesem Werk ver¬ 
prügelte der Wächter einen Arbeiter in der Torbude, und als die Ar- 
beiter des ganzen Werkes die Entlassung dieses Wächters forderten, 
hielt es die Verwaltung nicht für notwendig, dieser Forderung nachzu¬ 
kommen. Sie findet, daß dieser Wächter seiner Bestimmung durchaus 
entspricht. (Stimme von rechts: Richtig!) 

Nein, falsch. Wie Sie sehen, nimmt die Verwaltung diese Ausschrei¬ 
tungen in Schutz. Sie wissen natürlich, daß so etwas auch in anderen 
Werken der Fall war. So war es in den Putilow-Werken Ende vorigen 
Inhres, als 14 000 Arbeiter eines ähnlichen Falles wegen streiken 
mußten, die Verwaltung aber den Betreffenden nicht entließ und die 
Arbeiter zwang, die Arbeit dennoch aufzunehmen. Es gab einen solchen 
Full in der „Internationalen Schlafwagengesellschaft“, es gab genau den 
gleichen Fall im Werk „Nowy Lössner“, in der Abteilung der Waggon¬ 
werkstätten. Das sind sämtlich staatliche Werke. Der Gendarm, der den 
Wächter auf seinem Posten verprügelt hat, ist heute noch da. Im 
i Mmchow-Werk hungerten die Arbeiter zwei Monate lang. (Stimme von 
nrhts: Euretwegen.) Dieses Werk wurde vom Stadthauptmann besucht. 
Weswegen, fragt man sich. Sie wissen, daß eine Nacht später etwa 
• 10 Arbeiter verhaftet wurden. Am nächsten Tage kamen die Mütter und 
die Frauen zu mir und erklärten, daß sie eine »Tatareninvasion* hinter 
ich hätten: die Polizei kam in der Nacht, drehte alle Truhen und 
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Schubkästen um, in den Schuppen wurde im Brennholz gewühlt — sie 
suchten natürlich. Was suchten sie denn? Vielleicht Bomben? Sie fanden 
nichts, dennoch wurden die Arbeiter festgenommen und einige Tage 
später aus Petersburg ausgewiesen. Dann lud der Werkleiter Arbeiter 
in die Wcrkstälten vor, dort ließ er Polizeioffiziere und ihre Gehilfen 
mit ihnen sprechen; er selbst aber verließ solange das Zimmer. Die 
Polizeioffiziere schüchterten die Arbeiter mit der Drohung ein, daß sie 
nach diesem und jenem Paragraphen bestraft würden usw. 

Aber Sie wissen doch, meine Herren, daß es einen Artikel des 1905 
erlassenen Gesetzes gibt, wonach die Arbeiter wegen Streik nicht zur 
strafrechtlichen Verantwortung gezogen werden dürfen. Natürlich sagen 
Sie, meine Herren, daß dieser Artikel im Jahre 1905 erlassen wurde, 
und daß man ihm nicht glauben sollte. Aber er wurde immerhin 
erlassen; gewiß war das Jahr 1905 für Sie, meine Herren, eine schreck¬ 
liche Zeit; Sie wissen, die einen flohen ins Ausland, die anderen blieben; 
nun können sie sich nicht erinnern, was sic hier taten, nahmen einfach 
alle möglichen Artikel an, die jetzt überhaupt nicht angebracht sind. 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Badajew, bitte näher an die 
Frage. 

Badajew: Eben angesichts dieser Verstöße wandten sich die Arbeiter 
des Obuchow-Werkes an mich mit der Bitte, ich möge zum Minister 
fahren und über diese höchst brutale und rigorose Verletzung mit ihm 
sprechen. Da ich wußte, daß der Marineminister nicht in Petersburg 
weilt, wandte ich mich an den Stellvertreter des Marineministers, 
Bubnow, der es nicht für notwendig befand, mich zu empfangen. 
(Lachen rechts und Zurufe: Richtig!) 

Wieso denn auch? Es ist natürlich für einen russischen Minister nicht 
obligatorisch, einen Arbeiter zu empfangen und über die Lage der 
Arbeiter zu sprechen. Das ist um so begreiflicher, als die Minister nicht 
von den Mitgliedern der Duma gewählt werden, und deshalb darf man 
von einem Minister auch nichts verlangen. 

Die Lage der Arbeiter im Werk ist eine ganz verzweifelte, besonders 
die der sogenannten »allgemeinen* Arbeiter — das sind ebensolche 
Arbeiter wie alle anderen im Werk, genießen aber nicht die allgemeinen 
Rechte wie die anderen. Indessen geht ihre Zahl zuweilen in die Tau- 
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•"'iide. Und nun leisten dort die ,allgemeinen 4 Arbeiter schwerste Arbeit 
Im (JO Kopeken, während ein Facharbeiter, der an der Werkbank 4 bis 
> Hubel verdienen könnte, nur 80 Kopeken verdient. Und so schuften 
diese Arbeiter dort jahraus, jahrein. 

.letzt zu einem anderen Vorkommnis anläßlich des zweiten Streiks 
•ui Obuchow-Werk. Die Arbeiter haben sich an mich als den Vertreter 
der Petersburger Arbeiter gewandt, ich möge zum Marineminister 
I ihren und eine Genehmigung erwirken für eine Versammlung der 
gesamten Belegschaft, auf der Fragen im Zusammenhang mit dem 
Streik in diesem Werk erörtert werden sollten. Die Kollegen, die zu mir 
kamen, rechneten natürlich nicht damit, daß der Marineminister diese 
Versammlung gestatten könnte, ebensowenig wie sie damit rechneten, 
daß irgendeiner der Minister auch nur einen Finger rührt, um die Lage 
der Arbeitermassen zu erleichtern. 

Aber der Anschauungsunterricht ist der wirksamste Unterricht. Die 
erfolgte Weigerung des Marineministers zeigte, wie eitel die Hoffnungen 
•iiicl, die bislang vielleicht von den wenig bewußten Elementen unter 
den Obuchow-Arbeitern gehegt wurden. Doch die Obuchow-Geschichte 
ist so bedeutsam und charakteristisch, daß wir nicht umhin können, 
grundsätzlich auf sic einzugehen und vor dem ganzen Lande das System 
der Ausbeutung der Arbeitskräfte darzulegen, wie sie in einem staat¬ 
lichen Werk betrieben wird. Das Obuchow-Werk ist in Petersburg das 
zweitgrößte, liier arbeiten rund sechstausend Arbeiter unter Zuchthaus¬ 
bedingungen, und nicht umsonst ist das Arbeitsbuch mit den internen 
Vorschriften des Obuchow-Wcrkcs für Meister und Arbeiter blutrot. 
(Stimmen von rechts: Ei, ei!) Und nicht als Phrase ziehe ich hier den 
Vergleich, daß dieses Buch blutrot ist. (Stimme von rechts: Wie denn 
blutrot? Zeigen Sie mal!) Es ist klar, daß ich nicht damit rechne, Sic mit 
dieser Beschreibung zu rühren, mit der Beschreibung der schweren 
Lage der Arbeiter im Obuchow-Werk. Es ist klar, daß es unsinnig ist, 
'Telegrafcnstangen gegen Pocken zu impfen; nicht minder unsinnig ist 
«•s, in dieser Schwarzhunderterd um a der Gutsbesitzer über die Lage der 
Arbeiter zu sprechen. 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Badajew, ich bitte Sie. vor¬ 
sichtiger zu sein. 


12 Badajew, Reichsduma 


177 



Badajew: Und wenn ich jetzt dennoch über die Lage der Arbeiter, 
über ihre Streiks, über ihre Leiden sprechen werde, dann tue ich das 
für das Land, für das Proletariat, für das ganze Volk, um das ganze 
System der von der Regierung betriebenen Ausbeutung zu zeigen, um 
alle Hoffnungen in den Herzen naiver Menschen außerhalb der Duma 
zu töten, daß man sich mit der bestehenden Ordnung der Dinge ab finden 
könne... (Stimmen von rechts: Genug!) ...und um durch Ihre Ab¬ 
stimmung einen Anschauungsunterricht darüber zu erteilen, daß nicht 
nur die Regierung, sondern auch die Duma seihst nichts für die Arbeiter 
tun will. Mögen doch alle wissen, unter welchen Bedingungen die 
Arbeiter des Obuchow-Werkes arbeiten; Sie aber weiden durch Ihre 
Abstimmung den Weg des Kampfes weisen, zu dem wir seit langem 
auf rufen und der mit den Vorzimmern des Ministeriums nichts gemein 
hat... (Stimme von rechts: Was ist denn das für ein Weg?) Den werden 
Sic durch Ihre Abstimmung weisen. 

Jetzt möchte ich mir erlauben, einige Stellen aus diesem Buch ... 
(Stimme von rechts: Dem blutroten!) zu zitieren: ,Als regelmäßige 
Arbeitszeit im Werk gilt für alle Arbeiter die durchgehende Arbeit von 
12 Stunden am Tage oder 12 Stunden in der Nacht sowie für Arbeiter, 
die mit Hilfsarbeiten beschäftigt sind, von 9 Stunden am Tage oder 
9 Stunden in der Nacht, bei einem Zwölfstundentag von sieben Uhr 
früh bis sieben Uhr abends. 4 Die Arbeiter gehen zum Mittagessen nicht 
nach Hause, sondern nehmen das Essen in den freien Minuten während 
der Arbeit zu sich. Daher müssen die Arbeiter begreiflicherweise, da es 
keine Mittagspause gibt, unregelmäßig kaltes Essen zu sich nehmen, 
hastig, bei der Arbeit. Und Sie wissen doch, wie die Verwaltung mit 
Arbeitern umspringt, wenn sie nicht arbeiten? So kommt es dazu, daß 
sie überhungert sind usw. 

Aber Sie werden mir, meine Herren, sagen, daß es solche Zuchthaus- 
bedingungen vielleicht nicht in allen Werkstätten, sondern nur in einigen 
gäbe. Nun werde ich Ihnen, meine Herren, ein Beispiel aus dem gleichen 
Arbeitsbuch anführen: ,Die Arbeiter sind verpflichtet, auch nach Ablauf 
der normalen Arbeitszeit am Arbeitsplatz zu bleiben, wenn die Arbeit 
aus technischen Gründen ohne Unterbrechung beendet werden muß. 
Alle Arbeiter in der Reparaturwerkstatt sind verpflichtet, auch nachts 
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»der feiertags zur Arbeit zu erscheinen sowie auf Verlangen des Meisters 
nach Beendigung der üblichen Arbeiten am Arbeitsplatz zu bleiben.* 

Im Paragraphen 39 heißt es: ,Alle Arbeiter ohne Ausnahme haben 
auch zu nicht vorgesehener Zeit zu erscheinen im Falle eines plötzlichen 
Schadens an Kesseln, Leitungen und Motoren.* Dieser Paragraph hebt 
den Neunstundentag auf, da der Arbeiter auch nach Ablauf von 
9 Stunden zu beliebiger Zeit zur Arbeit gezwungen werden kann. Zwar 
gibt es den Paragraphen 45, wonach die Überstundenarbeit mit 50 Pro¬ 
zent Aufschlag bezahlt wird. Aber diese ganze Regelung ist falsch und 
verlogen. Laut Paragraph 42 müssen die Arbeiter, die aus irgend¬ 
welchen Gründen die Schichtslunden nicht voll geleistet haben, zunächst 
die fehlende Zeit zu Normalsätzen abarbeiten, und erst dann wird diese 
Arbeit mit 50 ProzentZuschlag berechnet. Somit machen, meine Herren. 
Bummelschichten, Krankheit, durch äußere Umstände bedingtes Fehlen 
im Werk oder bloße Verspätung die Zuschläge von 50 Prozent zunichte. 
Ks gibt keinen Neunstundentag, es gibt einen Zehn- bis Zwölfstundentag. 
und zwar nicht mit 50 Prozent Zuschlag, sondern zu normalen Sätzen. 

Wir wollen noch auf ein anderes Mittel zur Verlängerung der Arbeits¬ 
zeit mittels der berühmten Kontrolluhren eingehen. Vor Beginn der 
Arbeit wird dreimal gepfiffen, nach dem dritten Pfiff wird das Werktor 
geschlossen, und für den Zuspätkommenden'fällt die Schicht aus; wer 
zu spät in die Werkstatt kommt, erhält eine Geldstrafe, darf — wenn 
die Verspätung über 15 Minuten beträgt — am Vormittag nicht arbeiten 
und wird wiederum mit einer Geldstrafe belegt. So kommen die Bum- 
melschichten zustande, die die Arbeiter später zu normalen Lohnsätzen 
in Überstunden abarbeiten müssen. 

Ferner ist jeder Arbeiter verpflichtet, nur das ihm vorgeschriebene 
Tor zu passieren. Beim Passieren des Werktors weist er dem Wach¬ 
mann seine Nummer vor und steckt sie in einen dazu bestimmten 
Kasten. Wenn er in die Werkstatt kommt, nimmt er seine Karte aus 
dem Kasten, stempelt sie an der Kontrolluhr ab, legt sie in einen 
anderen Kasten an einen bestimmten Platz und nimmt dann die Arbeit 
auf. Das gleiche hat beim Verlassen des Werkes zum Mittagessen, bei 
der Rückkehr vom Mittagessen, beim Antritt der Überstundenarbeit 
und beim Verlassen des Werkes nach den Überstunden zu erfolgen, 

12 * 
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wobei im letzteren Falle eine besondere Nummer in einen besonderen 
Kasten gesteckt wird. Das alles muß erledigt werden, selbst wenn man 
über Mittag nicht fortgeht. Wer seine Karte nicht abgestempelt hat, er 
hält eine Geldstrafe, und wer seine Anwesenheit in der Werkstatt durch 
Kontrolluhrstempel nicht nachweisen kann, hat eine Bummelschicht, und 
ich sagte Ihnen schon, wie sich das auswirkt. Diese Kontrolluhren lassen 
die sechstausendköpfige Menge sich vor dem Werkeingang und vor dem 
Werkstattausgang stauen und schaden unvermeidliche Verspätungen. 
Diese Verspätungen ziehen Überstunden zu normalen Lohnsätzen nach 
sich. Das eben ist die Hauptursache für den gegenwärtigen Streik. 

Gehen wir jetzt zu dem dritten, unverhohlenen Betrug über, der von 
der Verwaltung praktiziert wird. Laut Paragraph Ü6 werden die I^öhne, 
um ihre Auszahlung an die Arbeiter zu vereinfachen, nur in Rubeln 
ausgezahlt, die dem Werk verbleibenden Kopeken werden dem Lohn 
für die nächste Monatshälfte zugerechnct, der wiederum in Rubeln 
ausgezahlt wird. Einsprüche gegen eine falsche Berechnung der Kopeken 
werden nur innerhalb von drei Tagen berücksichtigt, danach aber gilt 
die Eintragung laut Paragraph 90 als richtig, und es gibt keinerlei Nach¬ 
zahlung für die vorangegangene Zeit. Diese Kopeken wachsen zu Ru¬ 
beln an, und dann läßt sie die Verwaltung verschwinden. Die Arbeiter 
fordern die volle Bezahlung bis auf die Kopeke für jede Monatshälfte. 

Da die Arbeit nach Zeit berechnet wird, erhalten alle Werkstattarbei¬ 
ter für ihre nächste Arbeit einen Zettel mit Zeitvorgabe. Braucht der 
Arbeiter zur Ausführung der Arbeit eine längere Zeit, wird er in eine 
niedrigere Lohngruppe eingestuft und zu gegebener Zeit für die Ent¬ 
lassung vorgeschlagen. Schon das allein veranlaßt den Arbeiter, die 
Arbeitsintensität um jeden Preis zu steigern. Wird der Arbeiter in eine 
höhere Lohngruppe eingestuft, so verkürzen sich die Zeitvorgaben für 
die von ihm bislang ausgeführten Arbeiten im gleichen Maße, wie sich 
sein Stundenlohn erhöht. Diese Falle, die ausgeklügelt worden ist, um 
die Arbeitsproduktivität letztlich für den gleichen Lohn zu steigern, 
führt gleichsam zur Auslese der Besten, zum Untergang der Schwachen 
und zur Erschöpfung der Ausgewählten selbst. Und nicht anders denn 
als nackten Betrug, als Täuschung müssen wir ein solches System der 
Entlohnung bezeichnen. 
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(lohen wir jetzt zu einem weiteren, dem letzten Betrug der Verwal- 
lung an den Arbeitern über. Jeder Arbeiter und seine Angehörigen — die 
l'Yau, die Kinder und die Eltern — haben das Recht, unentgeltliche 
ärztliche Hilfe in Anspruch zu nehmen. Die Sprechstunden für Männer 
beginnen um zwölf Uhr mittags, Frauen und Kinder können während 
der Sprechstunden für Männer nicht empfangen werden. Wenn ein 
Arbeiter werktags ins Krankenhaus geht, riskiert er jedesmal, mit einer 
Geldstrafe belegt zu werden, und hat begreiflicherweise den Wunsch, 
feiertags zu gehen. Aber laut Paragraph 106 gibt es Sprechstunden für 
Arbeiter täglich mit Ausnahme der Feiertage. Sie, meine Herren, wissen 
doch, daß Sie alle möglichst viel verdienen wollen; Sie möchten, daß 
das für die Maschinen aufgewandte Kapital, an denen Sie zwei und 
drei Schichten arbeiten lassen, damit es nicht ruht, sondern zirkuliert. 
Ihnen Probte bringt. Und wenn der Arbeiter werktags im Betrieb ar¬ 
beitet, kann er nicht ins Krankenhaus gehen, weil er bestraft werden 
kann. Sic sollen und müssen den Arbeitern zu jeder Stunde und zu 
jeder Minute ärztliche Hilfe zuteil werden lassen. An Feiertagen aber 
gibt es im Obuchow-Werk keine Sprechstunden. Dieses Krankenhaus 
ist ein weiteres Mittel zur Vergrößerung der Geldstrafen. Die Beschei¬ 
nigung, die beantragt werden muß — sie muß am Vorabend beantragt 
und im Kontor extra vorgelegt werden —, zieht ebenfalls Zeitverlust 
und Lohnausfall nach sich. 

Aber wenn Sic, meine Herren, Leibeigenschaft im 20. Jahrhundert 
sehen wollen, müssen Sie die Paragraphen 65 und 66 lesen. (Summen 
von rechts: Aus dem gleichen Buch!) Jawohl, aus dem gleichen Buch. 
J)en Arbeitern wird verboten, die Werkstatt ohne schriftliche Genehmi¬ 
gung des Werkstaltleiters zu verlassen; das Betreten von Werkstätten 
durch Personen, die nicht dort beschäftigt sind, wird bestraft. 4 Ist das 
nicht die Fesselung an die Werkbank und ausgesprochene, unverhoh¬ 
lene Leibeigenschaft im vollen Sinne des Wortes? (Stimmen von rechts: 
Das ist schwach. Heiterkeit.) Für Arbeitsausfall, auch wenn er auf Ver¬ 
spätung zurückzu führen ist, wird der Arbeiter nicht nur mit halbem 
Tagcslohn, sondern auch in Höhe des Lohns für die ausgefallene Zeit 
bestraft, er büßt, auch wenn er nur eine Minute zu spät ans Werklor 
kommt, den Lohn für den Arbeitstag und den halben Lohn für die am 
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gleichen Tag geleisteten Überstunden, das heißt er büßt als Strafe den 
doppelten Lohn ein. Mit einer Strafe in Höhe von drei Stundenlohnen 
wird er belegt, wenn er unentschuldigt fehlt, wenn er die Arbeit vor 
Arbeilszeitablauf einstellt, wenn er den Arbeitsplatz vor der Ankunft 
des Schichtablösers verläßt, wenn er sich nicht von der Kontrolluhr 
registrieren läßt, wenn er die Werkstatt vor dein Sircncnsignal verläßt 
und wenn er nach dem Sirenensignal in der Werkstatt angetroflen wird, 
wenn er die Maschine nicht säubert, die Werkbänke nicht pflegt, die 
Sicherheitsregeln nicht einhält, dem Wachposten nicht die Nummer 
vorweist, andere Werkstätten aufsucht, den Betriebsausweis nicht zu¬ 
rückgibt, ungehorsam ist, seine neue Adresse nicht meldet und über¬ 
haupt gegen die Vorschriften verstößt. Und da es für die Verwaltung 
vorteilhaft ist, die Arbeiter bei jeder Gelegenheit zu bestrafen, prasseln 
diese Strafen wie aus einem Füllhorn hernieder. Dieses System der 
Geldstrafen ist direkte Unterbezahlung der Arbeiter für geleistete Ar¬ 
beit. Das ist die Lage der Arbeiter im Obuchow-Wcrk, deren Folge der 
Streik ist. 

Jetzt fordern die Arbeiter den Achtstundentag, die Abschaffung der 
Überstunden, die Abschaffung der Geldstrafen, die Abschaffung der 
Kontrolluhren, unbehindertes Hin- und Hergehen von Werkstätte zu 
Werkstätte, Entlohnung bis auf die Kopeke und die Möglichkeit, nach 
dem Klingelzeichen am Arbeitsplatz zu erscheinen. Das Leben zwang 
sie dazu, diesen Forderungen noch weitere hinzuzufügen: Abschaffung 
der Verfolgungen wegen Streiks, Entlohnung für die Streikzeit, Einstel¬ 
lung der Entlassenen, höfliche Behandlung, ungehinderte Zeitungs¬ 
lektüre der Arbeiter, Beendigung der Arbeit vor der Zeit für das 1 lände¬ 
waschen, Erhöhung der Löhne und Abschaffung des Systems der »all¬ 
gemeinen* Arbeiter, das ich Ihnen geschildert habe. 

Meine Herren, es ist klar, daß der Arbeiter unter solchen Zuchthaus¬ 
bedingungen nicht arbeiten kann. Sie erinnern sich, daß er im Jahre 
1905 Forderungen an Sie gerichtet hat. Es wird auch jetzt so weit 
kommen, daß er diese Forderungen erneut stellen wird, es kann nicht 
anders sein, und wenn insbesondere das Obuchow-Werk solche Forde¬ 
rungen stellt und Sie diese nicht befriedigen, werden die Arbeiter, wenn 
sie in ganz Rußland diese Forderungen erheben werden, uns nicht 
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Inij'rn und Ihnen alles nehmen: sowohl den Boden als auch jegliche 
l n ihcit. (Lärm rechts und im Zentrum.) 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Badajew, ich rufe Sie für der- 
u lige Äußerungen zur Ordnung. Ich bitte Sie, sich an die Frage zu halten. 

Badajew: Diese Forderungen, meine Herren, des gebildeten und po¬ 
lnisch gewachsenen Arbeiters zeigen, daß er nicht gewillt ist, Leibeige¬ 
ner zu sein. Und gegen diese Forderungen kämpften der Marineminister 
m Gestalt der Werkleitung, der Innenminister in Gestalt des Stadt- 
Imuptmanns und der Justizminister in Gestalt des Staatsanwalts 
gemeinsam am 6. November im Prozeß gegen die Streikenden; die 
solidarischen Maßnahmen dieser Regierung haben einen neuen Streik 

• iiisgclöst und zur Verteidigung der vor Gericht gestellten vier Obu- 

• liow-Arbeiter streikten in Petersburg 100 000 Arbeiter. 

Und ich appelliere nicht an Ihr Mitleid, meine Herren, wenn ich über 
die Lage der Arbeiter im Obuchow-Werk spreche. Wie zwei Lager stehen 
einander gegenüber: auf der einen Seite die vereinigten Minister und 
uif der anderen das vereinigte Proletariat; und im Namen des gesam¬ 
ten Proletariats fordere ich hier die Minister durch Einbringung unserer 
Interpellation über den Streik im Obuchow-Werk heraus. ( Rechts Be - 
svegung. Zuruf: Der Fehdehandschuh!) 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Badajew, seien Sie vorsich¬ 
tiger in Ihren Äußerungen. 

Badajew: Diese Zuchthausbedingungen für die Arbeit der Werktäti¬ 
gen des Obuchow-Werkes stellen ein System der Unterdrückung, der 
körperlichen Entkräftung, der moralischen Erniedrigung dar; es ist das 
System, auf das sich die Macht des Ministers stützt. Das System bringt 
seinen eigenen Widerspruch hervor. Aus dem Schrei der streikenden 
Obuchow-Arbeiter hört man: ,Fort mit dem Arbeitsbuch! 4 , aus dem 
Schrei der streikenden 100 000 Arbeiter am 6. November hört man aber 
einen anderen Ruf: ,Fort mit dem ganzen System der Leibeigenschaft, 
fort mit diesem systematischen Mord und mit der Entkräftung des Ar¬ 
beiters!* Und diesen Ruf hören die Vertreter der Ministerien in jedem 
einzelnen Falle, in jedem kleinen Falle, bei jedwedem Werkstreik. Die¬ 
ser Ruf erschallte am 0. November, und wir richten ihn im Namen des 
gesamten Proletariats an die Mehrheit der Schwarzhunderterduma.“ 
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8. Der Sdiwarzhunderterdeputierte Markow II 


Anläßlich der Interpellation über die Lage im Obuchow-Werk setzten 
die Rechten ihr schweres Geschütz, nämlich Markow II persönlich ein. 
Der „Kursker Wisent” oder „Markow-Walai“ 1 , wie er genannt wurde, 
war der Hauptführer des Schwarzhunderterlagers. Das war ein notori¬ 
scher Pogromheld, der nicht müde wurde, zu Galgen und Erschießun¬ 
gen aufzurufen. Die Zuchthauspolitik der Zarenregierung kam ihm zu 
milde vor. Als Vertreter des reaktionärsten Flügels der Gutsbesitzer, 
die sich sehr wohl an das Niederbrennen und Demolieren von Gütern 
im Jahre 1905 erinnern konnten, forderte Markow in der Duma die 
entschlossensten Maßnahmen gegen alle Regungen nicht nur der revo¬ 
lutionären, sondern auch der liberal-bürgerlichen Bewegung. Natürlich 
haßte er die Arbeiterklasse, da er in ihr den wichtigsten und gefähr¬ 
lichsten Feind der bestehenden Ordnung erblickte. 

Markow richtete seine Rede gegen die Streikbewegung und gegen die 
Sozialdemokratische Partei, die die Streiks leitete. Markow begann mit 
persönlichen Ausfällen gegen mich, wobei er meine letzten Worte über 
die Herausforderung aufgriff, die die sozialdemokratische Fraktion im 
Namen des gesamten Proletariats an die Schwarzhundertermehrheit der 
Duma gerichtet hatte. 

„Herr Badajew“, so sagte Markow, „Sie sind ein junger Mensch. Eine 
Herausforderung läßt man nur ergehen, wenn man sich nach der Her¬ 
ausforderung schlagen muß, und Sie schlagen sich noch nicht... Die 
Herausforderung an das Ministerium darf man nicht mit dem gesunden 
Menschenverstand verwechseln, weil der gesunde Menschenverstand 
Ihr Hauptminister sein muß.“ 

Markow behauptete, daß die Arbeiter keine Verbesserung ihrer ma¬ 
teriellen Lage durch die Streiks erreichen, und berief sich dabei auf 
Beispiele anderer Länder: „Sie wissen alle, wie hoch und, im Vergleich 
mit Rußland, gut die Arbeit in anderen Ländern — in Frankreich, in 
England und insbesondere in Nordamerika — bezahlt wird, und nichts¬ 
destoweniger ist die Lebensweise der Arbeiter dort — ungeachtet dieser 
unbestreitbaren Tatsache — nicht im geringsten besser als bei uns. Am 

1 Walai — etwa „Drauflos“. Die Red. 
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Im'sIch beurteilen können das die Arbeiter selbst, die französischen und 
die englischen Arbeiter, die ständig streiken, die viel häufiger als bei uns 
in Hußland streiken und die hin und wieder ihren staatlichen Behörden 
bewaffneten Widerstand leisten und eine ganze Reihe offenkundig un- 
Kcsetzlicher Handlungen begehen, obwohl die französischen und die 
englischen Arbeiter weitaus höher bezahlt werden als in Rußland. 

Wie uns diese allgemeine Unzufriedenheit der Arbeiter in der ganzen 
Welt zeigt, die weiterhin danach streben, die Minister und die Regierun- 
tf eii zu stürzen sowie die gesamte Gesell Schafts- und Volksordnung in 
allen Staaten auf den Kopf zu stellen, erscheinen dort, wo es Republiken 
wie auch Verfassungen, Parlamente wie auch alle möglichen Freiheiten 
tfibt, nichtsdestoweniger die gleichen Herren Badajew, richten ihre 
Herausforderungen an die Minister und sagen: ,Wir werden das alles 
auf den Kopf stellen. 4 “ 

Daraus zog Markow die Schlußfolgerung, die Streiks seien nicht auf 
die Verbesserung der Arbeitsbedingungen der Arbeiter, sondern auf die 
Krgreifung der Staatsmacht gerichtet. 

„Ihr zieht just gegen die Staatsmacht zu Felde, ihr glaubt, das Prole- 
lariat habe das Recht zu schreien: Wir sind Ilunderllausende, zehn 
Millionen oder wieviel ihr da seid, wir werden mit Gewalt alles nehmen, 
wir werden euch den Boden sowie dies und das fortnehmen. Aber wenn 
ihr die Frage so stellt, daß ihr mit Gewalt alles nehmen wollt — was 
schwätzt ihr dann hier hemm? Geht und nehmt mit Gewalt. Wenn aber 
keine Gewalt da ist, wozu die Drohung? 44 

Markow versuchte nachzuweisen, daß die Arbeiter angeblich nicht 
streiken wollen, aber von den „Anführern, den sogenannten Sozial¬ 
demokraten, von den sozialdemokratischen Organisationen“ fast mit 
Gewalt dazu gezwungen werden. Die Sozialdemokraten wiederum wür¬ 
den auf Weisung des zum Krieg rüstenden Deutschlands handeln. 

„Zu einer Zeit, da alle Staaten sich wie im Fieber mühen, ihre Rü¬ 
stungen zu verstärken und ihre militärische Macht schneller zu steigern, 
während aus Rußland, aus ganz Europa fast alle Facharbeiter in einem 
Land zusammengekommen sind, um Hunderte von Flugzeugen, Luft¬ 
schiffen und Unterseebooten zu fertigen, da alle Kraftwagenfabriken 
ganz Europas für dieses Land arbeiten, so daß man so gut wie keine 
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Privataufträge mehr erleilen kann; zu einer Zeit, da die Bürger in 
diesem Staat mit einer Sondersteuer für Kriegshandlungen belegt wer¬ 
den; zu einer Zeit, da alle Anzeichen dafür sprechen, daß in Kürze der 
Kriegssturm losbrechen wird — zu dieser Zeit, just zu dieser Zeit stellt 
es sich heraus, daß im Obuchow-Wcrk nur 60 Kopeken täglich gezahlt 
werden, während sich im Nikolai-Werk ebenfalls irgend etwas Unpas¬ 
sendes herausslcllt, und im Ergebnis legen 100 000 Arbeiter, wie das 
der Sozialdemokrat Badajew stolz bezeugt, die Arbeit nieder, obwohl 
fast die Hälfte von ihnen für das Militär tätig ist.... 

Sie wissen alle, daß sich die Ilauptorganisationen der sogenannten 
nichllegalisierten Parteien, zu denen meines Wissens die Partei der 
Sozialdemokraten gehört, außerhalb der Reichweite der verhaßten rus¬ 
sischen Minister, das heißt im Auslande befinden. Somit stammt dieser 
vom Generalstab erteilte Befehl, der stolz die Herausforderung der 
russischen Revolution verkündet, aus dem Auslände, vielleicht aus der 
Hauptstadt des gleichen friedliebenden, guten Nachbarn ... 

Wir sind Zeugen einer recht gefährlichen Verschwörung gegen das 
Bestehen des russischen Staates, gegen die Existenz des russischen Vol¬ 
kes als Herrn seines Landes. Und nicht diese Herren Badajew werden 
dem russischen Volk den Boden fortnehmen, wie sie das hier prahlerisch 
verkünden, es werden ihn, meine Herren, jene fortnehmen, die durch 
Ihre Hände die Stärke und die Macht des russischen Staates zersetzen 
und zerstören, die im russischen Volk, unter den russischen Arbeitern 
den Samen des Giftes, den Samen der Feindschaft gegenüber ihrem 
Staat, gegenüber ihrem eigenen Staatsgebäude, gegenüber ihrem Volk, 
gegenüber ihren Brüdern nach dem Blut, dem Glauben und der Her¬ 
kunft säen.“ 

Markow beendete seine Rede ebenfalls mit einer Interpellation an 
die Regierung. Er forderte eine Antwort auf die Frage, ob sie energisch 
genug die revolutionäre Bewegung bekämpfe. 

„Sind Sie, meine Herren Minister, tatsächlich der Situation gewach¬ 
sen, beschützen Sie das russische Volk vor Verbrechern, vor Feinden, 
die von außen her kommen und mit Hilfe von Staatsverrätern in un¬ 
sere Burgfeste eindringen? Ich erkläre, daß unser Staat, daß das Vater¬ 
land in Gefahr ist.“ 
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Seine Rede unterstrich Markow durch drohende Rufe und Gesten an 
•lir Adresse der sozialdemokratischen Fraktion. Den linken Bänken zu- 
rwandt, deutete er mit den Armen ein Gewehr in Anschlag an und rief: 
Ihr wollt uns überfallen, wir aber werden euch aufs Korn nehmen!“ 

Die Interpellation an den Marineminister wurde von der Duma ange¬ 
nommen, aber das bedeutete natürlich nicht, daß die Obuchow-Arbeiter 
rl.was gewonnen hätten. Im Werk blieb alles beim alten. Das Marine¬ 
ministeriumdachte nicht daran, irgendwelche Zugeständnisse zu machen. 

Die schwere Lage der Arbeiter im Obuchow-Werk war natürlich 
keine Ausnahme. Härteste Ausbeutung und schwere, unerträgliche Ar¬ 
beitsbedingungen herrschten auch in anderen Werken, insbesondere 
in solchen, die für das Kriegs- und das Marineamt arbeiteten. Jeden 
\ugenblick war das Leben der Arbeiter durch die nächste Explosion 
oder irgendeine andere Katastrophe bedroht, die neue Opfer aus den 
\rbciterreihen forderte. Doch während der Tod eines Arbeiters früher, 
in den schweren Jahren der Reaktion, unbeachtet und unbemerkt blieb, 
gestalteten sich jetzt die Beisetzungen eines jeden Opfers zu riesigen 
revolutionären Demonstrationen. Tausende von Arbeitern folgten dem 
Sarg eines ihnen völlig unbekannten Kameraden. Unter dem Gesang 
des revolutionären Trauermarsches „Unsterbliche Opfer“, mit Kränzen, 
deren rote Schleifen revolutionäre Losungen trugen, geleiteten sic das 
nächste Opfer des Kapitals zu Grabe. 

Die Friedhöfe wurden zu Stätten vieltausendköpfiger Kundgebungen. 
Unter den Bedingungen der illegalen Arbeit, unter denen sich die Ar¬ 
beiter nicht versammeln durften, unter denen man nur heimlich im 
Walde oder in einer engen Wohnung Zusammenkommen konnte, hatten 
die Demonstrationen anläßlich der Beisetzungen eine große revolutio¬ 
näre Bedeutung. Die Parteiorganisationen riefen so viele Arbeiter wie 
nur möglich zur Teilnahme an den Demonstrationen auf, bestimmten 
im voraus die Redner, verteilten Flugblätter usw. 

Audi die Polizei bereitete sich auf die Demonstrationen anläßlich der 
Beisetzungen vor, verstärkte Polizeiableilungen begleiteten jeden 
Trauerzug. Berittene und unberittene Polizisten rasten durch den Fried¬ 
hof, über die Gräber hinweg, zerrissen und zerbrachen die Kränze, 
ließen nidit einmal die nädistcn Angehörigen des Verstorbenen an den 
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Sarg, verhinderten die Reden am Grab, nahmen jeden, der auch nur 
wenige Worte sagen wollte, fest, jagten die Teilnehmer an der Bei¬ 
setzung auseinander, nahmen Verhaftungen vor. Gegen die Demon¬ 
strationen anläßlich der Beisetzungen wurde nach allen üblichen Kampf¬ 
methoden vorgegangen, deren sich die Ochrana zur Unterdrückung aller 
Demonstrationen der Arbeiterklasse weitgehend bediente. 


9. Die Demonstration anläßlich der Beisetzung 
der Opfer der Explosion im Minen werk 

Ich habe bereits darüber berichtet, unter welchen Umständen die 
Opfer der Ochta-Explosion und der in den Tod gehetzte Arbeiter der 
Lössner-Werke beigesetzt wurden. Nun möchte ich auf eine Beisetzungs¬ 
demonstration eingehen, die Polizeimaßnahmen gegen midi zur Folge 
hatte. Diese Maßnahmen fanden wiederum einen Widerhall unter den 
breiten Massen der Petersburger Arbeiter und dienten als Material für 
eine Dumaaktion unserer Fraktion. 

In den ersten September tagen 1913 kamen im Petersburger Minen¬ 
werk bei der Explosion eines Minenapparats zwei Arbeiter ums Leben. 
Der hodigesdileuderle, etwa zehn Kilogramm schwere Deckel des Appa¬ 
rats durchschlug das Dach des Gebäudes. Die an dem Apparat beschäf¬ 
tigten beiden Arbeiter wurden auf der Stelle getötet; die ganze Werk¬ 
statt war mit Blut bespritzt Die Explosion ereignete sich durdi Vcr- 
sdiulden der Verwaltung, infolge Nadilässigkeit oder genauer gesagt, 
falscher Sparsamkeit der Verwaltung, die den Apparat ohne Prüfung 
in Betrieb genommen hatte. 

Am 9. September legten Tausende von Arbeitern die Arbeit nieder, 
um an der Beisetzung ihrer ums Leben gekommenen Kameraden teil- 
zunehmen. Dem Sarge folgten, außer den Arbeitern der beiden Werke 
von Parviainen, die Arbeiter der Putilow-Werke, des Werkes Aiwas 
und einiger anderer Betriebe. 

Gleich bei den ersten Sdiritten stieß der Trauerzug auf Widerstand 
der Polizei, die die Entfernung roter Schleifen von den Kränzen for¬ 
derte. Auf der Litejny Brücke umringte eine verstärkte Polizciabtei- 
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lang die Menge und verlangte, daß die Särge auf die Leichenwagen 
■bgesetzt und die Kränze ebenfalls dort abgelegt würden. Auf meine 
I nige, weshalb man die Särge nicht tragen dürfe, antwortete ein Ver¬ 
irrter der Polizei, das sei von der Obrigkeit so angeordnet worden. 

I Im die Demonstration nicht über die Hauptstraßen ziehen zu lassen, 
lenkte die Polizei den Zug in die Woskressenskaja und dann in die 
Miamenskaja Straße, ln der Ligowka machten sich die Arbeiter den 
Umstand zunutze, daß die Zahl der Polizisten sich etwas verringert 
Imtlc, um die Särge und die Kränze wieder aufzunehmen und sie so 
Ins zum Mitrofan-Friedhof zu tragen. Die Menge sang die ganze Zeit 
ununterbrochen „Ewiges Gedenken“ und „Unsterbliche Opfer“. 

In der Nähe des Friedhofs tauchte erneut eine verstärkte Polizei- 
Abteilung auf. Die an die Kränze wieder angehefteten roten Schleifen 
wurden abermals abgerissen. In der Zeit, da für die Toten die Messe 
gelesen wurde, trafen viele Arbeiter, die nach der Mittagspause die 
Arbeit niedergelegt hatten, auf dem Friedhof ein. Die fünftausend¬ 
köpfige Menge überschwemmte den ganzen Friedhof. Unter den Ar¬ 
bitern herrschte Hochstimmung. DasSingen des revolutionären Trauer¬ 
marsches wurde von Aufrufen zum Kampf unterbrochen. 

Den Arbeitern war bekannt, daß ich auf dem Friedhof reden sollte. 
Sie bildeten um das Grab einen engen Ring, damit ich reden konnte, 
solange sich die Polizei noch nicht durch die Menge gedrängt hatte. Die 
Menge wiederum wurde von zahlreichen Abteilungen berittener und 
iinberittener Polizei, mit einigen Polizeioffizieren an der Spitze, cin- 
gekreist. Die Polizisten waren in voller Kampfbereitschaft und warteten 
mir auf einen Anlaß, um die Peitschen in Aktion zu setzen. 

Als die Särge in das Grab hinuntergelassen worden waren, bestieg ich 
« ine danebenstehende Bank. 

„Genossen“, so begann ich meine Rede, „das blutgierige Kapital 
sohont im Interesse des Profits nicht das Leben der Arbeiter. Ihr seht, 
welche Belohnung den Arbeiter für seine schwere, für seine Zuchthaus- 
arbeit erwartet. Die Arbeiterklasse kann eine Verbesserung ihrer Lage 
nur mit eigenen Händen erkämpfen ...“ 

Aber kaum hatte ich diese Worte gesprochen, als von allen Seiten 
die Rufe der Polizisten ertönten: 
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„Haltet ihn, laßt ihn nicht sprechen!“ 

Der Polizeioffizicr kommandierte: 

„Berittene, schlugt zu!“ 

Die Berittenen stürmten gegen die Menge vor und versuchten, sie 
aufzuspalten. Unmittelbar neben dem Grab begann ein Handgemenge. 
Einige Polizisten zerrten mich von der Bank. Ein Polizeioffizicr rannte 
auf mich zu, packte mich am Arm und schrie, ich sei verhaftet. Ich 
mußte ihm meinen Deputiertenausweis zeigen. 

„Sie sind frei. Aber reden lasse ich Sie nicht. Ich habe den Befehl, 
Ihre Reden nicht zuzulassen.“ 

Während dieses Gesprächs geriet die Menge, in der Annahme, daß 
ich verhaftet sei, in Aufregung und schloß den Polizeioffizier in einem 
engen Ring ein. Drohungen an die Polizei wurden laut. Ich bestieg er¬ 
neut die Bank, um die unterbrochene Rede fortzuselzen. Ich ermahnte 
die Arbeiter, Ruhe zu wahren, um unnötige Opfer zu vermeiden. Die 
Menge flutete in die Lücke, um dem Grab näherzukommen. Die berit¬ 
tenen Polizisten preschten, ihre Peitschen schwingend, vor, um der 
Menge den Weg abzuschneiden und die Arbeiter gruppenweise an die 
Tore des Friedhofs abzudrängen. Nur zufällig gelang es, ein blutiges 
Gemetzel zu verhüten. 

Nach der Beisetzung wurde von der Polizei ein Protokoll aufgesetzt, 
in dem ich beschuldigt wurde, midi den Anordnungen der Behörden 
nicht gefügt zu haben. Drei Monate später erließ der Petersburger Sladt- 
hauptmann Dratschewski einen Befehl, mich wegen „Einmisdiung in 
die Aktionen der Polizei“ mit 200 Rubel zu bestrafen. Bei mir er¬ 
schien ein Beamter der Bürgermeisterei und forderte mich auf, die 
Strafe zu bezahlen. Idi lehnte es kategorisch ab. Die Anordnung des 
Stadlhauptmanns war selbst vom Standpunkt der damals geltenden 
zaristischen Gesetze absolut gesetzwidrig. Laut eines Paragraphen des 
Gesetzes über die Reidisduma konnten Deputierte nur auf Grund eines 
Geriditsurteils und auch dann nur mit Zustimmung der Duma selbst 
bestraft werden. 

In der „Prawda“ brachte ich es den Arbeitern zur Kenntnis, daß die 
Regierung erneut einen Versudi unternimmt, die Redile der Deputier¬ 
ten zu schmälern. Als Antwort auf diese Meldung kam es in den 


Fabriken und Werken zu Proteststreiks. Als erstes streikte das Minen¬ 
werk, in dem sich im September die Explosion ereignet halte. In der 
Frühe legten beide Schichten die Arbeit nieder und riefen einen ein¬ 
tägigen Streik aus. In der allgemeinen Belegschaftsversammlung wurde 
• ine Protestresolution gegen meine Bestrafung wegen der Rede am 
Grabe ihrer Kameraden angenommen. Nach dem Minenwerk streikte 
Mich das Werk Langensicpen, wo über tausend Menschen die Arbeit 
ui cd erlegten. Von hier aus griff der Proteststreik auf andere Werke 
über. 

Als sich der Stadthauptmann davon überzeugt hatte, daß ich nicht 
einmal daran dachte, die Strafe zu bezahlen, gab er nach zwei 
Wochen in einem Befehl an die Polizei bekannt, daß meine Geldstrafe 
durch sechs Wochen Haft ersetzt werde. Der Stadthauplmann gab die 
\nWeisung, mich während der nächsten Dumaferien zu verhaften. Als 
das unter den Arbeitern bekannt wurde, brachen in den Betrieben neue 
I Inruhen aus. 

Das Dumapräsidium, das bisher nichts zum Schutze meiner „Depu- 
iiertenimmunität“ unternommen hatte, hielt nunmehr sein Eingreifen 
hir notwendig. Aber Rodsjanko wollte unbedingt, daß die Initiative 
von mir ausgehen, daß ich mich selbst an ihn mit der Bitte um Schutz 
wenden sollte. Dann stände er vor den Schwarzhundertern „rein“ da. 
Er habe nicht einen Feind der Regierung in Schulz genommen, sondern 
lediglich eine von einem Deputierten eingegangene Erklärung weitcr- 
geleilet. 

Als Rodsjanko sah. daß ich keinen Antrag stellte, beschloß er, auf 
I imvegen vorzugehen. Er schickte einen Beamten in meine Wohnung, 
der mir im Namen des Dumavorsitzenden sein „Mitgefühl“ ausdrückte. 
Kodsjanko nahm an, daß ich ihn als Antwort auf dieses Mitgefühl durch 
den gleichen Sekretär um Hilfe bitten werde. Ohne mir anmerken zu 
lassen, daß ich den wahren Zweck des Besuchs eines Abgesandten 
Rodsjankos durchschaute, sagte ich dem Beamten: 

„Ich genieße die gesetzlichen Rechte eines Deputierten. Man soll mich 
doch zu verhaften versuchen.“ 

Da Rodsjanko begriff, daß die Geschichte mit meiner Bestrafung zu 
einem großen öffentlichen Skandal auszuarten drohte, entschloß er sich 



nunmehr, aus eigener Initiative elwas zu unternehmen. Er richtete an 
den Innenminister Maklakow folgenden Brief: 

„Sehr geehrter Nikolai Alexejewitsch! In der Nr. 13570 der Zeitung 
,Nowojc Wremja‘ und in der Nr. 12 der Zeitung ,\Vctscherneje Wremja* 
erschien eine Meldung, wonach der St. Petersburger Stadthauptmann in 
einem Befehl vom 19. Dezember dieses Jahres angeordnet hat, das Mit¬ 
glied der Reichsduma Badajew unverzüglich zu verhaften, da dieser 
die ihm vom Stadthaupt mann auferlegte Geldstrafe nicht bezahlt hat. 
Infolgedessen bitte ich Eure Exzellenz ergebenst, mir umgehend mitzu¬ 
teilen, ob der erwähnte Befehl des Stadthauptmanns tatsächlich er¬ 
lassen worden ist. Ich bitte Sie, mein Herr, die Versicherung meiner 
vollsten Hochachtung und aufrichtigen Ergebenheit entgegenzunehmen.“ 

Auf diesen Brief antwortete Maklakow ebenfalls mit einem Schrei¬ 
ben, in dem er miltcilte, ich solle erst nach Ablauf meiner Deputiertcn- 
vollmachten verhaftet werden. 

Obwohl der Angriff auf unsere Sechsergruppe somit abgewehrt wor¬ 
den war, beschloß die Fraktion dennoch, diesen Fall zum Anlaß für 
eine Interpellation zu nehmen. Einerseits zeugte dieser Fall von einer 
neuen Offensive der Reaktion, war ein anschauliches Agitationsmalerial, 
und andererseits festigten sich die Beziehungen der Fraktion zu den 
breiten Arbeitermassen um so mehr, je breiter die Repressalien gegen 
die Arbeiterdeputierten bekannt wurden. Die Interpellation unserer 
Sechsergruppe endete mit den Worten: 

„Da die russische sozialdemokratische Arbeiterfraklion es für offen¬ 
sichtlich gesetzwidrig.hält, wenn ein Mitglied der Rcichsduma vom 
St. Petersburger Stadthauptmann auf administrativem Wege mit einer 
Geldstrafe belegt wird, schlägt sie der Reichsduma vor, sich auf Grund 
des Artikels 33 des Gesetzes über die Konstituierung der Rcichsduma 
an den Innenminister mit folgender Anfrage zu wenden: 1. Ist ihm die 
erwähnte Verfügung des St. Petersburger Stadthauptmanns bekannt? 
2. Falls sie ihm bekannt ist, welche Maßnahmen beabsichtigt er zu er¬ 
greifen, um den unrechtmäßigen Beschluß aufzuheben und Mitglieder 
der Rcichsduma künftig vor derartigen Übergriffen der Verwaltungs¬ 
organe zu schützen? Wir bitten, diese Anfrage als dringlich anzuer¬ 
kennen.“ 
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Für diese Interpellation halten auch einige Deputierte der Kadcllen- 
iind der Progressistenfraktion ihre Unterschriften gegeben. Aber vor 
der Debatte über die Interpellation, in der ersten Dumasilzung nach 
den Weihnachtsferien, zogen 23 „liberale“ Deputierte ihre Unterschrif- 
ten zurück. Die Interpellation wurde in dem Augenblick vereitelt, da 
sie von.der Dumatribüne verlesen werden sollte. Das allein kennzeich- 
ncle bereits klar genug die Einstellung der Kadetten zu den Arbeiter¬ 
deputierten. 

Innerhalb einer Woche halten wir die an der festgesetzten Zahl 
fehlenden Unterschriften gesammelt und die Interpellation erneut in 
der Duma eingebracht. 

Die Sechsergruppe beauftragte Petrowski zu sprechen, um die Dring¬ 
lichkeit der Interpellation zu begründen. 

„Keine Skorpione und Verfolgungen“, so sagte er, „werden die Ar¬ 
beiterdeputierten daran hindern, überall und immer mit den Arbeitern 
zu sein. Weder die Polizei noch die Schwarzhunderlermehrheit der 
Reichsduma können, wie sehr sie das auch möchten, der Arbeiterklasse 
die Möglichkeit nehmen, auf die Stimme ihrer Deputierten zu hören. 
Der Stadthauplmann fürchtete sich, seinen gesetzwidrigen Beschluß 
auszuführen; seine Furcht war begründet — die Petersburger Arbeiter 
hätten auf die Verhaftung ihres Deputierten mit einem einmütigen all¬ 
gemeinen Streik geantwortet.“ 

Die Duma hatte natürlich gar nicht die Absicht, den Ausfall der 
zaristischen Polizei in irgendeiner Weise zurückzu weisen. Ging cs doch 
um Arbeiterdeputierte, mit deren Verfolgung die Schwarzhunderter aus 
der Duma voll und ganz einverstanden waren. Die Interpellation un¬ 
serer Fraktion wurde mit übergroßer Mehrheit abgelehnt. Die Regie¬ 
rung erhielt von der Reichsduma im voraus die Zustimmung zu jeder 
beliebigen Repressalie gegen die Arbeiterdeputierten. 


13 Badajew, Rcichsduma 
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DIE SPALTUNG 

DER SOZIALDEMOKRATISCHEN DUMAFRAKTION 


Kapitel X 

Die Lage innerhalb der Fraktion 
1. Das Verhältnis 

zwischen der Sechser- und der Siebenergruppe 

Mit jedem Monat wurde es klarer, daß die Einheit der sozialdemo¬ 
kratischen Dumafraktion nur formal war und daß sie auch rein äußer¬ 
lich früher oder später endgültig zerstört würde. Die Lage innerhalb 
der Fraktion spiegelte voll und ganz die Lage wider, die sich inner¬ 
halb der russischen Sozialdemokratie herausbildete, ja sic spiegelte sie 
nicht bloß wider, sondern verstärkte auch um ein Vielfaches die 
Widersprüche. 

Nach der Prager Konferenz formierten sich die Bolschewik! organi¬ 
satorisch endgültig zu einer selbständigen Partei. Gleichzeitig vereinigte 
der parteifeindliche Augustblock unter Führung Trotzkis die Mensche¬ 
wiki und alle opportunistischen Gruppierungen. Die einzige organisato¬ 
rische Gruppe, in der die Trennung noch nicht vollzogen war, blieb also 
die sozialdemokratische Dumafraktion. Natürlich konnte eine solche 
Lage nicht lange andauern. 

Die durch das formale Bestehen der einheitlichen Fraktion verbun¬ 
denen bolschewistischen und menschewistischen Deputierten prallten 
täglich in allen Fragen der revolutionären Bewegung aufeinander. Die 
Meinungsverschiedenheiten zwischen der bolschewistischen Sechser¬ 
gruppe und der menschewistischen Siebenergruppc entwickelten sich 
mit dem Wachstum der revolutionären Bewegung und mußten früher 
oder später zu einer endgültigen Spaltung der Fraktion in zwei selb¬ 
ständige Teile führen. 



Die scharfen Zusammenstöße zwischen den Bolschewiki und den 
Menschewiki begannen gleich in den ersten Tagen, sobald sich die 
Fraktion gebildet hatte. Der Kampf entfaltete sich innerhalb der Frak¬ 
tion gleich in den Fragen der Dumadeklaration sowie der Aufnahme 
des polnischen Deputierten Jagiello in die Fraktion. In dem einen wie 
in dem anderen Falle setzte sich die bolschewistische Sechsergruppe 
erbittert mit den Menschewiki auseinander und erreichte, daß sie einige 
ihrer Positionen aufgaben. 

Daneben kam es bei uns zu Zusammenstößen auch in rein tech¬ 
nischen Fragen. Als ein charakteristisches Beispiel für solche Zusam¬ 
menstöße kann die Auseinandersetzung um den Sekretär der Fraktion 
dienen. Die Siebenergruppe, die den technischen Apparat der Fraktion 
an sich reißen wollte, schlug für den Posten des Sekretärs ihre Ge¬ 
sinnungsgenossin, eine Menschewikin (S. M. Sarezkaja) vor. Um die 
Lage auszugleichen, schlug die Sechsergruppe vor, zwei Sekretäre ein¬ 
zustellen, um so mehr, als es in der Fraktion viel zu tun gab. Die 
Siebenergruppe nutzte ihre eine Mehrstimme aus, um unseren Vor¬ 
schlag zu Fall zu bringen. Wir mußten sozusagen privat einen eigenen 
Sekretär einstellen (als Sekretär wurde W. N. Lobowa gewonnen). 

Solche Methoden der Benachteiligung wurden von den Menschewiki 
immer wieder angewandt. Wir kämpften gegen ein solches System 
zunächst einmal innerhalb der Fraktion und hielten es nicht für not¬ 
wendig, diese relativ kleinen Fragen vor den breiten Massen zur Dis¬ 
kussion zu stellen. 

Der erste Zusammenstoß innerhalb der Fraktion, der zum Gegen¬ 
stand breiter Erörterung nicht nur in Parteikreisen, sondern auch un¬ 
ter den Arbeitermassen wurde, stand im Zusammenhang mit der Frage 
der Mitarbeit der bolschewistischen Deputierten an der menschewisti- 
schen Zeitung „Lutsch“ (Der Strahl). Um diese Frage entbrannte ein 
erbitterter Kampf, der die innerhalb der Fraktion entstandene Lage 
schlagartig beleuchtete. Diese Frage war insofern von gewaltiger Be¬ 
deutung, als es an Hand eines bestimmten konkreten Beispiels gelang, 
die Einstellung der Arbeitermassen zu der bolschewistischen Sechser- 
gruppc und zum kommenden endgültigen Bruch mit den Menschewiki 
zu ermitteln. 

13* 
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Im Dezember 1912 nahm die Fraktion mit der Mehrheit der men- 
scliewistisehen Sicbenergruppe einen Beschluß über die Schaffung eines 
einheitlichen Organs der Arbeiterpresse an. Zunächst wurden alle Mit¬ 
glieder der Fraktion aufgefordert, sich in schriftlicher Form zur 
Mitarbeit an der „Prawda“ und dem „Lutsch“ bereit zu erklären. Die 
Mitglieder der Siebenergruppe wurden in die Liste der „Prawda“-Mit- 
arbeiter aufgenommen, die bolschewistischen Deputierten Petrowski. 
Samoilow, Schngow und ich erklärten sich damit einverstanden, daß 
ihre Namen auf die Liste der Mitarbeiter des „Lutsch“ gesetzt würden. 

Aber sehr bald erhielten wir vom Zentralkomitee den Hinweis, daß 
diese Handlungsweise falsch war. Mit den Liquidatoren, die eine ver¬ 
räterische, zerstörende Arbeit gegen die Partei und die illegalen Orga¬ 
nisationen leisteten, konnte es keine Einheit geben, auch nicht auf dem 
Gebiet der Presse. Der Beschluß der menschewistischen Fraktionsmehr¬ 
heit über die Schaffung eines einheitlichen Presseorgans war ein Manö¬ 
ver, das breite Arbeitermassen durch heuchlerisches Geschrei über die 
Einheit täuschen sollte. Dieses Manöver mußte entlarvt und entschie¬ 
den zurückgewiesen werden. Der erste Schritt in dieser Richtung sollte 
unsere Weigerung sein, an der menschewistischen Zeitung mitzu¬ 
arbeiten. 

In Ausführung des Hinweises des Zentralkomitees verlangten wir 
Ende Januar 1913 von der Redaktion des „Lutsch“, unsere Namen von 
der Liste der Mitarbeiter der Zeitung zu streichen. Im „Lutsch“ vom 
30. Januar 1913 und später in der „Prawda“ vom 1. Februar 1913 
wurde folgender, von uns Unterzeichneter offener Brief an die Redak¬ 
tion der Liquidatorenzeitung veröffentlicht 

„Am 18. Dezember 1912 haben wir entsprechend dem Wunsch der 

sozialdemokratischen Fraktion vom 15. Dezember dem Vorschlag der 

Zeitung ,Lutsch 4 zu gestimmt, uns in die Reihen ihrer Mitarbeiter auf- 

% 

zunehmen. Seitdem ist mehr als ein Monat vergangen, ln dieser Zeit 
hörte der ,Lutsch 4 nicht auf, als eifriger Gegner des Anliliquidatoren- 
tums aufzutreten. Seine Propagierung einer »offenen 4 Arbeiterpartei, 
seine Ausfälle gegen die Illegalität halten wir unter den gegenwärtigen 
Bedingungen des russischen Lebens für unzulässig und schädlich. Da 
wir es nicht für möglich halten, die vom ,Lutsch 4 gepredigten Liquida- 
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torenansichtcn mit unserem Namen zu decken, bitten wir die Redak¬ 
tion, uns aus den Reihen der Mitarbeiter zu streichen.“ 

Unsere Weigerung, am „Lutsch“ mitzuarbeiten, war eben der Anlaß 
für den ersten offenen Angriff der menschewistischen Siebenergruppe 
gegen den bolschewistischen Teil der Fraktion. Im „Lutsch“ erschien 
eine Erklärung der sieben menschewistischen Deputierten mit Aus¬ 
fällen gegen die bolschewistischen Deputierten. Die Menschewiki be¬ 
schuldigten uns, die „Vereinigung der Arbeiterpresse“ durchkreuzt, uns 
der Fraktionsdisziplin nicht gefügt zu haben usw. Besondere Verärge¬ 
rung löste bei der Siebenergruppe der von uns veröffentlichte Aufruf 
an die Arbeiter aus, ausschließlich die „Prawda“ zu unterstützen. Eines 
der schweren „Verbrechen“ der bolschewistischen Deputierten bestand 
nach Meinung der Menschewiki darin, daß wir den Austritt aus den 
Reihen der „Lutsch“-Mitarbeitcr erklärten, „ohne uns mit der Mehrheit 
der Fraktion beraten zu haben, sondern sie lediglich von unserem 
fertigen Beschluß in Kenntnis setzend“. 

Das war das erste offene Auftreten der menschewistischen Siebener¬ 
gruppe gegen die bolschewistischen Deputierten. Die Menschewiki 
machten sich unseren Austritt aus den Reihen der „Lulsch“-Mitarbeiter 
zunutze und versuchten, die bolschewistischen Deputierten als Spalter 
hinzustellen, die die Sache der Einheit vereiteln. Damit wollten sie die 
bolschewistische Sechsergruppe in den Augen der Arbeiter kompromit¬ 
tieren. Unsere Aufgabe war cs, diesen Schlag der Menschewiki zu 
parieren und der gesamten Arbeiterklasse zu zeigen, wer die Partei in 
Wirklichkeit bei ihrer Arbeit zum Zusammenschluß des russischen 
Proletariats zu revolutionären Kolonnen behinderte. 

Die Erklärung der Siebenergruppe „ist der erste Angriff eines Teils 
der sozialdemokratischen Dumafraktion auf den anderen“, schrieben 
wir am 22. Februar in unserer Antwort in der „Prawda“, „die erste 
Aktion von Deputierten gegen Deputierte der gleichen Dumafraktion. 
Das ist der erste Schritt zur Spaltung der sozialdemokratischen Fraktion. 
Die Menschewiki berufen sich auf Wähleraufträge. Aber wo haben sie 
Aufträge zur Einheit mit den Liquidatoren, mit den Feinden der »Ille¬ 
galität 4 gefunden? Solche Wähleraufträge kennen wir nicht. Ja, und in 
der »Illegalität 4 konnten solche Aufträge auch gar nicht abgefaßt werden. 



Wir kennen nur Wähleraufträge über die Einheit innerhalb der Par¬ 
tei... Da wir es nicht wünschen, weitere Reibungen innerhalb der 
Fraktion zu fördern und den Funken der Spaltung zu schüren, unter¬ 
breiten wir Euch, bewußte Genossen Arbeiter, diesen ganzen Fall von 
Bruderkrieg, der von den sieben Deputierten begonnen wurde, zur 
Entscheidung.“ 

Natürlich war uns allen zu dieser Zeit bereits klar, daß der Augenblick 
gekommen war, da wir endgültig mit der menschewislischen Siebener¬ 
gruppe brechen mußten. Aber in den breiten Arbeitermassen war noch 
das Bestreben stark, die Einheit der Sozialdemokratie irgendwie zu 
erhalten. Was innerhalb der Parteiorganisationen, in unseren illegalen 
Komitees und Zellen vor sich ging, konnte natürlich infolge des Polizei¬ 
regimes der russischen Wirklichkeit nicht allgemein bekannt sein. Die 
Dumafraktion dagegen war vor aller Augen, sie und ihre Tätigkeit 
kannte jeder Arbeiter nicht nur Petersburgs, sondern auch der am 
weitesten entlegenen Gebiete Rußlands. Wenn breite Massen von der 
Einheit sprachen, hatten sie vor allem unsere Fraktion im Auge. Bei 
dieser Sachlage war es politisch am richtigsten, den Arbeitern zu zeigen, 
daß der wahre Schuldige an der Spaltung die menschewistische Sie¬ 
benergruppe war, daß sie durch ihr ganzes Verhalten und durch alle 
ihre Handlungen die Herbeiführung der für die revolutionäre Bewegung 
notwendigen Einheit verhinderte. 

2. Die Arbeiter über das Verhalten der Menschewiki 

In jeder Nummer rief die „Prawda“ dazu auf, den Menschewiki eine 
Abfuhr zu erteilen. 

Unsere Parteizellen nahmen in den Fabriken und Werken die ent¬ 
sprechende Propaganda auf, erläuterten die innerhalb der Dumafraktion 
entstandene Lage und erklärten, weshalb die bolschewistischen Depu¬ 
tierten sich geweigert hatten, an einer Liquidatorenzeitung mitzu arbeiten. 

Von überall gingen bei uns Entschließungen von Arbeitern ein, die 
den bolschewistischen Teil der Fraktion begrüßten und den Standpunkt 
und die Handlungsweise der Menschewiki verurteilten. Entschließungen 
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gingen sowohl der gesamten Fraktion als auch jedem einzelnen Depu- 
I irrten zu. Vertreter verschiedener Petersburger Werk- und Fabrik- 
mganisationen kamen zu den bolschewistisdien Deputierten und über- 
reiditen pcrsönlidi Entsdiließungen, die mit zahlreidien Unterschriften 
versehen waren. Der Stimme der Petersburger Arbeiter sdilossen sidi 
midi Arbeiter aus der Provinz an. 

Fs ist kennzeichnend, daß sogar Plechanow die mensdiewistisdie 
Siebenergruppe und ihr Presseorgan, den „Lutsdi“, verurteilte. 

„Die Zeitung ,Lutsch*“, schrieb Plechanow in der „Prawda“ vom 
S. März 1913, „möditc unseren Parteielemcntcn den Zusammensdiluß 
mit soldien Herrschaften aufzwingen, die an unserer Partei in einer für 
sie sdiweren Zeit, in einer Zeit, da sie unter den Sdilägen zeitweise 
triumphierender Reaktionäre verblutete, Verrat übten und schrien, daß 
man sie nidit nur nidit verteidigen, sondern ihr so sdinell, wie einen 
die Beine tragen, davonlaufen soll.“ 

Wie antworteten darauf die Mensdiewiki? Der „Lutsdi“ begann eine 
hemmungslose Hetze gegen die bolsdiewistisdie Sechsergruppe als 
(ianzes und gegen jeden von uns im einzelnen. Die Menschewiki ver- 
suditen erneut, Verleumdungen und Besdiuldigungen jeder Art vor- 
zubringen. 

Die Beiträge der Mensdiewiki im „Lutsdi“ und ihre Reden inArbeiter- 
versammlungen waren von Angrilfen gegen unsere Sedisergruppe auch 
in der Fraktion selbst begleitet. Unter Ausnutzung ihres zufälligen 
r bergewidits von einer Stimme waren die Menschewiki bestrebt, die 
Stimmen der bolschewistischen Deputierten in jeder Weise zu ersticken, 
und bemühten sidi bei jeder Gelegenheit, unsere Aktionen zu stören. 

Hier einige Beispiele aus der Praxis der Siebenergruppe. Als die 
sozialdemokratische Fraktion die Interpellation über die Lena-Ersdiie- 
ßungen einbrachte, war vorgesehen, sedis Redner im Namen der Frak¬ 
tion spredien zu lassen. Alle sechs Reden übertrug die Siebenergruppe 
mensdiewistisdien Deputierten, und erst nach langem und zähem 
Bingen gelang es* uns, sie zum Abtreten einer kurzen zehnminütigen 
Bede an den Genossen Muranow zu veranlassen. In der Frage der 
Niditzulassung von Versidierungsversammlungen wurde Malinowski 
als Redner vorgesdilagen — die Siebenergruppe ersetzte ihn durdi den 
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Menschewik Tuljakow. Bei der Einbringung der Interpellation über 
die Explosion in der Pulverfabrik an der Ochta stellte die Sechser¬ 
gruppe mich als Kandidaten für die Rede auf; es war ganz natürlich, 
eine Rede über Ereignisse in Petersburg dem Petersburger Deputierten 
zu übertragen. Aber die Siebenergruppe entschied anders und stellte 
unter Ausnutzung ihrer Mehrheit einen eigenen Kandidaten für die 
Rede auf. 

Zur Frage des Budgets des Innenministeriums waren zwei Kandida¬ 
turen vorgeschlagcn: Tschcheidse und Malinowski. Tschcheidse wurde 
von der Mehrheit bestätigt. Als es galt, im Zusammenhang mit der 
Erörterung des gleichen Budgets über die Arbeiterfrage zu sprechen, 
wurde ich von der Seehsergruppe als Redner der Fraktion vorgeschlagen, 
die Siebenergruppe ersetzte meine Kandidatur durch die Burjanows. 
Zur Frage des Budgets des Synods stellte die Fraktion zwei Redner. 
Die Siebenergruppe bestätigte zwei Menschewiki und lehnte den von 
uns vorgeschlagcncn Redner ab. 

Das sind nur einige Beispiele aus der mensehewistisehen Dumapraxis. 
Jede Rede mußten wir der mensehewistisehen Mehrheit abtrolzen, die 
sich nur nach langem und zähem Kampf bereit fand, uns reden zu 
lassen. Unter solchen Umständen wurde es noch schwieriger, das Haupt¬ 
ziel, das sich die Bolschewiki in der Duma steckten, zu erreichen, näm¬ 
lich die Dumatribüne für revolutionäre Agitation auszunutzen. 

Die Siebenergruppe begnügte sich nicht damit, daß sie uns am Reden 
in den Dumasitzungen hinderte. Die Menschewiki waren bemüht, uns 
auch aus den Dumakommissionen herauszuhallen, die gebildet wurden 
zur Prüfung von Interpellationen, zur Vorbearbeitung der Gesetzent¬ 
würfe, für den Staatshaushaltsplan usw. Das waren ständige Kommis¬ 
sionen, die zu Beginn der Session gebildet wurden. 

In den Kommissionen sammelte sich ein umfangreiches Material aus 
Regierungs- und sonstigen Quellen an, das die Deputierten für die 
künftigen Reden kennenlernen mußten. In den Kommissionssitzungen 
sprachen häufig Vertreter der Regierung, die Erläuterungen gaben 
und Fragen der Deputierten beantworteten. Die sozialdemokratische 
Fraktion hatte ihre Vertreter in allen Dumakommissionen mit Aus¬ 
nahme der Flottenkommission, zu der die Schwarzhunderterduma trotz 
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unserer Proteste die Sozialdemokraten und die Trudowiki nicht zu¬ 
lassen wollte. 

Die Arbeit der Kommissionen lieferte ein umfangreiches Agitations- 
nwiterial. Wir werteten es aus und beleuchteten in der Arbeiterpresse, 
was sich im Schoße der Duma tat. Indessen war das ganze Verhalten 
der Siebenergruppe darauf-gerichtet, die Vertretung der Fraktion in 
den weitaus meisten der von der Duma gebildeten Kommissionen an 
•ich zu reißen. 

Im ersten Jahre des Bestehens der IV. Duma waren die Mensche¬ 
wiki — bei insgesamt 20 Kommissionen, in denen die Sozialdemokraten 
vertreten waren — in 19 Kommissionen, die Bolschewiki dagegen nur 
in 7 Kommissionen vertreten. Selbst in den Kommissionen, wo der 
sozialdemokratischen Fraktion je zwei Plätze zustanden, wollten die 
Menschewiki uns nicht einen einzigen geben. 

Die wichtigste Kommission war die Budgetkommission — das war 
so etwas wie eine kleine Reichsduma. Hier hielten die Deputierten 
große Reden, Minister gaben Erklärungen ab. Die Budgetkommission 
war mit einem Wort einer der Hauptknoten in der Arbeit der Reichs¬ 
duma. Während der ersten Session gehörten ihr von der Fraktion 
Tschcheidse undMalinowski an. Diese Sachlage befriedigte die Siebener¬ 
gruppe nicht, und als Malinowski gegen Jahresende auf die Mitarbeit 
in der Budgetkommission verzichtete, nahmen die Menschewiki die 
Gelegenheit wahr, um ihren zweiten Kandidaten in die Kommission 
hineinzubringen. 

Das ganze Verhalten der menschewistischen Siebenergruppe trug den 
Charakter eines bestimmten Systems, um den bolschewistischen Depu¬ 
tierten den Mund zu stopfen. Die Menschewiki warfen uns bei jeder 
Gelegenheit Knüppel zwischen die Beine. Sie monopolisierten auch die 
Repräsentation der sozialdemokratischen Dumafraktion im Internatio¬ 
nalen Sozialistischen Büro, indem sie ihren Kandidaten delegierten, der 
keinesfalls als der wirkliche Vertreter der russischen Arbeiter gelten 
konnte. 

Bereits im Frühjahr 1913, als sich die Wintersession der Duma ihrem 
Ende näherte, wurde die Lage in der sozialdemokratischen Fraktion 
unerträglich. Uns war es völlig klar, daß die Aufrechterhaltung der 
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Beziehungen, die sich innerhalb der Fraktion herausgebildet hatten, 
unserer ganzen Tätigkeit und der ganzen revolutionären Bewegung in 
ihrer Gesamtheit nur schaden konnte. 

In den letzten Maitagen, nach einem der fälligen Zusammenstöße, 
machten wir, nachdem wir diese Frage untereinander erörtert hatten, 
in der Fraktion den Vorschlag, unverzüglich eine Sondersitzung anzu¬ 
beraumen, um die Lage und die Arbeit der Fraktion in vollem Umfange 
zu erörtern. Doch die Siebenergruppe, die ihre privilegierte Stellung 
nicht einbüßen wollte, lehnte diesen Vorschlag ab: Die Menschewiki 
dachten nicht einmal daran, unserer Sechsergruppe in irgendeiner Weise 
entgegenzukommen. 

Die kurz darauf beginnenden Sommerferien der Duma stellten die 
Frage der endgültigen Spaltung der Dumafraklion etwas zurück. 


Kapitel XI 

Die Beratung in Poronino 
1. In Poronino 

Am 15. Juni 1913 ging die Reichsduma in die Sommerferien. Das 
Zentralkomitee hatte vor, die turnusmäßige Beratung mit den Partei¬ 
funktionären gleich nach Schluß der Session einzuberufen, aber dann 
wurde beschlossen, die Beratung in den Spätsommer zu verlegen, um 
es den sechs Dumadepulierlcn zu ermöglichen, zuvor ihre Wähler auf¬ 
zusuchen. Es gehörte zu unseren Aufgaben, die Mitglieder der örtlichen 
Organisationen über die Arbeit der Sechsergruppe zu informieren, und 
wir sollten uns wiederum mit der Lage der Arbeit in der Provinz ver¬ 
traut machen. 

Eine der wichtigsten Fragen, die den bolschewistischen Deputierten 
dort gestellt wurde, war die Frage nach der Lage innerhalb der Fraktion. 
Die in den einzelnen Orten gesammelten Informationen über die 
Stimmung der Arbeitermassen sollten aisMatcrial für diebevorstehende 
Parteiberatung dienen. 
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Die Abreise der bolschewistischen Deputierten aus Petersburg löste, 
wie zu erwarten war, große Erregung bei der Ochrana aus. Es hagelte 
Handschreiben aus dem Polizeidepartement an örtliche Behörden: 
„beobachten“, „verfolgen“, „nicht zulassen“, „verbieten“ usw. Es kostete 
große Mühe, den Ring der Ochrana zu durchbrechen und die örtlichen 
Parteiorganisationen nicht hochgehen zu lassen. 

Die Rundreise durch die Arbeiterzentren der Provinz, die Reden in 
\rbeiterversammlungen, der Meinungsaustausch mit den örtlichen 
Parteifunktionären boten unserer Sechsergruppc die Möglichkeit, das 
Anwachsen der bolschewistischen Stimmungen unter den Arbeiter¬ 
massen zu konstatieren. 

Der Standpunkt der Sechsergruppe sowohl außerhalb als auch inner¬ 
halb der Fraktion wurde von den meisten örtlichen Parteiorganisationen 
gebilligt. Einige Organisationen stellten die Forderung nach unver¬ 
züglichem Bruch mit der Siebenergruppe, überwiegend war jedoch die 
Meinung, daß man noch einen, den letzten Versuch unternehmen müsse, 
um die Einheit der sozialdemokratischen Fraktion wenigstens nach 
außen hin aufrechtzuerhalten. Könne die gesamte Politik der Fraktion 
nicht der bolschewistischen Führung unterstellt werden, seien Maß¬ 
nahmen zu ergreifen, um die Siebenergruppe unschädlich zu machen 
und den bolschewistischen Deputierten die Möglichkeit zur stärkeren 
Ausnutzung der Dumatribüne zu gewährleisten. Sollte es aber nicht 
gelingen, eine solche Situation herbeizuführen, sei in der Duma ent¬ 
schlossen mit den Menschewiki zu brechen, wie das in allen anderen 
Parteiorganisationen bereits geschehen war. 

Nachdem wir eine Bilanz der Meinungen der Parteiorganisationen 
sowie der allgemeinen Stimmungen des revolutionären Teils der Arbeiter 
gezogen hatten, begaben wir uns in den Tagen nach dem 20. September 
ins Ausland zur Parteiberatung. 

Die Beratung wurde nach Galizien (Österreich), in das Dorf Poronino 
unweit von Krakau einberufen. Hier lebte Lenin in den Sommer¬ 
monaten mit einigen anderen Funktionären des Zentralkomitees. Aus 
Gründen der Geheimhaltung wurde beschlossen, die Beratung in Poro¬ 
nino als die „August“-(„Sommer“-)Bcratung zu bezeichnen, in Wirk¬ 
lichkeit aber fand sie Ende September 1913 statt. 
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An der Beratung nahmen 22 Vertreter der größten Parteiorganisa¬ 
tionen teil, (davon 17 mit beschließender Stimme). Die Duma-Sechser•- 
gruppe war vollzählig anwesend, mit Ausnahme des damals kranken 
Genossen Samoilow. 

Zwischen den Beratungen in Krakau und in Poronino waren mehr 
als acht Monate vergangen. In dieser Zeit halte die revolutionäre Bewe¬ 
gung in Rußland einen gewaltigen Schritt vorwärts getan. Die politi¬ 
schen Streiks am 9. November, am 4. April (Jahrestag der Lena- 
Erschießungen) und am 1. Mai waren grandios. Die russischen Arbeiter 
hatten in diesem Jahr erstmalig auch den Internationalen Tag der 
Arbeiterinnen gefeiert. 

Audi die ökonomischen Streiks zeidineten sich durch Zähigkeit und 
Organisiertheit aus. Außerordentlidie Heftigkeit erreichte der Kampf 
gegen die neue Waffe der Kapitalisten, die Aussperrungen. Insgesamt 
halten sidi 1913 in Rußland rund 1 Million Menschen an Streiks 
beteiligt, davon über eine halbe Million an politischen Streiks. 

Die Parteiarbeit erweiterte und festigte sidi. Viele neue Parleizellen 
waren geschaffen worden, die Zellen aber, die bereits bestanden, ver¬ 
größerten ihren Mitgliedersland, ihre Arbeit erfaßte breitere Arbeiter¬ 
massen. In allen legalen Arbeiterorganisationen sowie Bildungsvereinen 
verstärkte sidi der bolschewistische Einfluß. 

Alle diese Anzeidien für das Wadistum der revolutionären Bewegung 
stellten der Partei Fragen verschiedenster Art. Vor der Beratung in 
Poronino standen sowohl organisatorische Fragen als audi Fragen der 
Taktik, der Propaganda, der Agitation usw. 

Auf der Tagesordnung standen die Beridile über die Arbeit in Peters¬ 
burg, Moskau, in der Ukraine, im Ural und in Polen an erster Stelle. 

Idi erstattete Bcridil über die Arbeit in Petersburg. Der allgemeine 
Verlauf der Streikbewegung in Petersburg war den Beralungsteilneh- 
mern bekannt. Von den Aktionen der Petersburger Arbeiter wußte ein 
jeder. Deshalb ging idi in meinem Beridit vor allem auf den Zustand 
der Parteiorganisation und die Arbeit des Petersburger Komitees ein. 

Eine Reihe organisatorischer Maßnahmen, die auf Grund der Be¬ 
schlüsse der vorangegangenen, der Krakauer Beratung getroffen worden 
waren, hatte sich positiv ausgewirkt und zur Verstärkung der Peters- 
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Imi-ger Organisation bcigelragcn. Jetzt konnten sich zersplitterte, parti- 
.menhafte Aktionen einzelner Gruppen, wie beispielsweise die am 
l äge der Eröffnung der IV. Reichsduma, schon nicht mehr wiederholen. 
Die Führung der Organisation war in der Exekutivkommission des 
I Viersburger Komitees konzentriert. Die engsten Verbindungen unter¬ 
hielt das Petersburger Komitee mit dem Narwacr, dem Newaer und 
dem Wyborger Stadtbezirk sowie dem der Wassiljewski Insel, das heißt 
mit den wichtigsten Arbeiterbezirken. 

Sodann gab ich eine ausführliche Information über die Technik bei 
der Organisierung von Druckereien, von denen das Petersburger 
Komitee damals zwei besaß, über die Herausgabe von Proklamationen, 
die in Petersburg in Auflagen bis zu 20 000 Exemplaren gedruckt 
wurden, über die Arbeit in den Gewerkschaften, über die Unterstützung 
der „Prawda“, über Geldsammlungen usw. 

Als Korrespondenz mit der Unterschrift „Mitglied der Exekutiv¬ 
kommission des Petersburger Komitees“ wurde mein Bericht gekürzt 
im Zentralorgan der Partei „Sozialdemokrat“ vom 5. Dezember 1913 
abgedruckt. Der veröffentlichte Teil des Berichts betrifft den Aufbau 
der Petersburger Organisation und die Arbeit des Petersburger Komitees. 

„Im Sommer“, so schrieb ich, „wurden alle Angelegenheiten in 
Petersburg vom Petersburger Komitee geleitet, das seit Herbst vorigen 
Jahres tätig ist. Das Petersburger Komitee hat Verbindungen zu allen 
Werken. Alles, was in den Arbeitervierteln, in jedem Werk, in jeder 
Fabrik und sogar in jeder Werkstatt geschah, war dem Petersburger 
Komitee bekannt, es war über alles informiert. Unsere Petersburger 
Organisation mit dem Petersburger Komitee an der Spitze ist wie folgt 
beschaffen: in allen Werken gibt es Zellen, die gewählt werden und in 
kleineren Werken auch die Werkkomitees darstellen. Die Werkkomitees 
entsenden Vertreter in die Bezirkskomitces. Außerdem ernennt jedes 
Werkkomitee oder, wenn das Werk groß ist, jede Zelle in der Werkstatt 
einen Geldsammler, der an jedem Lohntag Geld für alles, was benötigt 
wird, sammelt, das Zeitungsabonnement vermittelt und anderes. Dann 
wird noch ein Kontrolleur ernannt, der alle Einrichtungen, für die Geld 
gesammelt wurde, besuchen, sich vom Eingang des im Werk gesam¬ 
melten Geldes vergewissern und Quittungen einholen muß. Dadurch 
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gibt es keinen Mißbrauch des Geldes, und es gingen auch keinerlei 
Beschwerden ein. 

Jedes Bezirkskomitee wählte in geheimer Abstimmung die Exekutiv¬ 
kommission. Man bemühte sich, die Wahlen so durchzuführen, daß es 
nicht das ganze Komitee erfuhr, wer der Exekutivkommission angehört. 
Der Exekutivkommission eines jeden Bezirkskomitees gehörten drei 
Personen an. 

Die Exekutivkommissionen der Bezirke entsandten Vertreter in das 
Petersburger Komitee und zwar ebenfalls so, daß es nicht das ganze 
Bezirkskomitee erfuhr, wer dem Petersburger Komitee angehört. Das 
Petersburger Komitee wählte seinerseits eine Exekutivkommission aus 
drei Personen. Zuweilen war es notwendig, zum Petersburger Komitee 
aus Gründen der Geheimhaltung nicht zu wählen, sondern das Peters¬ 
burger Komitee kooptierte jemanden aus der Exekutivkommission 
eines Bezirks. 

Dank einer solchen Organisation fiel es der Ochrana schwer, an das 
Petersburger Komitee heranzukommen, das Petersburger Komitee aber 
funktionierte die ganze Zeit, leitete die Tätigkeit der Organisation, rief 
politische Streiks aus usw. 

Die Autorität des Petersburger Komitees war unter den Arbeiter¬ 
massen sehr groß, ln allen wichtigen Fällen warteten die Arbeiter auf 
die Direktiven des Petersburger Komitees. Besonders große Bedeutung 
hatten die Flugblätter des Petersburger Komitees, die es aus verschie¬ 
denen Anlässen herausgab. 

Die Petersburger Gewerkschaftsorganisationen hatten beschlossen, 
ihre politischen Streiks nicht auszurufen, sondern den Aufruf des Peters¬ 
burger Komitees abzuwarten und sich diesem zu fügen. Die Streiks am 
9. Januar, am 4. April und am l.Mai wurden vom Petersburger Komitee 
ausgerufen. Nach dem Verbot der ,Prawda l waren die Arbeiter sehr 
erregt und wollten streiken. Das Petersburger Komitee aber beschloß, 
man müsse sich zunächst gut organisieren und ein Flugblatt hcraus- 
geben, das sich an die Massen wenden sollte. Und deshalb hielt das 
Petersburger Komitee die Arbeiter die ganze Zeit zurück und ermahnte 
sie, den Aufruf abzuwarten. Das Petersburger Komitee erließ keinen 
Aufruf zum Streik, nach einigen Tagen aber begann eine andere Arbeiter- 
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Ölung dergleichen Richtung zu erscheinen, und die Arbeiter beruhigten 
•‘ich ein wenig. Dennoch halten etwa 30 000 gestreikt. 

Die Flugblätter waren von gewaltiger Bedeutung, deshalb setzte das 
I Vtorsburger Komitee alles daran, die technischen Hilfsmittel für den 
Druck von Flugblättern zu beschaffen. Man mußte die Flugblätter 
selbst abfassen. Das ganze Petersburger Komitee setzte sich aus Arbei- 
imi zusammen, und es war schwer, einen Intellektuellen zu finden, der 
• in von Arbeitern geschriebenes Flugblatt korrigierte. 

Die politischen Streiks in Petersburg zerstörten die Organisation 
nicht, sondern festigten sie vielmehr. Man kann sagen, daß die Peters¬ 
burger Organisation dank der politischen Streikbewegung zu neuem 
Dcbcn erwacht ist, sich gefestigt und entwickelt hat. Das Geschrei der 
I .iquidatoren über das ,Streikfieber 4 zeigt, daß sie sieh von den Arbeiter¬ 
organisationen und dem Leben der Massen völlig losgelöst haben, daß 
sie nicht begreifen, was sich jetzt unter den Arbeitern tut. Ich stand im 
Zentrum der Arbeiterbewegung in Petersburg und fühlte auf Schritt 
und Tritt, wie die Stärke des Arbeiters wächst, wie er vor Kraft geradezu 
strotzt. 

Die Entschließungen der Februarberatung hatten die Arbeiter in den 
Werken erhalten und gelesen. Die gesamte Arbeit der Petersburger 
Organisation wurde im Geiste dieser Entschließungen geleistet. Das 
Leben hat ihre Richtigkeit vollauf bestätigt. Bei meiner Mitwirkung 
spürte ich die ganze Zeit, daß die Arbeit auf dem richtigen Wege ist, 
daß die Linie richtig eingeschlagen wurde. Liquidatoren habe ich so 
gut wie keine getroffen, sie waren nicht zu hören. Zunächst wunderte 
ich mich darüber, später aber hat die Metallarbeiterversammlung alles 
geklärt: sie sind in Petersburg kaum vorhanden.“ 

Die Berichte aus den verschiedenen Orlen halten informatorischen 
Charakter. Dazu wurden keine besonderen Beschlüsse gefaßt. Sie sollten 
die Lage der örtlichen Parteiorganisationen möglichst umfassend be¬ 
leuchten und damit der Beratung die Lösung allgemeiner Fragen 
ermöglichen. 

Gleich nach den Informationen aus den verschiedenen Orten erstattete 
Lenin den Bericht über die Arbeit des von der Prager Konferenz 
gewählten Zentralkomitees. Die Entwicklung der revolutionären Bewe- 
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gung und der Erfolg der Parteiarbeit haben, so führte Lenin aus, 
bestätigt, daß die Linie der Bolschewiki, die auf der Prager Konferenz 
ein eigenes Zentralkomitee geschaffen haben, richtig ist. Die Wahlen 
zur Reichsduma, die Gründung der „Prawda“, das hohe Niveau der 
Streikbewegung — das alles sind Ergebnisse der Parteiarbeit unter 
Führung des bolschewistischen Zentralkomitees. 

über die Technik des Zentralkomitees, über Korrespondenz, Ver¬ 
bindungen, Transport, Vertrauenspersonen und Vertreter des Zentral¬ 
komitees in den meisten Großstädten berichtete Nadeshda Konstanti- 
nowna Krupskaja. 

Nadeshda Konstantinowna war alle diese Jahre hindurch der ständige 
und treueste Helfer Lenins. Im Jahre 1890 begann ihr bewußtes revo¬ 
lutionäres Leben. Seit 1898 war sie eng mit Wladimir II jitsch verbunden: 
sie arbeitete mit ihm zusammen in der Illegalität, war mit ihm zu¬ 
sammen in der Verbannung und lebte mit ihm zusammen in der 
Emigration. 

Im Auslande lastete auf den Schultern Nadeshda Konstantinownas 
eine gewaltige Arbeit zur Anbahnung von Verbindungen, zur Beförde¬ 
rung von Literatur und zur Führung vertraulicher Korrespondenz. Sie 
führte auch die Protokolle der Sitzungen, der Kongresse, der Konfe¬ 
renzen und Beratungen. 

2. Die Hauptbeschlüsse 

Nach den einleitenden Berichten behandelte die Beratung die auf der 
Tagesordnung stehenden Fragen. Innerhalb von zehn Tagen erörterte 
und entschied die Beratung viele überaus wichtige Fragen, die die 
weitere Arbeit der Partei bestimmten. 

Die Beratung bekräftigte erneut, daß die Hauptlosungen des revo¬ 
lutionären Kampfes der Arbeiterklasse bleiben müssen: „Demokratische 
Republik“, „Achtstundentag“, „Konfiskation des gesamten Gutsbesitzer¬ 
landes“. Unter diesen „ungeschmälerten“ Losungen sollten alle 
politischen Streiks verlaufen. 

Die Beratung begrüßte die Initiative des Petersburger Komitees und 
einiger Moskauer Parteigruppen, die an der Organisierung eines all- 
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j'rmeiiien politischen Streiks arbeiteten. Es galt, unverzüglich und über- 
ill die Agitation für die Vorbereitung des allgemeinen politischen Streiks 
mi gesamtrussischen Maßstab zu beginnen. 

Die Resolution über die Streikbewegung bestand aus sechs Punkten, 
von denen der letzte aus Gründen der Geheimhaltung nicht veröffent¬ 
licht wurde. Der sechste Punkt wies darauf hin, daß politische Streiks 
in verschiedenen Städten, und zwar insbesondere in Petersburg und 
Moskau, gleichzeitig durchgeführt werden müssen. 

„Die Beratung“, so lautete dieser Punkt, „ruft alle örtlichen Funktio¬ 
näre auf, die Flugblattagitation weiter auszubauen sowie bessere und 
engere Beziehungen zwischen den politischen und sonstigen Organisa¬ 
tionen der Arbeiter verschiedener Städte herbeizuführen. Insbesondere 
ist cs notwendig, auf die Verständigung vor allem zwischen den Peters¬ 
burger und den Moskauer Arbeitern zu achten, damit die politischen 
Streiks, die aus verschiedenen Anlässen ausbrechen können (Verfolgung 
der Presse, Versicherungsstreik usw.), nach Möglichkeit in den beiden 
Hauptstädten gleichzeitig durchgeführt werden.“ 1 

Zur Frage der Parteipresse beschloß die Beratung: 

„1. Die Beratung stellt die gewaltige Bedeutung der legalen Presse 
für die Sache der sozialdemokratischen Agitation und Organisation fest 
und ruft deshalb die Parteiinstitutionen und alle bewußten Arbeiter 
auf, die legale Presse durch weite Verbreitung, kollektive Massen¬ 
abonnements und ständige Sammlungen in verstärktem Maße zu unter¬ 
stützen. Dabei bestätigt die Beratung erneut, daß die erwähnten Samm¬ 
lungen Mitgliedsbeiträge für die Partei darstellen. 

2. Besonders starke Beachtung muß der Festigung des legalen 
Arbeiterorgans in Moskau und der möglichst baldigen Schaffung einer 
Arbeiterzeitung im Süden gellen. 

3. Die Beratung äußert den Wunsch, daß die bestehenden legalen 
Arbeiterorgane durch gegenseitige Information, Veranstaltung von Be¬ 
ratungen usw. einen möglichst engen Kontakt hersteilen. 

4. Da die Beratung die Wichtigkeit und Notwendigkeit des Bestehens 
eines theoretischen Organs des Marxismus anerkennt, äußert sie den 
Wunsch, daß alle Organe der Partei- und Gewerkschaftspresse die 

1 „Die KPdSU in Resolutionen ...“, Teil I, S. 311, russ. 

14 Badajew, Bcichsduma 
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Arbeiter mit der Zeitschrift „Prosweschtschenije“ vertraut machen und 
sie zum ständigen Bezug und zur systematischen Unterstützung dn 
Zeitschrift auf rufen. 

5. Die Beratung macht die Parteiverlage darauf aufmerksam, daM 
eine zahlreiche Ausgabe populärer Broschüren über Fragen der sozial¬ 
demokratischen Agitation und Propaganda äußerst notwendig ist 

6. Da sich der revolutionäre Kampf der Massen in der letzten Zeil 
verschärft und da er vollständig und allseitig beleuchtet werden muß, 
wie das in der legalen Presse nicht möglich ist, macht die Beratung 
insbesondere darauf aufmerksam, daß die illegale Verlagstätigkeit der 
Partei verstärkt entwickelt werden muß, wobei neben den illegalen 
Flugblättern, Broschüren usw. auch das häufigere und regelmäßigere 
Erscheinen des illegalen Parteiorgans (ZO) äußerst notwendig ist.“ 1 

Die wichtigste organisatorische Aufgabe der Partei war, wie die Bera¬ 
tung betonte, nicht nur die Festigung der Parteiorganisationen in jeder 
Stadt, sondern auch deren Vereinigung. Dazu war es notwendig, 
Gebietsparteiberatungen und, wo es möglich war, auch Konferenzen 
einzuberufen. Erneut bestätigt wurde die Notwendigkeit des Systems 
von Vertrauensleuten beim Zentralkomitee. Die Beratung stellte die 
Frage der Einberufung des nächsten Parteitages. 

Eine der zentralen Fragen der Beratung in Poronino war der Bericht 
unserer Sechscrgruppe über die Arbeit der sozialdemokratischen Frak¬ 
tion der Reichsduma. 

Bereits vor Eröffnung der Beratung, gleich nach der Ankunft in 
Poronino, hatten wir mit Lenin eine private Beratung über die Arbeit 
der Sechsergruppe in der Duma. Seit der Krakauer Konferenz halten 
wir bereits gewisse Erfahrungen sowohl in Dumareden als auch in der 
Arbeit außerhalb der Duma gesammelt. Vom Standpunkt der revo¬ 
lutionären Massenagitation nutzten wir die Dumatribüne nicht schlecht 
aus. Wir hatten aber zuweilen den Eindruck, als reiche das alles 
nicht aus. 

„Nun gut, wir veranstalten Demonstrationen gegen Minister und 
Schwarzhunderter, wenn sic auf der Tribüne erscheinen**, so sagte ich 
zu Lenin. „Aber das ist zu wenig. Die Arbeiter werden fragen: welche 

1 Ebenda, S. 311/12. 
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I»iitUtisclien Vorschläge habt ihr in der Duma gemacht? Wo sind die 
oii euch ausgearbeiteten Gesetze?" 

I enin lachte und antwortete: 

.Irgendwelche Gesetze, die die Lage der Arbeiter erleichtern, wird 
dir Schwarzhunderterduma nie und nimmer annehmen. Die Aufgabe 

• Ines Arbeiterdeputierten besteht darin, die Schwarzhundcrler von der 
I hiinntribüne aus Tag für Tag daran zu erinnern, daß die Arbeiterklasse 

• I »i k und mächtig ist, daß der Tag nicht mehr fern ist, da sich die 
Revolution wieder erhöht, die das ganze Schwarze Hundert samt seinen 
Ministern und seiner Regierung hinwegfegen wird. Gewiß kann man 
mich Abänderungen Vorschlägen und sogar irgendein Gesetz, aber alle 
diese Schritte müssen auf eines hinauslaufen: man muß die zaristische 
1 h dming brandmarken, die ganze erschreckende Willkür der Regierung 
/eigen, von der Rechtlosigkeit und der maßlos harten Ausbeutung der 
\ rbeiterklasse sprechen. Das eben wird wirklich das sein, was die 
Arbeiter von ihrem Deputierten hören müssen.“ 

Gemeinsam mit Lenin wurden verschiedene praktische Fragen der 
Dumaarbeit gelöst: hinsichtlich der Abstimmung über einzelne Artikel 
der Gesetze und über Budgets, hinsichtlich der Gesetzentwürfe, deren 
Misarbcilung die Sechsergruppe zu agitatorischen Zwecken in Angrill 
nehmen sollte usw. 

Die Debatte über den Rechenschaftsbericht der Sechsergruppe dauerte 
einige Sitzungen lang. In der angenommenen Entschließung über die 
Dumaarbeit der Sozialdemokraten bekräftigte die Beratung erneut die 
Beschlüsse der Partei, wonach die Aufgabe der sozialdemokratischen 
Deputierten nicht in der Teilnahme an irgendeiner positiven gesetz¬ 
geberischen Arbeit, sondern in der Ausnutzung der Dumatribüne für 
die revolutionäre Agitation und Propaganda bestand. Bei einer schroff 
iblehncndcn Einstellung zu jeglichen Gesetzentwürfen, die durch die 
Duma gingen, erhob sich dennoch die Frage, was man tun solle, falls 
im Gesetz irgendeine Verbesserung der Lage der Werktätigen vor¬ 
geschlagen wurde. Die Beratung war der Meinung, daß für diese Punkte 
nur dann gestimmt werden solle, wenn es um eine unmittelbare und 
direkte Verbesserung ging, wie etwa Verkürzung des Arbeitstages. 
Lohnerhöhung usw. Wenn aberdie vorgeschlagene Verbesserung infolge 
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der allgemeinen Bedingungen zweifelhaft war, solle sich die Fraktion, 
unbedingt mit einer besonderen Begründung, der Stimme enthalten. 
Außerdem solle die sozialdemokratische Fraktion in allen Fragen, die 
in der Duma behandelt würden, selbständige Formeln für den über 
gang zum nächstfolgenden Tagesordnungspunkt einbringen. Das waren 
die Hinweise der Beratung in Poronino zu unserer Dumaarbeit. 


3. über die Spaltung der Dumafraktion 

In einem besonderen Bericht wurde auf der Beratung die Lage inner¬ 
halb der Dumafraktion und unser Kampf gegen die mcnschewislische 
Siebenergruppe behandelt. Vor der Beratung stand in all ihrer Trag¬ 
weite die Frage, ob eine endgültige Spaltung der Fraktion vollzogen 
und eine selbständige Dumafraktion der Bolschewiki gebildet werden 
sollte. 

Die Spaltung der Fraktion und die völlige Abgrenzung von den 
Menschewiki wurden auf der Beratung im Grunde als ein notwendiger 
und unvermeidlicher Schritt angesehen. Aber dieser Schritt war äußerst 
ernst und verantwortungsvoll. Wie wird er von den breiten Arbeiter¬ 
massen aufgenommen? Werden sie begreifen, daß die „Einheit“ mit 
den Liquidatoren der Arbeiterklasse nur schadet? Werden sic es nicht 
für notwendig hallen, daß die Bolschewiki und die Menschewiki 
angesichts der Schwarzhunderterduma als ein einheitliches Ganzes auf- 
treten? Die Lage wurde dadurch erschwert, daß es angesichts der 
wütenden Zensur und der Polizeiverfolgungen unmöglich war, eine 
breite Aufklärungskampagne zu entfalten. Unsere Presse durfte nicht 
alles beim richtigen Namen nennen. Man mußte „durch die Blume“ 
sprechen, selbst die drei Grundlosungen der Bolschewiki mußten durch 
allerlei „ähnliche“ Worte getarnt werden. 

Andererseits mußte man die Spaltung selbst so vollziehen, daß 
möglichst viele von denen, die bereits schwankten, aber sich immer 
noch den Menschewiki anschlossen, mitgezogen wurden. Das galt in 
gleichem Maße sowohl für die fortschrittlichen, bewußten Arbeiter 
als auch für die Mitglieder der vereinigten Fraktion selbst. Unsere 
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Aufgabe war es, diejenigen, die noch nicht endgültig in dem Liquida¬ 
lorensumpf versunken waren, von den Menschewiki abzusondern, los¬ 
zureißen. 

Alle diese Erwägungen wurden der Entschließung der Beratung in 
l’oronino zugrunde gelegt, die sich entschied, der Siebenergruppe vor¬ 
her die ultimative Forderung nach Gleichheit der beiden Fraktionsteile 
zu stellen. Nur wenn sich die Menschewiki weigern sollten, auf unsere 
Forderung einzugehen, sollten wir endgültig mit der Siebenergruppe 
brechen und eine selbständige Fraktion bilden. 

„Die Beratung ist der Ansicht“, so lautete der Beschluß über die 
Dumafraktion, „daß die Einheit der sozialdemokratischen Fraktion auf 
dem Gebiet der Dumaarbeit möglich und notwendig ist. 

Die Beratung stellt jedoch fest, daß das Verhalten der sieben Depu¬ 
tierten die Einheit der Fraktion ernsthaft gefährdet. 

Die sieben Deputierten verletzen unter Ausnutzung der zufälli¬ 
gen Mehrheit von einer Stimme die elementaren Rechte der sechs 
Arbeiterdeputierten, die die gewaltige Mehrheit der Arbeiter Rußlands 
vertreten. 

Die sieben Deputierten nehmen, von engen Fraktionsinteressen aus¬ 
gehend, den sechs Deputierten die Möglichkeit, zu den wichtigsten 
Fragen des Arbciterlebens von der Dumatribüne aus zu sprechen. Wenn 
bei einer ganzen Reihe von Aktionen die sozialdemokratische Fraktion 
zwei und mehr Redner stellte, erhielten die sechs Deputierten trotz 
ihrer Forderungen nicht die Möglichkeit, ihren Redner sprechen zu 
lassen. 

Die sieben Deputierten weigern sich ferner, bei der Verteilung 
der Sitze in den Dumakommissionen (beispielsweise in der Budget¬ 
kommission) den sechs Deputierten einen der beiden Sitze zu über¬ 
lassen. 

Wenn die Fraktion in die Institutionen, die für die Arbeiterbewegung 
wich;ig sind, Vertreter wählt, entziehen die sieben Deputierten den 
sechs Deputierten mit der Mehrheit einer einzigen Stimme die Ver¬ 
tretung. Die technischen Kräfte der Fraktion werden stets einseitig aus¬ 
gewählt (beispielsweise wurde die Forderung nach einem zweiten 
Sekretär abgelehnt). 
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Die Beratung ist der Meinung, daß eine derartige Handlungsweise 
der sieben Deputierten unweigerlich Reibungen in der Fraktion schallt, 
die eine einträchtige Arbeit behindern und zur Spaltung der Fraktion 
führen. 

Die Beratung protestiert auf das entschiedenste gegen eine derartige 
Handlungsweise der sieben Deputierten. 

Die Sechs Deputierten repräsentieren die gewaltige Mehrheit der 
Arbeiter Rußlands und bandeln in voller Übereinstimmung mit der 
politischen Linie ihres organisierten Vortrupps. 

Die Beratung ist deshalb der Meinung, daß es nur bei voller Gleich¬ 
berechtigung der beiden Teile der Fraktion und nur beim Verzicht der 
sieben Deputierten auf ihre Unterdrückungspolitik möglich sein wird, 
die Einheit der sozialdemokratischen Fraktion auf dem Gebiet der 
Dumaarbeit aufrechtzuerhalten. 

Ungeachtet der unversöhnlichen Unstimmigkeiten nicht allein auf 
dem Gebiet der Dumaarbeit fordert die Beratung die Einheit der Frak¬ 
tion auf der Grundlage der vorstehend erwähnten Prinzipien der Gleich¬ 
berechtigung ihrer beiden Teile. 

Die Beratung fordert alle bewußten Arbeiter auf, ihre Meinung zu 
dieser wichtigen Frage zu äußern und mit allen Kräften zur Erhaltung 
der Einheit der Fraktion auf der einzig möglichen Grundlage der Gleich¬ 
berechtigung der sechs Arbeiterdepulierten beizulragcn/' 1 

Mit der Annahme dieses Beschlusses unternahm unsere Partei den 
letzten Versuch, die mcnschewislische Siebenergruppe unschädlich zu 
machen, ohne die offizielle Spaltung herbeizuführen. 

Aber die Teilung der Fraktion in zwei gleichberechtigte selbständige 
Teile wäre natürlich an sich schon eine scharfe Trennung zwischen der 
Sechser- und der Siebenergruppe. Und selbst wenn cs zu keiner for¬ 
mellen Spaltung gekommen wäre, hätten wir in unserer Dumatätigkeit 
dennoch die Möglichkeit, eine Politik zu betreiben, die den Interessen 
der Partei tatsächlich entsprechen würde. 

Unmittelbar vor der Abreise aus Poronino fand eine Sitzung des 
Zentralkomitees unter Teilnahme der Deputierten statt, auf der die 
praktischen Schritte der Sechsergruppe in bezug auf die Menschewiki 

1 „Die KPdSU in Resolutionen ..Teil 1, S. 313/14, russ. 
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erörtert wurden. Es wurde beschlossen, daß wir ihnen folgende ulti¬ 
ma live Forderungen stellen sollen: Berufung eines zweiten Sekretärs 
der Fraktion, Neuwahlen für die Budgelkommission und für das Inter¬ 
nationale Sozialistische Büro sowie paritätische Aufstellung der Redner 
von den Bolschewiki und den Menschewiki. Unverzüglich wurde der 
Wortlaut des ultimativen Schreibens ausgearbeitet. Weigerte sich die 
Siebenergruppe, unseren Forderungen zu entsprechen, sollte — so 
wurde beschlossen — der endgültige Bruch herbeigeführt und an die 
Massen «appelliert werden. 


Kapitel XII 

Die Spaltung der Dumairaklion 
1. Unser Ultimatum an die Menschewiki 

Die Beratung in Poronino setzte eine Reihe wichtiger organisatori¬ 
scher Aufgaben auf die Tagesordnung. Um diese auszuführen, begab ich 
mich im Aufträge des Zentralkomitees für einige Tage nach Brjansk, in 
das Beshizki Werk, wo ich über die Arbeit der Beratung Bericht er¬ 
stattete. Wir hatten zu dem Werk starke Bindungen, die sich nach 
meiner Reise noch mehr festigten. Die ständige und gut eingespielte 
Verbindung mit der Brjansker Organisation sowohl in der Dumaarbeit 
als auch in der Arbeit außerhalb der Duma blieb während meiner gan¬ 
zen Deputiertenzeit erhalten. Die übrigen Mitglieder der Sechsergruppe 
begaben sich in andere Ciebicte Rußlands. 

Die ganze Sechsergruppe kam in Petersburg wieder zusammen am 
15. Oktober, für den die Eröffnung der Herbstscssion der Reidisduma 
angesclzt worden war. 

Die erste Sitzung der sozialdemokratischen Fraktion fand am näch¬ 
sten 'l äge, am 16. Oktober, statt, deich nach Eröffnung der Sitzung 
wurde im Namen der Sechsergruppe eine Erklärung außerhalb der 
Tagesordnung abgegeben. Wir wiesen kurz auf die innerhalb der Frak¬ 
tion entstandene Lage hin und legten unsere Forderungen nach Gleich- 
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berechtigt!ng beider Teile der Fraktion dar. Diese Forderungen wurden 
in Form eines Ultimatums gestellt: „Wir fordern eine sofortige Ant¬ 
wort. Im Falle der Ablehnung tritt unsere ganze Sechsergruppe aus der 
Fraktion aus.“ 

Tschcheidse versuchte eine Erörterung unserer Forderungen zu unter¬ 
binden. „Beliebt es der Versammlung, die Erklärung der sechs Depu¬ 
tierten zu erörtern?“ fragte er und wollte schon — seiner Mehrheit im 
voraus gewiß — zur üblichen Abstimmung schreiten. 

Als Antwort auf unseren Protest gegen ein solches Verfahren zur 
Lösung der Frage kam einer aus der Siebenergruppe seinem Vorsitzen¬ 
den zu Hilfe und machte einen neuen Vorschlag: zunächst die laufenden 
Angelegenheiten der Fraktion zu erörtern und erst dann, am Ende der 
Sitzung, zur Prüfung der Erklärung der Sechsergruppe überzugehen. 
Wir lehnten es kategorisch ab, uns in irgendeiner Weise an der gemein¬ 
samen Arbeit zu beteiligen, bevor wir eine Antwort auf die von uns 
gcstelllen Forderungen erhalten hatten und verließen demonstrativ 
die Sitzung. 

Ollenbar halten die Menschewiki eine derart entschlossene Aktion 
von unserer Seite nicht erwartet, und sie wußten im ersten Augenblick 
nicht, wie sie darauf reagieren sollten. Um etwas Zeit zu gewinnen, 
wandten sie sich an uns mit der Bitte, die Erklärung der Sechsergruppe 
schriftlich einzureichen und versprachen uns, innerhalb einer Woche 
Antwort zu geben; inzwischen sollten wir an der gemeinsamen Arbeit 
der Fraktion teilnehmen. 

Am nächsten Tag händigten wir der Siebenergruppe folgende Er¬ 
klärung aus: „Ein Jahr der gemeinsamen Arbeit in der Rcichsduma hat 
eine ganze Reihe von Zusammenstößen und Reibereien zwischen uns 
und Ihnen, das heißt den übrigen sieben sozialdemokratischen Depu¬ 
tierten, mit sich gebracht. Es kam sogar zur oITcnen Polemik in der 
Presse, und Ihre jüngsten Beschlüsse, die von Ihnen kurz vor der 
Schließung der Reichsduma im Juni 1913, als ein Teil der Deputierten 
bereits weggefahren war, gefaßt wurden, haben endgültig die Unmög¬ 
lichkeit und Ausweglosigkeit der entstandenen Lage gezeigt. Diese von 
Ihnen mit sieben gegen sechs Stimmen gefaßten Beschlüsse sind die 
Verweigerung eines von den beiden Sitzen in der Budgetkommission 
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für die Bolschcwiki (die sechs Deputierten) sowie die Wahl eines Ver¬ 
treters (und nicht zweier) für eine wichtige Institution. 

Nachdem Sie wiederholt mit sieben gegen sechs Stimmen den sechs 
Arbeiterdeputierten einen von zwei Rednern, die in der Duma zu stel¬ 
len waren, versagt halten, war der erwähnte Beschluß der Tropfen, der 
den Becher zum überlaufen brachte. 

Es ist Ihnen bekannt, daß wir ganz und gar im Geiste des konse¬ 
quenten Marxismus gehandelt haben und auch weiterhin handeln, in¬ 
dem wir uns ideologisch allen seinen allgemeinen Erkenntnissen an- 
schlicßen. 

Es ist Ihnen, Genossen, bekannt, daß es durchaus objektive Tat¬ 
sachen gibt, die beweisen, daß wir nicht übertreiben, wenn wir von der 
vollen Übereinstimmung unserer Tätigkeit mit dem Bewußtsein und 
dem Willen der gewaltigen Mehrheit der marxistischen fortschrittlichen 
Arbeiter Rußlands sprechen. Das hat auch die Geschichte der ,Prawda‘ 
bewiesen, der ersten Arbeiterzeitung, die durch den Aufschwung der 
Arbeiterbewegung im April—Mai 1912 geschallen wurde und die Mehr¬ 
heit der Arbeiter um sich vereinigte. Das hat die Verbreitung der 
.Prawda* in einer Auflage von 40 000 Exemplaren bewiesen. Das haben 
die in Gruppen durchgeführten Sammlungen der Arbeiter für die 
,Prawda‘ bewiesen, über die diese Zeitung stets ollen geschrieben hat. 
Das haben die Wahlen in der Arbeiterkurie zur IV. Reichsduma be¬ 
wiesen, aus denen die Bolschcwiki überall als Kuriendeputierte hervor¬ 
gingen und die im Vergleich mit den Wahlen in der Arhcilerkurie zur 
II. und zur III. Reichsduma das unbestreitbare, von niemandem be¬ 
strittene gewaltige Wachstum des Marxismus und der anliliquidatori- 
sclien Überzeugungen unter den bewußten Arbeitern Rußlands gezeigt 
haben. Das haben schließlich die Wahlen zum Vorstand des Metall- 
arbeilcrvcrbandes in St. Petersburg und die Geschichte der ersten Ar¬ 
beiterzeitung in Moskau in diesem Jahr bewiesen. Selbstverständlich 
halten wir es für unsere unbedingte Pflicht, in strikter Übereinstimmung 
mit dem Willen der Mehrheit der marxistisch geeinten Arbeiter Ruß¬ 
lands zu handeln. 

Indessen handeln Sic, die sieben Deputierten, unabhängig von die¬ 
sem Willen und entgegen diesem Willen. Sie fassen kühn Beschlüsse, 
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die dem Willen der Mehrheit der bewußten Arbeiter zuwiderlaufen. 
Wir erinnern daran, daß Sie, wenn auch auf der Grundlage eines ge¬ 
wissen Kompromisses, den Nichtsozial demokratenJagiello aufgenommen 
haben, der bis heute von keinem Sozialdemokraten in Polen anerkannt 
worden ist, oder daß Sie entgegen dem Willen der Mehrheit der Arbeiter 
nationalistische Losungen akzeptiert haben, die Losung der sogenann¬ 
ten nationalen Kulturautonomie usw. Wir kennen Ihre Beziehungen 
zu der Strömung der Liquidatoren nicht genau und glauben, daß Sie 
eher zum Liquidatorentum tendieren, als volle Anhänger des Liqui- 
datorenlums sind. Aber wie dem auch sei, es bleibt eine unbestreitbare 
Tatsache, daß Sie die Meinungen und Forderungen der Mehrheit der 
bewußten Arbeiter Rußlands, mit denen wir Hand in Hand gehen, 
nicht als für sicli verbindlich betrachten. 

Unter solchen Umständen sieht natürlich jeder Sozialist in jedem 
Lande der Welt, sieht jeder bewußte Arbeiter Ihr Bestrehen als unge¬ 
heuerlich an, uns mit einer Stimme zu unterdrücken, uns des einen der 
beiden Plätze in den Kommissionen der Duma oder in anderen Insti¬ 
tutionen, in der Liste der Dumaredner usw. zu berauben, uns eine Tak¬ 
tik und Politik aufzuzwingen, die von der Mehrheit der bewußten Ar¬ 
beiter Rußlands verurteilt wird. 

Wir betrachten unsere Meinungsverschiedenheiten nicht allein auf 
dem Gebiet der Dumaarbcit als unversöhnlich und können gegenwärtig 
nicht umhin, das zu tun. Wir sind gezwungen, Ihr Bestreben, uns zu 
unterdrücken und uns den einen der beiden Plätze zu nehmen, als unbe¬ 
dingt spalterisch und alle Möglichkeiten der Zusammenarbeit ausschal¬ 
tend zu kennzeichnen. Doch mit Rücksicht auf den beharrlichen Wunsch 
der Arbeiter, wenigstens vor der Außenwelt die Einheit der sozialdemo¬ 
kratischen Deputierten und sei cs nur in der Dumaarbeit au frech tzu er¬ 
halten, mit RücksichL auf unsere im Laufe des Jahres gesammelten Er¬ 
fahrungen, die die Möglichkeit gezeigt haben, durch Verständigung 
eine solche Einheit in den Dumaaktionen zu erreichen, schlagen wir 
Ihnen vor, exakt und unzweideutig, ein für allemal festzusetzen, daß 
jegliche Unterdrückung der sechs in der Kurie gewählten Arbcilerdcpu- 
tierlen durch sieben Stimmen unzulässig ist. Die Erhaltung einer wirk¬ 
lichen Einheit der sozialdemokratischen Fraktion in der IV. Rcichsduma 
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ist nur dann möglich, wenn die Gleichheit der Siebenergruppe und der 
Sechsergruppe voll und unwiderruflich anerkannt und wenn das Prin¬ 
zip der Verständigung zwischen uns in allen Fragen der Dumaarbeit 
gewahrt wird.“ 

Diese Erklärung wurde von uns am 18. Oktober in der „Prawda“ 

die damals unter der Bezeichnung „Sa Prawdu“ (Für die Prawda) er¬ 
schien — zusammen mit dem Aufruf an alle Arbeiter veröffentlicht, sie 
möchten die Forderungen der Sechsergruppe unterstützen. Vom gleichen 
l äge an entfaltete die Zeitung eine breite Kampagne gegen die Siebener¬ 
gruppe. In einer Reihe von Artikeln erläuterte die „Prawda“ tagtäglich 
den Sinn des Kampfes, der innerhalb der Fraktion entbrannt war. In 
der Zeitung wurden Zahlen angeführt, aus denen hervorging, daß riesige 
Arbeitermassen auf seiten der Bolschewiki sind. In einem der Artikel 
wurden Aufstellungen über die Arbeiterbevölkerung in den Gebieten 
angeführt, in denen die sozialdemokratischen Deputierten gewählt wor¬ 
den waren: neun Zehntel der Gesamtzahl der Arbeiter kamen auf die 
Gebiete, in denen die Bolschewiki gewählt worden waren, und nur ein 
Zehntel entfiel auf den Anteil der menschewistischen Sicbenergruppe. 
Viele von den Artikeln, die die Liquidatoren entlarvten und ihre ver¬ 
brecherische Rolle im Kampf gegen die Partei erläuterten, kamen aus 
dein Auslande von den Mitgliedern unseres Zentralkomitees, in erster 
Linie von Lenin. 

„Zur Verteidigung!“ rief die Redaktion der „Prawda“ am 19. Oktober 
in den Spalten der Zeitung auf. „Das Maß unserer Geduld ist übervoll. 
Die Arbeiterdeputierten haben sich an die Mehrheit der Fraktion ge¬ 
wandt mit der Forderung, alles zu beseitigen, was ihre Arbeit, was die 
Erfüllung der ihnen vom Proletariat auferlegten Pflichten behindert. 
Die Siebenergruppe versucht wie im Vorjahr die Lösung dieser Frage 
hinauszuschieben. Es bleibt den Arbeitern nichts anderes übrig, als 
diese Frage selbst zu entscheiden. Wir wenden uns an alle, denen die 
Inieressen der Arbeiterklasse teuer sind, mit dem Aufruf, sich zur Ver¬ 
teidigung ihrer Auserwählten zu erheben und den sieben Deputierten 
zu erklären: Die Arbeiter werden es nicht dulden, daß sie den Willen 
der Auserwähltcn der Arbeiterkurie, der konsequenten Marxisten, un¬ 
terdrücken.“ 
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2. Die Beschlüsse der Arbeiterversammlungen 
und der Parteiorganisationen 


Die Arbeitermassen Petersburgs und danach auch anderer Städte Ru ß- 
lands reagierten lebhaft auf unseren Aufruf. Die Seiten der „Prawda“ 
füllten sich mit Entschließungen, in denen das Verhalten der Siebener¬ 
gruppe gebrandmarkt und den bolschewistischen Deputierten Unter¬ 
stützung versprochen wurde. In einer der ersten Entschließungen, die 
in den Tagen eingingen, als die Menschewiki noch nicht auf unsere 
Forderungen geantwortet hatten, hieß es: 

„Wir Arbeiter der Geschützwerkstatt der Putilow-Wcrke, die aus den 
Zeitungen von den Mißverständnissen in der sozialdemokratischen Frak¬ 
tion der Reichsduma erfahren haben, halten die Forderung der sechs 
in der Kurie gewählten Arbeiterdeputierten, als der unmittelbaren Ver¬ 
treter der gesamten Arbeiterklasse Rußlands, für richtig und fordern von 
den sieben Deputierten, daß sie den sechs Deputierten das Recht auf 
Führung der Arbeiten in allen Fragen der Arbeitertaklik zugestehen.“ 

In der ersten Woche nach der Veröffentlichung unserer Erklärung 
erhielt die „Prawda“ Entschließungen von Arbeitern aus fünfundzwan¬ 
zig Fabriken und Werken (Baranowski, Parviainen, Putilow-Wcrke, 
Röhren werk, Russisch-Baltisches Werk, Obuchow, „Prometheus“, Gcis- 
ler, Ishora, Langcnsicpcn, Siemens & Ilalskc und andere). Unter diesen 
Entschließungen standen über 2500 Unterschriften. Außerdem sprachen 
sich vier Versammlungen von Bevollmächtigten, die einige Dutzend 
Werke im Petersburger, Wyborgcr und I. Städtischen Bezirk sowie im 
Bezirk der Wassiljewski Insel vertraten, gegen die Liquidatoren und für 
die Unterstützung der Sechsergruppe aus. Die gleichen Entschließungen 
nahmen die Vorstände von vier Gewerkschaften an, die rund dreitau¬ 
send Mitglieder zählen. 

Um die Stimmung der Arbeiter zu charakterisieren, zitiere ich einige 
Entschließungen über die Spaltung in der Fraktion. 

„Nachdem wir uns über die Sachlage in der sozialdemokratischen 
Dumafraktion informiert haben“, lautete die Entschließung der Arbeiter 
des Röhrenwerkes, „stellen wir fest, daß die Spaltung der Fraktion nicht 
eine Sache der Fraktion selbst ist, sondern die Folge von Meinungs- 
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Verschiedenheiten in der Masse selbst, die von der sozialdemokratischen 
I niklion vertreten wird und vertreten werden muß. 

Man muß bedenken, daß wir unter den Bedingungen der bestehen- 
den Ordnung nicht imstande waren, eine proportionale Klassenvcrtre- 
timg nach dem Prinzip der Mehrheit zu stellen, und deshalb tritt die 
iifüllige Mehrheit der Fraktion von einer Stimme (Vertreter einer klei¬ 
nen Minderheit) die Rechte der Vertreter fast der gesamten Klasse be¬ 
wußt mit Füßen. 

Unter Berücksichtigung des vorstehend Dargelcgten protestieren wir, 
Anhänger der Ansichten der Mehrheit, mit einem Appell an das, was 
auf dem Banner des konsequenten Marxismus und überhaupt der Ar- 
hcilerinternationale geschrieben steht, gegen eine solche Sachlage und 
fordern die Befriedigung der Rechte der Minderheit, wobei wir diese 
als legitim, als Vertreter der Mehrheit betrachten. 

Andernfalls müssen wir der Mehrheit der sozialdemokratischen Frak¬ 
tion die Schuld für die Spaltung und alle damit verbundenen Folgen 
geben.“ 1 

Die Arbeiter der Luftfahrtabteilung des Russisch-Baltischen Werkes 
(Lricben in ihrer Entschließung vom 24. Oktober 1913: 

„Wir 125 Arbeiter haben die in der sozialdemokratischen Fraktion 
entstandene Lage erörtert und beschlossen, eine Erklärung abzugeben, 
daß wir mit der Tätigkeit unserer sechs in der Arbeiterkurie gewählten 
Deputierten, die unsere Interessen richtig und standhaft in der Reichs¬ 
duma verteidigen, durchaus einverstanden sind. Wir fordern von ihnen 
mit Nachdruck, daß sic weiterhin in der gleichen Richtung arbeiten, 
keinen Schritt von dem gewiesenen Weg des konsequenten Marxismus 
abweichen, wofür wir ihnen unseren heißen Dank ausdrücken und 
jegliche Unterstützung versprechen. Was unsere ideologischen Gegner 
betrifft, so halten wir es für nutzlos, uns mit irgendeiner Sache an sie 
/u wenden: das Leben selbst wird beweisen, daß sie auf einem falschen 
Wege sind.“ 2 

Die leitende Gruppe der klassenbewußten Arbeiter der Putilow- 
NVerke hatte folgende Entschließung angenommen: 


1 „Sa Prawdu“ vom 22. Oktober 1913. 

2 „Sa Prawdu“ vom 24. Oktober 1913. 
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„Wir, die leitende Gruppe bewußter Arbeiter der Putilow-Werke, 
sprechen, nachdem wir in unserer Versammlung am 2. November die 
in der sozialdemokratischen Fraktion entstandene und eine Spaltung 
unter den Deputierten nach sich ziehende Lage erörtert haben, den 
sieben Deputierten, den einzig Schuldigen an der entstandenen Spal¬ 
tung, unsere Mißbilligung aus und fordern die unverzügliche Lösung 
der Frage der Vereinigung beider Gruppen der sozialdemokratischen 
Fraktion auf der Grundlage der Gleichberechtigung beider Teile. 

Teure Genossen, wir grüßen Euch sechs Arbeiterdeputierte auf 
Eurem ruhmreichen und verantwortungsvollen Posten und glauben, 
daß Ihr die Sache der Sozialdemokratie stolz verteidigen und ihr Ban¬ 
ner nicht dem Schimpf der Feinde preisgeben werdet.“ 1 

In diesen Tagen, als wir bereits dicht vor der Spaltung standen, ent¬ 
wickelten alle unsere Parteiorganisationen eine gewaltige Arbeit unter 
den Arbeitermassen. Die bolschewistischen Deputierten sprachen täg¬ 
lich in Arbeiterversammlungen, in denen unser Kampf gegen die Men¬ 
schewiki lebhaft erörtert wurde. Einige solcher Versammlungen wurden 
von dem bolschewistisch geleiteten Vorstand des Metallarbeiterverban¬ 
des einberufen. 

An einigen Stellen riefen Anhänger der Menschewiki, wenn sie er¬ 
fuhren, daß einer von uns sprechen sollte, Vertreter der Siebenergruppe 
zu Hilfe. Dann entbrannten hitzige Kämpfe. Für die Siebenergruppe 
nabmen sie in den meisten Fällen ein klägliches Ende: den Mensche¬ 
wiki folgten nur unbedeutende Häuflein. Die gewaltige Mehrheit der 
Arbeiter stellte sich, wenn sie sich über unseren Streit Klarheit ver¬ 
schafft hatte, auf die Seite der Bolschewiki und forderte entschlossen, 
daß die Politik der Dumafraktion in die bolschewistischen Bahnen ge¬ 
lenkt werde. 

Ohne eine direkte Antwort auf unsere Forderungen zu geben, ver¬ 
öffentlichte die Siebenergruppe in der „Nowaja Rabotschaja Gaseta“ 
(Neue Arbeiterzeitung), die statt des „Lutsch“ erschien, eine weitschwei¬ 
fige Erklärung, in der sie ihre Positionen verteidigte. Die Siebener¬ 
gruppe zögerte die endgültige Antwort in jeder Weise hinaus. Ihre 
Politik war völlig klar: die Menschewiki führten eine Polemik in der 

1 „Sa Prawdu“ vom 5. November 1913. 
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Presse und unter einzelnen Arbeitergruppen und rechneten damit, auf 
diese Weise Zeit zu gewinnen und uns indirekt irgendwie zu beeinflus¬ 
sen. Das war eine Rechnung ohne den Wirt: unser Beschluß war ernst¬ 
haft überlegt und beruhte auf so festen Grundlagen, daß er unabänder¬ 
lich war. 

Wir erschienen zur nächsten Fraktionssitzung am 21. Oktober und 
gaben erneut eine Erklärung ab, in der wir die Antwort auf die von uns 
gestellten Bedingungen forderten. Im Namen der Siebenergruppe er¬ 
klärte Tschcheidse, daß die endgültige Antwort in vier Tagen gegeben 
werde, inzwischen aber könne nach Meinung der Siebenergruppe die 
\rbeit nur auf der alten Basis, also ohne Anerkennung der Gleichbe¬ 
rechtigung der beiden Fraktionsteile, fortgesetzt werden. 

Eine Pause wurde eingelegt, in der sich die Sechser- und die Siebener¬ 
gruppe getrennt berieten. Der Parlamentär zwischen uns war der Wäch¬ 
ter der Fraktion, der schriftliche Erklärungen und die Antworten darauf 
von uns an die Siebenergruppe und zurück übergab. Wir teilten der 
Siebenergruppe mit, daß wir noch einige l äge warten wollten, in diesen 
l agen aber an den allgemeinen Abstimmungen der Fraktion nicht teil- 
nehmen, sondern zu jeder einzelnen Frage den kollektiven Beschluß 
unserer gesamten Sechsergruppe mitteilcn würden. 

Die darauffolgende allgemeine Sitzung der Fraktion zeigte, daß 
die Menschewiki gar nicht daran dachten, auf ihren Vorteil der einen 
Mehrstimme zu verzichten. Wir forderten, daß hei der Unterstützung 
der Interpellation über die Presse einer der beiden Redner von der 
Sechsergruppe gestellt werde. Die Siebenergruppe lehnte diese For¬ 
derung ah und bestimmte zwei Menschewiki als Redner zu der Inter¬ 
pellation. 

Bezeichnenderweise wurde uns die Möglichkeit, einen Redner zu 
stellen, mit der Motivierung verweigert, daß es zwischen uns in der 
gegebenen Frage keine prinzipiellen Meinungsverschiedenheiten gäbe. 
Es erwies sich also: Gab es Meinungsverschiedenheiten, so durften die 
Bolsdiewiki nicht zu Worte kommen, um die „Einheit” nicht zu zer¬ 
stören, wenn es aber keine Meinungsverschiedenheiten gab, sollte der 
Sechsergruppe ebensowenig die Möglichkeit eines Auftretens geboten 
werden. 



Gleich in der nächsten Sitzung der Reichsduma zeigte die Siebener¬ 
gruppe anschaulich, daß sie nicht nur in organisatorischer Hinsicht, son¬ 
dern auch in ihren prinzipiellen Positionen fest auf der Plattform der 
Liquidatoren stand. Der Menschewik Tuljakow, der im Namen der 
Fraktion zur Interpellation über das Verbot von Versammlungen sprach, 
erklärte in seiner Rede, daß „die Koalitionsfreiheit, die den Kampf für 
die Versammlungsfreiheit mit einschließt, unsere Kampflosung ist“. Auf 
diese Weise stellte Tuljakow vor aller Welt eine Liquidatorenlosung auf, 
die von unserer Partei entschieden verurteilt wurde, weil sie die wahr¬ 
haft revolutionären Forderungen der Arbeiterklasse entstellte. 

Schließlich händigte uns die Siebenergruppe am 25. Oktober nach 
langer Verschleppung und Verzögerung ihre Antwort auf unsere Er¬ 
klärung aus. Die Antwort war, wie zu erwarten, ablehnend. Die Men¬ 
schewiki lehnten alle unsere Forderungen kategorisch ab und schlugen 
vor, die Arbeit der Fraktion auf alter Grundlage, das heißt ohne An¬ 
erkennung der Gleichberechtigung der beiden Teile, fortzuführen. Nach¬ 
dem wir den schriftlichen Text der Antwort der Sicbenergruppe erhalten 
hatten, verließen wir die Fraktionssitzung. Das war die letzte Sitzung 
der vereinigten sozialdemokratischen Fraktion der IV. Reichsduma. Die 
Spaltung war Tatsache geworden. 

Am nächsten Tage wurde in der „Prawda“ im Namen unserer Sech¬ 
sergruppe folgender Aufruf an alle Arbeiter veröffentlicht: 

„Jeder Proletarier wird sich, wenn er die Antwort der sieben Depu¬ 
tierten, in der sie alle unsere Forderungen ablelmen, gelesen hat, zwei¬ 
fellos die Frage stellen: 

Was nun? 

Werden wir eine einheitliche Fraktion haben, oder wird das Prole¬ 
tariat den sieben Deputierten die abseits von der marxistischen Organi¬ 
sation stehen, gestalten, im Namen der Sozialdemokratie zu sprechen? 

Und was sollen wir, die sechs Arbeiterdeputierten, tun, nachdem diese 
sieben Deputierten unter Ausnutzung der Mehrheit von einer Stimme 
beschlossen haben, sich gegen den Willen der Arbeiter als Fraktion zu 
bezeichnen? 

Einheit der sozialdemokratischen Dumavertretung! — das ist die un¬ 
bestrittene Losung breiter proletarischer Massen. 
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Und als wir vom Proletariat die Antwort haben wollten, ob es mit 
uns die gleiche Auffassung darüber habe, wie diese Einheit zu gewähr¬ 
leisten ist, antworteten Tausende von Arbeitern soforl mit Ja. 

Wir sind überzeugt, daß die überwiegende Mehrheit der Arbeiter 
Kußlands ebenso antworten wird. 

Um dieser Einheit willen hatten wir unsere Arbeit in der Fraktion 
nicht unterbrochen und waren in jeder Weise bemüht, der Mehrheit der 
Fraktion keinen Anlaß für irgendwelche, die Einheit zerstörenden 
Schritte zu bieten. 

Wir konnten mit Recht erwarten, daß die sieben Deputierten auf ihre 
Fraktionsmanöver verzichten und auf die Stimme von Hunderten und 
Tausenden von Arbeitern hören werden, die unsere Forderungen in 
ihren Entschließungen gebilligt hatten. 

Das trat nicht ein. Uber die Köpfe aller Arbeiter hinweg, entgegen 
ihrem klar ausgedrückten Willen lehnten die sieben Deputierten unsere 
Forderungen ab. 

Wir stehen vor der Tatsache, daß unsere selbständige Existenz not¬ 
wendig und unvermeidlich ist. Das muß jetzt jedem Arbeiter klar sein, 
dem die Interessen der marxistischen Organisation und der proletari¬ 
schen Sache teuer sind. 

Wir wenden uns an Euch, Genossen Arbeiter, mit der Bitte, uns in 
diesem schwierigen Augenblick zu unterstützen.“ 

Die Beziehungen zwischen uns und der Siebenergruppe waren end¬ 
gültig abgebrochen. Am Abend des 27. Oktober versammelten wir uns 
bereits in einem anderen Raum zur ersten konstituierenden Sitzung der 
neuen, bolschewistischen Fraktion der Reichsduma. Am gleichen Tage 
überreichten wir der Siebenergruppe die offizielle Erklärung, daß sich 
die Sechsergruppe angesichts der Weigerung der Menschewiki, unsere 
Forderung zu befriedigen, zu einer selbständigen Fraktion der Reiclis- 
duma organisiere. Zur Organisierung gemeinsamer Aktionen von der 
Dumatribüne aus schlugen wir der Siebenergruppe vor, in jedem Fall 
entsprechende Verhandlungen mit uns aufzunehmen. 

Gleichzeitig verfaßten und veröffentlichten wir am 29. Oktober in 
der „Prawda“ einen neuen Aufruf an alle Arbeiter, in dem die 
Organisierung der selbständigen bolschewistischen Fraktion in der 


15 Badajew, Rcichsduma 


225 



Reichsduma mitgeteilt wurde. Die Ursachen für die Spaltung der 
Fraktion wurden in diesem Appell in aller Ausführlichkeit behan¬ 
delt. Wir wandten uns an die breiten Arbeitermassen ganz Rußlands 
und erklärten ihnen, warum die Bolschewiki nicht den gleichen Weg 
wie die Siebenergruppe der menschewistischen Liquidatoren gehen 
konnten. 

„Es ist allgemein bekannt“, schrieben wir in unserem Aufruf, „daß 
unter den bewußten, organisierten Arbeitern schon lange zwei Strö¬ 
mungen miteinander kämpfen. Die eine Strömung, die die alten Lo¬ 
sungen verteidigt, wie sie auf dem allen proletarischen Banner geschrie¬ 
ben stehen, und die andere — die sich in Gestalt ihrer Führer von 
diesen Losungen losgesagt hat, die die Vergangenheit der Sozialdemo¬ 
kratie zur Maskerade erklärt und die Ersetzung der Hauptlosungen 
durch Teilforderungen predigt... 

Diese zwei Strömungen unter den Arbeitern bekämpfen sich nun 
schon seit einigen Jahren, und gewiß kann von irgendeiner Aussöhnung 
zwischen ihnen nicht die Rede sein. Dieser Kampf hat sich auch auf 
die Arbeit in der sozialdemokratischen Fraktion ausgewirkt. 

Die Sieben begannen ihre Stimmen nicht nur zur Durchsetzung ihrer 
Meinungen innerhalb der Fraktion auszunutzen, sondern auch, um 
von der Dumatribüne aus die von uns abgelehnte politische Linie 
durchzuführen, indem sie dieser die Liquidatorenlinie cnlgegenstell- 
ten... Wir können unsere Losungen, unsere Forderungen, unser altes 
Banner nicht der Schmähung, dem Totschweigen preisgeben. Um dieser 
Forderungen, um des Dienstes an der Arbeiterklasse willen halten wir 
es für unsere Pflicht, jetzt ihre Verteidigung zu übernehmen und dort 
auszuscheiden, wo sie totgeschwiegen werden. Genossen, wir werden 
unser Banner nunmehr allein verteidigen, in der Duma und außerhalb 
derselben, stets und überall. Bei dieser verantwortungsvollen Arbeit 
wenden wir uns an Euch mit der Bitte um Unterstützung.“ 

Da wir von der Unterstützung der gesamten Arbeiterklasse Ruß¬ 
lands fest überzeugt waren, unterbreiteten wir alle Meinungsverschie¬ 
denheiten, die wie eine Kluft die Bolschewiki von den Liquidatoren 
trennten, dem Urteil der breiten Arbeilermassen. Das war ein Augen¬ 
blick von gewaltiger historischer Bedeutung. Die Trennung von den 
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Menschewiki war bereits auf der ganzen Linie unserer Partei erfolgt. 
Mht bislang wurde die Frage der Spaltung der Partei nur innerhalb 
illegaler geheimer Organisationen gestellt und entschieden, in denen 
nur die fortschrittlichsten, revolutionär bewußten Arbeiter vereinigt 
waren. Jetzt wurde diese Frage, die für den gesamten späteren Verlauf 
der russischen Revolution von gewaltiger Bedeutung war, mitten in 
die Arbeiterklasse getragen. Mit einmütiger Unterstützung unserer 
Duma-Sechsergruppe mußte das russische Proletariat den Weg seines 
Künftigen Kampfes nicht nur gegen die zaristische Selbstherrschaft, 
.imdern auch gegen die gesamte bürgerliche Ordnung als Ganzes wäh¬ 
len. Für unsere Partei aber wie auch für die Menschewiki, war die 
Krage, welche Position die Arbeiterklasse in der Spaltung der Fraktion 
bezieht, faktisch die Frage von Leben und Tod der Parteiorganisation. 
Das war eine Generalüberprüfung der Richtigkeit unserer politischen 
Linie, eine Überprüfung, die die breiten Massen des russischen Prole¬ 
tariats selbst vornehmen sollten. 

Als wir unseren endgültigen Bruch mit der menschewistischen Sie- 
benergruppe bekanntgaben und uns an die Arbeitermassen mit der 
lütte um Unterstützung wandten, waren wir uns sehr wohl darüber im 
klaren, zu welchem ungemein wichtigen Schritt sich unsere Partei ent¬ 
schloß. Die Spaltung wurde Dutzende von Malen in unseren Partei¬ 
zentren erörtert. Die sorgfältige Analyse der gesamten Situation deutete 
darauf hin, daß die Arbeiterklasse uns folgen werde und nicht den 
Menschewiki. Die Frage war im voraus entschieden. Und dennoch tra¬ 
ten bei einigen Parteimitgliedern Schwankungen auf: wie werden die 
\rbeitermassen in Wirklichkeit auf unseren Appell reagieren? Inwie¬ 
weit werden sie die bolschewistische Sechsergruppe einmütig unter¬ 
stützen? Ist es nicht zu früh, die völlige Spaltung herbeizuführen? 
Sollte man nicht noch einmal versuchen, die Einheit wenigstens nach 
außen hin irgendwie zu erhallen? 

Das Gefühl, das wir in diesen Tagen hatten, war das Gefühl einer 
gewaltigen Verantwortung vor der gesamten Arbeiterklasse Rußlands. 
Indem wir diese verantwortungsvolle Aufgabe auf uns nahmen, erwar¬ 
teten wir mit Erregung die Antwort der Arbeitermassen auf unseren 
Appell. Und wenn wir auch fest davon überzeugt waren, daß die Mehr- 
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heit der Arbeiter auf unserer Seite sein werde, konnten wir dennoch 
nicht im voraus bestimmen, in welchem Ausmaße und in welchen For¬ 
men die Unterstützung der Arbeitermassen für uns zum Ausdruck kom¬ 
men werde. 

Vor jeder unserer Parteizellen und Parteiorganisationen und vor 
jedem Bolschewik im einzelnen stand die Aufgabe, die Propaganda und 
Agitation für die Unterstützung der Sechsergruppe so gut wie möglich 
zu erweitern. Die Parteiarbeit in der Illegalität wie auch in den legalen 
Arbeitervereinen wurde lebendiger und vielseitiger. Das waren Tage 
außerordentlicher Anspannung aller unserer Organisationen. 

Die Frage, welche Position von den breiten Arbeitermassen bezogen 
werde, lief im Grunde darauf hinaus, mit welcher Kraft die Peters¬ 
burger Arbeiter auftreten würden. Die Bolschewiki wie auch die Men¬ 
schewiki richteten ihr Augenmerk vor allem darauf, die Arbeiter von 
Petersburg für sich zu gewinnen. 

Die Petersburger Arbeiter schritten, wie in allen anderen Fällen, an 
der Spitze. Es gab keine Fabrik und kein Werk, in dem die Frage der 
Fraktionsspaltung nicht Gegenstand leidenschaftlicher Debatten und 
Kämpfe gewesen wäre. Jeder aus unserer Sechsergruppe mußte immer 
wieder in Arbeiterversammlungen über die Spaltung der Fraktion spre¬ 
chen und ihre Ursachen erläutern. 

Die in Petersburg begonnene Kampagne zur Unterstützung der bol¬ 
schewistischen Sechsergruppe grill zunächst auf die großen Arbeiter¬ 
zentren und später auf die einzelnen Städte und Arbeitersiedlungen 
Rußlands über. Die bolschewistischen Deputierten schickten in die 
Gebiete, in denen sie gewählt worden waren, Briefe, Botschaften, Ap¬ 
pelle und Aufrufe. Als Antwort trafen in ununterbrochenem Strom 
Entschließungen, Grußbotschaften, Zusicherungen auf Unterstützung 
usw. bei uns ein. 

Die Kampagne verstärkte sich von Tag zu Tag immer mehr und 
drang immer tiefer in die Arbeitermassen vor. Die Frage der Fraktions¬ 
spaltung war zunächst Gegenstand der Erörterung im engen Kreis der 
Parteizcllen, dann verlagerte sie sich in die Gewerkschaften und andere 
legale Arbeiterorganisationen und erfaßte schließlich die gesamte Masse 
der Arbeiter. 
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Alle bei unserer Sechsergruppe eingehenden Arbeiterentschließungen 
waren mit echten Unterschriften versehen. Es war für den Arbeiter 
nicht so leicht, seine Unterschrift zu geben. Bei dem gut eingespielten 
Polizeisystem bedeutete das fast mit Sicherheit, sich der Gefahr der 
Verhaftung, der Verbannung oder bestenfalls der Entlassung auszu¬ 
setzen. Deshalb vermittelte die Zahl der Unterschriften in keiner Weise 
eine genaue Vorstellung von der Zahl der Arbeiter, die für die Unter¬ 
stützung der Sechsergruppe waren, um so mehr, als die Entschließungen 
in einigen Füllen von Vertretern einiger Hundert oder gar Tausender 
von Arbeitern unterzeichnet wurden. Die Zahl der Unterschriften un¬ 
ter den Entschließungen war jedoch ebenso wie die Zahl der Entschlie¬ 
ßungen selbst aufschlußreich, wenn man sie mit der Zahl der Unter¬ 
schriften verglich, die für die Entschließungen der Menschewiki 
gesammelt wurden. 

Mit Hilfe des Parteiapparates der Liquidatoren startete die Siebener¬ 
gruppe ihrerseits in ihrer Presse natürlich eine Kampagne gegen uns. 
Doch schon die ersten Tage nach der Spaltung zeigten, daß die Lage 
der Liquidatoren hofTnunglos war. 

Bis zum 1. November 1913 erhielten die „Prawda“ und unsere 
Fraktion innerhalb von zwei Wochen mehr als 80 Entschließungen, die 
sich für die Unterstützung der Sechsergruppe und gegen die Liqui¬ 
datoren aussprachcn und von mehr als 5000 Menschen unterzeichnet 
waren. In der gleichen Zeit konnten die Menschewiki nur etwa 3500 Un¬ 
terschriften sammeln. 

Ein solches Verhältnis zwischen den Unterschriftenzahlen bestand 
jedoch nur eine ganz kurze Zeit. Unter gewaltiger Anspannung aller 
Kräfte hatten die Liquidatoren gleich in den ersten Wochen alle ihre 
Möglichkeiten erschöpft. Mit jedem folgenden Tag nahm der Zustrom 
der menschewistischen Entschließungen ständig ab, während die Zahl 
der Entschließungen für die Sechsergruppe unablässig stieg. Innerhalb 
eines Monats, bis zum 1. Dezember 1913, gelang es den Liquidatoren, 
die Zahl der Unterschriften für ihre Entschließungen um nur etwa 
500 zu erhöhen, während wir bereits über etwa 10 000 Unterschriften 
verfügten. Der Zustrom von Entschließungen aus der Provinz riß bei 
den Menschewiki fast völlig ab, während bei uns die Provinzstädte zu 



diesem Zeitpunkt gerade erst in Schwung kamen. Selbst diese Angaben 
zeigten, daß die Zahl der Anhänger der Bolschewiki unter den russi¬ 
schen Arbeitern zweieinhalbmal so groß war wie die der Anhänger der 
Liquidatorenströmung. 

Nocli aufschlußreicher waren die Ergebnisse der Gcldsammlungen, 
die an unsere Fraktion und an die Fraktion der Menschewiki über¬ 
wiesen wurden. Wenn man uns 1000 Rubel brachte, gingen in der glei¬ 
chen Zeit etwa 150 Rubel bei der menschewislischen Fraktion ein. Das 
gleiche Verhältnis war auch hinsichtlich der Anzahl der Briefe und der 
persönlichen Besuche von Arbeitern zu beobachten. 

Die Spaltung der vereinigten sozialdemokratischen Fraktion der 
Reichsduma und die Bildung der selbständigen bolschewistischen Frak¬ 
tion durch unsere Sechsergruppe waren, wie zu erwarten, bedeutende 
Ereignisse. Alle Parteiorganisationen und einzelne Parteigruppen zeig¬ 
ten auf diese oder jene Weise ihre Einstellung zu der Spaltung der 
Dumafraktion und bestimmten damit ihren Platz in einem der beiden 
Lager der zuvor einheitlichen sozialdemokratischen Partei. 

Unsere Fraktion erhielt kollektive Briefe aus Gefängnissen und weit 
entlegenen Verbannungsorten, wo sich damals mehr als eintausend Par¬ 
teifunktionäre befanden. In der Ferne und losgelöst vom wirklichen 
Leben erkannten sie nicht alle sofort, daß die von uns bezogene Po¬ 
sition richtig war. Einige meinten, daß man die Einheit der Duma¬ 
fraktion in irgendeiner Form noch wahren könne und dazu beide 
Seiten Zugeständnisse machen müßten. 

Besonders schmerzlich wurde die Spaltung von einigen Sozialdemo¬ 
kraten, ehemaligen Deputierten der Reichsduma vorangegangener Le¬ 
gislaturperioden, empfunden. Von der Gruppe der Sozialdemokraten der 
II. Reichsduma, die sich in sibirischer Verbannung befanden, erhielten 
wir ein Telegramm, in dem sie uns fast anflehten, irgendeinen Weg zur 
Erhaltung der vereinigten Fraktion zu linden. Nach einiger Zeit wurde 
auch ihnen wie allen anderen wirklichen Revolutionären und Marxisten 
klar, daß der endgültige Bruch mit dem Menschewismus nicht nur 
historisch unausbleiblich, sondern auch für die erfolgreiche Entwicklung 
des revolutionären Kampfes völlig unerläßlich war. 



3. Der Brief Lenins über die Spaltung der Fraktion 

Lenin, der den ihm zugesandten Entwurf eines Artikels über die 
Spaltung der Dumafraktion kritisierte, schrieb in einem Brief vom 
20. Dezember 1913 an einen Verbannten in Sibirien: 

„Werter Kollege! Im Besitze des Artikels ,Für das gemeinsame Ban¬ 
ner 4 muß ich, um die Wahrheit zu sagen, erklären, daß er überhaupt 
nichts taugt. Offenheit und Gradheit über alles, — nicht wahr? 

Der Verfasser hat die Sachlage in Rußland überhaupt nicht begrif¬ 
fen und hat sich zur... wie soll man das milder ausdrücken?... na, 
sagen wir ,Buhlerei 4 mit den mcnschewislischcn Schildbürgern hin¬ 
reißen lassen. 

In Rußland ist die marxistische Arbeiterpartei im Wiederaufbau be¬ 
griffen, und zugleich damit festigt sie sich. Die Diskussionen und Reso¬ 
lutionen, die den Verfasser zu so kurzsichtigem Spott veranlassen, ha¬ 
ben eine gigantische erzieherische und organisatorische Bedeutung. 
,Hurrageschrei‘ ironisiert der Verfasser; das ist eine ausgesprochen 
liberale Ironie, die Ironie eines Intellektuellen, der sich von der Ar¬ 
beiterbewegung völlig losgelöst hat. Warum analysieren denn die ört¬ 
lichen Gruppen der Parteimitglieder in keiner anderen oppositionellen 
Partei Rußlands die inneren Meinungsverschiedenheiten der Partei 
öffentlich? Warum wohl?? 

Der Verfasser steht auf irgendeinem sentimental-hysterischen Stand¬ 
punkt. In den Entschließungen offenbart sich ein riesiger Prozeß des Zu¬ 
sammenschlusses der Arbeiterpartei, denn nichts in der Welt wird die 
Arbeiter dazu zwingen, die Wald zwischen den beiden Hurras (dem 
Hurra der Parteimitglieder und dem Hurra der Liquidatoren) zu tref¬ 
fen außer der bewußten Sympathie und der Beurteilung der Richtun¬ 
gen. Hinter der plumpen Form der proletarischen ,Keilerei 4 die gigan¬ 
tische ideologische und organisatorische Bedeutung des Kampfes der 
Arbeiterklasse um die beiden Strömungen nicht erkennen — das ist 
phänomenale Blindheit. Eine für den Verfasser günstigere Erklärung 
dieser Blindheit als seine Losgelöstheit und seine ,Gefangennahme* 
durch die mensehewistischc Aasbande kann ich mir nicht vorstellen ... 
Die Tatsache bleibt: Die Intelligenz ist fort (keiner weint dieser ... eine 
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Träne nach), die Arbeiter haben sich selbst auf die Beine gestellt gegen 
die Liquidatoren. Eine neue historische Periode. Eine neue Epoche. 
Der Verfasser aber erfindet eine ,mittlere Linie* — es wäre zum Lachen, 
wenn es nicht so traurig wäre. Der Verfasser hat die Tiefe des Kampfes 
gegen die Liquidatoren nicht einmal zu einem Hundertstel begriffen. 
Man kann die Partei nicht anders als gegen die Liquidatoren wiederher¬ 
stellen. Jetzt haben das die Arbeiter selber begriffen. 

In der Zeit vom 20. X. bis zum 2. XL — 4800 Unterschrif¬ 
ten... für die Sechsergruppe und 2500 für die Siebenergruppe 
(darunter 1000 der Bundisten ...). Ist das keine Tatsache?? Das ist 
eine Tatsache und kein Intellcktuellengejammcr! 

Wie herrlich hat sich die Kampagne für die Sechsergruppe gegen die 
Siebenergruppe entfaltet! Welch wundervoller Zusammenschluß und 
welche Erziehung der Arbeiter gegen die liberalen Arbeiterpolitiker! 
Welch vortreffliches Beispiel — das erste in Rußland — dafür, daß die 
Arbeiterpartei tatsächlich die Geschicke ihrer Dumavertretung ent¬ 
scheidet! Das ist nicht mehr nur eine ,ab und zu mal lesende* Menge, 
das ist eine organisierte Kraft. Die Beratung beschloß, die Sechser¬ 
gruppe lat es, die organisierten Tausende billigten es nach Erörterung 
durch Unterschrift, — eben das heißt Partei im Gegensatz zu dem 
Blättchen, der neuen Ausgabe des alten ,Towarischtsch* — der ,Nowaja 
Rabotschnja Gascta* (Neue Arbeiterzeitung), die die Arbeiterbewe¬ 
gung... beschmutzt und vergiftet. Und wie wundervoll hat die Ar¬ 
beiterfraktion der Duma ihre Tätigkeit entfaltet! Gleich ein Schritt 
vorwärts, nicht nur in der Bezeichnung, sondern auch in der ganzen 
Arbeit! Wie herrlich war die Rede Badajews über die Koalitionsfreiheit 
im Vergleich zur Wiederholung ... liberaler ,Ideen* von Tuljakow!.. J* 1 

Audi einige sozialdemokratische Emigrantenzirkel, die eine Zwischen¬ 
stellung einnahmen und zwischen den Bolschewiki und den Mensche¬ 
wiki hin und her schwankten, stellten sich das Wesen und den Sinn 
der Fraktionsspaltung falsch vor. Eine dieser Gruppen, die relativ 
größte, die Gruppe „Wpcrjod“ erblickte die Ursache für die Spaltung 
in folgendem: es fehle angeblich „ein einheitlich leitendes Partei- 
zentrum, das das Vertrauen der Mehrheit der Parteielemente genießt“. 

1 „Bolschewik“, 1938, Nr. 2, russ. 
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(Aus der Entschließung des Pariser „Wperjod“-Zirkels vorn 12. No¬ 
vember 1913.) Die „Wperjod‘ 4 -Leute erkannten die Forderungen der 
Sechsergruppe als richtig an, waren aber der Meinung, daß es sich nur 
um organisatorische Reibereien innerhalb der Fraktion handele, die 
man unter allen Umständen überwinden müsse. Somit übersahen sie 
das Wichtigste und Grundlegende, was unsere Fraktion unvermeidlich 
zur Spaltung führen mußte. 

Einer der Leiter und Inspiratoren der „Wperjod“-Gruppe war der in 
Petersburg gewählte ehemalige Deputierte der II. Reichsduma G. A. 
Alexinski. Als fähiger Journalist und guter Redner genoß er in be¬ 
stimmten Kreisen der Partei eine gewisse Autorität, und deshalb hielt 
ich es für notwendig, Alexinski, dem ehemaligen Deputierten der Pe¬ 
tersburger Arbeiter, die wahren Ursachen zu erläutern, die die Sechser- 
gruppc veranlaßt hatten, den Bruch mit dem mcnschcwistischen Teil 
der Fraktion zu vollziehen, ln dem Brief, den ich an Alexinski nach 
Paris schickte, betonte ich, daß wir, wenn die Sechsergruppe sich von 
den Menschewiki nicht abgegrenzt hätte, Gefahr liefen, das Vertrauen 
der fortschritllichen revolutionären Arbeiter Petersburgs und später 
auch der gesamten Arbeiterklasse Rußlands zu verlieren. Die Arbeiter 
befreiten sich rasch von dem Einfluß der Liquidatoren nicht nur in den 
Parteiorganisationen, sondern auch in den Gewerkschaften und verschie¬ 
denen Bildungsvereinen. Die Führung aller Arbeiterorganisationen ging 
in die Hände der Bolschcwiki über. Naturgemäß mußte auch die Lage in 
der Dumafraktion die gleiche sein. Hätten wir nicht mit den Mensche¬ 
wiki gebrochen, könnte die Sechsergruppe nicht wirklich in vollem Maße 
die Forderungen und Stimmungen der Arbeitermassen widerspiegeln. 
Diese Argumente beeindruckten Alexinski wohl kaum, der zu dieser Zeit 
offenbar von der revolutionären Bewegung schon abzurücken begann. 

Plechanow sprach sich für die Sechsergruppe aus und verurteilte 
entschieden die Liquidatoren. In der Meinung, daß die Spaltung der 
Fraktion die Spaltung der Sozialdemokratischen Partei endgültig voll¬ 
ende, hielt es Plechanow für notwendig, aus dem Internationalen So¬ 
zialistischen Büro, dem er als Vertreter der gesamten zuvor vereinten 
Partei angehörte, auszuscheiden. In einem Brief an das Internationale 
Büro erklärte Plechanow, schuld an der Spaltung seien die Menschewiki. 


233 



„Die Meinungsverschiedenheiten, unter denen die Sozialdemokra¬ 
tische Arbeiterpartei Rußlands in den letzten Jahren zu leiden hatte“, 
schrieb Plechanow in der „Proletarskaja Prawda“ vom 8. Dezember 
1913, „haben zur Teilung unserer Dumafraktion in zwei rivalisierende 
Gruppen geführt. Diese Teilung unserer Dumafraktion geschah infolge 
einiger bedauerlicher Beschlüsse, gefaßt von unseren Genossen Liqui¬ 
datoren, die sich in der Mehrheit (sieben gegen sechs) befanden. Auf 
jeden Fall versetzt das unserer Einheit einen entscheidenden Schlag und 
mir, der ich unter Euch die gesamte Partei repräsentierte, bleibt nichts 
anderes übrig als der Rücktritt.“ 

Ohne jede Umschweife und völlig klar äußerten sich in der Frage 
der Spaltung die leitenden Parteiorgane der Bolschewiki und der Men¬ 
schewiki. Das Petersburger Komitee unserer Partei nahm folgende Ent¬ 
schließung an: 

„Wir grüßen von ganzem Herzen die sechs Arbeiterdeputierten, die 
die russische sozialdemokratische Arbeiterfraktion bilden, weil der 
Wille des marxistischen Ganzen für sie in ihrer gesamten Tätigkeit 
Gesetz war, weil sie die ganze Zeit dem alten Programm und der be¬ 
währten standhaften Taktik der Sozialdemokratie treu blieben und von 
der Dumalribüne aus — ohne der »positiven Arbeit 4 nachzujagen — 
vor ganz Rußland kühn die alten Grundlosungen des Proletariats ver¬ 
kündeten ...“ Das Petersburger Komitee zählte sodann die wichtigsten 
Ursachen auf, die uns bewogen hatten, unsere Forderungen an die 
menschewistischc Siebenergruppe zu stellen und schrieb abschließend: 
„Wir protestieren leidenschaftlich gegen die sieben Deputierten und 
sind der Meinung, daß sie nicht nur kein Recht haben, sich eigenmäch¬ 
tig als »sozialdemokratische Fraktion* zu bezeichnen, sondern auch un¬ 
würdig sind, Vertreter der Arbeiterklasse zu sein, und ihre Mandate 
niedcrlegen müssen, wenn sie die Einheit der Fraktion nicht wieder 
herstellen und nicht im Einvernehmen mit dem marxistischen Ganzen 
und den sechs Deputierten handeln wollen.“ 1 

ln Anpassung an die Zensurbestimmungen wurde die Entschließung 
als eine Entschließung der „leitenden Institutionen der Marxisten von 
Petersburg 4 * bezeichnet. Aus den gleichen Erwägungen wurde das Wort 

1 „Proletarskaja Prawda“ vom 9. Januar 1914. 
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Partei“ in ihr sowie in den anderen Entschließungen und Artikeln, die 
in der Zeitung abgedruckt wurden, durch die Worte „marxistisches 
Ganzes“ ersetzt. 

Etwa zu der gleichen Zeit wurde in der „Nowaja Rabotsdiaja Gascta“ 
der Liquidatoren ein Aufruf des Organisationskomitees der Mensche¬ 
wiki veröffentlicht, das sich ebenfalls mit Rücksicht auf die Zensur als 
die „leitende Institution der sozialdemokratischen Arbeiter, die sich im 
August 1912 vereinigt haben“, bezeichncle. Die Menschewiki nannten 
uns „Deserteure“, „Verletzer der von den Arbeitern entgegengenom- 
nicnen Wähleraufträge“, „Anhänger des Leninzirkels“, „Spalter“, „Auf¬ 
rührer“ usw. Sie forderten die Arbeiter auf, die Siebenergruppe zu un- 
lerstützen, die die wahre Vertreterin der Arbeiterklasse sei. Wir hatten 
die Ergebnisse solcher Aufrufe der Menschewiki bereits gesehen: auf 
ihren Appell reagierten nur unbedeutende Arbeitergruppen. 

Im Kampf gegen die Duma-Siebenergruppe hatten die Bolschcwiki 
neue Positionen errungen, hatten sie ihren Einfluß auf die Arbeiter¬ 
massen bedeutend erweitert und vertieft. Die Partei wankte in dieser 
Prüfung nicht und ging aus ihr als Siegerin, erneuert und noch mehr 
gefestigt, hervor. Die Spaltung der Dumafraktion und die Bildung der 
selbständigen Fraktion der Bolschcwiki hatten die Aufmerksamkeit 
breiter Arbeiterinassen erregt, die auf diese Weise dicht an die wichtig¬ 
sten Fragen der Organisation und der Taktik der Partei heranrückten. 
Die Tatsache, daß Tausende von Arbeitern an der Erörterung und an 
der Entscheidung dieser Fragen teilnahmen, war von gewaltiger orga¬ 
nisatorischer und politischer Bedeutung. Mit der Welle der Kampagnen 
zur Unterstützung der Sechsergruppe erstarkten die Reihen unserer 
Partei. Die ganze Arbeit der Parteiorganisationen belebte und verstärkte 
sich um ein Vielfaches. Die Bolschcwiki gewannen viele revolutionäre 
Arbeiter für sich. 

Die Frage der Spaltung der Fraktion war letzten Endes die Frage der 
allgemeinen Struktur der Parteiorganisation. Indem die Arbeiter die 
bolschewistischen Deputierten mit Zehntausenden von Stimmen un¬ 
terstützten, zeigten sie entschlossen, für welchen Weg des Kampfes sich 
die Arbeiterklasse Rußlands entschieden hatte. Dieser Weg war der 
richtige Weg, der das russische Proletariat zum Siege führte. 
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Kapitel Xlll 


Die bolschewistische Fraktion 

% 

1. Die ersten Schritte unserer Fraktion 

Als selbständige Dumafraktion bestand die Sechsergruppe faktisch 
seit dem ersten Tag der Ilerbstsession 1913, als wir unsere Forderungen 
gestellt und die Zusammenarbeit mit den Menschewiki abgelehnt halten. 
Schon seit diesem Tag hielten die Sechser- und die Siebenergruppe ihre 
Sitzungen getrennt ab und erörterten lediglich einige Male gemeinsam 
die Kandidaturen der offiziellen Fraklionsredner in den laufenden 
Sitzungen der Duma. Ende Oktober gaben wir schließlich die Bildung 
der selbständigen bolschewistischen Fraktion in aller Form bekannt 

In der ersten Sitzung unserer Fraktion am 27. Oktober wurde das 
Präsidium gewählt und einige organisatorische und technische Fragen 
der künftigen Arbeit entschieden. Die Sechsergruppe beschloß, sich 
,,Russische sozialdemokratische Arbeiterfraktion “ zu nennen und durch 
das Wort „Arbeiter“ den Unterschied zwischen ihr und der Fraktion der 
Menschewiki zu unterstreichen. 

Solange noch keine anderen Räume gefunden waren, zog die Frak¬ 
tion in meine Wohnung in der Schpalernaja Straße ein. Hier wurden 
die Sprechstunden der Fraktion abgehalten und deren Zeilen täglich in 
der „Prawda“ bekanntgegeben. Wenig später wurde eine Wohnung in 
der 10. Roshdcstwenskaja Straße 17b gemietet, in dem gleichen Stadt¬ 
bezirk, wo bisher die vereinigte Fraktion ihren Sitz gehabt hatte. Wir 
statteten die Wohnung mit einigen Möbelstücken aus, stellten einen 
Wächter ein und verlegten — nachdem die Adresse in der Zeitung be- 
kanntgegeben worden war — die Sprechstunden und die Entgegen¬ 
nahme von Geldsammlungen nach dort. Alle Ausgaben für die Fraktion 
bestritt die Sechsergruppe gemeinsam. 

Das Präsidium der Duma versuchte die Bildung der bolschewisti¬ 
schen Fraktion in jeder Weise zu verhindern. Um alle Rechte der an¬ 
deren Dumafraktionen zu besitzen — Materialien zu erhalten, Ver¬ 
treter in die Kommissionen zu entsenden usw. —, mußte sich die 



Sechsergruppe offiziell beim Duinapräsidium registrieren lassen. 
Itodsjanko bemühte sidi aber, die Registrierung der Fraktion solange 
wie möglich hinauszuschieben. 

„ln der Reichsduma“, so erklärte Rodsjanko, „können nicht zwei 
nzialdemokratische Fraktionen existieren, deshalb werden die sechs 
\rbeiterdeputierten als ,wild‘, das heißt zu keiner Fraktion gehörig gel¬ 
ten.“ Die anderen Mitglieder des Dumapräsidiums unterstützten ihren 
Vorsitzenden, wobei sie sich auf die parlamentarische Praxis anderer 
I Binder beriefen, wo es bisher angeblich keinen solchen Präzedenzfall ge¬ 
geben hätte. 

Aber nach den geltenden Dumaregeln war es nicht möglich, irgend¬ 
einer Deputiertengruppe die Konstituierung als Fraktion zu verbieten. 
Deshalb mußte das Dumapräsidium nach einigen Verschleppungs- 
manövern dennoch die Bildung unserer Fraktion anerkennen. 

Am 15. November wurde dem Dumapräsidium folgende vom Vor- 
silzenden der Sechsergruppe Unterzeichnete Erklärung übergeben: 

„Ich bringe dem Präsidium der Reichsduma zur Kenntnis, daß wir 
m der Duma die Russische sozialdemokratische Arbeiterfraktion ge¬ 
bildet haben, die sich aus folgenden Mitgliedern der Rcichsduma zu- 
summensetzt: Badajew, Malinowski, Muranow, Petrowski, Samoilow 
und Schngow. Wir bitten deshalb, uns alle Rechte einzuräumen, die die 
übrigen Fraktionen der Reichsduma genießen wie: Vertretung in Kom¬ 
missionen, Erhalt aller Dumamaterialien usw.“ 

Von diesem Tage an wurde die Russische sozialdemokratische Ar¬ 
beiterfraktion oder die RSDAF — wie sie abgekürzt bezeichnet wurde — 
offiziell als eine Fraktion der IV. Duma registriert. 

Die menschewistische Siebenergruppe ergriff ihrerseits alle Maß¬ 
nahmen, um die selbständige Arbeit der Sechsergruppe zu behindern. 
I'.leich nach unserem Austritt faßten die Menschewiki den Beschluß, in 
der Duma offiziell bekanntzugeben, daß jede nicht von Tschcheldse 
oder seinem Stellvertreter Unterzeichnete Interpellation oder Erklä¬ 
rung nicht von den Sozialdemokraten ausgehe. 

Bei der Spaltung der vereinigten Fraktion schlugen wir den Mcn- 
chcwiki hinsichtlich einzelner Fragen der Dumareden, der Vertretung 
in den Kommissionen usw. vor, uns in der Zukunft zu verständigen. 
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Mit diesem Vorschlag kamen wir den Wünschen jener Arbeitergruppen 
entgegen, die der Meinung waren, daß angesichts der Schwarzhun¬ 
derterduma in einigen Fragen zwischen der Sechser- und der Siebener¬ 
gruppe eine gemeinsame Sprache gefunden werden könne. Die Men¬ 
schewiki, die zuvor so viel und so laut von der Einheit geschrien hatten, 
wichen jedoch jeglichen Übereinkommen entschieden aus und wollten 
von irgendwelchen gemeinsamen Aktionen nichts hören. 

Ganz abgesehen davon, daß unsere persönlichen Beziehungen ausge¬ 
sprochen feindselig wurden — in der ersten Zeit grüßten wir uns nicht 
und sprachen nicht miteinander —, erklärte die Sicbenergruppe, daß sie 
uns nicht anders ansehen werde als jede andere Dumafraktion. Im 
Namen der Siebenergruppe erklärte Tschcheidse, die Menschewiki 
würden ihre Unterschriften für unsere Interpellationen und Erklärun¬ 
gen nach den gleichen Prinzipien geben, wie sie auch für die anderen 
Fraktionen, beispielsweise die Kadetten, die Trudowiki usw. gälten. In 
Wirklichkeit stellte sich heraus, daß sic sich uns gegenüber schlechter 
benahmen als gegen ihre Nachbarn von rechts. 

Im Aufträge unserer Fraktion sollte ich Unterschriften für eine un¬ 
serer ersten Interpellationen sammeln. Es handelte sich dabei wohl um 
die Nichteinführung der Versicherung für Arbeiter in staatlichen Be¬ 
trieben. Unter den erforderlichen 33 Unterschriften befanden sich be¬ 
reits einige Unterschriften der Trudowiki und sogar der Kadetten. Als 
ich mich an Tschcheidse mit der Bitte um seine Unterschrift wandte, 
lehnte er ab. Ebenso handelten auch die übrigen Mitglieder der Sie¬ 
benergruppe. 

Bereits nach der Spaltung benannte die Sicbenergruppe angeblich 
im Namen aller dreizehn sozialdemokratischen Deputierten ihre Ver¬ 
treter in drei neugcbildeten Dumakommissionen für Presse, für die 
Polizei und für Versammlungen. Als wir von den Menschewiki die 
Rückgabe des von ihnen eingenommenen Sitzes in der Budgetkom¬ 
mission forderten (darin waren nur Fraktionen mit mindestens zehn 
Deputierten vertreten), lehnten sie das ab. 

Es kam jedoch der Augenblick, wo die Siebenergruppe wohl oder 
übel an uns herantreten mußte hinsichtlich der Verständigung über die 
Teilnahme an Kommissionen. Bevor die Duma in die Weihnachts- 



lenen Wlö ging, beschloß sie, einige neue Kommissionen 7.11 bilden, 
im die die Siebenergruppe keine Vertreter delegieren konnte, da unsere 
Fraktion zu diesem Zeitpunkt bereits in aller Form registriert war. In 
dm Kommissionen sollten ja nur Fraktionen mit mindestens zehn 
Mitgliedern vertreten sein. Nun wandten sich die Menschewiki an uns 
mit der Bitte, Vertreter von beiden Fraktionen in die Kommissionen 
/u delegieren. Natürlich antworteten wir auf diesen Vorschlag ableh¬ 
nend und erklärten uns nur unter der Bedingung zu Verhandlungen 
bereit, daß die Siebenergruppe uns die Sitze zurückgeben würde, die 
>ie zuvor in anderen Dumaorganen an sich gerissen hatte. Sich aber mit 
der Siebenergruppe nur in den Fällen verständigen, wenn es für die 
Siebenergruppe vorteilhaft sei, hieße erneut zu der Lage zurückkehren, 
die vor der Spaltung bestanden hatte. Darauf antworteten die Men- 
diewiki, sie wollten grundsätzlich keinerlei allgemeine Abkommen 
mit uns trelTen und würden es ablehnen, über die Revision der Dele¬ 
gationen in den Dumakommissionen zu verhandeln. 

Nach der Bildung der selbständigen Fraktion erfuhr die Arbeit un¬ 
serer Sechscrgruppc einen neuen Aufschwung. Der Bruch mit der Sie- 
hmergruppe, der es möglich machte, den Umfang unserer Arbeit we¬ 
sentlich zu erweitern, stellte der Sechsergruppe zugleich neue große 
\ 11 fgnben. Von jedem Arbeiterdeputierten wurde eine noch stärkere 
\nspannung, eine noch größere Energie gefordert. 

Die Aufgaben, vor denen die Sechsergruppe stand, konnten nur mit 
einmütiger Unterstützung der Arbeitermassen gelöst werden. Diese Un- 
lerstützung machten wir uns zunutze. Schon die Spaltung selbst be¬ 
wirkte eine riesige Welle, die die Menschewiki beiseite schleuderte, die 
bolschewistische Sechsergruppe dagegen emporhob und um ein Viel¬ 
faches festigte. Die verstärkte Tätigkeit unserer Fraktion schloß die 
breiten Massen der Arbeiter noch enger zusammen und brachte sie uns 
näher. 

Wir lebten und arbeiteten in einer Atmosphäre, in der wir die Förde¬ 
rung und Unterstützung der gesamten Arbeiterklasse Rußlands spürten. 
Alle Zweige unserer Arbeit innerhalb und außerhalb der Duma erneu¬ 
erten und belebten sich. Alle äußeren Anzeichen, nach denen wir in 
diesen schweren Zeiten des Polizeiregimes die Stimmungen der Arbeiter- 


239 



klasse zu beurteilen pflegten, wiesen auf ein gewaltiges Anwachsen des 
bolschewistischen Einflusses hin. Es kamen mehr Geldsammlungen für 
revolutionäre Zwecke ein, die Zahl der Besucher in der Fraktion und 
in der Zeitungsredaktion stieg beträchtlich und auch die Dumaarbeil 
erhielt einen ganz anderen Schwung. 

Die Ilerbstsession der Reichsduma war sehr kurz. Sie dauerte nur 
wenig mehr als anderthalb Monate. Aber auch in diesem Zeitraum hatte 
die Sechsergruppe, obwohl wir längere Zeit und viel Energie dem 
Kampf gegen die Siebenergruppe und der Lösung interner organisato¬ 
rischer Aufgaben widmen mußten, eine gewaltige Arbeit entfaltet. 

2. Verstärkung der Arbeit 

Das Recht auf Interpellationen wurde von uns maximal ausgenutzt. 
Im Laufe von anderthalb Monaten wurden 13 Interpellationen und 
Anfragen an die Regierung eingebracht: 1. über die Presse; 2. über die 
Provokation bei der Verhaftung der sozialdemokratischen Fraktion der 
II. Reichsduma; 3. über die Streiks; 4. über die Gewerkschaften; 5. über 
die Versicherungsversammlungen; 6. über die Verhaftungen der Bevoll¬ 
mächtigten; 7. abermals über die Presse; 8. abermals über die Streiks; 

9. über die Bestrafung des Deputierten Badajew vom Stadthauptmann; 

10. über die Streiks im Obuchow-Werk; 11. über die Nichteinführung 
der Versicherung für Arbeiter in staatlichen Betrieben; 12. über die 
Katastrophen in den Bergwerken und 13. über den Kampf gegen die 
Pest. 

Die meisten Interpellationen wurden von unserer Fraktion selbständig 
und nur ein gewisser Teil wurde vor der formellen Spaltung der ver¬ 
einigten Fraktion gemeinsam mit der Siebenergruppe eingebracht 
Während der Session fanden insgesamt 24 Sitzungen der Duma statt, 
somit kam mehr als eine Interpellation auf je zwei Sitzungen. Außer¬ 
dem sprach die Sechsergruppe zu jeder mehr oder minder wichtigen 
Frage, die in der Duma behandelt wurde. In den 24 Tagen sprachen 
die Mitglieder unserer Fraktion siebzehnmal. Die Scchscrgruppc war 
bestrebt, jeden größeren Fall von Regierungswillkür gegen die Arbcitcr- 


240 



• ugimisationen in den Interpellationen und in den Reden zur Ver¬ 
teidigung der Dringlichkeit zwecks revolutionärer Agitation auszunutzen 

• nid den breiten Arbeitermassen ganz Rußlands den prinzipiellen 
Klassenhintergrund der Ereignisse zum Bewußtsein zu bringen. 

Als die Petersburger Polizei die in die Krankenkassen gewählten 
\i beitervertreter im November 1913 verhaftete, brachten wir ebenfalls 

• ine Interpellation an die Regierung ein, deren Dringlichkeit ich von der 
Dumatribüne aus verteidigte: 

„Meine Herren Mitglieder der Reichsduma! Zur Verteidigung der 
Dringlichkeit unserer Interpellation will ich bei der Lage verweilen, in 
der sich die Versicherung der Arbeiter im Augenblick der Durchführung 
dieses Gesetzes befindet. Somit wird die Dringliclikeit unserer Inter¬ 
polation, meine Herren, allen klar sein, die noch ein Gewissen haben, 
die auf Willkürakte noch reagieren können, obwohl ich, unter uns 
gesagt, ebensowenig wie das lelziemal Anlaß habe, mit der Zartheit 
Ihres Gewissens zu rechnen, meine Herren. (Stimme von rechts: Herr 
Vorsitzender, was soll das heißen?) 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Badajew, ich rufe Sie wegen 
dieser Worte zur Ordnung. Ich bitte Sie, derartige Ausdrücke nicht zu 
verwenden, oder ich werde Ihnen das Wort entziehen. 

Badajew: Die Verhaftung der Arbeiter stellt einen so bedeutenden, 
einen so eklatanten Fall von Gemeinheit dar, der dazu mit der gesamten 
Dichtung der von Regierung und Unternehmern betriebenen Ver¬ 
sicherungspolitik eng verbunden ist, daß wir nicht schweigen können. 
Die Verhaftung der Bevollmächtigten erfolgt auf Grund der Verord¬ 
nung über den verstärkten Schutz, das heißt im Interesse der Aufrecht- 
erhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung oder genauer gesagt im 
Interesse der öffentlichen Unruhe und Unordnung für die Arbeiter. Ich 
muß sagen, daß die Regierung ihre Politik ohne die Verhaftung der 
Dcvollmächtigtcn nicht vollendet hätte, und um sie zu vollenden, haben 
diese Herrschaften eben zu der Verordnung über den verstärkten Schutz 
gegriffen. Es ist doch bekannt, meine Herren, daß die Arbeiter, um von 
ihrem Recht richtig Gebrauch machen zu können, einerseits die Freiheit 
der Versammlungen zur Erörterung dieses Gesetzes und andererseits 
die Freiheit der Organisationen und nach Möglichkeit mehr Kranken- 


10 Badajew, Reichöduma 
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kassen haben müssen. Durcli das Gesetz vom 23. Juni und vom 4. Miir/ 
wird den Arbeitern dieses Recht eingeräumt, aber es wird kein ein 
ziges Recht aus diesen Gesetzen weder vom Ilandeisminister noch 
vom Innenminister zugestanden; und nun, meine Herren, erlaube ich 
mir, Sie auf einige Tatsachen hinzuweisen: bereits in der ersten Sitzung 
des Versicherungsrates antwortete der Minister den von ihm selbst 
ernannten Arbeitern, die die Notwendigkeit der Versammlungen anzu- 
deuten gewagt hatten, ablehnend, während der Vertreter des Innen¬ 
ministeriums hinzufügte, die Versammlungen der Arbeiter seien nicht 
notwendig, da diese angeblich von bösen Menschen aufgcwiegelt würden. 
Der Fabrikinspektor von Wyschni Wolotschok und der Fabrikinspektor 
in Noworossisk erklärten ebenfalls, daß keinerlei Versammlungen not¬ 
wendig seien; das gleiche äußerte der Gouverneur von Jaroslawl, der 
für die Arbeiter erklärte, die Arbeiter brauchten keine Versicherung. 
Der Petersburger Stadthauptmann weiß, daß sich die Arbeiter für diese 
Versicherung interessieren, gestattet aber keine Versammlungen. Dafür 
wurde in Twer, als die Versammlung gestaltet wurde, die Unvorsichtig¬ 
keit des Gouverneurs durcli den Polizeioffizier korrigiert. Als er auf die 
Erwiderung eines Arbeiters hin den Fabrikinspektor fragte: ,Befehlen 
Sie, den Redner zu verhaften?' bemerkte der Fabrikinspektor:,Hindern 
Sic ihn nur am Reden', worauf der Polizeioflizier keck an den Redner 
hcrantrat und ihm erklärte: »Schluß mit der Rede und scheren Sie sich 
fort von hier 4 . Die darüber empörten Arbeiter verließen sämtlich die 
Versammlung. 

Was die Frage der städtischen Kasse anbelangt, so hat hier vor allem 
der Versicherungsrat festgcstcllt, daß eine solche Kasse dem Sinn des 
Gesetzes zuwider ist. Fabrikinspektoren in Odessa, in Tula, inlwanowo- 
Wosnessensk, in Koclima und in anderen Städten strichen eigenmächtig 
die Änderungen aus, die die Tätigkeit der Kassen erweiterten. In 
Warschau erklärte der Fabrikinspektor, er werde keine sozialdemokra¬ 
tischen Kassen zulassen. Es ist durchaus begreiflich: Arbeiter, Ver¬ 
fechter der Sozialdemokratie müssen, falls sie zu Bevollmächtigten ge¬ 
wählt werden —■ wie der Warschauer Fabrikinspektor sagte —, entfernt 
werden, und sie wurden entfernt, ineine Herren. Der Fabrikinspektor 
Axjonow erklärte, der und der Bevollmächtigte stifte Unruhe, und der 
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Uri rollende wurde verhaftet. Als Axjonow gefragt wurde, mit welcher 
Begründung er das erklärt habe, antwortete er, er müsse so handeln, da 
Minn ihn sonst in Petersburg schief ansehen würde. Andere Inspektoren 
hi (.lern sich vielleicht nicht laut, aber das Ergebnis sind Verhaftungen 
on Arbeitern. In Jekaterinburg agitierte ein Unteroffizier in der Fabrik 
Gebrüder Morosow gegen die Teilnahme an den Krankenkassen. 

Somit arbeiten, meine Herren, alle Dienstränge der Polizei in ver- 
.rhiedener Form, vom Unteroffizier angefangen bis zu den Ministern 
M'lhst, Hand in Hand, wirken zusammen, um diese Versicherungskam- 
pngne der Arbeiter zu zerschlagen. Für das Ministerium ist es allzu 
nichtig, die Bevollmächtigten zu verhaften, denn sie verhaften die 
besten, die fortschrittlichsten Arbeiter, auf diese Weise angeln sie sich 
dank diesem außerordentlich verstärkten Schutz ihre Feinde. Indem 
uu diese Interpellation einbringen, greifen wir die Verordnung über 
dm verstärkten Schutz an, wenden wir uns gegen jene, die diese Be- 
.limmung schützt, gegen die Regierung, die auf Provokation und Will¬ 
kür nufgebaut ist. (Lärm von rechts.) 

Meine Herren! Die Verhaftungen der Bevollmächtigten sind doch 
nichts anderes als eine Herausforderung der Arbeiter; wie sie am 
il November ergangen ist, so haben wir sie auch aufgefaßt, aber wir 
appellieren an Sie, solange es nicht zu spät ist, auf alle Willkürakte zu 
Hiiigicren. Es gab 1905 eine Zeit, da die Minister die Arbeiter mit 
Brüder Arbeiter 4 angeredet haben. Jene Minister, die jetzt im Oberhaus 
ul/.en — Graf Witte. Denken Sie daran: die Zeit ist nicht mehr fern, da 
die Arbeiter das von Ihnen fordern werden, da Ihre Antwort zu spät 
kommen wird. Wir wissen, daß die Arbeiter Sie auf der Straße zwingen 
werden, ihnen die richtige Antwort zu geben. (Beifall der äußersten 
I iitkcn.) 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Badajew, ich rufe Sie wegen 
dieser Äußerung zur Ordnung.“ 

Die Unduldsamkeit, die von der Schwarzhundertermehrheit der 
Duma unseren Interpellationen und Reden auch früher entgegen- 
grl »rächt wurde, verstärkte sich seit der Fraktionsspaltung nur noch 
mehr. Purisdikewitsch beschwerte sich darüber, daß die Arbeiterdepu- 
i irrten „die Duma mit Interpellationen überschütten“. Den von der 
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Sechsergruppe eingebrach teil Interpellationen sprach die Duma unwei¬ 
gerlich die Dringlichkeit ab und übergab sie „zum Begräbnis“ an die 
Kommissionen. 

Mehr noch: die durch die Reden der Arbeiterdeputierten bis zum 
äußersten gereizten Schwarzhunderter beschlossen, uns die bloße Mög¬ 
lichkeit der Benutzung der Dumatribüne einzuschränken. Unter engster 
Mitwirkung des Kadetten Maklakow arbeiteten sie eine neue Bestim¬ 
mung aus, wonach die Zeit für Reden zu Interpellationen auf ganze 
zehn Minuten beschränkt wurde. Außerdem führte die neue Bestimmung 
einige weitere Klauseln ein. Die Verfasser der Bestimmung erklärten, 
sie sei gegen jene Interpellationen gerichtet, die cingebracht würden, 
ohne Aussicht zu haben, von der Duma angenommen zu werden. 
Gerade von der Art waren alle unsere Interpellationen, die von der 
bolschewistischen Fraktion ausschließlich zum Zweck der revolutionären 
Agitation von der Dumatribüne aus cingebracht wurden. Die neue Be¬ 
stimmung sollte uns diese Möglichkeit soweit wie möglich schmälern. 

Zur ständigen Erörterung von Fragen der Dumaarbeit zog unsere 
Fraktion Vertreter Petersburger Arbeiter heran. Aus ihren Reihen 
wurde die sogenannte Arbeiterkonimission gebildet, die sich bei der 
Fraktion versammelte. Zwar wurde diese Einrichtung durch häufige 
Verhaftungen von Fraktionsbesuchern gestört, aber an Stelle der Ver¬ 
hafteten kamen neue Genossen. Die Arbeiterkommission befaßte sich 
natürlich nicht allein mit der Erörterung von Dumafragen: sie leitete 
gleichzeitig die Parteidirektiven auf dem gesamten Gebiet der illegalen 
Arbeit weiter. 

Die erste Sitzung der Arbeiterkommission fand Ende Januar statt, 
nachdem die Wintersession der Duma eröffnet worden war. Die Kom¬ 
mission teilte sich in einige Unterkommissionen, in denen die Gesetz¬ 
entwürfe der Duma, die Interpellationen und andere vordringliche 
Fragen der Dumaarbeit erörtert wurden. Jeder Punkt wurde von den 
Kommissionsmitgliedern lebhaft diskutiert. Wenn irgendein Gesetz¬ 
entwurf eingehend erörtert wurde, sprach man nicht nur darüber, was 
er unter der Zarenordnung geben könne, sondern auch darüber, wie 
man dies oder jenes nach dem Sieg der Revolution organisieren solle. 
Wäre es möglich, sich alle Einzelheiten der Sitzung der Arbeiterkom- 
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ini'.sion ins Gcdäclilnis zu rufen, so würde man darunter viele Vor- 
Diliige und Beschlüsse finden, die bei uns jetzt in Form von Gesetzen 
v rrwirklicht sind. 

3. Der Gesetzentwurf über den Achtstundentag 

I Hier Mitwirkung der Arbeiterkommission wurde der Gesetzentwurf 
über den Achtstundentag ausgearbeitet, der in der gesamten Duma¬ 
arbeit unserer Fraktion einen besonderen Platz einnimmt. War das 
«Iwa die sogenannte „positive“ gesetzgeberische Arbeit, gegen die sich 
unsere Partei so entschieden wandte? Keineswegs. Vor allem gehörte 
der A cli ts tun den tag nicht zu den Teilforderungen, die nach Meinung 
der Liquidatoren durch die Dumatätigkeit erkämpft werden konnten. 
Die Forderung nach dem Achtstundentag gehörte zu den drei „Walen“, 
zu den drei Kampflosungen, unter denen die Partei die Arbeiterklasse 
zum Kampf rief. 

Schon die Einbringung des Gesetzes über den Achtstundentag in der 
Duma war im Grunde die Verkündung einer revolutionären Kampf¬ 
losung von der Dumatribüne aus. Die Einbringung dieses Gesetzent¬ 
wurfes hatte allein schon deshalb nicht das geringste mit der „positiven“ 
Dumaarbeitzu tun, weil er natürlich nie und nimmer von der Schwarz- 
lumderterduma angenommen werden konnte. Dafür bot jedoch die 
bloße Tatsache, daß der Gesetzentwurf durchfiel, unserer Partei riesiges 
Material für eine neue revolutionäre Agitation. 

„Wir zweifeln selbstverständlich keine Minute lang daran“, schrieb 
die Redaktion der „Prawda“ in einem Aufruf an die Arbeiter, „daß die 
IV. Duma unseren Gesetzentwurf ablehnen wird. Der Achtstundentag 
ist eine der drei Grundforderungen der Arbeiterklasse in der gegen¬ 
wärtigen Epoche. Seine Verwirklichung ist mit den allgemeinen politi¬ 
schen Bedingungen im Lande auf das engste verbunden. Aber wir 
werden diese Frage vor der Duma stellen und die verschiedenen 
Parteien zur Stellungnahme zwingen. Das wird unserem Kampf für den 
Achtstundentag außerhalb der Duma helfen. Außerdem bitten wir die 
Genossen Arbeiter , sich unverzüglich unserem Gesetzentwurf anzu - 
schließen. Möge dieser Gesetzentwurf nicht nur im Namen der Depu- 
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tiertengruppe, sondern gleich im Namen von Zehntausenden von 
Arbeitern eingebracht werden.“ 1 

Einige Tage lang druckte die „Prawda“ auch den Wortlaut des Gesetz¬ 
entwurfes ab und forderte die Arbeiter auf, ihn zu erörtern und ihn* 
Meinung dazu zu äußern. 

Heute erscheinen alle Punkte unseres Gesetzentwurfes selbstver- 
stündlich und lassen keine Zweifel oder Mißverständnisse aufkommen. 
Anders war es in der zaristischen Zeit. Der Achtstundentag war eine 
Forderung der Arbeiterklasse, für die man unter gewaltiger Kräfte¬ 
anspannung kämpfen mußte. Um den Achtstundentag zu erkämpfen, 
mußten die Arbeiter die Selbstherrschaft stürzen und restlos zerstören. 
Die Opfer, die der revolutionäre Kampf in die Reihen der russischen 
Proletarier riß, wurden auch für das Recht gebracht, nicht länger als 
acht Stunden täglich zu arbeiten. 

Der von uns in der Duma eingebrachte Gesetzentwurf sprach nicht nur 
von dem obligatorischen maximalen Achtstundentag, sondern sah auch 
einige weitere Maßnahmen zum Schutze der Arbeiter gegen übermäßige 
Ausbeutung vor. Der Gesetzentwurf bestand aus folgenden 12 Punkten: 

„1. Durch das vorliegende Gesetz wird der Arbeitstag für alle über 
1(5 Jahre alten Personen beiderlei Geschlechts geregelt, die als Arbeiter, 
Angestellte, Gesellen oder Lehrlinge in Handels- und Industriebetrieben 
gleich welcher Art — ohne irgendeine Ausnahme — tätig sind: in Werk¬ 
stätten, Fabriken und Werken, im Bergbau, in Steinbrüchen, im Handel, 
im Büro, im Verkehrswesen, bei Eisenbahn- und Straßenbau, in Forst¬ 
betrieben, in landwirtschaftlichen Großbetrieben, in der Binnen- und 
Seeschiffahrt, in der Heimindustrie, im Haushalt, in weltlichen und 
kirchlichen Institutionen, im Regicrungs- oder Gemeindedienst. Die 
Dauer des Arbeitstages in allen diesen Zweigen darf acht Stunden täglich 
und 45 Stunden wöchentlich nicht überschreiten. Als Arbeitszeit gilt die 
Zeit, in der man dem Arbeitgeber oder seinem Bevollmächtigten zur 
Verfügung steht. 

Anmerkung 1: Bei Untcrtagarbcilen darf der Arbeitstag nicht länger als 
sechs Stunden dauern, wobei die Zeit, die für das Einfahren in die Grube und 
das Hcrnusfahren benötigt wird, als Arbeitszeit zu rechnen ist. Als Arbeitszeit 

1 „Sa Prawdu“ vom 20. November 1913. 
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Hl ferner die Zeit, die erforderlich ist, um die Werkzeuge nach der Arbeit 
lort/uräumen oder sie vor Arbeitsaufnahme in erforderliche Ordnung zu 
bringen, die Reinigung der Werkstatt usw. Ebenfalls als Arbeitszeit gilt die 
Zeit, die der Arbeiter braucht, um im Büro seinen Lohn entgegenzunehmen. 

Anmerkung 2: Absolut verboten ist, nach einem Achtstundentag im Amt 
• »ilcr im Betrieb Arbeit nach Hause mitzugeben. 

2. ln den Quecksilberbergwerken und -betrieben sowie überhaupt in 
Betrieben, in denen Giftstoffe (Kupfer, Blei, Zink, Quecksilber, Phos¬ 
phor, Arsenik usw.) verwendet oder verarbeitet werden, darf die Dauer 
des Arbeitstages fünf Stunden nicht übersteigen mit Ausnahme der 
\rbeiten in Kammern und Rauchfängen, wo sie nicht mehr als drei 
Stunden betragen darf. 

3. Minderjährige beiderlei Geschlechts unter 16 Jahren werden zur Ar¬ 
beit nicht zugclassen. Zur Arbeit in Steinbrüchen, unter Tage und in Pro¬ 
duktionszweigen, die mit Lebensgefahr verbunden sind, werden Jugend¬ 
liche beiderlei Geschlechts sowie erwachsene Frauen nicht zugelassen. 

Die Dauer des Arbeitstags für junge Arbeiter und Arbeiterinnen von 
16 bis 20 Jahren darf die Hälfte des durch dieses Gesetz für die Erwach¬ 
senen festgelegten Arbeitstages nicht übersteigen. Eine Ruhepause ist 
obligatorisch. 

4. Frauen werden acht Wochen vorder Entbindung und sechs Wochen 
danach von der Arbeit befreit, wobei ihnen der Arbeitsplatz und der 
I Interhalt während dieser Frist gesichert werden. Durch eine ärztliche 
Bescheinigung wird die Fähigkeit zur Wiederaufnahme der Arbeit 
bestimmt. Andernfalls wird die Frist unter Beibehaltung des vollen 
Verdienstes verlängert. 

5. Nachtarbeit wird verboten. Als Nachtzeit gilt die Zeit von 9.00 Uhr 
abends bis 7.00 Uhr früh. 

Anmerkung: Nachtarbeit wird nur dort gestattet, wo die Arbeit nicht unter¬ 
brochen werden kann, ohne daß die bearbeiteten Materialien verderben, oder 
wo sie für gesellschaftliche Zwecke notwendig ist. Die Liste derartiger Be¬ 
triebe wird von den Organen der örtlichen Selbstverwaltung nach Absprache 
mit den Gewerkschaftsverbänden der Arbeiter aufgestellt. Für Nachtarbeit 
wird das Doppelte des üblichen Lohns bezahlt. 

6 . Der Achtstundentag wird durch eine oder durch mehrere Ruhe¬ 
pausen unterbrochen — Gesamtdauer mindestens 2 Stunden — in denen 
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jegliche Arbeit verboten wird. Diese Ruhepause wird außerhalb des 
Betriebes verbracht, und die Mittagspause muß mindestens anderthalb 
Stunden dauern. 

7. Mindestens einmal wöchentlich muß jedem Arbeiter, Angestellten 
usw. eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens 40 Stunden 
gewährt werden. Jeder Angestellte, Arbeiter usw. erhält einmal im 
Jahr Urlaub von einem Monat unter Beibehaltung des Arbeitsplatzes 
und des vollen Lohns. 

8 . Überstundenarbeit wird verboten. 

Anmerkung: Ausnahmen für diesen Artikel werden nur in Fällen äußerster 
Dringlichkeit von den Organen der örtlichen Selbstverwaltung, unbedingt 
nach Übereinstimmung mit den Gewerkschaftsverbunden der Arbeiter, ge¬ 
nehmigt. Jede Überstundenarbeit wird unbedingt mit dem Dreifachen des 
üblichen Lohns bezahlt. Die Betriebe, in denen Überstundenarbeit geleistet 
wird, werden genau registriert. 

9. Kein Arbeitgeber hat das Recht, den Lohn, wenn er tageweise 
berechnet wird, nach Einführung des Achtstundentages zu senken und 
muß ihn, wenn er Akkordlohn ist, so weit erhöhen, daß der Lohn des 
Arbeitnehmers mindestens ebenso hoch bleibt wie zuvor. 

10. In jedem Betrieb oder an jedem Arbeitsplatz sind neben dem 
Wortlaut dieses Gesetzes gedruckte Vorschriften auszuhängen, die den 
Arbeitsbeginn und den Arbeitsschluß, die Zeit der Ruhepausen sowie 
die freien l äge bestimmen. Wenn in Schichten gearbeitet wird, ist in 
den Vorschriften ferner festzulegen, welcher Schicht ein jeder zugeteilt 
ist, wann die Schicht zur Arbeit erscheint und wann sie die Arbeit 
beendet. An jeder Arbeitsstätte sind Uhren anzubringen, die nach den 
städtischen Uhren streng überprüft werden, und die Arbeitszeit ist nach 
diesen Uhren zu berechnen. 

11. Der Besitzer oder Leiter eines Betriebes, der sich des Verstoßes 
gegen dieses Gesetz schuldig macht, erhält eine Geldstrafe nicht unter 
50 Rubel für jeden gesetzwidrig beschäftigten Arbeiter und darüber 
hinaus eine Freiheitsstrafe von 2 Wochen Arrest bis zu einem Jahr 
Gefängnis. Bei wiederholten Verstößen gegen das Gesetz wird dem 
Schuldigen vom Gericht mindestens für fünf Jahre das Recht entzogen, 
einen Betrieb zu leiten. 
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12. Das vorliegende Gesetz tritt sofort in Kraft. Alle ihm wider- 
prechenden Bestimmungen werden aufgehoben. 4. 

Man muh sich die Bedingungen der damaligen russischen Wirklich¬ 
keit. klar vorstellen, um zu begreifen, wie gewaltig der Eindruck war, 
den die Veröffentlichung dieses Gesetzentwurfes auf die breiten Arbeiter¬ 
massen machte. Die Arbeiter Petersburgs und anderer russischer Städte 
überschütteten unsere Fraktion und die „Prawda“-Redaktion mit Ent¬ 
schließungen, in denen sie die Einbringung des Gesetzentwurfes über 
den Achtstundentag von ganzem Herzen begrüßten. Eine mit 319 Unter¬ 
schriften eingesandte Entschließung lautete: 

„Wir, eine Gruppe von Arbeitern verschiedener Werkstätten bei der 
Putilow-Werft danken einmütig unseren sechs Arbeiterdeputierten der 
russischen sozialdemokratischen Arbeiterfraktion für den ausgearbei¬ 
teten und in der Reichsduma eingebrachten Gesetzentwurf über den 
maximalen Achtstundentag, dem wir uns alle anschließen, und unter¬ 
stützen standhaft die teuren Erwählten der Arbeiterkurie. 44 

Das Petersburger Komitee der Bolschewiki gab ein besonderes Flug¬ 
blatt an die Arbeiter und Arbeiterinnen Petersburgs heraus mit dem 
Appell, die bolschewistische Dumafraktion zu unterstützen. In dem 
Flugblatt schrieb das Petersburger Komitee der Bolschewiki: 

„Die sechs Arbeiterdeputierten, die vom allrussischen Proletariat für 
die große Sache des Schutzes der revolutionären proletarischen Forde¬ 
rungen, für die Aufklärung der Klasse und den kämpferischen Zu¬ 
sammenschluß der Arbeitermassen in die Reichsduma entsandt wurden, 
haben kühn und entschlossen ihre Stimme für den Achtstundentag, für 
die Aufhebung der Kinder- und der Nachtarbeit, für den Schutz der 
Mutterschaft und für die Aufhebung der Überstundenarbeit erhoben! 
Das ganze arbeitende Rußland kam einmütig in Bewegung, als es die 
mächtige Stimme seiner Erwählten hörte! 

Zehntausende und Hunderttausende von Arbeiterstimmen antwor¬ 
teten als machtvoller Chor aus allen Teilen Rußlands, begrüßten den 
Gesetzentwurf der sechs Deputierten über den Achtstundentag und 
verkündeten der ganzen Welt der gierigen Ausbeuter, wie teuer und 
lieb diese Forderung dem gesamten Proletariat, der ganzen, viele 
Millionen zählenden Armee der Lohnarbeit ist! 
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Seit das Ungeheuer Maschine Millionen von Handarbeitern, kleinen 
Handwerkern auf die Slraße warf, seit es Hunderttausende von Frauen 
und Kindern in den Fabriken konzentrierte, nachdem es unzählige 
erwachsene Arbeiter vor die Tore gesetzt hatte und damit den durch 
die unersättliche Goldgier geblendeten Ausbeutern die Möglichkeit bot, 
den Arbeitstag unmenschlich zu verlängern, — seitdem ist der Acht¬ 
stundentag zur Forderung der Arbeiter aller Länder, des gesamten 
Weltproletariats geworden! 

Im Jahre 1866 verkündete der Genfer Kongreß der Internationalen 
Arbeiterassoziation der ganzen Welt, daß der Achtstundentag die erste 
und wichtigste Forderung der Arbeiterklasse ist und daß „alle Bestre¬ 
bungen zur Befreiung des Proletariats zum Mißerfolg verurteilt sind“, 
wenn diese Forderung nicht erfüllt wird. Im Jahre 1889 beschlossen 
400 Arbeitervertreter von zwanzig Nationen, die zum I. Internationalen 
Kongreß in Paris zusammengekommen waren, daß der Achtstundentag 
von den bewußten Arbeitern überall am großen Festtag der Arbeiter, 
am 1. Mai, als Forderung der Arbeiter aller Länder verkündet wird. 

In allen Teilen Europas, Amerikas und Australiens kämpfte das 
Proletariat seit Mitte vorigen Jahrhunderts einträchtig für diese Klassen- 
forderung. Die Arbeiter der britisch-australischen Republik Viktoria 
setzten den Achtstundentag bereits im Jahre 1856 durch, und der Tag 
seiner Einführung (21. April) wurde dort zum Nationalfeiertag des 
ganzen Volkes. Die Arbeiter Neuseelands, Neu-Südwales’, die englischen 
Bergleute, die Arbeiter aller staatlichen und vieler privaten Betriebe 
Englands, Frankreichs und der Vereinigten Staaten, die Bergleute in 
Preußen, die Arbeiter der Quecksilberbetriebe in Deutschland und 
unzählige andere Proletarier haben durch Streiks den Achtstundentag 
ebenfalls schon erkämpft. 

Und Wundersames geschah in den Staaten, Gebieten und Städten, 
wo die Achtstundenarbeit eingeführt wurde. Der Lohn wuchs nicht 
täglich, sondern stündlich, weil die Arbeit der Arbeiter erfolgreicher 
wurde; sie selbst verwandelten sich aus einzelnen verdummten und 
gequälten Lasttieren in bewußte und organisierte Kämpfer mit be¬ 
stimmten Forderungen; der I^olm wurde nicht durch unzählige Arbeits¬ 
lose gedrückt, weil mit der Herabsetzung der Arbeitsstunden die Nach- 
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frage nach Arbeitskräften stieg. (Indem die Feinbäcker Viktorias die 
Vrbeitszeit von 15 auf 8 Slunden verkürzten, verdoppelten sie den 
Verdienst, und dank dem Zehnstundentag überstieg der Verdienst der 
englischen Arbeiter den Verdienst des russischen, durch lange Arbeit 
zermürbten Arbeiters um das Dreifache). Außerdem ging die Zahl der 
Erkrankungen, Verletzungen und der Todesfälle unter den Arbeitern 
rasch zurück (mit der Verkürzung des Arbeitstages in England von 12 
auf 10 Stunden sind die Tuberkuloseerkrankungen unter den Arbeitern 
um die Hälfte zu rückgegangen, während die englischen Maschinenbauer 
im Durchschnitt 10 Lebensjahre gewannen, indem sie den Arbeitstag 
nur um eine Stunde kürzten.) 

Die Sterblichkeit der Kinder sank ebenfalls, da die Mütter nicht 
durch übermäßige Arbeit zermürbt wurden und mehr Zeit hatten, sich 
um die Kleinkinder zu kümmern. Trunksucht, Prostitution und Krimi¬ 
nalität gingen stark zurück. In den Arbeitervierteln wuchsen anstelle 
der schmutzigen Spielhöllen, Kneipen und Schenken die schmucken 
Gebäude der Bibliotheken, der Volkshochschulen und der ,Arbeiter¬ 
paläste 4 empor, während auf dem Tisch des Arbeiters anstelle der 
Schnapsflasche oder des Bierkrugs Arbeiterzeitungen, Zeitschriften und 
wissenschaftliche Bücher erschienen. Und zum Schrecken der Feinde 
der Arbeiterklasse wuchsen unter den erwachten und sehend gewor¬ 
denen proletarischen Massen starke ,Arbeiterparteien 4 heran, die alle 
unter dem Joch des Kapitals Schmachtenden in den Kampf für den 
vollen Sieg der Arbeiterklasse — für den Sozialismus führten! 

Im Lande der wüsten Asiatenbarbarei, der Willkür und der Recht¬ 
losigkeit, in einem Land, wo die räuberische Bande der Zarenregiemng. 
der parasitären Gutsbesitzer und der raubgierigen Kapitalisten schaltet 
und waltet, ist der ofTene Kampf für die große proletarische Forderung 
nach dem Achtstundentag, wie ihn das Proletariat der »freien 4 europä¬ 
ischen Länder führt, unmöglich. 

Die habsüchtigen russischen Industriellen, die ihrer riesigen Profite 
wegen die Arbeiter 12,16 und sogar 18 Stunden täglich schuften lassen, 
quälen Zehntausende von Kindern durch übermäßige Arbeit zu Tode 
und richten Tausende von Müttern zugrunde, indem sie diese gleich 
nach der Entbindung zu arbeiten zwingen. Diese unmenschlichen Blut- 


251 



sauger unterdrücken, auf ihre mächtigen Syndikate gestützt, grausam 
jede Arbeiterbewegung, überwachen scharf jeden Schritt der Arbeiter, 
um zu verhindern, daß sie sich um ihre Klassenforderungen zusammen¬ 
schweißen und den entschlossenen Kampf aufnehmen. Um die Indu¬ 
striellen dabei zu unterstützen, hat die Zarenregierung ganze Armeen 
von Polizeispitzeln, Gendarmen und Polizisten, Banden von Kosaken, 
Polizeisoldaten und ganze Bataillone von Militär mobilisiert. Zum glei¬ 
chen Zweck zerren die zaristischen Gerichte die Teilnehmer ökonomi¬ 
scher Streiks auf die Anklagebank und bestrafen sie hart, während 
Zarenminister Gesetze gegen die Arbeiterpresse, gegen Streiks, Gewerk¬ 
schaften und Versammlungen verfassen! 

Doch alle diese unzähligen Gewalttaten vermögen es nicht, die prole¬ 
tarische Bewegung niederzuschlagen und aus den Köpfen der Proletarier 
die große Arbeiterforderung nach dem Achtstundentag auszumerzen! 

Diese himmelschreienden Verbrechen und Ungesetzlichkeiten führen 
lediglich dazu, daß der ökonomische Kampf des Proletariats zu einer 
furchtgebietenden Revolution heranwächst, während die Forderung 
nach dem Achtstundentag zur revolutionären Forderung der Arbeiter¬ 
massen wird! Und auf dem roten Banner des revolutionären russischen 
Proletariats steht diese große Losung der Revolution in flammenden 
Lettern geschrieben. 

Mit dem Kampfruf ,Es lebe der Achtstundentag! 4 zogen die Arbeiter 
am 9. Januar zum Winterpalais, mit ihm zogen sie durch die Straßen 
Petersburgs während der großen allgemeinen Streiks im Jahre 1905, 
mit ihm kämpften sie auf den Barrikaden und starben, von zaristischen 
Kugeln getrolTen, von zaristischen Bajonetten durchstochen, von zari¬ 
stischen lienkern in Gefängnissen und Folterkammern zu Tode ge¬ 
quält! 

Und heute, da das revolutionäre Banner wieder über unserem Lande 
weht, da sich Hunderttausende fortschrittlicher Proletarier Rußlands 
erneut in die große revolutionäre Armee einreihen, ist aus dem Munde 
der sechs Arbeiterdeputierlcn, der würdigen Erwählten des gesamt¬ 
russischen Proletariats, durch ganz Rußland erneut dieser große Ruf 
ergangen, um alle Schlafenden zu wecken, um dem finsteren Lager der 
Gewalttäter und Räuber am Volke die Losungen der Revolution zu 



verkünden und die Kampfreihen der revolutionären Arbeilcrarmee 
für die kommenden großen Schlachten enger zusammenzuschließen! 
I nd bei diesem großen Werk wird das ganze bewußte Proletariat Ruß¬ 
lands mit ihnen sein! 

Genossen Petersburger Arbeiter! Möge Eure mächtige Stimme, der 
das ganze gequälte russische Volk lauscht, die das ganze Lager der Ge¬ 
walttäter und Ausbeuter voll Schrecken vernimmt, sich mit den Stim¬ 
men Eurer Deputierten vereinigen! Möge das Arbeitervolk Petersburgs 
an dem Tage, da die Deputierten in der Duma ihren Gesetzentwurf 
über den Achtstundentag einbringen, machtvoll verkünden ,Es lebe 
der Achtstundentag! 4 und damit seinen Deputierten bei der großen 
Sache der Klassenaufklärung und des revolutionären Zusammenschlus¬ 
ses der Millionenmassen des russischen Proletariats helfen! 

Es lebe der Achtstundentag und die große russische Revolution! 

Es lebe die Demokratische Republik und die Konfiskation des gan¬ 
zen Bodens für das Volk! 

Es lebe die Sozialdemokratische Arbeiterpartei Rußlands! 

Es lebe der Sozialismus l“ 1 

Die Arbeiter, die sich darüber im klaren waren, daß man von der 
Duma keinerlei Verbesserungen erwarten konnte, bekundeten durch 
ihre einmütigen Entschließungen die Bereitschaft, einträchtig für den 
Achtstundentag sowie für die anderen revolutionären Hauptlosungen 
zu kämpfen. 

4. Die Zersetzung der menschewistischen Fraktion 

Mit der Einbringung des Gesetzentwurfes über den Achtstundentag 
in der Duma festigten sich die Beziehungen der Arbeitermassen zu un¬ 
serer Sechsergruppe noch mehr. Gleichzeitig damit wandten sich die Ar¬ 
beiter immer rascher von den menschewistischen Organisationen ab. 
Die menschcwistische Siebenergruppe begann die letzten Reste ihres 
Einflusses rasch einzubüßen und erwies sich sehr bald als völlig los¬ 
gelöst von den Arbeitermassen. Die Arbeiter kamen mit ihren For- 

1 „Flugblätter der Petersburger Bolschewiki 1902—1917“, Bd. II, S. 90—93, 
russ. 
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derungen, Nöten und Gesuchen, die mit der reinen Dumatätigkeit ver¬ 
bunden waren, zu unserer Fraktion und ignorierten die inenschewisli- 
sclien Deputierten. Die Arbeit der menschewistischen Fraktion Haute 
ab, kam zum Stillstand. Die Mitglieder der Sicbencrgruppe hielten in 
der Duma immer wieder Reden, spürten aber keinerlei Unterstützung 
von seiten der Arbeiterklasse. Das mußten — wenn auch in ihrem 
engen Kreise — die Menschewiki wohl oder übel selbst eingestehen. 

In den Archiven des Polizeidepartements blieb die Mitteilung über 
eine Sitzung der menschewistischen Siebenergruppe in den letzten Ja¬ 
nuartagen 1914 erhalten. Diese Mitteilung enthält charakteristische 
Äußerungen zweier Mitglieder der Sicbencrgruppe, die endlich begrif¬ 
fen hatten, wohin die menschewistische Fraktion durch ihre Politik ge¬ 
raten war. Tschchenkeli warf seiner Fraktion vor, sie habe „durch ihre 
Tätigkeit ihren ganzen Einfluß eingebüßt, sich vom politischen Leben 
des Landes entfernt, alle Beziehungen zu den Arbeitern abgebrochen 
und die lebendigsten und aktivsten Mitglieder letztlich zu in Ausschei¬ 
den aus der Fraktion gezwungen, wodurch die Tätigkeit der Fraktion 
zum völligen Stillstand gekommen ist“ 1 , ln diesem Sinne äußerte sich 
auch Tuljakow, der erklärte, daß „die Fraktion, die sich als sozialdemo¬ 
kratische Fraktion bezeichnet, in Wirklichkeit weder in der Rcichsduma 
noch in der Presse das pulsierende Leben und die Wünsche der Arbeiter¬ 
massen widerspiegelt. Die Fraktion hat sich aus politischen, polizei¬ 
lichen und ethischen Gründen von den Arbeitern entfernt und ist letz¬ 
ten Endes in den Zustand der ,splendid isolation 4 geraten.“ 2 

Sehr wahrscheinlich gaben die Meldungen der Ochrana die Worte der 
menschewistischen Deputierten nicht ganz genau wieder. Jedenfalls 
war es völlig unbestreitbar, daß die Siebenergruppe nach der Spaltung 
den inneren Zerfall erlebte. 

Anfang Januar 1914 trat der Deputierte Burjanow aus der mensche¬ 
wistischen Fraktion aus. Burjanow hielt sich für einen Plechanow- 
anhänger und begab sich in den Weihnachtsferien zu Plechanow, um 
dessen Standpunkt zur Spaltung der Fraktion genauer zu erfahren. 

1 Archiv des Polizeidepartements, Sonderabteilung, 1914, Akte Nr. 370, 
Bl. 207-210, russ. 

2 Ebenda. 
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Nus dem Auslande zu rückgekehrt, gab Burjanow an Tschcheidse eine 
l\i Klärung über seinen Austritt aus der Siebenergruppe ab. 

„Ich begreife natürlich“, so schrieb Burjanow, „ebenso wie Sie es 
«icherlich begreifen, daß die Ursachen unseres Zerfalls in der Duma 
mßerhalb derselben zu suchen sind. Unter diesen Umständen kann man 
von der völligen Einheit der sozialdemokratischen Vertretung in der 
Duma nur in bezug auf jene Zukunft sprechen, da sich die Kader der 
fortschrittlichen Elemente der bewußten russischen Arbeiter insgesamt 
vereinigen werden. Diesen völligen Zusammenschluß der Kräfte in der 
Zukunft vor Augen, halte ich nichtsdestoweniger die Einheit der Reden 
und Aktionen der sozialdemokratischen Deputierten schon jetzt für 
unbedingt notwendig. Ich sehe keinen anderen Weg, um eine solche 
Kinheit herbeizuführen, außer der Verständigung der sozialdemokra¬ 
tischen Fraktion mit der sogenannten Russischen sozialdemokratischen 
\rbeiterfraktion auf der Grundlage der Gleichberechtigung. Bislang 
haben wir diesen Weg, die Spaltung unserer Dumafraktion zu vermei¬ 
den, bedauerlicherweise abgelehnt. Ich hoffe aber, daß mein Austritt 
ms der sozialdemokratischen Fraktion Sie zahlenmäßig dem anderen 
Teil der sozialdemokratischen Arbeiterfraktion angleichen und veran¬ 
lassen wird, auch Ihre Ansichten über die gleichberechtigte Zusammen¬ 
arbeit mit diesem einer Revision zu unterziehen.“ 1 

Burjanow brachte cs nicht fertig, bis zu Ende konsequent zu sein. Er 
bezog eine schwankende Stellung zwischen den beiden Fraktionen mit 
der Erklärung, er werde beide Fraktionen bei Aktionen unterstützen, 
die „mit der marxistischen Linie des Verhaltens übereinstimmen“. 

Etwas später büßten die Menschewiki noch ein weiteres Mitglied 
ihrer Fraktion ein, Mankow, den sic wegen zu offensichtlicher Rcchts- 
abweidiung selbst aus der Fraktion ausschließen mußten. Somit erwies 
sich die Spaltung der vereinigten Fraktion als verhängnisvoll für die 
Menschewiki, die nicht nur das Vertrauen der Arbeitermassen ver¬ 
loren, sondern auch inneren Zerfall und innere Zersetzung erlebten. 

Gleichzeitig verfolgte die Sechsergruppe unbeirrt die aufsteigende 
Linie des revolutionären Kampfes, fest gestützt auf breite und zuver¬ 
lässige Unterstützung der gesamten Arbeiterklasse Rußlands. 

1 ..Proletarskaja Prawda“ vom 14. Januar 1914. 
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DIE REVOLUTIONÄRE BEWEGUNG 
KURZ VOR DEM KRIEGE 


Kapitel XIV 

Massenvergiftungen von Arbeiterinnen 

1. Verstärkung der Streikbewegung 

Im März 1914 kam es in Petersburg zu Ereignissen, die ein unge¬ 
mein heftiges Auf flammen der Arbeiterbewegung auslösten. 

Bereits in den ersten Märztagen begannen in Petersburg politische 
Streiks, die von einem Werk auf das andere Übergriffen und immer 
neue Arbeitermassen erfaßten. Durch eintägige Streiks protestierten die 
Arbeiter gegen Verfolgungen der Arbeiterpresse, gegen die systematische 
Ablehnung der von der bolschewistischen Fraktion eingebrachten In¬ 
terpellationen in der Duma, gegen Verfolgung und Auflösung von Ge¬ 
werkschaften und Bildungsvercinen usw. 

Eine Ursache für Proteststreiks war ferner die Einberufung einer 
Geheimberalung über Fragen der verstärkten Aufrüstung Rußlands, 
die der Dumavorsitzende Rodsjanko veranlaßt hatte. Zu dieser Bera¬ 
tung waren Vertreter aller Dumafraktionen mit Ausnahme der Trudo- 
wiki und der Sozialdemokraten cingeladen worden. Von der Duma¬ 
tribüne aus protestierten wir sowohl gegen neue Aufwendungen von 
Geldern dos Volkes für Aufrüstung als auch gegen die Geheimberatung 
selbst. Unser Protest wurde durch einen Streik von etwa 30 000 Arbei¬ 
tern unterstützt. Seit Mitte März verstärkte sich die Streikbewegung in 
Petersburg noch mehr. Die Regierung zögerte mit der Beantwortung 
der bereits früher von der Rcichsduma angenommenen Interpellation 
über die Untersuchung der Ereignisse an der Lena offenbar in der Ab¬ 
sicht, sic unter den Tisch fallen zu lassen, wie sie das schon bei vielen 
anderen Interpellationen getan halle. Mit dem Herannahen des zweiten 
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Inlircstagcs der Erschießungen an der Lena beschloß unsere Fraktion, 
m der Duma eine neue Interpellation an die Regierung „über die Be- 
• lilcunigung der Antwort“ auf die vorangegangene Interpellation ein- 
/iibringen. Wir brachten die Interpellation mit einem bestimmten Ziel 

• ui: sic mit der Ilauptaktion der Arbeitermassen am Jahrestag der 
I cna-Ereignisse zu verbinden, da das Datum der Niederschießung der 
I «na-Arbeiter im Jahre 1914 auf den arbeitsfreien Tag des Osterfestes 
fiel. 

\IIe unsere Parteiorganisationen bereiteten sich auf diese Aktion vor. 
In Fabriken und Werken war eine verstärkte Agitation im Gange. Im 
Namen des Petersburger Komitees wurde eine Proklamation herausge- 
gehen mit dem Aufruf, zur Unterstützung der Interpellation auf die 
>lrnße zu gehen. In einigen Fabriken und Werken wurde beschlossen, 
nach Ausrufung des Streiks geschlossen zum Gebäude der Reichsduma 
/u ziehen. 

Die Aktion war auf den 13. März angesetzt worden. Als erster streikte 
der Wyhorger Stadtbezirk. Schon um drei Uhr nachts legte die Nacht- 
< hicht im Werk „Nowy Aiwas“ die Arbeit nieder. Ihr schlossen sich in 
der Frühe die übrigen Arbeiter des Werkes an. Gleichzeitig begannen 
die Streiks auch in allen anderen Stadtbezirken. In ganz Petersburg 

• Ireikten an diesem Tag rund GO 000 Menschen, davon über 40 000 Me- 
lallarbeiter. In allen Fabriken und Werken wurden Kundgebungen und 
Versammlungen veranstaltet, auf denen Protestentschließungen ange¬ 
nommen wurden. Die auf den Kundgebungen sprechenden Arbeiter aus 
den Reihen der Partei erinnerten an die Lena-Ereignisse und umrissen 
die allgemeinen Aufgaben des revolutionären Kampfes der Arbeiter¬ 
klasse. 

In den Straßen von Petersburg fanden an diesem Tage zahlreiche 
I )einonstrationen statt. Die Arbeiter verließen die Fabriken und Werke 
unter dem Gesang revolutionärer Lieder. Die Menge entfaltete bereit¬ 
gestellte rote Fahnen. Von der Wyborger Seite zogen die Arbeiter des 
Lössner-Werkes zur Reichsduma. Unterwegs schlossen sich ihnen die 
\rbeiter anderer Betriebe an. Die Demonstranten wurden durch eine 
Polizeiabteilung aufgehalten, die an der Litejny Brücke eine Kette 
gebildet hatte. Ein anderer Zug ging über das Eis der Newa. Die 


17 Badajcw, Rcichsduma 
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Demonstranten begaben sich mit einer roten Fahne zum Gebäude der 
Duma am Woskressenski Kai. Hier wurde die Demonstration von 
einer Abteilung berittener Polizei überfallen, die mit ihren Peitschen 
auf die Menge einschlug. Als Antwort darauf warf die Menge mit Stei¬ 
nen und verletzte einen der Polizisten. Einer der heftigsten Zusam¬ 
menstöße mit der Polizei ereignete sich an diesem Tage auf der Wy- 
borger Seite, auf dem Großen Sampsonijewski Prospekt. Demonstratio¬ 
nen fanden auch im Zentrum der Stadt, auf dem Newski Prospekt 
statt. 

Am nächsten Tage schloß sich dem Proteststreik eine Reihe weiterer 
Werke und Fabriken an. In verschiedenen Stadtbezirken fanden erneut 
Demonstrationen statt. Insgesamt beteiligten sich an beiden Tagen etwa 
65 000 Menschen an den Streiks. 

Ausgelöst durch die Interpellation über die Untersuchung der Lena- 
Ereignisse ging die Streikbewegung unmittelbar in eine neue Aktion 
der Arbeiter anläßlich der Massenvergiflungen von Arbeiterinnen in 
Fabriken und Werken über. Die neue Welle der Arbeiterbewegung war 
sowohl hinsichtlich der Zahl der Streikenden als auch hinsichtlich der 
Ausmaße der Aktionen auf der Straße bedeutend stärker als die voran¬ 
gegangene. 

Die erste Meldung über Vergiftungen von Arbeiterinnen erhielt un¬ 
sere Fraktion aus Riga von den Arbeitern der riesigen Gummifabrik 
„Prowodnik“. Die Fabrikverwaltung verwandte in der Produktion eine 
minderwertige Schmiere für Galoschen. Die Dämpfe dieser Schmiere 
führten in der Fabrik zu systematischen Vergiftungen von Arbeite¬ 
rinnen. Einige Arbeiterinnen kamen relativ leicht davon — mit Ohn- 
machtsanfällcn und kurzen Erkrankungen —, aber cs gab auch Todes¬ 
fälle. Der lange Arbeitstag, der bis zu 13 Stunden dauerte, und der 
Hungerlohn (nicht über 75 Kopeken täglich) untergruben die Gesund¬ 
heit der Arbeiterinnen, die nicht imstande waren, gegen die Vergiftun¬ 
gen anzukämpfen. 

Die Arbeiterinnen richteten sowohl an die Verwaltung als auch an 
die Fabrikinspektion wiederholt die Forderung, die Arbeitsbedingungen 
zu verbessern und insbesondere die Verwendung der giftigen Schmiere 
einzustellen. 



„Wer schwache Nerven hat, kann sich die Papiere holen“, antwor¬ 
teten die Vertreter der Verwaltung und die Fabrikinspektoren. 

Nach einer neuen Serie von Vergiftungen (Anfang März 1914) 
wandten sich die Arbeiter von „Prowodnik“ an unsere Fraktion mit der 
Ilitte, sie in irgendeiner Weise zu unterstützen, damit die Verwaltung 
gezwungen werde, Maßnahmen gegen die Vergiftung von Arbeiterin- 
• •••II zu ergreifen. Auf Grund des von der bolschewistischen Fraktion 
msammengetragenen Materials wurde eine Interpellation an den 
Minister für Handel und Industrie verfaßt und in der Reichsduma 
•angebracht. 

„Die kapitalistische Ausbeulung des Proletariats hat stets und unter 
allen Bedingungen die Tendenz, Formen anzunehmen, deren Grenzen 
der physische Verfall und der Tod des Arbeiters sind“, begann die von 
unserer Fraktion eingebrachte Interpellation und führte weiter aus: 
.Die politische Rechtlosigkeit des russischen Proletariats im Zusammen¬ 
hang mit der Unmöglichkeit, dem vereinigten Kapital eine ebenso starke 
Vereinigung der Arbeiter entgegenzustellcn, und umgekehrt der unge¬ 
mein starke Druck, der hinter den Kulissen auf die Leiter unserer In¬ 
nenpolitik durch die Hauptmacher der vereinigten Unternehmer aus- 
geübt wird —, das alles schafft in Rußland Bedingungen, unter denen 
die Ausbeutung häufig Formen annimmt, vor denen die Schrecken der 
ILeibeigenschaft verblassen. Die Lena-Tragödie, wo man die Arbeiter 
mit Pferdefleisch verpflegte, in die Taiga aussiedcltc und schließlich nie¬ 
derschoß, stellt eines solcher Beispiele dar. In den letzten Tagen deckt 
die von einem Fraktionsmitglied angestellte Sonderuntersuchung von 
Tatsachen, die sich unweit von Petersburg im Zentrum des Ostsee- 
gebietes, in Riga, ereigneten, das gleiche Bild, das Bild neuer Opfer des 
Kapitals und der gleichen Untätigkeit der Behörden auf. 

Der größte Industriebetrieb Rigas, die bekannte Gummifabrik ,Pro¬ 
wodnik 4 , die etwa 13 000 Arbeiter, in der Mehrzahl Frauen, zählt, war 
der Schauplatz einer neuen Tragödie.“ 

Die Interpellation wurde als dringend eingebracht, war aber noch 
nicht auf die Tagesordnung der nächsten Dumasitzung gesetzt, als sich 
in Petersburg die gleichen Ereignisse, wie sie gerade in der Rigaer 
Fabrik stattgefunden hatten, wiederholten. 

17 * 
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2. Die Vergiftungen in der Fabrik „Treugolnik“ 


Am 12. März wurde ich gegen Mittag aus der Sitzung der Dumakom¬ 
mission für Interpellationen ans Telefon geholt. Es rief ein Mitarbeiter 
unserer Fraktion an. Die Fraktion war im Laufe des Tages wiederholt 
von den Arbeitern der Fabrik „Treugolnik“ gebeten worden, einen der 
Deputierten zu ihnen zu schicken. Seit den Morgenstunden traten in 
der Fabrik Massenvergiftungen von Arbeiterinnen zutage; unter den 
Arbeitern herrschte Panik. 

Ich verließ die Sitzung und begab midi unverzüglidi in die Fabrik 
„Treugolnik“. Vor der Fabrik traf idi eine Ansammlung von Arbeitern 
an. Sie waren alle höchst erregt und aufgebracht. Ich wurde von allen 
Seiten mit Fragen bestürmt, wußte aber selber von nichts und begann 
meinerseits die Arbeiter über das Gesdiehcne zu befragen. Die Panik 
war so groß, daß es im ersten Augenblick schwer war, irgendeine ver¬ 
nünftige Erklärung zu erhalten. Jede Arbeiterin erklärte die Vergif¬ 
tungen auf ihre Weise. Einige waren sogar der Meinung, es sei die Pest 
Aus dem Aufnahmeraum wurde eine Vergiftete nach der anderen 
herausgeführt. Wie viele es waren, konnte keiner sagen. 

Nach und nadi gelang es, anhand der Erzählungen ein mehr oder 
minder genaues Bild von den Vorgängen in der Fabrik zu rekonstru¬ 
ieren. In der Frühe hatte die Verwaltung eine neue Galoschenschmiere 
für die Arbeit ausgegeben. Hauptbestandteil dieser Schmiere war min¬ 
derwertiger Benzinersatz, der giftige Dämpfe ausschied. Um neun Uhr 
begannen Dutzende von Arbeiterinnen in den Galoschenwerkstätten 
„Altes Lager“ (die Arbeiter bezeichneten sie als „Sachalin“) umzufallen. 
Die Vergiftung war so stark, daß einige Arbeiterinnen das Bewußtsein 
verloren. Alle bluteten aus Mund und Nase. In den Werkstätten spiel¬ 
ten sich Schreckensszenen ab. Die Arbeiterinnen fielen reihenweise um, 
stießen sich an den Tischkanten, Eisenleisten und Gittern. Andere rann¬ 
ten wie von Sinnen mit verzerrten, blau angelaufenen Gesichtern aus 
der Abteilung, ohne irgend etwas zu sehen. Die Ohnmächtigen wurden 
auf Tragbahren ins Ambulatorium geschafft. In dem kleinen Auf¬ 
nahmeraum, wo kein einziges Bett stand, wurden die Opfer mehr 
schlecht als recht untergebracht. Als das Ambulatorium bis zum äußer- 



steil gefüllt war, schickte man die Kranken in die Kantine; wer sich aber 
noch fortbewegen konnte, wurde aus der Fabrik geführt. 

„Wer vor dem Tor zusammenbricht, wird vom Schutzmann aufge¬ 
lesen“, sagten die Vertreter der Verwaltung. 

Insgesamt wurden ungefähr 180 Frauen und 20 Männer vergiftet. 
In der Abteilung, in der sich die Vergiftungen ereigneten, arbeiteten 
mehr als 1000 Menschen, in der gesamten Fabrik aber rund 13 000. In 
der Fabrik wurden vorwiegend Frauen beschäftigt, die Ausbeutung 
war grauenhaft. Die Besitzer der Fabrik „Treugolnik“, die bis zu 
10 Millionen Rubel Profit jährlich einstrichen, preßten den Arbeitern 
auch den letzten Schweißtropfen ab. Der Durchschnittsverdienst einer 
Galoschenarbeiterin schwankte bei einem 10- und sogar 11-Stunden-Tag 
zwischen 40 und 90 Kopeken täglich. Eine Mittagspause gab es nicht, 
weitgehend wurde Überstundenarbeit geleistet usw. 

Nachdem ich mir die Berichte der Arbeiter über die Vergiftungen 
und über die schweren Arbeitsbedingungen angehört hatte, begab ich 
midi zum Direktor der Fabrik, um von ihm ausführlicher und genauer 
zu erfahren, wie es zu den Unglüdcsfällen gekommen war und wie 
viele Opfer zu verzeichnen waren. Natürlich wich der Direktor aus. 

Im ersten Augenblick versudite die Verwaltung, die sidi nodi keine 
Erklärung zureditgelegt halte, die Schuld auf die Arbeiter selber abzu¬ 
wälzen. Einige Vertreter des Verwaltungspersonals behaupteten, die 
Arbeiter selbst hätten Gift in die Galoschen schmiere geschüttet. Andere 
sagten: „Die Arbeiterinnen fallen nbsiditlidi um, weil sic nidit arbeiten 
wollen.“ Etwas Gemeineres und Empörenderes als die Besdiuldigung, 
die Arbeiterinnen hätten sidi absichtlidi selber vergiftet, konnte man 
sidi gar nidit ausdenken. 

Gegen Abend hatte sich im Ilof eine vieltausendköpfige Menge von 
„Treugolnik“-Arbeitern versammelt. Sic forderten, die Verwaltung solle 
die Zahl und die Namen der Vergifteten bekanntgeben und die Ur- 
sadien des Unglücksfalles erklären. Unter den Versammelten befanden 
sidi viele Männer und Väter von Arbeiterinnen jener Abteilung, in der 
sidi die Vergiftungen ereignet halten. Die Menge war stark erregt und 
aufgebracht. Die Verwaltung weigerte sidi, den Arbeitern irgendwelche 
Erklärungen zu geben, und holte die Polizei. In dem Augenblidc, da 


261 



ein Arbeiter über die Ereignisse in der Fabrik zu sprechen begann, 
drängte die Polizei die Menge aus dem Fabrikhof. Erregt und beun 
ruhigt gingen die Arbeiter nach Hause. Die Beunruhigung über das 
Schicksal der Angehörigen paarte sich mit der Empörung über die 
Fabrikbesitzer, die Menschen um neuer großer Profite willen vergif 
teten. 

Am nächsten Tag wiederholten sich in der „Treugolnik*‘-Fabrik dir 
Vergiftungen. Dieses Mal wurden einige Dutzend Arbeiterinnen in 
einer anderen Abteilung betroffen. Wieder füllte sich das Fabrikambu- 
latorium mit Kranken. Die Arbeiterinnen hatten von vornherein er¬ 
klärt, daß sie in der stickigen Atmosphäre giftiger Dämpfe nicht arbei¬ 
ten könnten. 

„Das ist Unsinn* 4 , gab ein Vertreter der Verwaltung zur Antwort. 
„Man muß sich auch an eine solche Atmosphäre gewöhnen. Wir kön¬ 
nen nicht wegen einiger Unglücksfülle auf die Verwendung dieser 
Schmiere verzichten. Die Fabrik ist an die Firma, die die Schmiere 
liefert, durch Kontrakte mit hohen Konventionalstrafen gebunden. Die 
Arbeiter werden sich schon nach und nach daran gewöhnen.“ 


3. Die Kundgebung vor dem Fabriktor 

Nach Arbeitsschluß fand vor dem Fabriktor eine kurze Kundgebung 
statt, zu der sich einige Tausend Arbeiter versammelten. Einer der 
Redner machte den Vorschlag, Delegierte zur Verwaltung zu schicken 
mit der Forderung, die Ausgabe der giftigen Schmiere einzustellen und 
in allen Werkstätten eine Entlüftung einzubauen. Ein anderer Redner 
meinte, die Delegation würde sicherlich verhaftet werden, und schlug 
vor, in den Streik zu treten, ohne vorher Verhandlungen mit der Ver¬ 
waltung zu führen. Die Versammlung kam jedoch zu keinem Be¬ 
schluß, da eine starke Polizeiableilung die Menge forlzudrängen und zu 
zerstreuen begann. Bei dem Zusammenstoß flogen Steine und Beton¬ 
stücke in die Reihen der Polizei. Zwei Polizisten wurden verletzt. 

Am Morgen des nächsten Tages wurden unserer Fraktion neue Ver¬ 
giftungen in der „Treugolnik“-Fabrik sowie die Zusammenstöße der 
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I’olizci mit den Arbeitern der Fabrik bekannt. Wieder waren einige 
Hundert Galoschenarbeiterinnen Opfer giftiger Dämpfe geworden. Wie¬ 
der folgte eine Tragbahre der anderen in den Aufnahmeraum des Am¬ 
bulatoriums, wieder kam es zu Schreckensszenen in den Werkstätten. 
Die Nerven der Arbeiter wurden aufs höchste gespannt. In allen 
Knbrikabteilungen legten die Arbeiter ihre Arbeit nieder und strömten 
•uif den Hof. Ohne irgendeinen vorangegangenen Beschluß kam es in 
der gesamten Fabrik spontan zum Streik. 

Hund 10 000 Arbeiter beteiligten sich an der Kundgebung vor dem 
Knbriktor. Die Redner sprachen gleichzeitig an zwei Stellen. Die leiden¬ 
schaftlichen Ausführungen wurden durch billigende Zurufe der Menge 
unterbrochen. Daß ein Streik ausgerufen werden soll, darüber sprach 
keiner — das hatte sich von selbst entschieden. Es wurde lediglich be¬ 
raten, ob man der Verwaltung irgendwelche Forderungen stellen oder 
lediglich einen Proteststreik durchführen solle. 

Während der Kundgebung tauchte unter dem Bogen des Fabrik¬ 
gebäudes eine Abteilung berittener Polizei mit einem Polizeioffizier an 
der Spitze auf. Die Polizei stieß in die Menge vor und versuchte sie 
auseinanderzutreiben. Die Arbeiter versuchten ihrerseits, die Polizisten 
zu rückzudrängen. Als Antwort auf die Peitschenhiebe flogen Steine und 
Ziegelsteine in die Reihen der Polizei. Auf beiden Seiten gab es Ver¬ 
wundete. 

Bald eilte Verstärkung heran: einige Dutzend berittene und 
unberittene Polizisten. Mit blank gezogenem Säbel schlugen die Poli¬ 
zisten auf jeden ein, der ihnen in den Weg kam. Die Menge rannte 
auseinander. Einige Arbeiter, die sich vor den Peitschen- und Säbel¬ 
hieben retten wollten, sprangen in den Obwodny Kanal. Nachdem sie 
erst mißhandelt wurden, wurden einige Dutzend Verhaftete in das 
Polizeirevier abgeführt. 

Das Petersburger Komitee unserer Partei erließ anläßlich der Er¬ 
eignisse in der „Treugolnik“-Fabrik folgende Proklamation an die 
Arbeiter: 

„Während sich die mit dem Blute des Volkes befleckten Minister in 
der Rcichsduma bemühten, das Gemetzel an der Lena durch scham¬ 
lose Verleumdung und Lüge zu rechtfertigen, verübten an Euch profit- 
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gierige Leiter der Fabrik ,Treugolnik‘ ihren bodenlosen Taschen zuliebe 
ein furchtbares Verbrechen... Die Kapitalisten, die fest mit der Un¬ 
terstützung der Zarenlakaien — der Wachposten, der Schutzleute und 
der Polizisten, die Euch schon früher mißhandelt und auseinander 
gejagt haben — rechnen, glauben, Arbeiterblut wie Wasser trinken zu 
können. 

Genossen Arbeiter und Arbeiterinnen! Antwortet auf dieses gegen 
Euch gerichtete Komplott der blutgierigen Regierung und der Kapita¬ 
listen mit der Organisierung aller Eurer Kräfte und mit einmütigem 
Kampf! 

Das von Euch gewählte Streikkomitee muß unter Führung des Nar- 
waer Bezirkskomitees und des Petersburger Komitees der Sozialdemo¬ 
kratischen Arbeiterpartei Rußlands alle Bedingungen des Kampfes 
erörtern, die gemeinsamen Forderungen ausarbeiten, Besprechungen 
mit der Verwaltung führen, die Arbeiterzeitung richtig über den Verlauf 
des Streiks informieren, Versammlungen einberufen, den Streikfonds 
organisieren, Posten aufstellen, den Boykott der Streikbrecher durch¬ 
führen sowie mit allen Arbeiterorganisationen Petersburgs und der 
russischen sozialdemokratischen Arbeiterfraktion der Reichsduma Ver¬ 
bindung aufnehmen. Alle Arbeiter des ,Treugolnik‘ müssen sich wie 
ein Mann um ihr revolutionäres Streikkomitee zusammenschließen und 
den frech gewordenen Ausbeutern ihre Stärke zeigen. 

Es lebe das revolutionäre Streikkomitee und der einmütige Streik 
der ,Treugolnili-Arbeiter! 

Es lebe die große russische Revolution! 

Es lebe die Sozialdemokratische Arbeiterpartei Rußlands! 111 

Aus Furcht vor neuen Unruhen gab die Verwaltung noch am gleichen 
Tag die Schließung der Fabrik für einige Tage bekannt. In der Bekannt¬ 
machung wurde den Arbeitern gedroht, daß die Fabrik im Falle einer 
Wiederholung der Unruhen für unbestimmte Zeit geschlossen werde. 

Gleich am ersten Tag der Vergiftungen in der „Treugolnik“-Fabrik 
wurde in einer Sondersitzung der Fraktion, auf der ich über das in der 
Fabrik Gesehene und Gehörte berichtete, beschlossen, unverzüglich eine 

1 „Flugblätter der Petersburger Bolsdiewiki 1902—1917“, Teil II, S. 96/97, 
russ. 
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Interpellation in der Reichsduma einzubringen und deren Erörterung 
der Debatte über die am Vorlage eingebraehte Interpellation über die 
Ereignisse in Riga anzuschließen. Am Abend des gleichen Tages wurde 
von uns folgende Interpellation aufgesetzt und in der Reichsduma 
ringebracht: 

„Die Reichsduma ist noch nicht dazu gekommen, die gestern von uns 
ringebrachte dringende Interpellation über die Massenvergiftungen von 
Arbeiterinnen, die sich in Riga, in der Fabrik ,Prowodnik‘ ereignet 
haben, zu erörtern, als vom Kapital ein noch schrecklicheres Verbrechen 
in unmittelbarer Nähe der Reichsduma in Petersburg, in der Russisch- 
Amerikanischen Gummimanufaktur ,Treugolnik‘ verübt wurde.“ 

Wir forderten die Duma auf, sich mit folgenden Fragen an den 
Minister für Handel und Industrie zu wenden: 

„1. Ist es ihm bekannt, daß sich am 12. März 1914 in der Fabrik der 
Russisch-Amerikanischen Gummimanufaktur durch Verschulden der 
Fabrik Verwaltung Massenvergiftungen von Arbeitern ereignet haben? 

2. Wenn es ihm bekannt ist: Welche Maßnahmen beabsichtigt er zu 
ergreifen, um das Leben und die Gesundheit der Arbeiter zu schützen 
und sowohl Personen, die die Fabrik leiten, als auch Beamte der 
Fabrikinspektion, deren Schuld in der ungenügenden Aufsicht besteht, 
/.ur strafrechtlichen Verantwortung zu ziehen?“ 

4. Die Vergiftungen greifen auf andere Betriebe über 

Die Ereignisse der nachfolgenden Tage erweiterten den Inhalt unserer 
Interpellation beträchtlich. Nachdem die Zahl der Vergiftungen im 
„Treugolnik“ bereits einige Hundert erreicht hatte, begannen Vergif¬ 
tungen von Arbeiterinnen auch in anderen Petersburger Betrieben, in 
erster Linie in den Tabakfabriken. 

Am 15. März läutete in unseren Fraktionsräumen gegen Mittag wie¬ 
derum das Telefon. Mit erregter Stimme berichtete mir ein Arbeiter von 
neuen Massenvergiftungen — diesmal in der Tabakfabrik Bogdanow. 
Man bat mich, so rasch wie möglich in die Fabrik zu kommen, da dort 
unbeschreibliche Panik herrsche. 


265 



In der Kabinettstraße, wo sich die Fabrik befand, traf ich die zwei 
tausendköpfige Belegschaft der Bogdanow-Arbeiter an, die ihren Arbeit* 
platz in Panik verlassen hatten. Ich ging in den Hof, um mit den 
Arbeitern zu sprechen und zu erfahren, was sich in der Fabrik ereignet 
hatte. Trotz des Verbots der Verwaltung und ungeachtet der Polizisten 
gelang es einer Gruppe von Arbeitern mit mir zusammen in den Hof 
vorzudringen. Aus Gesprächen mit ihnen erfuhr ich, daß sich in der 
Fabrik fast genau das gleiche zugetragen hatte wie zuvor im „Treugol- 
nik“ Gegen Mittag wurden einige Arbeiterinnen im obersten Stock¬ 
werk ohnmächtig. Die Ohnmächtigen wurden in den Krankenaufnahme¬ 
raum getragen und dann mit Sanitätswagen in die nächstgelegencn 
Krankenhäuser befördert. Die Gerüchte über die Vergiftungen verbrei¬ 
teten sich rasch durch alle anderen Abteilungen und Werkstätten der 
Fabrik. Mit dem Schrei „Wir sterben!“ stürzten die Arbeiter auf die 
Straße, und in wenigen Minuten waren alle Werkstätten leer. 

Die Verwaltung holte unverzüglich eine große Polizeiabteilung heran. 
Gleichzeitig begann sie in Erwartung irgendwelcher Vorgesetzten in der 
Fabrik mit fieberhafter Hast eine Ordnung zu schaffen, wie sie sonst 
in der Arbeitszeit nie anzutreffen war. Man räumte Kisten weg, fegte 
Treppen und Dielen, lüftete die Werkstätten. Alle Fenster und Türen 
waren weit aufgerissen. Und dennoch verschlug mir, als ich die Werk¬ 
statt betrat, in der sich die Vergiftungen ereignet hatten, die ungemein 
schwere und stickige Luft den Atem. 

Während ich die Fabrikräume besichtigte, erschien ein Polizeioffizier 
und erklärte, daß er mich sprechen möchte. 

„Gut“, sagte ich, „wir wollen hinuntergehen, dann können wir mit¬ 
einander sprechen.“ 

Ich ging vom vierten Stockwerk in das Büro hinunter und besichtigte 
dabei alle Werkstätten. 

„Ich bitte Sie, die Besichtigung der Fabrik und die Befragung der 
Arbeiter einzustellen“, erklärte mir der Polizeioffizier. „Sie sind hier 
fremd, und ich lasse keine Fremden in die Fabrik.“ 

„Ich habe bereits alles besichtigt und alles erfahren“, sagte ich. „Was 
ich noch nicht weiß, ist lediglich Ihr Name und mit welcher Befugnis 
Sie innerhalb der Fabrik Anordnungen treffen.“ 
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Dur Polizeioffizicr, der sicherlich angenommen halte, er könne sich 
l«*ilc Gcsetzcsvcrletzung leisten, wurde verlegen, mußte aber dennoch 
•einen Familiennamen nennen. Immerhin hatte er einen Deputierten 

• Irr Reichsduma vor sich und befürchtete unangenehme Folgen. 

Nachdem ich mit dem Vertreter der Polizei fertig war, begab ich 
mich zum Fabrikdirektor, um mir seine Erklärungen für die Ursachen 

• Irr Vergiftungen anzuhören. Die Antwort des Direktors war reinster 
Hohn: 

„Es gibt in der Fabrik keine Ursachen für die Vergiftung. Die Arbei- 
irrinnen haben sich vergiftet, weil sie fasten und stinkigen Fisch essen. 
Davon sind sie sicherlich auch in Ohnmacht gefallen.“ 

Solche bewußt falschen Erklärungen zeigten, daß die Verwaltung sich 
darauf vorbereitet hatte, die ganze Verantwortung für die Vergiftungen 
auf die Arbeiter selbst abzuwälzen. 

Am nächsten Tag berichtete ich in den Spalten der „Prawda“ aus¬ 
führlich über den Besuch in der Fabrik. 

„Um die Unternehmer daran zu hindern, die Arbeiter zu vergiften, 
müssen die Arbeiter höchstmögliche Organisiertheit in die eigenen 
Reihen tragen, und vor allem muß eine eigene Gewerkschaft der Tabak¬ 
arbeiter gegründet werden.“ So beendete ich meinen Bericht über die 
Ereignisse in der Fabrik Bogdanow. 

Auch alle übrigen Artikel und Meldungen der „Prawda“ über die 
Vergiftungen riefen die Arbeiter auf, sich zu organisieren und zusam- 
menzuschlicßen. Wir wiesen die empörten Petersburger Arbeiter darauf 
hin, daß die Vergiftungen nur eine Erscheinungsform der grauenhaften 
Arbeitsbedingungen und der schweren Ausbeutung seien. Sowohl in der 
Presse als auch in unseren Reden in den Arbeiterversammlungen zogen 
wir aus all dem die notwendigen politischen Schlußfolgerungen, die den 
Arbeitern anhand des lebendigen, konkreten Beispiels der Unglücks¬ 
fälle, von denen ihre Kameraden betroffen worden waren, besonders 
klarwurden. 

Nach der Bogdanow-Fabrik begannen die Ohnmachtsanfällc und 
Vergiftungen von Arbeiterinnen in den Tabakfabriken Schaposchnikow 
und „Laferme“. Dann griffen die Erkrankungen auf die Chromolitho¬ 
graphie von Kiebcl über. Am gleichen Tage erkrankten rund 100 Arbei- 
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terinnen in der 2. Newa-Garnmanufaktur, dann in der Schokoladen 
fabrik Besdek und in der Fabrik Karsten. Später ereigneten sich 
Ohnmachtsanfülle und Vergiftungen von Arbeiterinnen in sieben 
weiteren Fabriken und Werken: in der Jute-Fabrik Lebedew, in der 
Maloochtenskaja Webereimanufaktur, in der Fabrik „Nowy Aiwas“, in 
der Kartonagenfabrik Kahn, im Werk Baranowski in der Woronin 
skaja Manufaktur und in der Baumwollspinn-Manufaktur. 

Die Erkrankungen hatten die verschiedensten Produktionsarten und 
fast alle Stadtbezirke erfaßt. Die ohnmächtigen Arbeiterinnen wurden 
in die nächsten Krankenhäuser gefahren, die Krankenaufnahmeräume 
in den Betrieben waren überfüllt. Die Massenvergiftungen zeigten, daß 
die medizinische Hilfe in den Petersburger Fabriken und Werken fas! 
völlig fehl Le. Es gab keine Ärzte und Arztgehilfen, in den Ambulatorien 
fehlten die notwendigsten Medikamente ebenso wie die Möglichkeiten, 
die Kranken ruhen zu lassen usw. 

Zu uns in die Fraktion kamen aufgebrachte Arbeiter bald dieser, 
bald jener Fabrik und berichteten über neue Massenvergiftnngcn in 
ihren Betrieben. Sic alle baten, man möge sie besuchen, die Ursachen 
der Unglücksfälle klären und die darüber erschrockenen Massen 
beruhigen. Ich hatte Gelegenheil, noch einige Fabriken zu besuchen, in 
denen sich in diesen Tagen Massenvergiftungen von Arbeiterinnen 
ereignet hatten (Aiwas, die Druckerei Kiebel usw.), und überall sah ich 
das bereits bekannte Bild. Die durch die unmittelbare Vergiftungsgefahr 
bedingte panische Stimmung der Arbeiter war von tiefster Empörung 
gegen die Urheber der Vergiftungen, die Fabrikanten, begleitet. Wenn 
auch der unmittelbare Anlaß der Vergiftung nicht überall genau bestimmt 
werden konnte, war cs den Arbeitern doch in jedem Falle klar, daß die 
Ilauptursachc der Unglücksfülle die räuberische Jagd des Kapitals nach 
Profit war, um dessentwillen die Unternehmer die elementarsten Hegeln 
der sanitär technischen Arbeitsbedingungen außer acht ließen. 

Die Massenvergiftungen in den Fabriken und Werken bewegten alle 
öffentlichen Kreise. Nicht einmal die bürgerliche Öffentlichkeit konnte 
wortlos an einigen Hundert Opfern vorübergehen. Natürlich erklärte sie 
die Ereignisse auf ihre Weise und versuchte selbstverständlich, sie für 
ihre Zwecke auszunutzen. Massenpsychose, Hysterie — das waren noch 
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u hliv harmlose Erklärungen, wie sie von der bürgerlichen Presse 
p ; rbcn wurden. Die eifrigeren Diener des Kapitals beim Boulevard- 
IHalt „Birshewyjc Wedomosti“ (Börsennachrichten) erklärten ebenso 
wie die Verwaltungen der Fabriken und Werke, daß die wahren Schul¬ 
digen — man höre! — die revolutionären Parteien seien, die auf diese 
Weise die Arbeiter gegen die Unternehmer aufhetzen und zum Streik 
zwingen wollten. Es wurde die Verleumdung in Umlauf gesetzt, es 
gilbe ein „Vergiftungskomitee“, das in den Fabriken am Werke sei. Von 
den Gerüchten, die von den Agenten der Fabrikanten und Werkbesitzer 
in Umlauf gesetzt wurden, besagte eines, unsere bolschewistische Frak- 
lion habe ihren Anhängern befohlen, Gift anzuwenden, um künstlich 
\rheiterunruhen auszulösen. Das vereinigte Kapital, das vor keinem 
Mittel zurückschreckte, ließ seine Maschinerie der schmutzigen Lüge 
und der gemeinsten Verleumdungen auf vollen Touren laufen. Bei dem 
I Jemühen, die offenkundige Verantwortung für die Erkrankung vieler 
I hindert Arbeiterinnen von sich abzuwälzen, unternahm die Bourgeoisie 
zugleich den aussichtslosen Versuch, die Massenvergiftungen so aus- 
/uschlachten, daß die Arbeiter sich gegen die revolutionären Parteien 
wenden sollten. 

Doch nicht einmal die Zarenregierung wagte es, die niederträchtige 
Verleumdung der bürgerlichen Schreiberlinge zu unterstützen. Die beim 
Minister für Handel und Industrie geschaHene Regierungskommission 
gab zu, daß die „Hauptursache für die Erkrankungen in den Gummi- 
Manufakturen Benzindämpfe waren, die bei der Arbeit cingealmet 
wurden“. Bei der Beantwortung unserer Interpellation in der Duina 
mußte Litwinow-Falinski, der Vertreter des Ministeriums, zugeben, daß 
diese Vergiftungen auf minderwertiges Benzin zurückzuführen waren 
und sich kaum von den Nikotinvergiftungen in den Tabakfabriken 
unterschieden. Was die Vergiftungen in anderen Betrieben betraf, so 
waren sie nach Eingeständnis Litwinow-Falinskis auf die stickige Luft 
in den Industriebetrieben, auf die Schwäche und Erschöpfung des 
Organismus der Arbeiter und auf ihre Überreiztheit zurückzuführen. 
Natürlich vergaß Litwinow-Falinski nicht die Hysterie, die angeb¬ 
lich eine wichtige Rolle bei der Verbreitung der Erkrankungen gespielt 
habe. 
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5. Die Dumarede über die Vergiftungen von Arbeiterinnen 


Die Debatte in der Duma über die Erklärungen des Ministeriums 
ging in einer sehr nervösen, gespannten Atmosphäre vor sich. Im Duma¬ 
saal war bekannt, daß in Petersburg am Vorabend Massenstreiks als 
Protest gegen die Vergiftungen der Arbeiterinnen begonnen hatten. 
Rund 30 000 Arbeiter verschiedener Werke legten am 17. März die 
Arbeit nieder und riefen den Proteststreik gegen die Massenvergiftungen 
aus. Als erste streikten 12 000 Putilow-Arbeiter, ihnen schlossen sich 
4500 Arbeiter der Schiffsbauwerft an. Von den großen Werken streikte 
ferner die Baltische Werft. Die Streiks waren von Demonstrationen und 
Zusammenstößen mit der Polizei begleitet. In den gleichen Stunden, 
da in der Duma die Debatte über die Interpellation im Gange war, 
legten die Arbeiter einiger anderer Werke die Arbeit nieder und 
schlossen sich den Streikenden an. 

Das werktätige Petersburg war erregt, wie elektrisiert. Diese Erregung 
brandete wie eine Welle gegen die Mauern des Taurischen Palastes und 
machte wiederum die Schwarzhunderter der Duma nervös. Sie erblickten 
in unseren Reden in diesem Augenblick mit Recht den Aufruf zu neuen 
Unruhen unter den Arbeitermassen, sie fürchteten diese Reden und 
bemühten sich mit allen Kräften, uns am Sprechen zu hindern. 

Nachdem Rodsjanko dem zu der Interpellation sprechenden Tuljakow 
das Wort entzogen hatte, war ich an der Reihe. Aber auch mir gelang 
es nicht, lange auf der Tribüne zu bleiben. Meine Rede wurde immer 
wieder durch Zurufe von den rechten Bänken unterbrochen. Von der 
Tribüne des Präsidiums hörte ich die ganze Zeit die Verwarnungen 
Rodsjankos, der mir schließlich in einem geeigneten Augenblick mitten 
im Satz das Wort entzog. 

„Nachdem ich die Erklärungen des Vertreters des Ministeriums für 
Handel und Industrie und vor allem den Beginn seiner Rede gehört 
hatte, in der er sagte, daß in der Gummimanufaktur ,Treugolnik‘ die 
Tatsache der Vergiftung feststehe“, so begann ich meine Ausführungen, 
„konnte ich sofort bemerken, daß die Vertreter der Regierung uns, 
Gott sei Dank, nicht so zu antworten beginnen, wie uns die Leiter der 
Fabriken geantwortet haben. 
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Als sich in der Fabrik Bogdanow die Vergiftung ereignete, begab ich 
midi auf Bitten der Arbeiter in diese Fabrik. Idi traf dort das übliche 
Bild eines soldien Ereignisses an. Ich wandte mich an den Direktor der 
Tabakfabrik Bogdanow mit der Frage: Wie ist es in der Fabrik zur Ver¬ 
giftung gekommen? Er antwortete mir, cs gäbe dafür keinerlei Ursachen, 
und wenn es zu Vergiftungen komme, dann nur deshalb, weil jetzt 
Fastenzeit sei und die Arbeiter und Arbeiterinnen dieser Fabrik fasteten, 
minderwertige Nahrung, faulen Fisch äßen, und die Vergiftung könne 
nur darauf zurückgeführt werden. Der Vertreter der Regierung hat zu 
Beginn der Rede bejahend erklärt, daß ein Fall von Vergiftung vorliege, 
gegen Ende seiner Rede aber antwortete der Vertreter der Regierung 
nicht besser als jener Fabrikdirektor: er berief sich darauf, daß diese 
Vergiftung eine epidemische Hysterie sei, die von einem Ort auf den 
anderen übergreifen könne. Also kann sie noch wer weiß wo auf treten, 
und sogar in der Duma. Es wäre schön zu sehen, wie die Herren 
Oktobristen oder Nationalisten oder die äußersten Rechten mit den 
Beinen zu strampeln begännen, wenn diese Hysterie hierher geraten 
würde. (Heiterkeit links, Lärm rechts.) 

Vorsitzender (Glocke): Mitglied der Reichsduma Badajew, Ihre Aus¬ 
drücke sind völlig unangebracht. Ich rufe Sie zur Ordnung. Eine der¬ 
artige Redeweise kann auf dieser Tribüne nicht geduldet werden. 

Badajew: Schließlich wurde die Hauptschuld auf die Presse ab- 
gewälzt Die Presse habe schuld, weil sie aufbausche: dort wo es 
30 Fälle gebe, spreche sie von GO. Aber ich bin überzeugt meine 
Herren, daß auch der Herr Regierungs Vertreter falsch ausgesagt hat. 
(Lärm. Glocke des Vorsitzenden.) Ich bin an Ort und Stelle gewesen, 
habe die Opfer, die wankend aus der Fabrik kamen, gesehen, während 
der Vertreter der Regierung hier sagte... (Lärm rechts.) Sie holten 
Doktoren und Professoren herbei, bestellten alle Opfer zu sich ins 
Kabinett ... (Glodie des Vorsitzenden) ... ich aber hatte Gelegenheit 
sowohl die stark als auch die weniger Betroffenen zu sehen, solche, die 
allein nicht gehen konnten, sie wurden geführt getragen. Deshalb halte 
ich es für durchaus richtig, wenn die Presse mitteilte, daß die Zahl der 
Opfer nicht 30 und nicht 40, sondern an die hundert, zweihundert vier¬ 
hundert beträgt. Wir glauben solchen Erklärungen der Regierung eben- 
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sowenig, wie wir und das ganze russische Proletariat der Regierung 
glauben ... (Lärm rechts.) Das letzte Mal bestiegen Deputierte von 

rechts diese Tribüne und erklärten hier ... (Lärm rechts) _daß sic 

unserer Interpellation nicht widersprechen ... (Lärm rechts.) Ich muß 
sagen, meine Herren, wenn Sie auch nicht einverstanden sind, daß 
diese Interpellation angenommen wird — wir glauben Ihnen nicht. Es 
ist uns ganz gleich, ob sie angenommen wird oder nicht: die Lage der 
Arbeiter bessert sich dadurch nicht, auch wenn Sie diese Interpellation 
annehmen. Sie haben unsere Interpellation über die Ereignisse im 
Obuchow-Werk noch vor den Weihnachtsferien angenommen. Und was 
geschah? Die Regierung und der Marineminister insbesondere haben 
bislang noch keine Zeit für eine Antwort gefunden, während die Lage 
der Arbeiter die gleiche geblieben ist wie bisher. Sie haben im Laufe 
der vergangenen Session die Interpellation über die Explosion in der 
Pulverfabrik an der Ochta angenommen, und sogar mehr: Sie haben 
die Erklärungen des Kriegsministers für unbefriedigend befunden, aber 
das hat den Arbeitern dennoch nicht geholfen. Die Arbeiter verblieben 
bis auf den heutigen Tag unter den gleichen schweren Bedingungen. 
Was aber die Niederschießung der Arbeiter an der Lena betrifft, so ist 
diese Interpellation bereits in der III. Duma eingebracht worden ... 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Badajew, Sie können dazu in 
der Debatte über diese Interpellation in der morgigen Sitzung sprechen, 
jetzt bitte ich aber, auf sie nicht einzugehen und sich innerhalb der 
Grenzen der Frage zu halten. 

Badajew: Die Regierung hat sich zwei Jahre lang so verhalten und 
wird es auch weiter tun und nicht an die Lage der Arbeiter an der Lena 
denken. Hier aber ereignete sich ein Fall, und ich war Zeuge davon, 
ein Fall in der Fabrik ,Treugolnik\ Das war am 14. März... (Lärm. 
Glocke des Vorsitzenden.) Die Arbeiter zogen an dieser Fabrik vorbei. 
Eine Polizeiabteilung mit einem Offizier an der Spitze preschte heran, 
fiel heldenhaft über die Menge her und begann, mit den Peitschen zu 
schlagen und die Menge auscinanderzutreiben. Ich rannte hinzu und 
fragte den Offizier: (Stimme von rechts: So ist es recht. — Tschcheidse: 
So ist es recht? Ja?) Aus welchem Grunde schlagen Sie auf die friedliche 
Menge mit Peitschen ein? (Lärm rechts.) Der Offizier antwortete mir: 
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Wir halten nur die Ordnung aufrecht. Dann riß er sein Pferd herum 
und rill mit seiner Schwadron durch das Tor ... (Lärm rechts.) Ich 
«hirhle mir, warum sind bloß diese Polizisten samt dem Offizier solche 
Melden? Denn im Fernen Osten, da haben wir keine Helden gehabt. 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Badajew, ich entziehe Ihnen 
wegen dieser Äußerung das Wort. (Beifall rechts und Zurufe: Fort 
mit ihm!)“ 


6. Der Streik der 120 000 Arbeiter 

Die Erörterung der Regierungsantwort auf unsere Interpellation 
wurde in der Duma in einer Sitzung nicht abgeschlossen und die Fort- 
etzung der Debatte auf die nächste Sitzung vertagt. Dafür gaben die 
Petersburger Arbeiter eine erschöpfende Antwort auf die verlogenen 
Begierungserklärungen. Am nächsten Tage war Petersburg Schauplatz 
machtvoller Demonstrationen und eines stürmisch verlaufenden Streiks, 
der etwa 120 000 Menschen erfaßte. 

In allen Fabriken und Werken hatten unsere Parteizellen eine vor¬ 
bereitende Agitation durchgeführt und die Arbeiter aufgerufen, an 
diesem Tag eine Massenprotestaktion zu organisieren. Natürlich waren 
diese Vorbereitungen der Ochrana nicht verborgen geblieben, die in 
den Arbeitervierteln in der Nacht zuvor Massendurchsuchungen und 
-Verhaftungen vorgenommen batte. Die Verhafteten wurden nachts zu 
Dutzenden in die Gefängnisse und Polizeireviere eingeliefert. Besondere 
Beachtung brachte die Ochrana den Leitern der Gewerkschaften und 
der Versicherungskassen, in der Mehrheit aktive Funktionäre unserer 
Partei, entgegen. Die Polizei war bemüht, für diesen Tag jeden „aus¬ 
zuschalten“, der sich durch seinen Einfluß auf die Arbeiter in irgend¬ 
einer Weise „verdächtig“ gemacht hatte. Obwohl es der Polizei gelungen 
war, viele Mitglieder unserer Parteiorganisationen wegzuschafTen, nahm 
die Bewegung der Arbeiter solche Ausmaße an, daß sie von der Polizei 
natürlich nicht aufzuhalten war. 

Seit dem frühen Morgen zogen Arbeitergruppen, revolutionäre Lieder 
singend, durch die an die Werke angrenzenden Straßen. Es streikten 
sowohl riesige Betriebe als auch kleinere Fabriken und noch kleinere 
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Werkstätten. Wie ein schwarzer Schwarm überzogen Polizisten alln 
Ränge und Schattierungen die Arbeiterviertel. Ganze Schwadronen 
berittener Polizei und Gendarmerie patrouillierten in der Nähe dn 
Fabriken und Werke, jeden Augenblick bereit, die Peitschen und Säbel 
zu schwingen. Die Stimmung der Arbeiter war jedoch so erregt, daß nt 
der Polizei nidit leicbtfiel, eine Demonstration zurückzudrängen oder 
auseinanderzujagen. Die Arbeiter leisteten beharrlich Widerstand und 
nahmen offene Kämpfe mit den Polizisten auf. 

In ihrem Bericht zählte die Ochrana an diesem Tage dreizehn grolh» 
Demonstrationen in verschiedenen Stadtteilen auf. Aber das waren 
nur die offiziell registrierten, die größten Aktionen. Man muß noch die 
Demonstrationen hinzurechnen, die verhältnismäßig ruhig, ohne Zu¬ 
sammenstöße mit der Polizei verliefen. In allen Fabriken und Werken 
zogen die Arbeiter, nachdem sie die Arbeit niedergclegt hatten, unter 
dem Gesang revolutionärer Lieder und mit roten Fahnen auf die Straße. 
Von soldien Demonstrationen gab es ebenso viele, wie es Betriebe in 
Petersburg gab. Die eindrucksvollsten Demonstrationen ereigneten sich 
an diesem Tag auf der Wyborger Seite. 

Auf der Petersburger Seite endete der Zusammenstoß mit der Polizei 
mit einer Schießerei. Ein Polizist versuchte einen Arbeiter festzunehmen. 
Die Menge eilte diesem zu Hilfe. Der Polizist zog die Pislole und 
begann zu schießen, wobei er zwei Arbeiter schwer verwundete. Eine 
berittene Abteilung preschte herbei, die Demonstranten kamen mit ihr 
ins Handgemenge. Die mit Peitschen und Säbeln bewaffnete Polizei 
behielt natürlich über die unbewaffneten Arbeiter die Oberhand. Einige 
Personen wurden auf der Stelle verhaftet. Solche Zusammenstöße ereig¬ 
neten sich in der ganzen Stadt. Die Streiks und die Demonstrationen 
wurden mit außerordentlicher Wucht durchgeführt. 

Die Regierung und das vereinigte Kapital spürten in dieser Bewegung 
eine neue große Gefahr. Sie gingen zum Gegenangriff über und setzten 
ihre stärkste Waffe ein. Am 20. März wurde auf Beschluß der Gesell¬ 
schaft der Fabrikanten und Werkbesitzer eine Aussperrung verhängt, 
von der gleich am ersten Tag rund 70 000 Arbeiter erfaßt wurden. Von 
der Aussperrung betroffen wurden die Arbeiter aller großen Peters¬ 
burger Werke: Putilow, beide Werke Lössner, Langensiepen, „Treu- 
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j'ulnik“, Parviaincn, Koppel, Siemens & Halske, Pahl, Metallfabrik, 
Kn bei werk, Nagel werk, „Phönix“ usw. Auf Anordnung des stellver¬ 
tretenden Marineministers wurde auch die Baltisclie Werft geschlossen. 

I )ir Schließung der Werke und Fabriken erfolgte für eine Woche, wobei 

• Im Arbeitern angekündigt wurde, daß im Falle einer Wiederholung 
des Streiks Massenentlassungen vorgenommen würden. Die geschlos- 

mm Werke wurden von Polizeiableilungen bewacht. Nachdem die 
I mstellung der Arbeit verkündet worden war, wiederholten sich in 
einigen Werken die Demonstrationen und Kundgebungen fanden statt. 

Die Aussperrung ließ erkennen, daß die Unternehmer den Arbeitern 
•dien den Krieg erklärt hatten. Die Regierung beeilte sich, in diesem 
Krieg den Fabrikanten zu Hilfe zu kommen, und löste, um den Wider¬ 
land der Arbeiter zu schwächen, die Metallarbeitergewerkschaft, die 

• iiier der Stäbe der Arbeiterbewegung in Petersburg war, auf. Auf An¬ 
ordnung des Stadthauptmanns vom 21. März wurde die Tätigkeit der 
Metallarbeitergewerkschaft eingestellt, „bis zur Entscheidung des haupt- 

liid tischen St. Petersburger Amtes für die Angelegenheiten der Ver¬ 
eine“, das heißt solange, bis es den Petersburger Arbeitern wieder 
gelingen sollte, dem Zarismus das Recht auf das Bestehen ihrer Ge¬ 
werkschaft zu entreißen. Die Offensive gegen die Arbeiter entfaltete 
ich an der ganzen Front. 

Die Aussperrung, die Zehntausende von Arbeitern auf die Straße 
selzte, verstärkte nur noch die Erregung in den Reihen des Petersburger 
Proletariats. Dieser erregte Zustand versetzte sogar gewisse Kreise der 
Bourgeoisie in Angst und Schrecken. Nur mit dieser Angst läßt sich der 
von der Stadtverordnetenversammlung gefaßte Beschluß erklären, 
100 000 Rubel für Arbeitslosenkantinen zu bewilligen. Bezeichnender¬ 
weise schwand die Angst der Stadtverordnetenversammlung, sobald 
sich die Arbeiteruimihen etwas gelegt hatten, und sie setzte ihren 
Beschluß außer Kraft, obwohl es in Petersburg nach wie vor sehr viele 
Arbeitslose gab. 

Als das werktätige Petersburg von der Schließung der Fabriken 
erfuhr, erschienen in der Fraktion Arbeiterdelegationen von der Bal¬ 
tischen Werft, von der Metallfabrik, von den Putilow-Werken, vom 
„ I reugolnik“, von der 2. Newa-Garnmanufaktur sowie von anderen 
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durch die Aussperrung betroffenen Belegschaften. Sie richteten sämtlich 
an uns die Bitte, Maßnahmen gegen die gesetzwidrige Schließung von 
Werken und Fabriken zu treffen, die Zehnlausende von Arbeitern zu 
Hunger und Arbeitslosigkeit verurteilte. Selbst dort, wo die Arbeit in 
einer Woche wieder anlaufen sollte, wurde den Arbeitern erklärt, dnli 
für die ausgefallenen Tage kein Lohn ausbezahlt werde. 

„In der Aussperrung“, so schrieben uns organisierte Arbeiter des 
Narwaer Stadtbezirks in einer Entschließung, „erblicken wir eine provo¬ 
katorische Herausforderung der Fabrikanten und Werkbesitzer, um die 
Arbeiter zur entschlossenen Verteidigung ihrer Grundrechte zu zwingen. 
Und deshalb fördern wir alle Arbeiterdeputierten der russischen sozial¬ 
demokratischen Arbeiterfraktion auf, von der Tribüne aus eine Inter¬ 
pellation an den Minister für Handel und Industrie zu richten und den 
Arbeitern innerhalb von drei Tagen Antwort zu geben. Ferner schlagen 
wir den beschäftigten Arbeitern vor, die von der Aussperrung betrof¬ 
fenen Kameraden materiell zu unterstützen.“ 

Neben der Einbringung der Interpellation organisierte unsere Frak¬ 
tion, wie auch während der vorangegangenen Aussperrungen, eine 
Sammlung von Spenden für die Entlassenen. Außerdem agitierten wir 
in der „Prawda“ und in den Gewerkschaften dafür, daß die Arbeiter 
der geschlossenen Fabriken die Verwaltung verklagen und von dieser 
die Bezahlung der ausgefallenen Tage fordern sollen. Arbeiter der 
Fabriken und Werke, in denen die Arbeit „bis auf weiteres“ eingestellt 
worden war, sollten wie bei einer Entlassung die Bezahlung zweier 
Wochenlöhne fordern. Die „Prawda“ ermahnte die Arbeiter, nur ja 
darauf zu achten, daß die Verwaltung ihnen ins Buch bei der Abrech¬ 
nung nicht den Stempel „Keine Ansprüche mehr“ setzte, was das Kla¬ 
gen verhindern würde. 

Am 21. März fand im Narwaer Stadtbezirk eine eindrucksvolle Pro¬ 
testdemonstration gegen die Aussperrungen statt. An der Demonstration 
beteiligten sich etwa 2000 Menschen. Auf dem Narwa-Prospekt fand 
unter freiem Himmel eine Kundgebung statt, auf der die Redner von 
der Notwendigkeit des organisierten Kampfes gegen die Aussperrun¬ 
gen sprachen. Während der Demonstration wurden mehrere Personen 
verhaftet. 
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An» gleichen Tag fand in Petersburg eine andere Demonstration statt; 
Me zeigte, wie machtvoll der revolutionäre Aufschwung war, der die 
Petersburger Arbeiter angesichts der Massenvergif lungen und des neuen 
\ngriHs der Regierung auf die Arbeiterklasse erfaßt halte. Die Demon- 
»Iration fand aus Anlaß der Beisetzung zweier Arbeiter statt, die bei 
einer Explosion im Kraftwerk „1886“ ums Leben gekommen waren. 
\n der Beisetzung nahmen mehr als 3000 Arbeiter verschiedener Werke 
und Fabriken teil. An den Gräbern wurden viele Kränze mit roten 
Schleifen und revolutionären Aufschriften nicdergclegt. 

Unter verstärkter Aufsicht der Polizeiabteilungen legte eine viel¬ 
tausendköpfige Menge die achtzehn Kilometer vom Obuchow-Kranken- 
liaus bis zum Preobrashenski Friedhof zu Fuß zurück. Vor jedem 
Werk, das am Wege der Prozession gelegen war, standen Abteilungen 
berittener Polizei und gestatteten den Arbeitern nicht, sich dem Zug 
anzuschlicßcn, und dennoch wurde die Menge immer größer, je mehr 
sie sich dem Friedhof näherte. Der Gesang „Unsterbliche Opfer“ wech¬ 
selte mit dem Gesang revolutionärer Hymnen ab. 

Bereits am Vorabend hatten mich die Arbeiter gebeten, an der Bei¬ 
setzung tcilzunchmen. Als die Särge in die Gräber hinuntergelassen 
wurden, hielt ich cin,e Rede. 

„Aus unserer Familie der Petersburger Arbeiter“, begann ich meine 
Ansprache, „sind neue Opfer gerissen worden. Doch was bedeuten diese 
Opfer dem steinernen Herzen des Kapitals?“ 

Ein Polizeioffizier trat dicht an midi heran und verlangte, daß ich 
die Rede abbredie. Ohne ihn zu beachten, fuhr idi fort: 

„Für den Arbeiter auszehrende Arbeit, gesundheitssdiädigende Gase 
im Werk, vorzeitiger Tod, Vergiftung und letztlich Aussperrungen — 
das ist der Lohn für sdiwere, rastlose Arbeit. Tn der jüngsten Zeit wird 
die Zahl der Opfer des Kapitals immer größer. Massenvergiftungen und 
Explosionen ...“ 

Idi hatte den Satz nodi nidit beendet, als berittene Polizei auf ein 
Zeidien des Offiziers mitten in die Menge um die Gräber preschte. 
Peitschen pfiffen durdi die Luft. Die Menge wurde zurückgedrängt. 
Unter dem Gesang „Unstcrblidic Opfer“ verließen die Arbeiter den 
Friedhof. 
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Einige Hundert Arbeiter kehrten mit der Eisenbahn zurück. Auf der 
Station Obuchowo und unterwegs ertönten immer wieder revolutionäre 
Lieder. Auf dem Bahnhof in Petersburg, als wir ausgestiegen waren, 
nahmen mich die Arbeiter demonstrativ auf die Arme und trugen midi, 
„Hurra“ und revolutionäre Losungen rufend, zunächst in den Warte¬ 
saal I. Klasse und dann auf den Bahnhofsvorplatz. Von allen Seiten 
rannten aufgescheuchte Polizisten herbei, die eine neue Demonstration 
unmittelbar im Zentrum der Stadt befürchteten. Die Menge wurde ein¬ 
gekreist und zerstreut. 

7. Die zweite Rede über die Vergiftungen 

Während die Arbeiter ihre toten Kameraden zu Grabe trugen, wurde 
in der Rcichsduma die Erörterung der Interpellation über die Vergif¬ 
tungen fortgesetzt. Ich eilte vom Bahnhof in die Duma, um midi noch 
an der Debatte zu beteiligen — ich hatte mich im voraus zu Wort ge¬ 
meldet. Aber audi diesmal gelang es mir nicht, meine Rede zu beenden. 
Genauso wie der Polizeioffizier auf dem Friedhof unterbrach Rodsjanko 
in der Duma meine Ausführungen und ließ rpich nicht zu Ende 
sprechen. 

„Meine Herren Mitglieder der Reichsduma!“ — so begann ich, „was 
sich in Riga, in Petersburg am Obwodny Kanal und in einigen anderen 
Fabriken und Werken ereignet hat, ist kein Zufall. Um Profite zu brin¬ 
gen, muß das Kapital Zeit, Arbeit, Gesundheit und Leben der Arbeiter 
versdilingen. Und was sidi in Petersburg und in Riga ereignet hat, er¬ 
eignete sich lediglidi mit einem Sdilage und in der widerlichsten Form; 
das gleiche ereignete sich zuvor häufig, systematisch, aber in geringer 
Dosis. In Petersburg gab es in der Gummimanufaktur „Treugolnik“ 
täglich drei bis fünf solcher Vergiftungen. Ich sage täglich, an Kranken 
aber, die arbeitsunfähig wurden, gab es in dieser Fabrik täglich im 
Durchschnitt 75 bis 90. Dort arbeiten, meine Herren, 13000 Arbeiter, 
und dennoch gibt es kein Krankenhaus. 

Und nun hat uns, meine Herren, der Regierungsvcrtrcler hier ge¬ 
antwortet. Aber er ließ kein Wort darüber verlauten, unter welchen 
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Bedingungen die Arbeiter in Petersburg und Riga in diesen Fabri- 
ken arbeiten, wo sidi die Vergiftungen ereignet haben. Ich habe midi 
selbst davon überzeugt, daß der Durchschnittslohn der Arbeiterinnen 
in der Gummifabrik 43 Kopeken beträgt. Meine Herren, mit diesen 
'i3 Kopeken muß man sich nidit nur selbst ernähren, man muß 
auch nodi die Familie ernähren. Urteilen Sie selbst, meine Herren, 
auch wenn Sie keine Vertreter des Volkes sind, wie kann man 
mit 43 Kopeken in Petersburg bei der herrschenden Teuerung usw. 
leben, wo der Arbeiter unter gegenwärtigen Bedingungen mindestens 
drei Rubel erhalten müßte? Aber diese 13 000 arbeiten unter solchen 
Bedingungen. 

Und nun, meine Herren, alle diese Vorkommnisse, von denen in der 
letzten Zeit alle Zeitungen voll sind — was besagen sie? Sie sagen, 
meine Herren, daß die Arbeiter in Rußland ganz und gar dem Kapital 
ausgeliefert sind, das mit ihnen umspringt, wie es ihm beliebt, und sich 
niemandem fügt. Eis gibt gegen das Kapital kein Recht, es gibt dagegen 
kein Gesetz. 

Es gibt zwar eine kümmerliche Arbeitsgesetzgebung, aber richten sich 
etwa die Herren Fabrikanten danach? Sie wissen sehr wohl, daß sie 
ungeschoren davonkommen, so sehr sie auch gegen die Rechte der 
Arbeiter verstoßen. 

Wir haben auch noch eine Inspektion, die auf die Einhaltung des 
Gesetzes und der Betriebsvorschriften zu achten hat. Aber werden die 
Herren Inspektoren etwa gegen die Fabrikanten Vorgehen? So etwas 
hat es noch nie gegeben und wird es auch nicht geben, solange die ge¬ 
genwärtige Ordnung der Dinge besteht Dafür wissen wir alle sehr 
wohl, daß besondere Rundschreiben an die Herren Inspektoren erlassen 
werden, in denen es heißt, die Inspektoren mögen bei derartigen Sün¬ 
den der Herren Fabrikanten ein Auge zudrücken. (Stimme im Zentrum: 
Welche Nummer trägt denn dieses Rundschreiben?) Die ganze Innen¬ 
politik des Ministers für innere Angelegenheiten, der Herren Inspek¬ 
toren und Fabrikanten ist vom Geiste der Mißachtung des Gesetzes 
sowie der Interessen der Arbeiterklasse durchdrungen. Die ganze rus¬ 
sische Macht des Zarenreiches betrachtet die Arbeiter nicht als Men¬ 
schen, sondern als Mob, den man mit Hilfe von Ochranaabteilungen, 
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Polizei, Truppen usw. unter der Fuchtel halten muß. Kann man bei 
einer solchen Einstellung sagen, daß auf die Arbeiterklasse Rücksicht 
genommen wird? 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Badajew, versuchen Sie bitte, 
sich näher an die Frage zu halten und nicht Allgemeinplätze aus Ihren 
Ansichten zu äußern, die natürlich allen bekannt sind. Ich möchte Sie 
bitten, sich näher an die Frage zu halten. (Bei/all links und Stimmen: 
Bravo, allen bekannt? Bravo Vorsitzender! Stimmen von rechts: Wieso 
allen bekannt?) 

Bculajew: Und außerdem, meine Herren, haben alle diese Herrschaf¬ 
ten, angefangen von dem kleinsten Beamten, beispielsweise dem Mei¬ 
ster, ein und dieselbe Ausrede: Man braucht sich nur zu berufen 
(Stimme von links: Wird aber nicht von allen geteilt. Heiterkeit. Vor¬ 
sitzender: Ich bitte, nicht zu lachen) ... auf die Politik des Streiks. Ob 
Vergiftung, ob Einsturz oder Explosion — das ist alles gleich, man 
braucht sich nur auf den Streik und die Politik zu berufen, und alles 
ist in bester Ordnung. Doch in diesem Falle haben Sie, meine Herren, 
recht. Es gibt in Rußland Politik, es gab sic, und es wird sie geben, und 
Sie werden sie durch nichts ausrotten können. Und zwar, weil die Ar¬ 
beiterklasse denken und sehen kann, wie ihre Not verhöhnt wird, wie 
ihre Forderungen mißachtet werden. Sie sieht sehr wohl, wie die Staats¬ 
maschinerie zum Schutz des Kapitals funktioniert. 

Vorsitzender: Und jetzt, Mitglied der Reichsduma Badajew, bitte ich 
Sie, zum Thema zurückzukehren. 

Badajew: Sic haben in den letzten Sitzungen das Gesetz über die 
Arbeitshäuser durchgebracht. Ich möchte sagen, meine Herren: das ist 
so ein Arbeitshaus — die Fabrik der Gummimanufaktur ,Treugolnik‘. 
Sollte es einen Unterschied geben — mir ist er nicht bekannt. .. 
(Stimme von links: Der Name!) In dieser Fabrik gibt es kein Kranken¬ 
haus, aber in Ihrem Arbeitshaus wird cs vielleicht ein Krankenhaus 
geben. Wie hoch der Verdienst in dieser Fabrik ist, habe ich Ihnen 
bereits gesagt: im Durchschnitt 43 Kopeken, und zwar nicht für 10, 
nicht für 15 und nicht für hundert Arbeiterinnen, sondern für tausend 
und vielleicht noch mehr. Da haben Sie es, meine Herren, ein Arbeits¬ 
haus. Für zwei Kopeken muß die Arbeiterin ein Paar Galoschen nach 


280 



allen Regeln der Kunst unfertigen, muß alles tun, was dem Meister 
einfällt, — für nur zwei Kopeken. 

Aber meine Herren, die Arbeiter begreifen sehr wohl, wer ihre 
Feinde sind. Wenn die Arbeiter dieser Fabrik ,Treugolnik‘ über die 
Vergiftungsfälle erschrocken aus dem Tor hinausrennen und dort mit 
Peitschen empfangen und zurückgetrieben werden — dann ist dem Ar¬ 
beiter die enge Verbindung der Polizei mit dem Kapital allzu begreif¬ 
lich; während die Arbeiter keine Koalitionsfreiheit haben, während die 
Arbeiterpresse verfolgt wird, während sie keine Arbeiterversammlun¬ 
gen haben, während ihre Kameraden zu Hunderten vergiftet werden 
und sic nicht die Möglichkeit besitzen, über diese schrecklichen Vor¬ 
kommnisse zu schreiben, kommen die Fabrikanten ungehindert zusam¬ 
men und erörtern ihre gesamte Lage, setzen die Preise für Kohle/ 
Zucker, Petroleum und Eisen herauf und geben zu gleicher Zeit ganze 
Projekte heraus, die vom Minister unterzeichnet werden. Die Arbeiter 
aber dürfen ihre Angelegenheiten nicht erörtern. Erst heute haben die 
Pehördcn die Metallarbeitergewerkschaft in Petersburg aufgelöst, von 
der ich Ihnen seinerzeit von dieser Tribüne aus erzählt habe. Die Ge¬ 
werkschaft halte bereits an die 15 000 Mitglieder, und die Arbeiter 
— ich versichere es Ihnen, meine Herren —■ werden es Ihnen nicht ver¬ 
zeihen, sie werden mit Ihnen abrechnen. (Lärm rechts.) 

Vorsitzender: Ich bitte gefälligst, nicht zu lärmen, Sie aber, Mitglied 
der Reichsduma Badajcw, bitte ich gefälligst, keine Drohungen an die 
Adresse der Herren Mitglieder der Reichsduma auszustoßen. 

Badajcw: Glauben Sie denn, meine Herren, daß die Arbeiter eine 
solche Lage dulden werden? Ich sage: sie werden es nicht dulden, daß 
Sie Arbeiter wie wehrloses Vieh hetzen. Die Zeiten sind vorbei, da man 
eine halbe Hundertschaft Kosaken in einem Werk stationieren und die 
Fabrikanten nach Gutdünken schalten und walten lassen konnte. 

Vorsitzender: über Kosaken braucht man nicht zu reden, sie waren 
nicht da. 

Badajcw: Die Arbeiterklasse begreift sehr wohl, daß sich alle gegen 
sie verschworen haben — nur gegen die Arbeiter. Es ist für die Ar¬ 
beiter nicht schwer zu begreifen, daß man hier gegen die Wurzel 
schlagen muß, daß es nicht genügt, die Äste abzurupfen. 
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Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Badajew, ich bitte Sie, zur 
Frage zu sprechen. 

Badajew: Sie, meine Herren, sagten uns hier oft und sagen es auch 
jetzt, daß wir Sie bedrohen. Ich aber will Sie fragen: Warum mästen 
Sie sich mit unserem Arbeiterblut und -schweiß? (Heiterkeit und Lärm 
rechts.) 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Badajew, ich rufe Sie zur 
Ordnung. 

Badajew: Die Arbeiterklasse ist nicht leibeigen. Sie wird sich nicht 
von Ihnen verhöhnen lassen ... 

Vorsitzender: Mitglied'der Reichsduma Badajew, keiner verhöhnt in 
der Reichsduma die Arbeiterklasse. Ich rufe Sie abermals zur Ordnung, 
bitte Sie, derartige Ausdrücke nicht zu verwenden, andernfalls werde 
ich eine härtere Maßnahme ergreifen müssen. (Beifall im Zentrum.) 

Badajew: ... sie wird es nicht dulden, daß ihre Kameraden zu Hun¬ 
derten vergiftet werden, daß ihre Kameraden unter den Trümmern der 
Einstürze und Explosionen verschiedener Art begraben werden; sie 
weiß sehr wohl, daß sich das solange nicht ändern wird, wie die Gesetze 
von den gemäß dem Gesetz vom 3. Juni gewählten Herrschaften ver¬ 
faßt werden; sie weiß sehr wohl, daß sich das solange nicht ändern 
wird, wie dieses Gesetz von den Herren Adligen und den gedungenen 
Bütteln, den Kosaken ausgeführt wird ... (Lärm rechts.) 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Badajew, ich entziehe Ihnen 
das Wort.“ 

Die Schwarzhundertermehrheit der Duma beschloß an diesem Tage, 
keinen der sozialdemokratischen Deputierten sprechen zu lassen. Als 
nach mir einer von der Siebenergruppe die Tribüne bestieg, um gegen 
die niederträchtige Vergifter-Verleumdung zu protestieren, entzog ihm 
Rodsjanko, von der Dumamehrheit unterstützt, das Wort und schloß 
ihn für zwei Sitzungen aus. Darauf erhob sich in den linken Bänken ein 
fürchterlicher Lärm, man protestierte und klapperte mit den Pult- 
deckeln. Alle Mitglieder der beiden sozialdemokratischen Fraktionen 
gaben Wortmeldungen ab zum Protest. Aber Rodsjanko ließ keinen 
sprechen und schloß unter dem Vorwand, daß die Zeit fortgeschritten 
sei, die Sitzung. 
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8. Purischkewitsch fordert, 
die Arbeiterdeputierten aufzuhängen 


In der nächsten Sitzung, in der die Duma zur Abstimmung über die 
Interpellation schritt, wiederholte sich das gleiche Bild. Samyslowski, 
einer der reaktionärsten Schwarzhunderler und Pogromhelden, Führer 
der äußersten Rechten, der zur Begründung der Stimmabgabe sprach, 
wiederholte erneut die niederträchtige Verleumdung vom „Vergiftungs- 
Komitee“. 

„Lüge und Verleumdung! Provokateur! Verleumder!“ — ertönten die 
Zurufe von links. 

Alle Versuche Rodsjankos, Ruhe zu schaffen, blieben vergeblich. Wir 
protestierten weiterhin laut gegen die niederträchtigen Ausfälle Sa- 
myslowskis. Die Rechten aber klatschten ihrem Führer Beifall und 
stießen Drohungen gegen uns aus. Rodsjanko erteilte Purischkewitsch 
das Wort. 

„Die Fabriken ,Laferme‘, ,Treugolnik‘ und ,Prowodnik‘“, erklärte 
Purischkewitsch, „galten sozusagen als Schwarzhunderterfabriken; die 
Belegschaften dieser Fabriken und Werke waren mit keinerlei Mitteln 
zum Streiken zu bewegen, und nun griffen die Herrschaften, die Freunde 
der hier Sitzenden“, dabei wies Purischkewitsch auf unsere Bänke, „zu 
den Maßnahmen ...“ 

Lärm und Zurufe: „Fort mit ihm!“, „Runter von derTribüne!“ ließen 
ihn diesen Satz nicht vollenden. 

„Da dieses Verbrechen unerhört ist und da dieses Verbrechen an den 
Grundlagen der Staatsordnung, an dem ruhigen Ablauf des gesellschaft¬ 
lichen und staatlichen Lebens rüttelt“, fuhr Purischkewitsch fort, „muß 
man diese Herrschaften (er wies auf uns) nach Gesetzen der Kriegszeit 
aburteilen und aufhängen.“ 

Während Rodsjanko jeden Arbeiterdeputierten auch für die ge¬ 
ringste Schärfe stets maßregelte und ihm das Wort entzog, wurden 
Purischkewitsch beliebige Ausfälle von der Dumatribüne aus ermög¬ 
licht. Ohne irgendeine Zurechtweisung des Präsidiums, aber unter de¬ 
monstrativem Lärm von links, nahm Purischkewitsch ruhig seinen 
Platz wieder ein. 
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Die Duma schritt zur Abstimmung. Die Ereignisse in Petersburg 
hatten eine so große öffentliche Bedeutung, daß nicht einmal dir 
Schwarzhunderterduma den Mut fand, die Interpellation abzulehnen. 
Die Dumamehrheit halte aber nicht die geringste Absicht, die wirk¬ 
liche Ursache zu ermitteln und die wahren Schuldigen zu finden. Des¬ 
halb lehnte die Duma mit übergroßer Mehrheit unseren Vorschlag ab, 
eine Sonderkommission zur Klärung der Ursachen der Massenvergif¬ 
tungen in den Fabriken einzusetzen. Die Interpellation wurde an dir 
allgemeine Interpcllationskommission geleitet, die ausreichende Er¬ 
fahrungen besaß, die dringlichsten und eiligsten Dumainterpellationen 
einfrieren zu lassen. 

Ein solcher Beschluß der Duma hinderte weder die Regierung noch 
die Unternehmer auch nur im geringsten in dem von ihnen begonnenen 
Kampf gegen die Arbeiterklasse. Nachdem die Fabrikanten und Werk- 
besitzer die Arbeiter einige Zeit ohne Arbeit gelassen hatten, hoben sie 
die Aussperrung auf, „filtrierten“ aber bei der Neueinstellung die Be¬ 
legschaft und sonderten alle „Unzuverlässigen“ und „Unruhigen“ aus. 


Kapitel XV 

Die Budgetdebatte und die Obstruktion in der Duma 
1. Die Maßregelung eines Deputierten wegen einer Rede in der Duma 

Die politische Lage im Lande und vor allem der jeweilige Zustand 
der Arbeiterbewegung prägten unweigerlich den Formen des innerhalb 
der Duma geführten Kampfes ihren Stempel auf. Gerade von diesem 
Standpunkt aus ist die Obstruktion gegenüber der Regierung im April 
1914, die den Ausschluß aller Sozialdemokraten und Trudowiki aus der 
Duma für 15 Sitzungen zur Folge hatte, von besonderem Interesse. Was 
sich in der Duma ereignete, war eine direkte Widerspiegelung der Ver¬ 
stärkung des revolutionären Kampfes der Arbeiterklasse. 

Der revolutionäre Aufschwung spielte, wie stets in solchen Fällen, 
auch bei einem gewissen Linksruck der Partei der liberalen Bourgeoisie 



Heine Rolle. Aber die mit der Aprilobstruktion in der Reichsduina ver¬ 
bundenen Ereignisse zeigten noch eine andere historische Gesetzmäßig¬ 
keit im Verhalten der Liberalen. Sobald sich die Lage in der Duma 
verschärfte, warfen die Vertreter der liberalen Parteien jegliche Oppo- 
•*ilion unverzüglich beiseite und nahmen ihren naturgegebenen Platz 
in den Reihen der konterrevolutionären Dumamehrheit ein. 

Der unmittelbare Anlaß zur Obstruktion war die Maßregelung eines 
Dumadeputierten für seine Rede von der Dumatribüne aus. In seiner 
Rede zum Gesetzentwurf über die Reform des Senats hatte dieser De¬ 
putierte die Vorzüge der republikanischen Ordnung erwähnt. 

Auel» früher schon wurden die Deputierten von der Zarenregierung 
zur strafrechtlichen oder administrativen Verantwortung gezogen. Doch 
bislang war der Anlaß für alle diese Maßregelungen nur die Tätigkeit 
der Deputierten außerhalb der Duma. Die Heranziehung eines Depu¬ 
tierten zur gerichtlichen Verantwortung wegen einer Rede in der Reichs¬ 
duma geschah erstmalig. Die Zarenregierung tastete auf diese Weise die 
Redefreiheit der Deputierten in der Duma an, die durch das Schwarz- 
hunderterprüsidium der Duma auch ohnehin geschmälert und einge¬ 
schränkt war. Das war wieder einmal ein Angriff der Regierung, der 
im Erfolgsfall rasch zur endgültigen Abrechnung mit der gesamten 
Dumalinken geführt hätte. 

Die Maßregelung eines Deputierten beunruhigte die Kadetten und 
die Progressisten natürlich nicht vom Standpunkt des Schicksals der 
sozialdemokratischen Deputierten. Sie erblickten in diesem Ausfall der 
Regierung einen Anschlag auf die „konstitutionellen Garantien“, an die 
sich die Liberalen klammerten, da sie darin die Haupterrungenschaft 
des „Befreiungskampfes“ erblickten. Unter dem Einfluß der allgemei¬ 
nen Lage im Lande wurden die Liberalen kühner. Unter den Kadetten 
und Liberalen begann man ganz allgemein davon zu reden, gegen den 
Staatshaushalt, dessen Erörterung auf der Tagesordnung der Duma¬ 
tagung stand, zu stimmen. Gleichzeitig brachten die Progressisten einen 
Gesetzentwurf ein, wonach ein Deputierter wegen Dumareden nicht 
zur Rechenschaft gezogen werden dürfe. 

Sobald in der Duma die Atmosphäre eines hcraufziehenden Kon¬ 
flikts spürbar wurde, beeilte sich Rodsjanko, die eventuellen Unan- 
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nehmlichkeiten. für die Regierung auf irgendeine Weise zu beseitigen. 
Er begab sich zu Goremykin, dem soeben ernannten neuen Vorsitzen¬ 
den des Ministerrates, von dem er olTenbar mit fertigen Instruktionen 
zurückkehrte. Nach entsprechenden „Verhandlungen“ begann die Kom¬ 
mission, die den Gesetzentwurf der Progressisten behandelte, den Eni 
wurf umzuarbeiten und ihm einige Punkte über verstärkte Maßrege¬ 
lung „bei Mißbrauch der Redefreiheit“ einzufügen. Der gesamte 
Gesetzentwurf wurde auf diese Weise zunichte gemacht. Die Verstär¬ 
kung der Repressalien „bei Mißbrauch der Rede“, die eigens gegen die 
äußersten Linken gerichtet waren, sollte den ersten Teil des Gesetzes 
aufheben und alle Mitglieder der linken Fraktionen auf Gnade und 
Ungnade der Zarenregierung ausliefern. Doch die Dumasdnvarzhunder- 
ter hatten keine Eile, den Gesetzentwurf über die Redefreiheit der De¬ 
putierten zur Debatte zu stellen, nicht einmal in dieser entstellten und 
verdrehten Form. 

Die sozialdemokratischen Fraktionen beschlossen nun, den Antrag 
einzubringen, die Tätigkeit der Duma solange einzustellen, bis der 
Gesetzentwurf, wonach ein Deputierter wogen Dumareden nicht zur 
Rechenschaft gezogen werden darf, erörtert und angenommen sei. Die 
Liberalen schreckten jedoch vor einer solchen Fragestellung zurück und 
weigerten sich, ihre Unterschriften für den Antrag zu geben. Statt dieses 
Vorschlages wurde ein anderer eingebracht: die Debatte über den 
Staatshaushalt bis zur Annahme des Gesetzentwurfes zu vertagen. Na¬ 
türlich wurde dieser Vorschlag abgelehnt. Die Progressisten und Kadet¬ 
ten meinten, daß sie ohnehin zuviel Wagemut gezeigt hätten, und 
beruhigten sich. 

2. Die Obstruktion gegenüber Goremykin 
und der Ausschluß von Deputierten 

Die sozialdemokratischen Fraktionen beschlossen, nicht zu kapitu¬ 
lieren, sondern in der Duma Obstruktion zu üben mit dem Ziel, die 
Debatte über den Staatshaushalt zu verhindern. Vom Standpunkt des 
Aufschwungs der revolutionären Stimmung im Lande aus hatte eine 
Demonstration innerhalb der Duma selbst in diesem Augenblick eine 
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weitaus größere Bedeutung als ein oder sogar zwei Dutzend der schürf¬ 
ten oppositionellen Reden. 

Die Obstruktion wurde für die erste Budgetsitzung zur Erörterung 
des Staatshaushalts festgesetzt, die mit dem zweiten Jahrestag der 
,1‘rawda“ zusammenfiel, der von unserer Partei als ein Festtag der 
Vrbeiterpresse organisiert wurde. Das einträchtige Vorgehen der Peters¬ 
burger Arbeiter an diesem Tag, die zahlreichen Grußbotschaften und 
Kntschließungen, die bei der Redaktion der Zeitung eingingen, die 
Sammlungen für den „eisernen“ Fonds der „Prawda“, deren Jubi- 
läumsnummer in einer Auflage von 130 000 Exemplaren abgesetzt 
wurde — das alles verlieh uns die feste Zuversicht, daß unsere Ob- 
slruktion in der Duma den Aufschwung einer neuen revolutionären 
Welle auslösen und die Unterstützung der gesamten Arbeiterklasse des 
I and es finden werde. 

Vor Eröffnung der Sitzung am 22. April wurde bei Rodsjanko, dem 
Dumavorsitzenden, im Namen der sozialdemokratischen Fraktionen 
lind der Trudowiki abermals der Antrag gestellt, die Debatte über den 
Staatshaushalt von der Tagesordnung abzusetzen und solange zu ver¬ 
tagen, bis der Gesetzentwurf über die Redefreiheit der Deputierten 
Gesetzeskraft erlangt habe. 

Nach Reden der Vertreter aller drei Fraktionen, die unter ständigen 
Zurufen und ununterbrochenem Lärm von den rechten Bänken sprechen 
mußten, ging die Duma an die Abstimmung. Mit übergroßer Mehrheit 
lehnte die Duma auch diesmal unseren Antrag ab und beschloß, un¬ 
verzüglich zur Erörterung des Budgets überzugehen. 

Die Tribüne bestieg der Referent der Budgetkommission, der Depu¬ 
tierte Rshewski. Während seiner Rede verließen die Deputierten der 
drei linken Fraktionen den Sitzungssaal und traten zu einer Beratung 
zusammen, um das weitere Vorgehen zu erörtern. Es wurde beschlossen, 
zu Beginn der erwarteten Rede des Finanzministers Bark in den Saal 
zurückzukehren und Obstruktion zu üben, indem man ihn am Sprechen 
hinderte. 

Anstelle von Bark ergriff überraschenderweise der Vorsitzende des 
Ministerrates, Gorcmykin, persönlich das Wort. Das war die erste Rede 
des neuen Premierministers, der die Budgetdebatte ausnutzen wollte, 
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um sich gleichsam der Reichsduma vorzuslellen. Der greise zaristische 
Würdenträger Goremykin war anstelle von Kokowzew ernannt wor¬ 
den, der den Schwarzhundertern zu nachgiebig und zu liberal erschien. 
Goremykin war die Aufgabe übertragen worden, mit der revolutionären 
Bewegung, die von Monat zu Monat eine immer größere Gefahr für 
den Zarismus wurde, energisch abzurechnen. Die von uns organisierte 
Obstruktion traf also noch sicherer ins Schwarze, als wir es erwartet 
hatten. Gegen den neuen Regierungschef gerichtet, war sie eine Demon¬ 
stration gegen die Verstärkung der zaristischen Reaktion. 

„Meine Herren Mitglieder der Reichsduma!“ begann Goremykin. 

Weiter kam er nicht. Links setzte ein ständig wachsender Lärm ein, 
man klapperte mit Pultdeckeln und rief: „Redefreiheit für die Depu¬ 
tierten!“ Die Versuche des Vorsitzenden, die Obstruktion zu unterbin¬ 
den, blieben vergeblich. 

Daraufhin entschuldigte sich Rodsjnnko bei Goremykin wegen eines 
solchen Empfangs und stellte den Antrag, die Sozialdemokraten und die 
Trudowiki, die sich an der Obstruktion beteiligt hatten, für 15 Sitzun¬ 
gen auszuschließen. Goremykin verließ die Tribüne und machte den 
Deputierten Platz, deren Ausschluß von dem Vorsitzenden beantragt 
worden war. 

Gemäß der Dumainstruktion wurde jedem Deputierten vor der Ab¬ 
stimmung über seinen Ausschluß das Wort zu Erklärungen erteilt. Die 
Sozialdemokraten und die Trudowiki bestiegen einer nach dem andern 
die Tribüne und protestierten entschieden gegen die Gewaltanwendung. 
Die Mitglieder unserer Sechsergruppe benutzten das ihnen erteilte 
Wort, um der Regierung und dem Schwarzen Hundert erneut die An¬ 
klage ins Gesicht zu schleudern und daneben die Feigheit und die Ohn¬ 
macht der liberalen Opposition zu enthüllen. 

In welcher Weise die Arbeiterdeputierten ihr Recht auf eine Erklä¬ 
rung benutzten, ersieht man aus der Rede Muranows: 

„Wenn man mich jetzt auch für 15 Sitzungen ausschließt, werde ich 
dennoch die Redefreiheit von der Dumatribüne aus auch künftig in 
Ehren verteidigen und nicht etwa so, wie sie beispielsweise von den 
Kadetten und den Progressisten verteidigt wird. Gestern haben sie mit 
uns zusammen den Antrag gestellt, daß weder das Budget noch irgend- 
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••in Gesetzentwurf erörtert werden darf, solange der Gesetzentwurf 
iiher die Redefreiheit der Deputierten nicht angenommen ist Heute 
/•her stimmen sie für unseren Ausschluß, nur weil wir uns für ihn nicht 
o einsetzen wie sie, sondern so, wie wir es eben verstehen. Als meine 
Wähler mich wählten und hierher delegierten, sagten sie just, ich dürfe 
nicht am Gängelband unserer Regierung gehen, wie Sie das tun, son¬ 
dern ich solle mich für das einsetzen, was sie als für sich notwendig an- 
• dien. Es gefällt ihnen die republikanische Ordnung, ich muß sagen ... 

Vorsitzender: Mitglied dcrReichsdumaMuranow, bitte näher zur Sache. 

Muranow: ... ich muß sagen_ 

Vorsitzender: Bitte näher zur Frage. 

Muranow: Gestatten Sie schon, ich bin immerhin vorläufig auf der 
Tribüne, ich werde von der Freiheit, die ich habe, Gebrauch machen, 
mul ich werde fortfahren ... (Lärm rechts.) 

Vorsitzender: Ich bitte gefälligst, den Redner nicht am Reden zu 
hindern. Ich bitte nicht zu lärmen. 

Muranow: Sollen sie doch lärmen, vielleicht werden sie von Ihnen 
ebenfalls für 15 Sitzungen ausgeschlossen. Wenn nicht, ist das eine an¬ 
dere Sache, weil Sie das tun werden, was der Regierung genehm ist; 
ich indessen werde das tun, was meinen Wählern genehm ist, und ich 
werde die Ordnung preisen, die sie brauchen, und nicht diejenige, die 
jetzt besteht. Das ist eine andere Sache. Sie sind ja jetzt mit dieser 
Ordnung ebenfalls nicht sehr einverstanden. Beispielsweise möchten die 
liechten allzugerne zurück, aber das wird ihnen nicht gelingen und wohl 
deshalb nicht gelingen, weil_ 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Muranow, ich bitte Sie, sich 
innerhalb der Grenzen der Frage zu halten. (Lärm.) 

Muranow: ... weil jetzt nicht das notwendig ist, was innerhalb der 
Dumamaucrn geschieht, sondern das, was außerhalb der Dumamauern 
vor sieh geht, und wenn Sic hier uns den Mund stopfen wollen, so 
haben wir eine andere Kraft, auf die wir uns stützen können und die 
jene Redefreiheit schallen wird, so wie sie auch die Duma, die wir 
jetzt vor uns haben, geschaffen hatte. (Beifall links.)“ 

Der Ausschluß ging rasch vor sich. Längere Erklärungen brach 
ltodsjanko mitten im Satz ab. 


II» Badajcw, ReicliHdtuni» 
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Ein Teil der ausgeschlossenen Deputierten weigerte sich, dm 
Sitzungssaal zu verlassen. In ihrem Diensteifer vor der Regierung 
gingen die Schwarzhunderter so weit, daß sie gegen die Deputierten, «ln 
sich nicht entfernen wollten, Militär einsetzten. 

Die Prozedur der Entfernung aus dem Saal war folgende. Rodsjnnkn 
kündigte eine Pause an, in der eine Militärabteilung in den Saal geholt 
wurde. Die Soldaten nahmen an der Barriere Aufstellung, der Koni 
mandeur der Wachabteilung trat an den Ausgeschlossenen heran und 
forderte ihn auf, sich zu entfernen. Erst danach verließ der ausgeschlos 
sene Deputierte mit der Erklärung „Ich füge midi der Gewalt“ den 
Saal. 

Mit angespannter Aufmerksamkeit verfolgte die Duma die beispiel¬ 
lose Repressalie gegen Deputierte, die innerhalb der Mauern des Tau¬ 
risdien Palastes seit Bestehen der Reichsduma erstmalig angewandt 
wurde. Aus der überfüllten Ministerloge beobachtete das ganze Kabinett 
mit dem Premierminister an der Spitze die „vorbildlidie“ Arbeit 
Rodsjankos. 

Nachdem der ausgesdilossene Deputierte abgeführt worden war, er¬ 
klärte Rodsjanko, daß die Sitzung fortgesetzt werde. Nadi einigen 
Minuten wiederholte sich die gleiche Gesdiichte: die Militärabteilung 
wurde erneut in den Saal geholt, und es spielte sidi erneut die Szene 
der Gewaltanwendung gegenüber einem linken Deputierten ab. Als 
endlich alle Deputierten, die gelärmt hatten, ausgeschlossen zu sein 
schienen, bestieg Goremykin wiederum die Tribüne. 

Doch die übriggebliebenen Mitglieder der linken Fraktionen setzten die 
Obstruktion fort. Der Ministerpräsident kam wiederum nicht zu Wort 

„Schließt sie alle aus“, ertönten die Forderungen von rechts. 

„Ich bitte um Verzeihung, Eure Exzellenz“, entschuldigte sich 
Rodsjanko, „ich muß die Disziplinarmaßnahmen fortsetzen.“ 

Die Repressalien gingen weiter. Eine weitere Deputiertengruppe 
wurde unter Anwendung von Militärgewalt für 15 Sitzungen ausge¬ 
schlossen. 

Zum drittenmal bestieg Goremykin die Dumatribüne, aber auch 
diesmal hinderte ihn das im Saal übriggebliebene Häuflein linker De¬ 
putierter durch Lärmen und Klappern mit Pultdeckeln am Reden. Erst 
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inididem auf Antrag Rodsjankos die Mitglieder der beiden sozialdemo¬ 
kratischen Fraktionen und der Fraktion der Trudowiki bis auf den 
I« l/ten Mann ausgeschlossen worden waren, wurde es dem Vorsitzenden 
des Ministerrates möglich, seine Rede zu halten. 

Mit kaum hörbarer Greisenstimme murmelte Goremykin einige un¬ 
verständliche Sätze über gegenseitiges Verständnis, Zusammenarbeit 
und über „bedauerliche Vorkommnisse“ in der Sitzung der Duma. 
I tanach sprach Finanzminister Bark, und die Reichsduma, die sich von 
den „übelgesinnten“ Linken befreit hatte, begann die Erörterung des 
Staatshaushalts. 

Das Verhalten der Kadetten und der Progrcssisten während des Ans¬ 
chlusses der linken Deputierten war so, wie man es von Liberalen er¬ 
warten mußte, deren wirklicher Platz in den Reihen der Konterrevo¬ 
lution war. Am Vorabend hatten sie lauttönende Phrasen über den 
Kampf für die Redefreiheit der Deputierten gesprochen, jetzt aber be¬ 
teiligten sie sich nicht an der Obstruktion, ja sie stimmten sogar zu 
einem bedeutenden Teil für den Antrag Rodsjankos, die Sozialdemo¬ 
kraten und die Trudowiki auszuschließen. Zwar gab es unter ihnen auch 
iolche, die sich der Stimme enthielten, aber gegen den Ausschluß 
stimmte von den Progrcssisten und Kadetten keiner. Mehr noch: die 
Kadetten verteidigten sogar in ihrer Presse die Anwendung der militäri- 
rhen Gewalt, da sie, nach ihren Worten, „nicht einfach eine brutale 
physische Gewalt war, sie war in gewissem Sinne dadurch geadelt, daß 
sie auf Anweisung des Oberhaupts der Volksvertretung vorging“. Durch 
ihr ganzes Verhalten erklommen die Kadetten den Gipfel der Liebedie- 
uerei vor der zaristischen Selbstherrschaft und dem Schwarzen Hundert- 

Natürlich wurde die Frage unserer Obstruktion in der Reichsduma 
keinesfalls durch das Verhalten der Liberalen entschieden. Ebenso wie 
alle anderen Aktionen unserer Dumafraktion hingen die Stärke und die 
W irksamkeit der Obstruktion von der Unterstützung ab, die uns außer¬ 
halb der Duma von den breiten Arbeitermassen zuteil wurde. Wenn 
sich auch der politische Kampf im Kinde auf diese oder jene Weise 
in der Duma widcrspiegelte, wurde dennoch die Frage endgültig nicht 
innerhalb der Mauern des Taurischen Palastes, sondern in den Fabriken 
und Werken sowie auf der Straße entschieden. 

io* 
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3. Die Proteststreiks 


Wie in allen anderen Fällen ging unsere Fraktion gemeinsam mit 
den Parteiorganisationen daran, die Aktionen der Arbeiter im Zusam¬ 
menhang mit den Vorkommnissen in der Duma vorzubereiten. über 
die Gewerkschaften, die Bildungsvereine und andere Arbeiterorganisa¬ 
tionen, von denen jede einen festen bolschewistischen Kern besaß, ver¬ 
breitete unsere Fraktion die Direktive, unbedingt einen Proteststreik 
gegen den Ausschluß der linken Deputierten aus der Duma zu organi¬ 
sieren. 

Die aufgescheuchte Ochrana, die neue Unruhen unter den Arbeitern 
für unvermeidlich hielt, verstärkte die Beobachtung, indem sie alle 
Mitglieder unserer Fraktion mit neuen Spitzeltrupps umgab. Das Haus, 
in dem sich die Fraktionsräume befanden, war von allen möglichen 
Ochranaleuten im wahrsten Sinne des Wortes belagert. Am Abend des 
Tages, an dem der Ausschluß der Deputierten erfolgte, wurden sechs 
Arbeiter, Parteimitglieder, die gekommen waren, um die Organisierung 
des Streiks zu erörtern, von der Ochrana verhaftet, als sie das Haus 
der Fraktion verließen. 

Diese Verhaftung veranlaßte die Fraktion, zu einem besonderen 
System der Geheimhaltung überzugehen, um nicht noch weitere Genos¬ 
sen der Verhaftung auszusetzen. Es wurden Maßnahmen getrolTen, die 
Besudle von Vertretern der Parteiorganisationen bei der Fraktion ein¬ 
zustellen. Der gesamte Verkehr mit den Parteizellen und anderen Ar¬ 
beiterorganisationen ging unter strikter Geheimhaltung vor sich. Zur 
Übergabe von Direktiven über die Organisierung der Aktion und zur 
Erörterung einiger damit verbundener Fragen benutzten die Mitglieder 
unserer Fraktion das Konzert in einem der Säle auf der Petersburger 
Seite (ein Stadtbezirk von Petersburg), wo gewühnlidi Konzerte und 
Vorlesungen der Arbeitervereine veranstaltet wurden. Die als gewöhn¬ 
liche Konzerlbcsudier erschienenen Deputierten trafen sich dort mit 
Vertretern der Arbeiterorganisationen und gaben ihnen die notwen¬ 
digen Anweisungen. 

Gleidi am Tag nadi dem Aussdiluß der linken Deputierten, in den 
Morgenstunden des 23. April, begannen in Petersburg die ersten Pro- 
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lestslreiks. An diesem Tage streikten verhältnismäßig wenige, etwa 
viertausend Menschen, vor allem Drucker. Von den großen Betrieben 
l reihte das Werk Langensiepen. Das waren die ersten Vorboten des 
um folgenden Tag ausbrechenden Massenstreiks, der etwa 150 große 
und kleine Betriebe erfaßte. Am 24. April streikten rund 55 000 Men¬ 
schen. Und schließlich schlossen sich am dritten und vierten Tag wei¬ 
tere 17 000 Menschen dem Streik an. Insgesamt beteiligten sich also in 
Petersburg etwa 80 000 Menschen an dem Proteststreik gegen den Aus- 
Nchluß der linken Deputierten aus der Duma. Der Streik griff auf 
Moskau über, wo über 25 000 Arbeiter streikten. In allen Fabriken und 
Werken waren die Streiks von Kundgebungen begleitet, auf denen Pro- 
lostentschließungcn angenommen wurden. 

Wie auf alle vorangegangenen Streiks antworteten die Unterneh¬ 
mer auch auf den Proteststreik gegen den Ausschluß der linken Depu¬ 
tierten aus der Duma wieder mal mit der Aussperrung. Auf Beschluß 
der Gesellschaft der Fabrikanten und Werkbesitzer wurden 16 Groß¬ 
betriebe — die Mctallfabrik, die Werke Lössner, Parviainen, Nobel, 
Langensiepen, „Vulkan“, Siemens & Schuckert, die Newa-Schiffswerft, 
Westinghouse, Tilmanns und andere — am 24. April vorübergehend 
geschlossen. Uber 25 000 Arbeiter wurden entlassen. Die Gesellschaft 
der Fabrikanten und Werkbesitzer, die zu Recht die „Ausspcrrungs- 
gcsellschaft“ genannt wurde, erwies sich somit als Waffe nicht nur im 
wirtschaftlichen, sondern auch bereits im politischen Kampf gegen die 
Arbeiterklasse. 

In den meisten Werken wurde die Arbeit am 29. April wieder aufge¬ 
nommen, in einigen Betrieben aber wurde die Aussperrung bis zum 
2. Mai verlängert, um die Arbeiter auf diese Weise im voraus für den 
bevorstehenden Streik am 1. Mai zu bestrafen. Durch die Drohung mit 
Arbeitslosigkeit und Hunger versuchten die Kapitalisten die revolu¬ 
tionäre Bewegung des Proletariats zu brechen. 

Die Schwarzhunderter waren jedoch der Meinung, daß die Aussper¬ 
rungen eine zu schwache KampfwafTe seien. Sic forderten das Kapital 
und die Zarenregierung auf, die Offensive gegen die Arbeiterklasse zu 
verstärken. „Russkoje Snamja“ (Das russische Banner), das Organ des 
„Bundes des russischen Volkes“, forderte mit zynischer Offenheit, die 
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Löhne sollten gekürzt, die Arbeiter hart angepackt und die Vertretung 
der Arbeiter in jeglichen Institutionen, das heißt in der Reichsdumi» 
und in den Versicherungsorganen, ein für allemal liquidiert werden. 

Gegen ihren Willen mußten die Schwarzhunderter das Wachslum 
und die Starke der revolutionären Bewegung unter den Arbeitern im 
erkennen. Für die Quelle dieses Aufschwungs hielten sie die Agitation 
in der Arbeiterpresse und die Tätigkeit der sozialdemokratischen l)r 
puderten. 

Zu dem Streik, der durch den Ausschluß der linken Deputierten aus 
der Duma ausgelöst worden war, schrieb die Zeitung „Russkojc Snamja“ 
in ihrem Leitartikel vom 26. April: 

„Seit der Zeit, da man die Festigung und Entwicklung der Arbeiter¬ 
presse, die sich ganz und gar in den Händen der sozialdemokratischen 
Fraktion befand, unvorsichtigerweise geduldet hat, ist eine ungemein 
enge Verbindung zwischen den revolutionären Elementen der Reichs¬ 
duma und den Arbeitern zustande gekommen. Noch vor einem Jahr 
fanden die Ereignisse in der Reichsduma bei den Arbeitern nicht den 
geringsten Widerhall: die Sozialdemokraten wurden aus den Sitzungen 
gejagt, ihre Freunde — flüchtige Zuchthäusler — wurden verhaftet, 
ihre Räume wurden durchsucht und die Arbeiter blieben ruhig. Heule 
aber reagieren die Arbeiter, von denen in Petersburg etwa 200 000 or¬ 
ganisiert sind, auf jede Aktion ihrer Führer in der Duma. Im Falle 
irgendwelcher Unruhen unter den Arbeitern melden sich die Sozial¬ 
demokraten in der Duma unverzüglich von der Tribüne der Reichs¬ 
duma aus, indem sie die Regierung tadeln und die aufgewiegelte un¬ 
wissende Masse noch mehr aufhetzen. 

Die Kränkungen und Reden der Sozialdemokraten werden wiederum 
von den Arbeitern zu Herzen genommen. Die höchst gemeine Obstruk¬ 
tion, die von den Sozialdemokraten gegenüber dem Vertreter der Re¬ 
gierung in Form eines Protestes gegen die Zügelung der Frechheit der 
Sozialdemokraten geübt wurde, hatte einen Streik zur Folge, der zwar 
ein Teilstreik war, aber immerhin imposante Ausmaße annahm. Es 
wäre angebracht, das zu beachten und zu überlegen, wie gefährlich für 
den Staat diese unmittelbare Verbindung des Kanonenfutters mit den 
Freunden der Unruhe ist.. 
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„Ilusskoje Snamja“ schlug vor, den Arbeitern jeglidie politisclien 
I tf« Iitc zu entziehen und die Löhne zu kürzen — da nach den Worten 
I »ubrowinscher Pogromhelden „ein Hungriger nicht streikt, und nur 
Halte sich mit Meutereien befassen“ —, und kam zu folgendem Schluß: 

..Erst dann werden Ruhe und Ordnung möglich und entfällt die 
Notwendigkeit, ganze Regimenter berittener Polizei einzusetzen, die 
ln iiie zum Schutz der Ordnung vor den Arbeitern bei jedem Streich 
•Irr Sozialdemokraten in der Reichsduma durch die Straßen der Haupt¬ 
buch streift.“ 

Das Organ des „Bundes des russischen Volkes“ erkannte, wie man 
••icht, durchaus richtig die Verbindung, die zwischen den Arbeiterdepu- 
t irrten und den breiten Arbeitermassen bestand. Die Unterstützung un- 
«tit Aktion in der Duma durch die Arbeiter Petersburgs, Moskaus und 
imderer Städte war der beste Beweis für diese Verbindung. 

Während die Deputierten, die sich an der Obstruktion beteiligt hat¬ 
ten, von allen Seiten zahlreiche Grußbotschaften und Unterstützung 
/usichernde Entschließungen erhielten, mußten die Kadetten gewun¬ 
dene Erklärungen ausdenken, um ihr Vorgehen vor den Wählern zu 
rechtfertigen. Der offenherzigste Vertreter des rechten Flügels der Ka¬ 
il ottenfraktion, der Moskauer Deputierte Maklakow, gab in einer 
Dumarede mit Bitterkeit zu, daß er sich nach Moskau begeben mußte, 
um seinen Wählern zu erklären, warum er nicht gegen den Ausschluß 
der linken Deputierten gestimmt habe. 

„Ich sehe“, sagte Maklakow, „den Beginn einer öffentlichen Erregung, 
die zu unserem Leidwesen, meine Herren, nicht den legalen Weg geht, 
m den zu glauben man aufhört, sondern an uns vorbei das russische 
I and zu überschwemmen beginnt.“ 

„Wenn es stimmt, daß die revolutionären Strömungen sich ver- 
•• türken“, so wurde Maklakow von Miljukow, dem Führer der Kadetten, 
persönlich sekundiert, „so ist das sehr traurig.“ 

Die Entwicklung der Revolution um jeden Preis aufhalten — das 
waren Sinn und Zweck der gesamten Politik der liberalen Parteien, 
l ud sogar in den Reden gegen die Regierung brachten sie als ihr 
I lauptargument vor, daß das Vorgehen der Regierung revolutionäre 
Kräfte auslöse und entfessele. 


295 



4. Die Menschewiki am Gängelband der Liberalen 


In dem Augenblick, da die Kadetten ebenso wie ihre nächsten Nach¬ 
barn und Verbündeten, die Progressisten, ihre Karten mit derart zyni¬ 
scher Offenheit aufdeckten, begannen die Liquidatoren von gemein¬ 
samen Aktionen mit den Liberalen zu reden. In den Spalten ihrer Zei¬ 
tung schrieben die Liquidatoren, das Proletariat werde nicht auf sich 
warten lassen, „wenn die progressiven bürgerlichen Kräfte gemeinsame 
Aktionen wünschen sollten“. Bei der Einschätzung der entstandenen 
Lage versuchten die Liquidatoren, der Arbeiterklasse erneut ihr Pro¬ 
gramm der „Arbeiterkoalition“ aufzuzwingen. 

„Die Frage der Redefreiheit in der Duma und der Deputiertenimmu¬ 
nität ist in den Brennpunkt des politischen Lebens des Landes gerückt“, 
schrieb die „Sewemaja Rabotschaja Gaseta“ der Liquidatoren. „Diese 
Frage ist eng verbunden mit den Hauptforderungen, die im August 1912 
formuliert wurden“ (das heißt von dem parteifeindlichen Augustblock). 

Die „Prawda“ widersprach entschlossen den Liquidatoren und wies 
darauf hin, daß der Kampf der Arbeiterklasse unter den drei alten un¬ 
geschmälerten Losungen geführt werde und geführt werden müsse. 
Für die Arbeiterklasse könne die Frage der Redefreiheit in der Duma 
unler keinen Umständen die zentrale Rolle spielen; die Vorkommnisse 
in der Duma seien lediglich der Anlaß, um die allgemeine Frage der 
Verstärkung des revolutionären Kampfes zu stellen. 

„Die Liberalen waren noch gar nicht dazu gekommen, die Hände, 
die die Herren Rodsjanko und Purischkewitsch bei der Abrechnung mft 
den sozialdemokratischen und den Trudowiki-Deputierten unterstützt 
hatten, zu waschen, als sie von den Liquidatoren das liebenswürdige 
Angebot gemeinsamer Aktionen erhielten ...“, schrieb die „Prawda“. 
„Gemeinsame Aktionen mit der Bourgeoisie zur Losung des Augenblicks 
erheben heißt einen gewaltigen Fehler gegen die Interessen der ganzen 
Bewegung begehen. Die Losung des Augenblicks besieht nicht in einem 
Abkommen (in gemeinsamen Aktionen) mit der Bourgeoisie, sondern 
in der Entwicklung der Bewegung trotz der Schwankungen und des 
Verrats der Bourgeoisie. Gemeinsame Aktionen mit der Bourgeoisie, um 
die sich die Liquidatoren bemühen, können die Duma als Schauplatz 
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haben; indessen muß man die Losung des Augenblicks außerhalb der 
Duma suchen ... Die Arbeiterklasse ist ebenfalls für »gemeinsame Ak¬ 
tionen*, aber nur auf dem Boden und unter den Losungen, die sowohl 
von den Liberalen als auch von den Liquidatoren abgelehnt werden.“ 1 

Nicht minder kennzeichnend für die Menschewiki war ihre Einstel¬ 
lung zu der Streikbewegung der Petersburger Arbeiter, die im Zusam¬ 
menhang mit dem Ausschluß der linken Deputierten aus der Duma 
ausgebrochen war. Audi hier blieben sie sich selbst treu. Der Sdiwung 
der Streikbewegung versetzte die Menschewiki in Sdirecken. Aus Angst 
vor der möglichen Entfaltung großer revolutionärer Ereignisse ver- 
suchten die Menschewiki, gemäß ihrer opportunistischen Politik, die 
Bewegung aufzuhalten. 

Eine Meldung der Odiranaabteilung gibt den Beridit über die 
Sitzung der menschewistisdien Fraktion vom 25. April wieder, auf der 
in Anwesenheit Dans die Frage des Proteststreiks der Petersburger Ar¬ 
beiter erörtert wurde. In der Sitzung wurde die Meinung geäußert, daß 
„man für die Unterstützung danken und bitten muß, den Streik bis 
zum 1. Mai zurückzustellen“. In diesem Sinne wurde denn audi der 
Besdduß der Fraktion gefaßt, die es für notwendig befand, „die Ar¬ 
beiter davon zu überzeugen, daß sie den Streik jetzt einstellen, um ihn 
am 1. Mai mit neuer Kraft wieder zu beginnen“ 2 . 

Die gleiche Meldung der Ochranaableilung enthält charakteristische 
Einzelheiten über die Sitzung der Sicbenergruppe, die auf Schwankun¬ 
gen innerhalb der menschewistischen Fraktion hinweisen. Zweifellos 
blieb der Aufschwung des revolutionären Kampfes auch auf einzelne 
menschewistische Deputierte nicht ohne Wirkung. „Tschchenkeli“, so 
teilte die Ochrana mit, „versuchte nächzuweisen, daß die Fraktion ihre 
alte Taktik der reinen Parlamentsarbeit aufgeben müsse: die Fraktion, 
die innerhalb der Duma alles Mögliche getan habe, müsse die Losung 
»Die.Duma um jeden Preis erhalten* aufgeben und zu der rein revo¬ 
lutionären Arbeit übergehen“ 3 . Dieser Standpunkt fand jedoch nicht 

1 „Put Prawdy“ vom 29. April 1914. 

2 Archiv des Polizeidepartements, Sonderabteilung, 1914, Akte Nr. 307, 
Bl. 259, russ. 

3 Ebenda. 
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die Unterstützung einzelner Mitglieder der Siebenergruppe. In einer 
Erwiderung an Tschchenkeli rief Tschchei'dse alle Mitglieder der 
Fraktion auf, sie mögen Ruhe, die gegenwärtig besonders notwendig 
sei, bewahren und sich bemühen, irgend etwas im legalen Rahmen 
zu tun. 

Es braucht nicht erst gesagt zu werden, daß ein derartiges Abbremsen 
der Streikbewegung im Augenblick eines hohen Aufschwungs des revo¬ 
lutionären Kampfes einzig und allein nur Schaden bringen konnte. Der 
Einfluß der Menschewiki hatte jedoch zu dieser Zeit bereits so sehr 
nachgelassen, daß 'es nicht in ihren Kräften lag, die Entwicklung der 
revolutionären Bewegung zu verhindern. Der Proteststreik gegen den 
Ausschluß der linken Deputierten, der etwa 80 000 Petersburger Ar¬ 
beiter erfaßte, verlief ungemein einmütig und hinterließ im Lande 
einen starken Eindruck. 

In der Zeit, da die linken Deputierten in der Duma fehlten, hielten 
die Liberalen oppositionelle Reden und brachten sogar die Regierung 
verurteilende Formeln für den Übergang zu den nächsten Fragen ein, 
doch das hielt die rasche Annahme des Staatshaushaltsplans, dessen 
sämtliche Artikel von der Dumamehrheit unweigerlich gebilligt wurden, 
nicht im geringsten auf. 

Das Fehlen der linken Deputierten schuf eine von der Regierung 
erwünschte ruhige Atmosphäre. In der Absicht, diese „Ruhe“ auszu¬ 
nutzen, wandten sich alle Minister an Rodsjanko mit der Bitte, die 
Budgets ihrer Ministerien in den nächsten Sitzungen zu verabschieden. 
Die Presse teilte mit, daß das Amt des Synods besondere Hast an den 
Tag gelegt habe. „Sie werden doch aus dem Zwangsurlaub noch toll¬ 
wütiger zurückkommen und um sich beißen“, sagte einer der Leiter 
des Synods. 

Vor den Deputierten der drei linken Fraktionen stand die Frage: 
welche Taktik soll nach der Rückkehr in die Reichsduma eingeschtagen 
werden? Es bestand eine Meinung, daß man die Obstruktion in den 
Dumasitzungen fortsetzen solle; es gab Vorschläge, ein anderes System 
der Obstruktion anzuwenden, nämlich die Verabschiedung des Budgets 
durch lange Reden aufzuhalten; schließlich wurde vorgeschlagen, den 
Konflikt als erledigt anzusehen und zur üblichen Dumataktik überzu- 
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Kylien. In jedem Falle waren sielt die Deputierten aller drei Fraktionen 
darüber einig, nach der Rückkehr in die Duma mit einer gemeinsamen 
Deklaration aufzutreten und alle Maßnahmen zu treffen, damit diese 
Deklaration verkündet werde. 

Der Wortlaut der Deklaration wurde ausgearbeitet und in einer ge¬ 
meinsamen Sitzung aller drei linken Fraktionen bestätigt. Obwohl der 
Text der Deklaration vor der Veröffentlichung sorgfältig geheimgehal¬ 
ten wurde, war er, wie sich später herausstellte, Rodsjanko über die 
< )chrana vorher bekanntgeworden. Am Tage der Rückkehr der linken 
Deputierten in die Duma, am 7. Mai, nahm Rodsjanko selbst auf dem 
Sessel des Vorsitzenden Platz mit dem festen Vorsatz, die Verlesung 
der Deklaration zu unterbinden. 

Auch wir hatten uns vorbereitet und im voraus einige Redner ge¬ 
meldet, damit die Verlesung der Deklaration, falls dem ersten damit 
beauftragten Deputierten das Wort entzogen würde, unverzüglich von 
den anderen fortgesetzt werden könne. Zwischen dem Vorsitzenden 
und den Rednern der linken Fraktionen entspann sich ein regelrechter 
Kampf. Rodsjanko ließ die Deputierten faktisch nicht länger als zwei 
bis drei Minuten reden. Jeder der Redner begann seine Ausführungen 
an der Stelle der Deklaration, wo der Vorsitzende die Rede des voran¬ 
gegangenen unterbrochen hatte, und jedem entzog Rodsjanko fast bei 
dem ersten Salz das Wort. 

So sehen beispielsweise die Ausführungen einzelner Redner im steno¬ 
grafischen Bericht aus: 

„ Petrowski: Wir, Sozialdemokraten und Trudowiki, haben in Er¬ 
füllung dessen, was wir für unsere Pflicht hielten, dem Lande zugerufen: 
,Die letzten Reste der Errungenschaften von 1905 sind in Gefahr!* Wir 
haben dem Lande zugerufen, daß es ohne die Demokratie und entgegen 
der Demokratie keinen wirklichen Kampf für die Befreiung des Volkes 
geben kann, daß es keinen erfolgreichen Kampf gegen die verbrecheri¬ 
schen Versuche geben kann ... 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Petrowski, ich bitte Sie ge¬ 
fälligst, sich im Rahmen der von uns behandelten Frage zu halten. 

Petrowski: ... die Arbeiterklasse hat als Antwort auf die Salven an 
der Lena (Stimme rechts: Man darf nicht vorlesen) eröffnet... 
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Vorsitzender: Milglied der Reichsduma Pctrowski, idi entziehe Ihnen 
das Wort. (Beifall rechts.)“ 

Die Rückkehr der ausgeschlossenen Deputierten der linken Fraktio¬ 
nen in die Duma gestaltete sich also, nicht ohne Zutun Rodsjankos, zu 
einer neuen eindrucksvollen Demonstration, die im ganzen Lande Be¬ 
achtung fand. 

Die Aprilereignisse in der Reichsduma, die einen starken Widerhall 
unter den Arbeitermassen fanden, spielten eine nicht unwichtige Rolle bei 
der weiteren Verstärkung und Entfaltung der revolutionären Bewegung. 
Der Einfluß dieser Ereignisse wirkte sich unter anderem unmittelbar am 
1. Mai 1914 aus, als die Aktionen der Arbeiter bedeutend größere Aus¬ 
maße annahmen als in allen vorangegangenen Jahren. Allein in Peters¬ 
burg beteiligten sich an diesem Tag 250 000 Menschen an den Streiks; 
etwa 50 000 Arbeiter streikten in Moskau. Außerordentlichen Auf¬ 
schwung erfuhren die Streiks anläßlich des 1. Mai auch in den Provinz¬ 
städten, wo die Arbeiterbewegung bislang noch schwach gewesen war. 

Was damals im Lande vor sich ging, wies alle Züge der furchtge¬ 
bietenden Vorbereitung der Arbeiterklasse für die Entscheidungskämpfe 
gegen den Zarismus auf. Als der beste Beweis für diese heranrollende 
höchste Welle der revolutionären Bewegung kann das Eingeständnis 
Purischkewitschs, des größten Hassers und Feindes der Revolution, 
gelten. Unter dem Eindruck der Streiks am 1. Mai gab Purischkewitsch 
in seiner Dumaredc am 2. Mai zu: 

„Uns bietet sich ein erstaunliches Bild — wir erleben Tage, die uns 
an die Tage von 1904 erinnern, und falls wir nicht blind sind, dann 
erkennen wir, falls wir die Parallele ziehen, wenn auch keine volle 
Identität, so doch auf jeden Fall sehr viel Gemeinsames zwischen dem, 
was sich jetzt tut, und dem, was sich im Jahre 1901 getan hat.“ 

Nun waren es nicht die Arbeiterdeputierten, sondern es war Pu¬ 
rischkewitsch selber, das Haupt des zaristischen Schwarzen Hunderts, 
der von der heranriiekenden Wiederholung des Revolutionsjahres zu 
sprechen begann. Schon das allein zeigte, welche Höhe die Welle des 
internationalen Kampfes der Arbeiterklasse erreicht hatte. 

Wenn auch der Ilauptteil des Budgets während des Ausschlusses der 
linken Deputierten bereits bestätigt worden war, kamen wir dennoch 


300 



mit der Rückkehr in die Duma gerade noch zu recht, um uns an den 
Budgetdebatten über einzelne Voranschläge zu beteiligen. Jede Rede 
um Budget gestalteten wir zu einer Rede über das gesamte System der 
ILgierungspolitik, den Voranschlag eines jeden Ministeriums kritisier- 
im wir nicht nur in seinen einzelnen Teilen, sondern auch im Lichte 
der allgemeinen Kritik an der zaristischen Ordnung. 


r>. Die Rede zum Budget des Ministeriums für Volksbildung 

Im Aufträge der Fraktion hielt ich am 16. Mai eine Rede zum Budget 
des Ministeriums für Volksbildung. Fragen der Volksbildung lenkten 
/u jener Zeit in verstärktem Maße die Aufmerksamkeit der Öffent¬ 
lichkeit auf sich. Kasso, der neue Minister für Volksbildung, ging rigoros 
gegen die Universitäten vor, jagte Professoren davon, verhaftete Stu¬ 
denten und wies sie aus. Er schreckte nicht einmal davor zurück, Ju¬ 
gendliche, Schüler von Mittelschulen, wegen Teilnahme an harmlosesten 
Zirkeln zu verhaften, wie das mit einer Gruppe sogenannter Witmer- 
Schüler (Schüler des Privatgymnasiums Witmer) der Fall war. Meine 
Bede — zu einem bedeutenden Teil nach einem Entwurf abgefaßt, den 
Lenin aus Krakau geschickt hatte — sollte diese erschreckende Willkür 
aufdecken und gleichzeitig zeigen, wie falsch und verlogen die Maß¬ 
nahmen waren, die von den Kadetten und anderen liberalen Parteien 
vorgeschlagen wurden. 

„Meine Herren Mitglieder der Reichsduma!“ so begann ich, „in der 
Debatte über das Budget des Ministeriums für Volksbildung bin ich im 
vorigen Jahr ausführlich auf die Lage des Bildungswesens in unseren 
Nachbarstaaten eingegangen. Des besseren Vergleichs wegen bin ich 
darauf eingegangen, wie weit wir hinter unseren Nachbarn zurückge¬ 
blieben sind. Wenn es in Schweden und Dänemark Leseunkundige 
gibt, dann nur 1 oder 2 Prozent. Amerika gehört zwar nicht zu den 
führenden Ländern in der Volksbildung, aber es gibt dort 11 Prozent 
Analphabeten; in Österreich 50 Prozent Analphabeten, in Ungarn 
39 Prozent, bei uns aber gibt es nur 27 Prozent Lesekundige. Warum 
besteht denn, meine Herren, ein solcher Unterschied zwischen uns und 
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unseren Nachbarn? Weil man, meine Herren, in Amerika und in Deutsch¬ 
land vor einem halben Jahrhundert die Sklavenhalter vertrieben hat, 
deshalb sind dort so gut wie keine Leseunkundigen mehr geblieben. 

Bei diesen Einzelheiten braucht man nicht zu verweilen, weil sie 
den Arbeitern zu gut bekannt sind. Wir Arbeiter wissen es besser als 
alle, welche gewaltige Kraft die Volksbildung hat. Wir wissen es und 
wiegen uns nicht in der Hoffnung, daß uns die herrschenden Klassen 
das freiwillig geben werden; wir wissen, daß man um das Recht auf 
Bildung genauso wie um jedes andere Recht kämpfen, und zwar ent¬ 
schlossen kämpfen muß. 

Das Budget des Ministeriums für Volksbildung belief sich im Jahre 
1914 auf 161 629 822 Rubel, vor zehn Jahren, im Jahre 1904 machte 
das Budget des Ministeriums für Volksbildung nur 42 570 745 Rubel 
aus. Innerhalb von zehn Jahren ist das Budget für Volksbildung auf 
fast das Vierfache angewachsen. Wieso das? Ließ sich die Regierung 
etwa von der Erkenntnis durchdringen, daß die Volksbildung nützlich 
ist? Nein, nicht deshalb, sondern weil zwischen 1904 und 1914 das 
Jahr 1905 liegt, das Jahr des Erwachens der Volksmassen, das Jahr des 
großen Freiheitskampfes unter Führung des Proletariats, und weil 
dieses Jahr unsere loten bürokratischen Ämter gezwungen hat, über 
den toten Punkt hinwegzukommen. 

Wir wollen nicht sagen, daß wir diese Erhöhung des Budgets auf 
161 Millionen Rubel für einen großen Erfolg halten; wir vergessen 
keinen Augenblick die schändliche Tatsache, daß das ganze Budget des 
Ministeriums für Volksbildung nur 4 Prozent die für die Bildung aus¬ 
gegebene Summe aber nur 2 3 A Prozent des Staatshaushaltsplans aus¬ 
macht; wir wollen sagen: Gäbe cs nicht das Jahr 1905, gäbe es nicht 
den Kampf der Arbeiter, hätte es auch diese Erhöhung nicht gegeben. 
Das Budget des Ministeriums für Volksbildung wäre im Schnecken¬ 
tempo vorangekommen — eine Million, zwei, höchstens drei Millionen 
jährlich, wie das in der Zeit vor der Revolution der Fall war. 

Die Arbeiter und Bauern haben nicht umsonst ihre Absicht bekundet, 
sich unter allen Umständen Wissen an/ucigncn. Nur die Rechten, die 
kein Gesetz, nicht einmal das Gesetz der historisdien Entwicklung gel¬ 
ten lassen, bilden sich ein, daß sie den elementaren Wissensdrang des 
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Volkes aufhalten können, sie glauben nach wie vor, daß Famussows 
Methoden 1 sie retten können. 

Die anderen bürgerlichen Parteien — die Oktobristen und die Ka¬ 
detten — sehen klar, daß es keine Kraft gibt, die die Volksmassen in 
ihrem Wissensdrang aufhalten könnte; doch die Oktobristen möchten 
diese elementare Strömung in ein künstliches und engeres Bett zwän¬ 
gen; die Kadetten begreifen, daß sie ihr Ziel in einem engen Flußbett 
nicht erreichen werden und daß man ein breiteres braucht, das diktiere 
eben ,staatsmännische Weisheit*. Nur will diese ,staatsmännische Weis¬ 
heit* nicht begreifen, daß ein neuer Frühling kommen und das Hoch¬ 
wasser alle diese weisen Einrichtungen und alle diese künstlichen Ufer 
hinwegschwemmen und einen Weg bahnen wird, den neuen, breiten 
Weg zum unerschöpflichen Reichtum des Volkswissens. 

Alle diese Träume wohlgesinnter Parteien zerschellen an der primi¬ 
tiven Schwarzhunderterpolitik des Ministers, des Lieblings der Rechten, 
des Herrn Kasso; diese Politik wird von der Bosheit, von dem Haß 
jener diktiert, die Licht und Wissen fürchten. Hier gelten nicht einmal 
die Bedenken, daß das Wissen im Volke eine Gefahr für die bestehende 
Ordnung darstelle, — nein, für Herrn Kasso sind solche Argumente zu 
kompliziert, er ist einfach der Meinung, die Wissenschaft sei, für wen 
auch immer, unnütz, unnötig und schädlich. Das ganze Ideal des Mini¬ 
steriums für Volksbildung ist die Finsternis, die Unwissenheit, es be¬ 
müht sich eifrig, jeden Strahl, der die Finsternis durchdringt, auszu¬ 
löschen, und wird, da es seine Ohnmacht erkennt, nur noch wütender: 
Fort mit den Professoren, die liberal sind oder einfach nicht liebedienern 
wollen, es leben die Professoren, die ihm genehm sind, mit den gleichen 
Ansichten über die Volksbildung! Wenn schon die Universitäten durch 
irgendwelche unvernünftigen Menschen eingerichtet sind und man sie 
nicht schließen kann, so muß man diesen, wenn auch bürgerlichen Tem¬ 
pel der Wissenschaft in einen Tempel der vollen kulturellen Ignoranz 
verwandeln. Wenn die Jugend protestiert, wenn bürgerliche Schichten 

1 Famussow — Gestalt aus der Komödie „Verstand schafft Leiden“ von 
Gribojcdow — ist ein rücksichtsloser Verfechter der Leibeigenschaft, haßt 
Wissenschaft und Bildung und sagt: „... Ins Feuer werfe man die Bücher all.“ 
Die Red. 



unzufrieden sind, — das sind wir gewöhnt. Dann muß eben die Auf 
sicht über die Lehrer und Schüler verstärkt, muß die Mittelschule in 
eine Kaserne, in ein Strafbataillon verwandelt werden. 

Die jungen Kräfte können dieses Kasernenregime nicht aushalten — 
die Selbstmorde in der Schule sind zu einer Epidemie geworden. Was 
ist schon dabei! Wenn sie diese Prüfung bestehen, dann werden sie es 
lernen, die Wissenschaft zu verachten und die Theorie der doppelten 
Moral ins Leben umzusetzen; lernen sie es aber nicht, dann werden sie 
deportiert wie die Witmer-Schüler. Alle kennen die ,aufklärende* Tätig¬ 
keit des Herrn Kasso zur Organisierung der außerschulischen Aufsicht: 
Die Sitzungen der Kommission beim Ministerium für Volksbildung zur 
Ausarbeitung von Regeln der außerschulischen Aufsicht; die Rund¬ 
schreiben, die an die Kuratoren der Kreise verschickt werden; die Pro¬ 
jekte, die Klassenlehrer in Spitzel zu verwandeln ... 

überlegen Sie es doch einmal.: die Angeklagten sind Kinder, sie 
sollten einem leid tun, denn sie treiben noch Kinderspiele; mögen sie 
die Ordnung bedroht haben, mögen sie verbrecherisch sein, aber stellen 
sie etwa eine Gefahr für die bestehende Ordnung dar, diese Kinder¬ 
spiele? Was wollten sie denn? Sie wollten eine freie Schule in einem 
freien Lande. Was ist das schon für ein Verbrechen! Die besten Schrift¬ 
steller des russischen Landes, von denen viele im Zuchthaus oder im 
Militärdienst zu Tode gequält wurden, träumten davon, ihr Vaterland 
glücklich, frei und stolz zu sehen. Auf jeden Fall träumt ein jeder be¬ 
wußte Arbeiter davon, sein Land glücklich und frei zu sehen. Die 
Witmer-Schüler wollten eine freie Schule, aber Herr Kasso liest offen¬ 
bar nicht die pädagogische Literatur ... ( Purischkewitsch vom Platz 
aus: Was verstehst du schon von Literatur! Lärm linlis und 'Anrufe: 
Gebt ihm kaltes Wasser! Jagt ihn fort!) 

Vorsitzender: Ich bitte gefälligst, nicht zu lärmen. 

Budajew: Herr Kasso liest offenbar die pädagogische Literatur nicht, 
und für ihn scheinen die Worte der Witmer-Schüler: ,Freie Schule in 
freiem Hände!* erstmalig furchtbar geklungen zu haben. ( Purischke¬ 
witsch vom Platz aus: Allerhand! Stimmen von links: Beruhigt den 
General!) Die Schulfrage ist gegenwärtig die brennendste, die aller¬ 
brennendste Frage. An dieser Frage arbeiten nicht wenig hervorragende 
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Pädagogen ... Es liegt außerhalb der Macht des Herrn Kasso, sic zu 
deportieren. 

Die ganze Schuld der Witmer-Schüler besteht darin, daß sie, ehr- 
liche Jugendliche, es gewagt haben, ehrlich zu denken. Die Sorge um 
das Wohl des Landes ist nicht die Sorge der Kinder, sondern die der 
Jünglinge, die für ihre Überzeugungen zu sterben verstehen. Und der 
I len* Kasso begreift vortrefflich, daß solche Menschen schädlich sind für 
diese durch und durch morsche, das Licht des Wissens hassende, heuch¬ 
lerische Ordnung. Wir begrüßen die verurteilten Witmer-Schüler und 
jene Gymnasiasten, die unserer Fraktion einen Protest mit 343 Unter¬ 
schriften gegen die Verurteilung der Witmer-Schüler zugeschickt haben. 

Aber, meine Herren, wenn man nach russischen Gesetzen 17- und 
20jährige in die Verbannung schicken kann, so darf man nach russi¬ 
schen Gesetzen 9- und 10jährige Kinder nicht verbannen, die in den 
Dorfschulen lernen und ebenfalls davon träumen, so rasch wie möglich 
rine freie Schule zu erhalten. Doch wenn man das nicht tun, wenn man 
sie nicht verbannen darf, dann muß man sich bemühen, den freien 
Geist herauszuschlagen. Das können die Inspektoren der Volksschulen 
tun, doch nicht die Volksschullehrer, die schon längst unter Aufsicht 
genommen sind ... (Stimmen von links: Und wozu ist Purischkewitsch 
da?) ... die armen, verstreuten, fast als Betller lebenden rechtlosen 
Lehrer sind vom Landpolizisten, vom Ortsgeistlichen, vom Semstwo- 
Vorsteher, von den Ochranaleuten und von freiwilligen Detektiven 
unter Beobachtung genommen (Stimmen von links: Und die Philaret- 
Gesellschafl?) ... Und außer diesen hausbackenen Beobachtern und 
Ochranaleuten werden die Volksschullehrer noch von pädagogischem 
Personal beaufsichtigt, das zum großen Teil aus solchen Elementen wie 
Steuerbeamten, Offizieren, Gymnasiallehrern usw. ausgewählt ist. Für 
den Unterhalt dieser Volksschulinspektoren erbittet das Ministerium 
für das Jahr 1914 die Bewilligung von 2 517 830 Rubel (Stimme von 
rechts: Und das gefällt dir nicht?) ... Wie verhaßt sich diese Inspek¬ 
toren bei den Lehrern gemacht haben, zeigte im vergangenen Jahre der 
Volkskongreß. 

Wir wollen nicht all das wiederholen, was auf dem Kongreß gesagt 
wurde, denn das haben wir wohl noch alle in Erinnerung. Es bestand 


20 Badaj<‘w, Itoichsduma 
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ein Projekt, die Inspektoren zum Kongreß fahren zu lassen, damit mit 
die unzuverlässigen Lehrer beobachteten; dann wurden einfache Polizei 
Spitzel hingeschickt Und dennoch erwies sich der Kongreß als ein <1 r 
mokratischer Kongreß, meine Herren. Um den Beweis nicht schuldig 
zu bleiben, will ich Ihnen einen kurzen Auszug aus zwei Entschlicßun 
gen dieses Kongresses vorlesen. 

Hier die erste Entschließung der nichtrussischen Sektion: ,1. Der Un 
terricht in der Muttersprache ist das mächtige Hauptwerkzeug, um diu 
Volksbildung richtig aufzuziehen. Das Vollzugskomitee des I. Allrussi 
sehen Kongresses für Fragen der Volksbildung fordert, daß in den 
Volksschulen der Unterricht in der Muttersprache eingeführt wird, 
nimmt aber gleichzeitig an, daß 2. die Einführung der Muttersprache in 
den Schulen nur bei einer radikalen Reorganisierung des gesamten 
gegenwärtigen Schulsystems auf der Grundlage der allgemeinen unent¬ 
geltlichen Schulpflicht auf Kosten des Staates möglich ist und 3. unter 
der Bedingung der unbedingten Übergabe der Regelung der Schulangc- 
legenheiten in die Hände demokratischer Organe der örtlichen Selbst¬ 
verwaltung. Die Kommission ist der Meinung, daß eine solche Reorga¬ 
nisierung der gesamten Schule nur bei allseitiger Demokratisierung 
aller Verhältnisse des staatlichen Lebens einen Sinn hat.‘ 

Nun die zweite Entschließung dieser ersten Sektion. Wurden doch 
diese Entschließungen, meine Herren, nicht von zwei oder fünf linken 
Volksschullehrem angenommen, sondern vielleicht von mehr als 500 
Personen. Die Sektion ist der Meinung: ,1. Zur Einführung der all¬ 
gemeinen Schulpflicht ist für unser Land die einzig demokratische 
Schule mit unentgeltlichem Unterricht dringend notwendig: a) mit 
kostenloser Schulspeisung für bedürftige Kinder, b) in allen Zweigen 
der Volkswirtschaft wird die Anwendung der Arbeit von Kindern 
schulpflichtigen Alters (bis 16 Jahre) verboten, c) Verbesserung der 
materiellen Lage der Lehrer und Gewährleistung der Freiheit des Un¬ 
terrichts und der Koalitionsfreiheit. 2. Zur raschesten Durchführung 
der allgemeinen Schulpflicht müssen unter Beteiligung aller gesellschaft¬ 
lichen Kräfte des Landes folgende Bedingungen verwirklicht werden: 
a) Aufhebung der administrativen Bevormundung der Schule und der 
Lehrerschaft, breiteste Teilnahme der Bevölkerung und der Lehrer- 



* Imfl an der Leitung des Volksbildungswesens, b) das Recht der Be¬ 
völkerung, in weltlichen Schulen in der Muttersprache Bildung zu er¬ 
kalten, c) Demokratisierung der örtlichen Selbstverwaltungsorgane und 
der gesamten Ordnung des Landes.' 

Meine Herren, Sie ziehen uns zur Verantwortung, wenn wjr hier von 
der Republik sprechen, aber da sind aus dem Schoße des russischen 
l.nndes die Volksschullehrer erstmalig zum ersten Kongreß gekommen, 
und schon fordern sie die demokratische Republik. 

Vorsitzender: Bitte nicht darauf einzugchen. 

Badajew: Außerdem haben Sie, meine Herren, sicherlich die Be¬ 
wegung der Arbeiter verfolgt. Gegenwärtig sind mehr Arbeiter ausge¬ 
wiesen als in den Jahren der Revolution. Sie verstehen sehr wohl, daß 
dus Land nur auf diese Ordnung zugeht. Denn diese Lehrer, meine 
Herren, erhalten elende Groschen, leben in fast unbewohnbaren, un¬ 
geheizten Hütten zusammen mit dem Vieh, das die Bauern im Winter 
ins Haus nehmen. Wir haben kein Geld, um ehrliche Arbeiter zu be¬ 
zahlen, aber für allerlei Abenteuer, für Almosen an Zuckerfabrikanten 
haben wir Geld in Hülle und Fülle. 

Ich möchte noch darauf hin weisen, daß Herr Kasso dadurch, daß er 
dem Lehrerkongreß fernblieb, seine Verachtung der Volksschullehrer 
und ihrer Autorität unterstrichen hat Dafür nahm er die Ergebnisse 
der Beobachtung der Lehrer durch den „Herrn in Zivil“ zur Kenntnis 
und als Anleitung. Doch, meine Herren, von Herrn Kasso hat wohl nie¬ 
mand mehr erwartet. 

Es wäre sonderbar, hier über die gegenwärtige Lage der Dinge zu 
sprechen: dort wurde eine Bibliothek geschlossen, dort ein Rundschrei¬ 
ben erlassen usw. Hier wird ein ganzes System verwirklicht, und im 
vergangenen Jahr erzählte der bessarabisdie Deputierte Purischke- 
witsch, das Agrarprogramm der Ansiedlung in Einzelgehöften sei ein 
ganzes System, um jeden Bauern abzusondern, und er werde dort keine 
Zeit haben, sich mit Lesen und mit Politik zu befassen, sondern er 
werde in dem Boden wühlen; wir aber — der Adel — werden so leben, 
wie es dem Adel gebührt. 

Nein, meine Herren, das kann man nicht hinnehmen; die Bauern 
und die Arbeiter begreifen vortrefflich, was sie zu tun haben. Wir 



bauen nicht auf irgendwelche Worte, die liier ertönten, wonach alle das 
Land retten müssen. Wir retten schon so viele Jahre und reden schon 
so lange, und es kommt nichts dabei heraus. (Lachen rechts.) Wir glau¬ 
ben nicht an irgendeine Empfindlichkeit Ihres Gewissens noch an das 
Ihnen eigene eigensüchtige Gefühl der nüchternen, praktischen Berech¬ 
nung. Wir glauben an die unerschöpfliche Kraft und Macht der wach¬ 
senden Arbeiterbewegung, die Sie alle besiegen kann. (Stimmen von 
rechts: Bravo!) Wir haben, meine Herren, die Frage der außerschuli¬ 
schen Bildung, die Bildungsvereine usw. bereits in unsere Hände ge¬ 
nommen, und wir werden es verstehen, auch das Schulwesen zu neh¬ 
men, es den Händen des Herrn Kasso zu entreißen und in die Hände 
des Volkes zu übergeben. (Beilall links. Purischkewitsch: Hast alles ge¬ 
nommen, hast auch nichts vergessen?)“ 

Diese Rede wurde ebenso wie die Reden der übrigen Mitglieder un¬ 
serer Fraktion zum Budget später in der „Prawda“ (die damals unter 
dem Titel „Trudowaja Prawda“ erschien) abgedruckt und diente als 
neues Agitationsmaterial, mit dem sich unsere Partei in diesem Augen¬ 
blick des wachsenden Aufschwungs der revolutionären Bewegung an 
die Arbeiterklasse wandte. 


6. Die Rede über die Lage der Arbeiterklasse bei der Debatte 
über das Budget des Ministeriums für Industrie 

Am 24. Mai 1914 sprach ich im Auftrag der Fraktion auch in der 
Budgetdebatte über die Lage der Arbeiterklasse Rußlands und über die 
Politik des Ministeriums für Industrie. 

„Das Ministerium für Handel und Industrie“, so sagte ich, „müßte 
seinen Aufgaben nach den Arbeitermassen näherstehen als alle anderen 
Ministerien, doch wer von Ihnen, meine Herren, zweifelt daran, welches 
Ministerium den Arbeitern am nächsten steht und sich am eingehend¬ 
sten mit den Arbeitern befaßt! Das ist das Ministerium für innere An¬ 
gelegenheiten, das ist das Ministerium für Polizei; und wenn das Mini¬ 
sterium für Handel und Industrie mit den Arbeitermassen in Berührung 
kommen muß, stellt es das bloße Werkzeug des Polizeiamtes dar. Man 
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■ miß die Wahrheit sagen: Der Minister für Handel und Industrie hat 
im März eine Erklärung über die Erschießung der Lena-Arbeiter ab- 
wgeben, und damals hat er zugegeben, daß die Lage an der Lena, 
unwohl die wirtschaftliche als auch die Wohnungslage, tatsächlich 
«cliwer ist. Aber das, meine Herren, zeugt noch nicht davon, daß 
der Minister für Handel und Industrie den Arbeitermassen nahesteht; 
er gab der Goldkompanie Ratschläge, er schlug ihr vor, die Lage 
der Arbeiter an der Lena zu verbessern, aber der Minister sagte 
pater: »Mein Ratschlag blieb ein Ratschlag, ich kann sie nicht mit 
Gewalt zwingen, die Löhne der Arbeiter zu erhöhen und die Woh- 
nungsvcrhältnisse zu verbessern. 4 Aber als man, meine Herren, die 
\i beiter an der Lena erschoß, da fragte man den Minister für Handel 
nicht, sondern erschoß auch die am Boden Liegenden, in den Rücken 
und gruppenweise. 

Noch aus einem weiteren Grunde steht das Ministerium für innere 
\ngelegenheiten den Arbeitern näher: wer siedelt denn die Arbeiter 
wegen Streiks aus Petersburg aus, wer belegt sie mit Geldstrafen, wer 
wirft sie in die Gefängnisse? Das Ministerium für innere Angelegen¬ 
heiten. Sehen Sie sich, meine Herren, staatliche Betriebe an, die von 
Polizisten verschiedener Dienstgrade umgeben sind: während der Gen¬ 
darm in einem staatlichen Betrieb 45 Rubel erhält, erhalten der Sclilos- 
ser und der Dreher nur 35 bis 40 Rubel. Und wenn der Herr Minister 
für Handel und Industrie hier gesagt hat, daß in der Arbeitsgesetz¬ 
gebung einiges getan sei, so hat er nicht gesagt, was eigentlich getan 
wurde, und damit war die Sache zu Ende. 

Was auf diesem Gebiet getan wurde, weiß ich natürlich nicht. Viel¬ 
leicht wurde ein Gesetz über die Bekämpfung der Streiks ausgearbeitet; 
aber wir sehen, meine Herren, daß die Polizisten sämtlich versorgt sind. 
Jeder von uns kann sich davon überzeugen, daß ein Polizist, falls ein 
Arbeiter ihm die Mütze vom Kopf schlägt, eine Pension und eine Be¬ 
lohnung erhält; wenn aber ein Arbeiter in der Fabrik oder im Werk 
von der Maschine verkrüppelt wird, so muß er klagen, muß prozes¬ 
sieren, um kümmerliche Groschen zu erhalten ... (Lärm.) 

Vorsitzender: Meine Herren, ich bitte Sie ergebenst, leiser zu reden: 
Dem Redner fällt es schwer zu sprechen und mich zu hören. 
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Badajew: Und nun beachten Sie, meine Herren, ist im vergangenen 
Jahr im Sinne der Arbeitsgesetzgebung auch nur das geringste getan 
worden? Nicht das geringste. Indessen aber werden der Arbeiter immer 
mehr, die Macht der Gutsbesitzer und die Polizei ruinieren das Dorf, 
und die verarmten Bauern, die junge Generation, ziehen in die Stadt 
auf der Suche nach Verdienst. 

Ist vom Ministerium für Handel und Industrie für diese Arbeiter 
auch nur das geringste getan worden? In Rußland zählt man rund 
20 Millionen Arbeiter. Hat das Ministerium für Handel und Industrie 
menschlichere Bedingungen für sie geschaffen? In Rußland verdient der 
Arbeiter 210 bis 225 Rubel jährlich, wenn man den Durchschnitt für 
die städtischen wie auch die ländlichen Arbeiter nimmt; in Amerika 
1000 Rubel und mehr und in Deutschland das Anderthalbfache und 
Doppelte von dem, was in Rußland verdient wird. 

Sie sehen, meine Herren, daß die Lage der Arbeiter in Rußland 
schwer, ja unerträglich ist. Diese mörderischen Existenzbedingungen 
der Arbeiter haben sich gerade in diesem Jahr in all ihrer Widerlichkeit 
offenbart: Die Unfälle mehrten sich von Tag zu Tag, die Arbeiter wur¬ 
den getötet, verkrüppelt, verletzt, und zwar nur deshalb, weil die sani¬ 
täre und hygienische Aufsicht über die Fabriken und Werke völlig 
fehlt. Meine Herren, Sie haben das aus unseren Interpellationen sowohl 
während dieses als auch während des vergangenen Jahres ersehen, Sie 
erinnern sich noch an die Interpellation über die Explosion in der 
Pulverfabrik, das zwar nicht dem Ministerium für Handel untersteht, 
doch man darf sie trotzdem nicht unerwähnt lassen; dabei kamen 
Dutzende von Arbeitern durch die Explosion ums Leben, und damals 
erachtete die Duma die Erklärungen des Kriegsministers als unbefrie¬ 
digend. Und glauben Sie wohl, meine Herren, die Zustände in diesem 
Werk seien besser geworden? Nein! Dieser großen Explosion sind 
kleine Explosionen gefolgt; die Arbeiter haben nur kümmerliche Gro¬ 
schen erhalten, und das ist auch heute noch der Fall. 

Ich muß eine ganze Reihe von Beispielen für solche Explosionen an¬ 
führen: Sie erinnern sich an die Explosion im Werk Parviainen, die 
ebenfalls einige Menschenopfer forderte. Warum hat sich das ereignet? 
Eben darum, weil der hochgeschleuderte Deckel mit ganz schwachen 
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Holzen festgemacht war, diese Bolzen hatten sich im Laufe von Jahren 
abgenutzt, und keiner hat sie überprüft. Das gleiche ereignete sich auch 
iin Nagel werk. Die Explosion forderte einige Dutzend Opfer. In den 
Ishora-Werken in Kolpino das gleiche: Die Explosion ereignete sich 
lediglich deshalb, weil der Meister darauf aus war, mehr zu erzeugen, 
mehr Stücke zu gießen, um zum Weihnachtsfest eine größere Grati¬ 
fikation zu erhalten, das Ergebnis aber war, daß einige Arbeiter ums 
Leben kamen. Vor kurzem ereignete sich genau die gleiche Explosion 
bei der »Elektrizitätsgesellschaft 1886‘ und vieles andere. Ich führe 
Ihnen, meine Herren ... (Lärm.) 

Vorsitzender: Meine Herren, ich bitte Sie ergebenst, leiser zu sein. 
Sic stören den Redner. 

Badajew: ... ich führe nur die größeren Fälle an, die mit einem 
Schlag den Tod von Dutzenden von Arbeitern zur Folge hatten. Aber 
sehen Sie sich die Chronik der Arbeiterzeitungen an: Sie sehen dort 
jeden Tag den Mord des Kapitals an Arbeitern. Und erst vor wenigen 
Monaten kam es, nicht irgendwo in einem Krähwinkel, sondern hier in 
Petersburg, gleich unter der Nase des Ministeriums für Industrie zu 
Massenvergiftungen. Soeben sprach der Minister für Handel und In¬ 
dustrie davon, daß die Streiks die Folge einer ungesunden Agitation 
seien. Da ist sie, die Agitation, Herr Minister, in einem ungesunden 
Lande. Das ist die unmittelbare Folge der politischen und ökonomi¬ 
schen Bedingungen der Arbeiter in Rußland unter der Fürsorge des 
Ministeriums für Handel und Industrie. Sollte es den Arbeitern nicht 
klarsein, was eine Ministerialinspektion wert ist, die solche Unglücks¬ 
fälle nicht nur nicht verhindern kann, sondern auch, wenn es unter den 
Arbeitern Opfer gibt, keine Untersuchung zu führen vermag, zu führen 
wünscht, die keinerlei Maßnahmen gegen diese Geselzesverstöße er¬ 
greifen will? 

Denn nur dann, wenn die Arbeiter das Ministerium und seine Be¬ 
amten mit der Peitsche der politischen und wirtschaftlichen Streiks zu 
schlagen beginnen, nur dann gibt es einige Lebenszeichen von sich. 
Aber worin äußern sich diese Lebenszeichen, meine Herren? In schönen 
Worten, in Versprechungen, die nie gehalten werden, und dann wird 
stets die Polizei herbeigeholt, die sich unverzüglich dem Fabrikanten 
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zur Verfügung stellt. So war cs bei den Massenvergiflungcn in der 
Gummifabrik ,Treugolnik\ Meine Herren, ich war Zeuge davon, daß 
die Arbeiter, als sie die Fabrik verließen, von einer Polizeischwadron 
überfallen wurden, die mit Peitschen auf sie einzuschlagen begann. Man 
mußte sich wundern, wie .heroisch 4 die Polizisten gegen Arbeiter vor¬ 
gingen, die friedlich die Fabrik verließen. Und nur zwei 'l äge später 
konnte man sich davon überzeugen, daß ein ordenslrolzcnder General 
aus der Suite seiner Majestät, der St. Petersburger Stadthauptmann, ge¬ 
horsamster Diener der Regierung und des Kapitals, diese Polizisten, die 
mit Peitschen gegen die Arbeiter vorgingen, belohnte, und zwar nicht aus 
eigener Tasche, sondern aus der Tasche des Volkes. Die gleiche Politik 
wird gegen die Arbeiter überall in der Arbeiterbewegung betrieben. 

In Wirklichkeit ist das Ministerium für Industrie ein Ministerium 
allein der Industriellen. Jede Vereinigung der Kapitalisten findet in 
ihm Unterstützung und Förderung. Die Räuber, die in die Tasche des 
Volkes hineingreifen, die dem Volk Zölle und Abgaben auferlegen, all 
diese Truste, Syndikate und Kongreßrätc — sie finden samt und son¬ 
ders in der Kanzlei des Ministeriums eine helfende Hand. Und wie ist 
ihre Einstellung zu der Vereinigung der Arbeiter? Die Arbeiter Peters¬ 
burgs und ganz Rußlands werden nie vergessen, wie der Metallarbeiter¬ 
verband in Petersburg mit 12 000 organisierten Arbeitern geschlossen 
wurde. Als die vereinigten Industriellen mit der Verwaltung der staat¬ 
lichen Werke an der Spitze, das heißt mit der vereinigten Regierung, 
über die Arbeiter die Aussperrung verhängten, wurde den Arbeitern 
damit ein Dolchstoß in den Rücken versetzt, und die Arbeiter haben 
sich das sehr gut eingeprägt. Durch diese Aussperrung wurde für sie 
erneut die enge Verbindung zwischen dem politischen und dem wirt¬ 
schaftlichen Kampf unterstrichen, über die der Herr Minister für Han¬ 
del und Industrie hier soeben gesprochen hat. Das war ein Doppel¬ 
schlag, der den Arbeitern von seiten des Kapitals und der Staatsmacht 
versetzt wurde. Wo war damals der Herr Minister, so fragen wir ihn? 
Er war, meine Herren, natürlich bei den Industriellen und der Polizei 
und half, die Arbeiter abzuwürgen. 

Vorsitzender: Mitglied der Reichsduma Badajew, ich rufe Sic zur 
Ordnung. 
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Badajew: Denn, meine Herren, wir verstehen den Kampf der Fabri¬ 
kanten. Das ist ein harter Kampf gegen die Arbeiter mit Hilfe von 
Aussperrungen. Der Herr Minister für Handel und Industrie und alle 
Minister bieten den Fabrikanten die volle Möglichkeit, gegen die Ar¬ 
beiter zu kämpfen. Wir hätten nichts dagegen, aber gebt auch uns Ar¬ 
beitern die volle Freiheit der Streiks und der Organisationen, und dann 
werden wir schon sehen, wer von uns stärker ist. Den Fabrikanten bie¬ 
tet man die volle Möglichkeit und der Minister persönlich hilft ihnen, 
die Arbeiter aber werden aus Petersburg ausgewiesen — natürlich haben 
die Arbeiter nicht die Möglichkeit, für ihre Existenz zu kämpfen und 
den Fabrikanten eine Abfuhr zu erteilen. 

Im vergangenen Jahre wurde in der Debatte über den Staatshaus¬ 
haltsplan und über eben dieses Budget von den rechten Bänken ge¬ 
rufen: ,Es darf keine Arbeitervereinigungen geben! 4 Und siehe da, 
meine Herren, der Minister für Handel und Industrie folgte der Wei¬ 
sung der Sdiwarzhunderter, und in diesem Jahr nahmen die Verfol¬ 
gungen der Gewerkschaften ein beispielloses Ausmaß an; jeder Tag 
brachte eine Meldung nach der andern, daß bald hier, bald dort Ver¬ 
bände aufgelöst worden seien: der Metallarbeiterverband in Peters¬ 
burg wurde aufgelöst, der Metallarbeiterverband in Riga wurde auf¬ 
gelöst, und zuvor waren bereits der A'crband in Moskau und noch 
früher die Verbände in Lodz, Baku, im Ural und im Donezbccken auf¬ 
gelöst worden — offenbar war die Organisicrlheit fortgeschrittener Me¬ 
tallarbeiter den Machthabern ein Dorn im Auge. 

Seinen Hauptfeind erblickt der Minister für Handel und Industrie 
ebenso wie Sic, die Vertreter des Regimes vom 3. Juni, in den Streiks 
der Arbeiter. Doch der Streik, meine Herren, ist etwas, was sich durch 
nichts aus dem Leben streichen läßt — weder durch Gerichte noch durch 
Ausweisungen, noch durch Kosaken. Und nun sehen wir, wie sich das 
Ministerium für Handel und Industrie mit dem Polizeidepartement, wo 
Asef 1 und seinesgleichen aufgepäppelt wurden und werden, vereinigt, 
um Methoden des Kampfes gegen den Streik ausfindig zu machen. 

1 Mitglied des ZK der Partei der Sozialrevolutionäre, langjähriger Agent 
des Polizeidcparlcments, wurde 1908 entlarvt und flüchtete ins Ausland. Die 
Red. 
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Denn die ganze Tätigkeit unserer Regierung läuft nur auf den Kampf 
gegen den Streik der Arbeiter hinaus. Unsere Fabrikinspektion macht 
sich über die Forderungen des Lebens lustig. Tausende kommen täg¬ 
lich durch Betriebsunfälle, durch Massenvergiftungen ums Leben, aber 
der Herr Minister für Handel und Industrie hat keine Zeit, sich mit 
dieser Frage zu befassen. Er ist beschäftigt, meine Herren, sehr be¬ 
schäftigt: er hält Beratungen mit den Polizeibehörden ab, wie man 
Streiks unterbindet Glauben Sie etwa, daß das Volk einem solchen 
Minister auch nur eine Kopeke geben will? Ich werde hier frei heraus 
sagen: verfolgt nur die Gewerkschaften, stellt Streikende vors Gericht, 
weist Krankenkassenmitglieder aus — daraus wird euch kein Nutzen 
erwachsen. 

Hier schreit man heute wie im vergangenen Jahr, daß es keine Ge¬ 
werkschaften geben darf. Ich aber sage: es wird sie geben. Hier wurde 
gesagt: es darf keine Streiks geben. Der Herr Minister hat soeben davon 
gesprochen, daß man ein anderes Gesetz über die Bekämpfung der 
Streiks durchbringen muß, und daß es dann keine Streiks geben 
wird. Ich aber sage, daß es Streiks gegeben hat und daß sie 
ständig wachsen werden und daß nur sie allein die Arbeiter von 
der endgültigen Versklavung durch das Kapital retten. Das Leben be¬ 
stätigt täglich unsere Losung. Wir kämpfen seit langem für eine ge¬ 
wählte Arbeitsinspektion, wir kämpfen auch seit langem für die volle 
Freiheit der Arbeiterorganisationen, erst jetzt haben diese Massenver¬ 
giftungen, diese Verfolgungen der Arbeiterverbände ... (Lärm.) 

Vorsitzender: Ich bitte, mit den Gesprächen aufzuhören. 

Badajew: ... diese Losung Hunderttausenden Proletariern verständ¬ 
lich gemacht. Meine Herren, wir wundern uns nicht, daß die Regierung 
die Arbeiter des Obuchow-Werkes auf die Anklagebank gesetzt hat, 
— und das, meine Herren, in Petersburg; sehen Sie sich aber einmal an, 
was in der Provinz geschieht. Während man in Petersburg die Arbeiter 
zu zwei Monaten verurteilt hat, hat man in Krementschug, in Niko- 
lajew und im Ural über den gleichen Fall verhandelt, aber eine dreimal 
so hohe Strafe festgesetzt 

Wir verstehen es, meine Herren, wenn die Regierung mit allen Mit¬ 
teln gegen die Streikenden kämpft, aber dafür haben die Petersburger 


314 



\ rbciter die Sache der Obuchow-Arbeiter zu ihrer eigenen gemacht und 
deren ungesetzliche Bestrafung mit einem Streik beantwortet, an dem 
sich über 100 000 Menschen beteiligten. Denn den Obuchow-Arbeitern 
wurde zur Last gelegt, sie würden den Schutz der Staatsordnung ge¬ 
fährden. Doch urteilen Sie selbst — diese Obuchow-Arbeitcr haben ja 
die Wasserleitung im Obuchow-Werk repariert —, was kann es da für 
eine Gefährdung der Staatsordnung geben? 

Ich muß, meine Herren, noch sagen: der Arbeiter geht von diesen 
Teilforderungen zu allgemeineren Losungen über; er hat bereits be¬ 
griffen, daß es aussichtslos und unsinnig wäre, von oben zu erwarten, 
unser Rock würde nach und nach geflickt werden; er hat begriffen, 
was der Haupthebel im Staatsmechanismus ist, und er setzt nur darauf 
seine Hoffnungen; er erwartet von der gegenwärtigen Regierung weder 
Freiheit der Streiks noch Freiheit der Organisationen, noch einen Rück¬ 
gang der Betriebsunfälle. 

Alsdann, meine Herren, muß ich dem Herrn Minister sagen: Ihm 
war die Auslegung der Redner unklar, die vor mir über die Arbeiter¬ 
versicherung gesprochen haben; ich will mich bemühen, dem Herrn 
Minister für Handel und Industrie eine Erklärung zu geben. Sie wissen 
doch, meine Herren, daß bei uns schon seit zwei Jahren das Gesetz über 
die Versicherung in Kraft ist, doch von den Kassen sind weniger als 
50 Prozent eröffnet worden. Unsere tönernen Bismarcks kämpfen ge¬ 
gen die Arbeiterbewegung und weisen die Krankenkassenmitglieder 
aus, doch das ist dem Minister für Handel und Industrie bekannt: Aus 
Petersburg wurden zwei Kandidaten des Versichcrungsrats ausgewie¬ 
sen. Ich werde, meine Herren, einen sehr interessanten Auszug aus 
,Nowoje Wremja* vorlesen: ,Gewiß wird niemand Bismarck der Sym¬ 
pathien für den Sozialismus verdächtigen. Indessen war es gerade dieser 
eiserne Fürst, der den Gesetzentwurf über die staatliche Versicherung, 
über die Versorgung der Arbeiter in verschiedenen Situationen ihres 
Lebens verfaßte. Es war offensichtlich nicht die Sentimentalität, die ihn 
veranlaßte, Maßnahmen zugunsten der Arbeitermassen vorzuschlagen. 
In diesem Falle ließ er sich sowohl von der Staatsraison als auch von 
der Fähigkeit leiten, über den heutigen Tag hinaus vorauszuschauen. 
Man kann doch nicht allen Ernstes behaupten, daß Dornen und Skor- 
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pione allein genügen, um die Massen zu beruhigen. Als in Rußland die 
Volksmassen in Bewegung gerieten, erschallte der Appell, die dring¬ 
lichen Bedürfnisse der Arbeiterklasse zu befriedigen. 

Wie ist nun der Stand der Versicherung von Arbeitern gegen Un¬ 
glücksfälle? Während in England alle Arbeiter gegen Krankheit, Inva 
lidilät und Alter und 18 Prozent gegen Arbeitslosigkeit versichert sind 
und die Verantwortlichkeit der Unternehmer für die Unfälle der Ar¬ 
beiter besteht, während in Deutschland alle Arbeiter gegen Unfälle 
sowie 95 Prozent der Arbeiter gegen Invalidität und Alter versichert 
sind, gibt es in Rußland von allen aufgezählten Arten der Versicherung 
nur eine Versorgung für den Fall von Betriebsunfällen und Krank¬ 
heiten, aber sie erfaßt insgesamt nur 20 Prozent aller Arbeiter. Für die 
Versicherung der Arbeiter werden in Deutschland 565 Millionen Rubel, 
in England ViO Millionen, in Rußland dagegen nur 60 Millionen auf- 
gewandt. Pro Kopf der Bevölkerung umgerechnet ergibt das in Deutsch¬ 
land 8 Rubel 70 Kopeken, in England 9 Rubel 30 Kopeken und in 
Rußland nur 36 Kopeken. Bei einer solchen Sachlage belaufen sich die 
Beihilfen in Deutschland im Krankheitsfälle auf 50 bis 70 Prozent des 
Tageslohns bei einem Durchschnittsverdienst von 2 Rubel pro Tag; in 
Rußland werden bei einem Durchschnittsverdienst von 1 Rubel 25 
höchstens bis 67 Prozent ausgezahlt. Für ärztliche Hilfe werden in Ruß¬ 
land jährlich nur neun Millionen Rubel aufgewandt, in Deutschland 
wird dafür das Elffache und in England das Sechsfache ausgegeben. 
Bei der Versicherung macht der Arbeilcranlcil in Rußland 60 Prozent 
der Gesamtbeiträge aus; in England brauchen die Arbeiter nicht mehr 
als Vi Prozent zu zahlen, wobei die Arbeiter, die weniger als 75 Kope¬ 
ken erhalten, nichts in die Versicherungskassen zu zahlen brauchen. 

Wir haben die interessanten Angaben der herausgegebenen Berichte 
hei weitem nicht ausgeschöpfl, aber auch das Gesagte vermittelt eine 
Vorstellung davon, wie weit wir in der Sorge für die Arbeitermassen 
hinter unseren Nachbarn im Auslande zurückgeblieben sind. Es wäre 
auch für uns an der Zeit, auf dem vorstehend erwähnten Weg voran¬ 
zukommen und die Hinweise des Versuchs auszuwerten, der in Deutsch¬ 
land in breitem Maßstab angestellt worden ist. 4 Das schrieb ,Nowoje 
Wremja 4 . die Zeitung der Oktobristen und Schwarzhunderter. 
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Ich muß Sic, meine Herren, noch auf die soeben erschienenen Dia¬ 
gramme hinweisen, die vom Arbeitsmuseum in Petersburg hcraus- 
gegeben worden sind. Das ist höchst interessant. In Rußland sind 
20 Prozent der Arbeiter gegen Krankheiten versichert, in Deutschland 
ind alle Arbeiter versichert, in England ebenfalls. Gegen Unfälle ver- 
icliert sind in Rußland 20 Prozent der Arbeiter, in Deutschland alle 
\rbeiter, in England gibt es keine Unfallversicherung, aber es gibt die 
Verantwortlichkeit eines jeden Unternehmers. Gegen Invalidität ver¬ 
sichert ist in Rußland keiner, in Deutschland sind es 95 Prozent der 
\rbeiter, in England alle Arbeiter. Altersversicherung gibt es in Ruß¬ 
land überhaupt nicht, in Deutschland erfaßt sic 25 Prozent der Arbeiter, 
in England die ganze Bevölkerung. Versicherung gegen Arbeitslosigkeit: 
in Rußland — keiner, in Deutschland nur die Arbeiter einiger Städte, 
in England — 18 Prozent der Arbeiter. (Stimmen: Genug!) 

Vorsitzender: Meine Herren, ich bitte Sie ergebenst, die Gespräche 
zu unterlassen. 

Badajew: Meine Herren, ich muß noch anführen, daß in Rußland die 
Fabrikanten für die Versicherung 40 Prozent, die Arbeiter aber 60 Pro¬ 
zent zahlen; in England dagegen zahlt die Regierung für die Arbeiter, 
die einen Lohn bis 1 Rubel 20 Kopeken erhalten, 22 Prozent, die Fa¬ 
brikanten 33 Prozent, die Arbeiter zahlen 45 Prozent; für die Arbeiter, 
die einen Lohn von 1 Rubel 20 Kopeken bis 1 Rubel erhalten, zahlen 
die Regierung 22 Prozent, die Fabrikanten 45 Prozent und die Arbeiter 
33 Prozent; für Arbeiter, die 1 Rubel bis 70 Kopeken erhalten, zahlen 
die Regierung 33 Prozent, die Fabrikanten 56 Prozent und die Arbeiter 
II Prozent; die Arbeiter aber, die weniger als 70 Kopeken erhalten, 
zahlen nichts, die Regierung 33 Prozent und die Fabrikanten 67 Prozent. 

Sie sehen also, meine Herren, Sie können sich anhand Ihrer eigenen 
Zeitung davon überzeugen, daß die tobenden Wogen des Volkes Ver¬ 
anlassung waren, über die Arbeiterfrage nachzudenken; Sie können 
sich anhand der gleichen Zeitung davon überzeugen, daß diese Wogen 
offenbar noch nicht hoch genug geschlagen sind und daß über die 
Arbeiterfrage noch zu wenig nachgedacht worden ist. Denn Sie wissen 
doch, meine Herren, daß die Versicherung der Arbeiter von der Ar¬ 
beiterbewegung 1905 erkämpft wurde, aber wir wissen, daß das Jahr 
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1905 ein halber Sieg des Volkes war: was das Volk im Jahre 1905 er 
kämpfte, verstand es nicht, sich zu sichern, ebenso wie es nicht dazu 
kam, die Macht den Gutsbesitzern zu entreißen. Ebendeshalb erwies 
sich die Versicherung der Arbeiter bei uns nicht als Versicherung, son¬ 
dern nur als Vorschuß auf eine Versicherung. Ich denke bloß, daß die 
Arbeiter in Rußland nicht noch einmal den Fehler von 1905 begehen 
werden und daß sie, um die gleichen Bedingungen wie in England. 
Frankreich und Deutschland zu haben, diesmal dem Beispiel von 
,Nowoje Wremja 4 folgen und die Woge höher schlagen lassen werden, 
und dann werden Sie, meine Herren, nicht länger die Gesetze für das 
Volk schreiben, sondern das Volk für Sie. 

Und wie ist die Lage der Handelsgehilfen in Rußland? Im Staats¬ 
rat schilderte Graf Bobrinski ausführlich, daß es den Handelsgehilfen 
bei uns in Rußland noch gut gehe, na, und Dumowo sagte, wir brau¬ 
chen keine Gesetze für Handelsgehilfen durchzubringen, solange im 
Lande darüber noch nicht gezetert werde. Doch wollen wir, meine 
Herren, mal sehen, was uns die Fragebogen sagen, die über den Dienst 
der Handelsgehilfen zusammengetragen wurden. Normal arbeitet der 
Handelsgehilfe 12,5 Stunden, in der Zeit geschäftlicher Flaute 11,5 Stun¬ 
den, bei Konjunktur 13 Stunden; Handelsgehilfen im Lebensmittel¬ 
handel normal 14 Stunden, bei Konjunktur 16 Stunden. Aber das ist 
die durchschnittliche Arbeitszeit, meine Herren. 78 Prozent der Han¬ 
delsgehilfen im Textilhandel arbeiten 12, 13 und 14 Stunden, 51 Pro¬ 
zent im Nahrungsmittelhandel 14, 15 und 16 Stunden und 15 Prozent 
davon sogar 16 bis 18 Stunden. Doch das sind die Ladenzeiten; indes¬ 
sen bleiben 66 Prozent der Handelsgehilfen in der Nahrungsmittel¬ 
branche und 28 Prozent im Textilhandel nach Ladenschluß und arbei¬ 
ten bei Lampenlicht weiter. 

Ich muß sagen, meine Herren, daß die Handelsgehilfen keine Angst 
vor der Ablehnung ihres Gesetzentwurfes über Arbeitsruhe im russi¬ 
schen Oberhaus haben. Eines ist ihnen klar: als im Jahre 1905 die 
Handelsgehilfen organisiert waren und es keinerlei gesetzgeberische 
Normen für die Handelsgehilfen gab, setzten sie dennoch die Arbeits¬ 
ruhe an Feiertagen und den Achtstundentag durch. Und jetzt, in der 
angebrochenen Periode der Belebung, werden die Handelsgehilfen nicht 
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Zurückbleiben, sondern Hand in Hand mit dem Proletariat der Fabriken 
und Werke für die gemeinsamen Ziele kämpfen, und erst dann wird 
inan Arbeitsruhe und den Achtstundentag erreichen können. Jetzt muß 
ich, meine Herren, zu unserer sogenannten einheimischen Industrie 
übergehen. (Stimme im Zentrum: Sechs Uhr.) 

Vorsitzender: Ich bitte gefälligst, den Redner ausreden zu lassen. 

Badajew: Auch die einheimische Industrie ist im Gesetz natürlich 
nicht vergessen. Die Subventionen für die Landwirtschaft und den 
Maschinenbau sind stark erhöht, 1 400 000 Rubel wurden bewilligt, 
das Almosen für die Herren Werkbesitzer wurde gegenüber dem Vor¬ 
jahr um ganze 650 000 Rubel vergrößert. Allein dem Werk in Ljuberzy 
wird eine kleine Gabe in Höhe von 765 000 Rubel überreicht, mehr als 
doppelt soviel wie im Vorjahr. (Lärm rechts.) 

Vorsitzender: Ich bitte um Ruhe, man hört nichts. 

Badajew: Dem Werk Malzew 171 570 Rubel, der Aktiengesellschaft 
John Graves 108 900 Rubel, dem Werk in Kolomna 39 500 Rubel, der 
Aktiengesellschaft ,Axai‘ 130 000 Rubel usw.; bislang sind durch das 
Ministerium an verschiedene Werke insgesamt 1 250 670 Rubel verteilt 
worden, doch es erklärt vorbeugend, die Leitungen vieler Unterneh¬ 
men — ,Phönix*, ,Sadin*, des Russisch-Baltischen Waggonbauwerks 
usw. — seien noch nicht dazu gekommen, die Zahl der Maschinen, die 
von ihnen erbaut werden, zu errechnen, und schlügt deshalb vor, für 
sie auf Grund von Voranschlägen weitere 144 000 Rubel auszuwerfen, 
damit es genau 1 400 000 Rubel würden. Fürwahr erstaunlich, meine 
Herren, was mit unserer einheimischen Industrie geschieht. Die Pro¬ 
duktion wächst ständig, die Herren Maschinenfabrikanten streichen 
ebenfalls nicht geringe Profite ein, und dennoch können sie ohne Unter¬ 
stützung vom Staat nicht leben, das heißt besser... (Lärm rechts.) 

Vorsitzender: Ich bitte gefälligst, nicht zu lärmen. ( Stimmen: Genug!) 
Ich bitte die Plätze wieder einzunehmen. 

Badajew: ... das heißt besser und genauer gesagt, ohne eine Unter¬ 
stützung aus dem mageren Beutel der Arbeiter und Bauern. Unsere 
armen Maschinenfabrikanten stehen mit ausgestrecktem Arm da und 
betteln so herzerweichend: ,Gebt, gute Leute, damit die einheimische 
Industrie floriere.* Zu ihrem Glück verfügen über den Beutel des Volkes 



eigenmächtige Beamte, die diesem Fichen nicht widerstehen können, 
und wozu sollte man auch die guten Beziehungen zu den Industriellen 
verderben. Braucht man denn mit dem Geld der Bauern zu geizen? Du 
der Bauer es duldet, wird gepreßt; man preßt ihn aus, reißt ihm den 
letzten Bissen aus dem Mund. 

Sie, meine Herren, beklagen sich über das Ausland, es töte Sie durch 
seine Entwicklung, aber wenn irgendein Zweig seine Produktion inner¬ 
halb eines Jahres verdoppelt, müßte es einem jeden klarsein, wie 
glänzend die Lage dieser Industrie ist. (Lärm rechts.) 

Vorsitzender: Ich bitte Sic, meine Herren, sich nicht zu unterhalten. 

Badajew: Aber das ist ja eben unser ganzes Unglück, daß die ganze 
Prosperität unseres Handels und unserer Industrie nicht auf einem 
soliden Fundament, sondern auf den Almosen der Regierung aufgebaut 
ist, und solange sich diese Industrie in den Händen der Behörden, der 
Feudalherren, der Gutsbesitzer befindet, wird die Industrie ein elendes 
Dasein fristen. Es ist für die Arbeiter der einzige Trost, daß dieser 
Ordnung bald ein Ende gesetzt wird, daß junge, neuerwachte Kräfte 
den Handel und die Industrie vom Fleck bringen werden ...“ 


Kapitel XVI 

Der Provokateur Roman Malinowski 
1. Malinowski verläßt die Duma 

Am Tage nach der Rückkehr der ausgeschlossenen linken Deputierten 
in die Duma betrat Malinowski gegen 4 Uhr nachmittags das Kabinett 
Rodsjankos, warf ein Papier auf den Tisch und sagte: „Leben Sie 
wohl!*' Auf Rodsjankos Frage, was das zu bedeuten habe, antwortete 
Malinowski: „Lesen Sic, und Sie werden es erfahren“, und teilte alsdann 
kurz mit, daß er sein Depuliertenmandat niederlege und am gleichen 
Tag ins Ausland reise. 

Zu dieser Zeit war von den Mitgliedern unserer Fraktion allein 
Muranow im Sitzungssaal. Er teilte uns telefonisch sofort die Erklärung 



Nlalinowskis mit. Eine halbe Stunde später, als wir uns alle in den 
Räumen der Fraktion versammelt hatten, war die Erklärung über 
den Austritt Malinowskis bereits vom Vorsitzenden bekanntgegeben 
worden. 

Malinowskis Austritt aus der Duma kam für uns völlig überraschend. 
Wir hatten von ihm bislang keinerlei Hinweise oder auch nur Andeu¬ 
tungen auf einen eventuellen Austritt gehört. Die Niederlegung des 
Deputiertenmandats ohne Zustimmung der zentralen Parteiorgane, ja 
sogar ohne irgendeine Erklärung in der Fraktion, war ein derart 
unerhörter und eklatanter Verstoß gegen die Partcidisziplin, ein derart 
außerordentlicher Fall von Abtrünnigkeit und Renegatentum, daß wir 
uns im ersten Augenblick nicht einmal vorstellen konnten, worauf das 
alles zurückzuführen war. 

Zu Malinowski wurde ein Mitglied unserer Fraktion geschickt, der 
diesen aufforderte, unverzüglich in der Fraktion zu erscheinen und dort 
eine Erklärung abzugeben. Malinowski weigerte sich und erklärte, er 
sei angeblich so erregt, daß er im Augenblick keinerlei Erklärungen 
nbgeben könne. Abermals aufgefordert, wiederholte Malinowski erneut 
seine Weigerung. In stark erregtem Zustande, wie von Sinnen, schrie 
Malinowski: „Stellt mich vors Gericht, macht was ihr wollt, aber ich 
will nicht reden!“ Dabei erklärte er, daß er am gleichen Abend ins Aus¬ 
land reise, und wies einen bereits ausgestellten Auslandspaß vor. Die 
Versuche, Malinowski auf irgendeine andere Weise zu Erklärungen zu 
veranlassen, blieben vergeblich. Die Briefe, die ihm die Fraktion hinter¬ 
herschickte, konnten Malinowski erst auf dem Bahnhof, unmittelbar 
vor der Abfahrt des Zuges ausgehändigt werden. 

Der Austritt Malinowskis aus der Duma und seine plötzliche Flucht 
aus Petersburg brachten unsere Fraktion zunächst in eine schwere Lage. 
Die Tat Malinowskis, die an und für sich Verrat an der Partei und dem 
revolutionären Kampf der Arbeiterklasse war, goß zugleich Wasser auf 
die Mühlen aller unserer Feinde, die den Austritt Malinowskis für 
„sensationelle“ Meldungen über angebliche Mißstände innerhalb der 
Partei ausnutzten. Von allen Seiten kamen allerlei dunkle Gerüchte, 
schmutzige Andeutungen gekrochen, Hinweise auf Unstimmigkeiten 
und Streitigkeiten in der Fraktion und in der Partei usw. 
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Irgendwelche authentische Tatsachen oder Materialien, die Malinow 
skis bisherige Tätigkeit in Verruf gebracht hätten, lagen uns damaU 
noch nicht vor. Unterdessen wurden allerlei Gerüchte und Klatschereien 
sowohl von den bürgerlichen Parteien als audi von den Liquidatoren 
in der offensichtlichen Absicht aufgebauscht, unsere ganze Fraktion und 
mit ihr auch die Partei zu kompromittieren. Es galt, in die entstandene 
Lage eine gewisse Klarheit zu tragen. Diesen Weg sdilug denn auch die 
Fraktion ein, die beschlossen hatte, der Arbeiterklasse sowohl die Tat 
Malinowskis als auch alle Begleitumstände ganz genau zur Kenntnis 
zu bringen. 

Vom ersten Tage an veröffentlichten wir in der „Prawda“ alles, 
was der Fraktion über den Austritt Malinowskis bekannt war. Am 
nädistfolgenden Montag (üblidierweise ersdiien die Zeitung am 
Montag nicht) gab die Redaktion eine Sondernummer mit genauer 
Darlegung aller der Fraktion vorliegenden Informationen heraus. 
Dann wurde ein genauer Beridit veröffentlicht, Tag für Tag, mit 
Beschreibung aller Schritte, die von der Fraktion unternommen wur¬ 
den, um die Ursachen für den Austritt Malinowskis und die Um¬ 
stände zu klären. 

Die Fraktion, die zunächst keine Handhabe hatte, um Malinowski 
irgendwelcher Verbrechen anzuklagen, verurteilte von Anfang an in 
scharfer und entschiedener Form seine desorganisierende Handlungs¬ 
weise. In einer Erklärung, die in der „Prawda“ abgedruckt wurde, 
schrieb die Fraktion: 

„Malinowski selber erklärte bei seiner Wahl, daß er einverstanden 
sei, ,auf Ersuchen der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands* 
zu kandidieren. Damit wurde das Hauptprinzip für das Verhalten eines 
Arbeiterdeputierten bei der Wahl zum Ausdruck gebracht, das vom 
Standpunkt einer jeden organisierten Partei unbedingt verbindlich ist. 
Selbstverständlich müssen die bewußten Arbeiter dieses Grundprinzip 
mit besonderer Strenge im Kampf gegen alle bürgerlichen und klein¬ 
bürgerlichen Parteien verteidigen, die häufig die Parlamentsmandate 
an Karrieristen geben und keinerlei wirkliche Parteidisziplin üben. 
Malinowski verstieß gegen das alles, als er das Deputiertenmandat 
niederlegte, ohne sich weder mit der leitenden Institution noch mit 
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einem engslcn Kollegium, der Russischen sozialdemokratischen Arbei- 
infraktion, beraten zu haben. Eine solche Handlungsweise ist für jeden 
organisierten und bewußten Arbeiter völlig unzulässig, da sie einen 
I Jisziplinverstoß und einen anarchischen Schritt darstellt ... Diese 
Handlungsweise verdient direkte Verurteilung, da sie dem Verhalten 
eines Wachpostens gleichkommt, der seinen Posten eigenmächtig ver¬ 
läßt... Malinowskis Eingeständnis, er habe bei seinem ,mörderischen 4 
Schritt nicht an die Verantwortung gedacht, mildert nicht im geringsten 
seine Tat, mit der er sich außerhalb unserer Reihen gestellt hat. Die 
russische sozialdemokratische Arbeiterfraktion fordert alle bewußten 
Arbeiter auf, diesen Beschluß zu unterstützen, um eine Wiederholung 
derartiger Handlungen innerhalb des marxistisch organisierten Prole¬ 
in riats künftig unmöglich zu machen .. .‘ 41 

Die Arbeitermasse reagierte auf den Austritt Malinowskis so, wie wir 
es erwartet hatten. In unserer Fraktion und in der Redaktion der 
„Prawda“ gingen Telegramme und Entschließungen ein, in denen die 
verräterische Handlung Malinowskis gebrandmarkt und zugleich das 
volle Vertrauen zur Fraktion sowie die Unterstützung ihrer Arbeit zum 
Ausdruck gebracht wurden. Der vorübergehende Schaden, der durch 
die Fahnenflucht Malinowskis angcrichtct worden war, wurde durch 
die einmütige Unterstützung aller fortschrittlichen, organisierten Grup¬ 
pen der Arbeiterklasse wiedergutgemacht. Unsere Sechsergruppe, 
die sidi nun in eine Fünfergruppe verwandelt hatte, reorganisierte 
ihre Reihen. Sie setzte den revolutionären Kampf von der Duma- 
tribüne aus wie auch außerhalb der Duma mit noch größerer Inten¬ 
sität fort. 

Die Ursachen, die Malinowski zum Austritt aus der Duma bewogen 
hatten, blieben damals unbekannt. Wir erklärten die Tat Malinowskis, 
und das schien damals mehr oder minder glaubhaft zu sein, allein mit 
Nervenschwäche und Verlust des seelischen Gleidigewiclits. Gewisse 
Malinowski eigene Charakterzüge — hodigradige Nervosität, Jähzorn, 
Unausgeglidienheit —, die in den Beziehungen zu seiner Umgebung 
häufig zutage traten, schienen Gründe für eine soldie Annahme zu 
bieten. 

1 „Put Prawdy“ vom 26. Mai 1913. 
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2. Der Provokateur Malinowski 


Erst nach der Revolution von 1917 wurden die wahren Ursachen für 
das Verhalten Malinowskis voll aufgedeckt. Die Archive des Polizei- 
departemcnts, die der Öffentlichkeit zugänglich wurden, entlarvten 
neben anderen Provokateuren auch Malinowski. Die Materialien dieser 
Archive und später der Prozeß gegen Malinowski machen es uns jetzt 
möglich, die ganze Geschichte seines Verrats und seiner Provokation 
zu erkennen. 

Der Beginn der provokatorischen Tätigkeit Malinowskis fiel in das 
Jahr 1910, als er in die Reihen der Agenten der Moskauer Ochrana 
unter dem Decknamen „Portnoi“ (Schneider) aufgenommen wurde. 
Damals lebte er in Moskau, wohin er nach seiner Ausweisung aus 
Petersburg gezogen war. Man kann annehmen, daß Malinowski auch 
schon früher, in Petersburg, in irgendwelchen Beziehungen zur Ochrana 
gestanden hatte, doch gerade in Moskau kam seine provokatorische 
Tätigkeit zur vollen Entfaltung. Zusammen mit einer Gruppe von 
Parteifunktionären in irgendeiner Angelegenheit verhaftet, bot Mali¬ 
nowski der Ochrana seine Dienste an. Sein Angebot wurde angenom¬ 
men. Von der Zeit an war er ein aktiver und energischer Agent der 
Ochrana, die ihm wichtige Aufträge erteilte und seine provokatorische 
Tätigkeit in jeder Weise lenkte. 

Sehr fähig und nicht auf den Kopf gefallen, versuchte Malinowski so 
tief wie möglich in die Parteiorganisation einzudringen und möglichst 
viele Beziehungen jeder Art anzuknüpfen. Er erschien in allen Ver¬ 
sammlungen, besuchte die Arbeiterklubs, die Gewerkschaften, ergriff 
überall das Wort, sprach und beteiligte sich energisch an der organisa¬ 
torischen Arbeit. Es ist charakteristisch, daß Malinowski damals gleich¬ 
zeitig als Menschewik und als Bolschewik auftrat. Unter den Mensche¬ 
wiki schimpfte er auf die Bolschewiki, und unter den Bolsdiewiki gab 
er sich für einen glühenden Gegner des Menschewismus aus. Die einen 
wie die anderen lieferte Malinowski der Ochrana aus. 

Auf seine Hinweise hin wurden Parteifunktionäre verhaftet und sogar 
ganze Organisationen zerschlagen. Malinowski meldete der Ochrana die 
angesetzten und die durchgeführlen Versammlungen, die Decknamen 
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und die wirklichen Familiennamen illegaler Parteimitglieder, die Zu- 
sn mmensetzung der Parteiorgane, die Adressen der Literaturlager, der 
I >i*uckereien — er berichtete kurzum über alle Gebiete der Parteitätig¬ 
keit. Auf Grund seiner Meldungen und Hinweise wurde in Moskau 1910 
das russische Kollegium des Zentralkomitees liquidiert, das die Arbeit 
der Sozialdemokraten in Rußland leitete. Er lieferte das Material, durch 
das die Gruppe „Wosroshdenije“, eine Gruppe versöhnlerischer Rich¬ 
tung, hochging. Auf Grund seiner Hinweise wurde das in Tula neu¬ 
gebildete leitende Zentrum der Bolschewiki liquidiert und wurden 
W. P. Nogin, G. Leiteisen-Lindow und Sofia Nikolajewna Smidowitsch 
verhaftet. Als Ergebnis seiner Moskauer „Arbeit“ wurden zahlreiche 
Verhaftungen revolutionärer Funktionäre vorgenommen, die er in der 
Ochrana „beleuchtet“ hatte. 

Um Malinowski vor der Entlarvung zu schützen, verhaftete ihn die 
Polizei zusammen mit den anderen Teilnehmern irgendeiner auf¬ 
gedeckten Versammlung. Die Ochrana hielt Malinowski anstandshalber 
einige Tage fest und ließ ihn alsdann frei, während die mit ihm Ver¬ 
hafteten entweder für längere Zeit ins Gefängnis kamen oder verbannt 
wurden. Zuweilen ließ die Ochrana vorsichtshalber zusammen mit 
Malinowski alle frei, verhaftete aber nach einiger Zeit die übrigen 
abermals. 

Dank seiner Vorsicht, Geschicklichkeit und seinen zweifellos über¬ 
durchschnittlichen Fähigkeiten kam Malinowski in der Partei recht 
rasch voran. Bereits früher, in Petersburg, hatte er sich als ein fähiger 
und starker Funktionär der Gewerkschaftsbewegung bewährt Drei Jahre 
lang — von 1906 bis 1909 — war Malinowski Sekretär der Petersburger 
Metallarbeitergewerkschaft gewesen, einer der größten und an Fach¬ 
kräften reichsten Gewerkschaften. Dos allein deutete darauf hin, daß 
Malinowski sehr befähigt war und Einfluß auf die Arbeitermassen zu 
gewinnen verstand. Das alles verhalt Malinowski zu der Popularität, 
die es möglich machte, ihn als Kandidaten zur Reichsduma aufzustellen. 

Ehrgeizig im höchsten Grade, traf Malinowski alle Maßnahmen, um 
in die Duma zu geraten. Aber er ließ sich dabei zweifellos auch von 
anderen Erwägungen leiten. Belezki, der (nach der Revolution verhaf¬ 
tete und später erschossene) Direktor des Polizeidepartements, betonte 
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in seinen Aussagen in Sachen Malinowski, daß Malinowski — als er sich 
bemühte, in die Duma zu gelangen — damit rechnete, seine Stellung 
in der Ochrana zu festigen und das von der Polizei bezogene Gehalt zu 
erhöhen. Malinowski, der der Provokation bereits Geschmack abge¬ 
wonnen hatte, war im Begriff, seine verräterische Arbeit in noch 
größerem Ausmaß zu entfalten. 

Malinowski setzte selbst der Ochrana auseinander, wie „vorteilhaft“ 
es für die Polizei sei, einen „Informator“ in der Duma zu haben. I£r 
brauchte der Ochrana natürlich nicht lange zuzureden. Sie griff dieses 
Projekt, das den Gebräuchen und Methoden der Polizeifahndung durch¬ 
aus entsprach, freudig auf. Die Frage, wie man den „Agenten der 
Moskauer Ochranaabteilung Porlnoi“ in die Duma schleusen sollte, 
wurde von den obersten Kreisen der zaristischen Polizei erörtert. Und 
das Polizeidepartement erhielt den „Segen“ des Innenministers Makarow 
persönlich. Nach Moskau flogen chiffrierte Telegramme von Belezki und 
seinem Stellvertreter, dem berüchtigten Wissarionow, mit der Weisung, 
die Moskauer Ochrana möge alle Maßnahmen ergreifen, um eventuelle 
Hindernisse für die Wahl Malinowskis aus dem Wege zu räumen. 

Das erste dieser Hindernisse bestand darin, daß Malinowski in der 
Vergangenheit einige Male wegen krimineller Delikte vor Gericht 
gestanden hatte. Laut Gesetz wurde einem Vorbestraften das Recht 
entzogen, zum Dumadeputierten gewählt zu werden. Mit Hilfe und 
Unterstützung der Ochrana begab sich Malinowski in seine Heimat, 
nach Polen, und erhielt dort von einem bestochenen Schreiber ein 
gefälschtes polizeiliches Führungszeugnis. 

Die andere Schwierigkeit hing mit der Beschäftigungsdauer zusam¬ 
men, die für dieTeilnahme an den Wahlen gefordert wurde. Malinowski 
arbeitete in irgendeiner kleinen Fabrik bei Moskau. Just während der 
Wahlkampagne sollte die erforderliche sechsmonatige Dauer seiner 
Beschäftigung ablaufen. Einige Wochen vor den Wahlen verseilärfteri 
sich die Beziehungen Malinowskis zu einem der Meister der Fabrik, 
und ihm drohte die Entlassung. Um diese Gefahr von Malinowski 
abzuwenden, wurde der Meister auf Anordnung des Polizeidcparle- 
ments verhaftet. Er wurde genau so lange im Gefängnis gehalten, wie 
es notwendig war, damit er die Wahl Malinowskis nicht stören konnte. 
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I tennocb wurde Malinowski aus der Fabrik entlassen und erhielt als- 
dnnn von einem bestoclienen Büroangestellten die Bescheinigung, daß 
«t sich „im Urlaub“ befände. So wurde auch dieses Hindernis für die 
W ahl Malinowskis mit Hilfe der Polizei aus dem Wege geräumt. 

Gleichzeitig entfaltete Malinowski eine energische Arbeit, um seine 
Konkurrenten, die anderen Deputiertenkandidaten, auszuschalten. So 
erreichte er es, daß man die übrigen Kandidaten zurückzog und seine 
Wahl in die Duma gesichert wurde. 


3. Malinowski in der Duma 

Nachdem Malinowski in die Reichsduma geraten war, cröffnete sich 
ihm ein neues weites Feld für provokatorische Tätigkeit. Er wird einer 
der Hauptmitarbeiter der Ochrana. Malinowski wird vom Direktor des 
Polizeidepartements Belezki persönlich „geleitet“. 

In der Milarbeiterliste der Ochrana wurde Malinowski in Petersburg 
unter dem Decknamen „X“ geführt. Er bezog zunächst 500 und später 
700 Rubel Monatsgehalt. Außerdem zahlte ihm die Ochrana Prämien 
und honorierte die wichtigsten „Informationen“ gesondert. 

In der Wohnung Malinowskis wurde auf Kosten der Polizei ein 
Telefon aufgestellt, durch das er nach einer vereinbarten Chiffre die 
Zusammenkünfte mit Belezki ausmachte. Diese Zusammenkünfte 
gingen gewöhnlich in einem Separee irgendeines Restaurants vor sich. 
Belezki erschien dort zusammen mit seinem Stellvertreter Wissarionow, 
der alle Mitteilungen Malinowskis niederschrieb. Gewöhnlich stellte 
er — wie Belezki später aussagte — Malinowski im voraus vorbereitete 
Fragen. Dieser beantwortete sie sofort, und Belezki ordnete auf der Stelle 
Haussuchungen, Verhaftungen, Ausweisungen usw. an. Dabei wurde 
größte Vorsicht geübt, um Malinowski nicht „hochgehen“ zu lassen. 

Als das Polizeideparlemenl beispielsweise im Februar 1913 beschloß, 
J. F. Rosmirowitsch zu verhaften, wurde diese Verhaftung auf Anraten 
Malinowskis in Kiew vorgenommen, damit auf Malinowski kein Ver¬ 
dacht falle. Ebenfalls auf sein Verlangen hin wurde J. F. Rosmirowitsch 
nach einem Monat, als es sich herausstelltc, daß ihre Verhaftung im 
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Auslondszentrum dennoch gewissen Verdacht erweckt hatte, aus dem 
Gefängnis freigelassen. 1 

Die Informationen Malinowskis waren für die Polizei sehr wertvoll, 
da er nicht allein über die Arbeit der Dumafraktion, sondern auch über 
die illegale Tätigkeit der Partei auf dem laufenden war. Er hielt das 
Polizeidepartement systematisch auf dem laufenden darüber, was in der 
„Prawda“-Rcdaktion geschah. Er meldete nicht nur die Besucher der 
Redaktion, die Versammlungen in der Redaktion und dieTreffs, sondern 
informierte Belezki auch über die Finanzlage der „Prawda“. Damit bot 
er, nach eigenem Eingeständnis Belezkis, der Polizei die Möglichkeit, 
der Zeitung durch Geldstrafen, Beschlagnahmen usw. Schläge zu ver¬ 
setzen, und zwar in den Augenblicken, die für die Redaktion ohnehin 
die schwersten waren. Gleichzeitig erfuhr Belezki von Malinowski die 
Namen jener, die Geld zur Unterstützung der „Prawda“ spendeten, 
sowie ihrer Abonnenten. Diese Listen dienten der Polizei als wichtige 
Hinweise für Verhaftungen und sonstige Repressalien. Das war der 
Schaden, der unserer Zeitung von dem Provokateur Malinowski zu¬ 
gefügt wurde. 

Seine rhetorischen Fähigkeiten halfen Malinowski, eines der am 
häufigsten redenden Fraktionsmitglieder zu werden. Er beherrschte gut 
die Sprechtechnik, die Geste und benahm sich ungezwungen auf der 
Tribüne. Doch wenn man den Inhalt seiner Reden und seine Formulie¬ 
rungen aufmerksam verfolgte, konnte man sich leicht davon über¬ 
zeugen, daß alle seine Reden weitaus „geglätteter“ waren als die Reden 
der anderen Mitglieder unserer Fraktion. Während alle übrigen Arbei¬ 
terdeputierten ihre Reden bewußt verschärften, frei von der Leber weg 
sprachen, umging Malinowski ständig die schärfsten Stellen, um die 
wahrhaft revolutionäre Fragestellung in irgendeiner Weise zu verklei¬ 
stern, tat er alles, um der Rede die Schärfe zu nehmen, sie des revo¬ 
lutionären Inhalts zu berauben, den die Partei in allen Dumareden 
unserer Fraktion für notwendig und unerläßlich hielt. 


1 Endgültig rechnete die Polizei mit J. F. Rosmirowitsch im April 1914 ab, 
als sic zusammen mit Konkordia Samoilowa und P. F. Kudclli in einer Re¬ 
daktionssitzung der Zeitschrift „Rabotniza“ in der Wohnung P. Kudcllis ver¬ 
haftet wurde. Diese Verhaftung zog bereits die Ausweisung nach sich. 
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Wenn Malinowski in irgendwelchen öffentlichen Versammlungen 
außerhalb der Duma reden mußte, wurde eine einfachere Methode an¬ 
gewandt, um seine Reden „unschädlich“ zu machen. Die in der Ver¬ 
sammlung anwesenden Vertreter der Polizei stoppten auf Anweisung 
ihrer Vorgesetzten die Rede Malinowskis an genau vereinbarten Stellen. 
So war es mit der Rede Malinowkis auf dem Kongreß der Handels- und 
ludustrieangestellten in Moskau, der damals ein bedeutendes gesell¬ 
schaftliches Ereignis war. 

Die verräterische Tätigkeit Malinowskis in der Zeit seiner Duma¬ 
zugehörigkeit war ganz und gar mit Petersburg verbunden, da er über 
die Ochrana dem Polizeidepartement direkt unterstand. Er hatte jedoch 
in dieser Periode, wie es sich herausstellte, seine Beziehungen zu der 
Moskauer Ochrana nicht abgebrochen. Während seiner Besuche in 
Moskau gab Malinowski verschiedene Informationen, erklärte und 
„beleuchtete“ das, was die Moskauer Ochranaleute brauchten, und 
erhielt dafür von ihnen besondere Bezahlung. Jede seiner Reisen nach 
Moskau hatte neue Verhaftungen revolutionärer Funktionäre zur Folge. 

In Petersburg berichtete Malinowski Belezki über die Fraktions¬ 
sitzungen, über die Absichten und Pläne der Deputierten, über die 
Marschrouten ihrer Reisen und über die Eindrücke, die sie aus der 
Provinz mitbrachten. Von Malinowski rechtzeitig benachrichtigt, wies 
das Polizeidepartement die örtlichen Ochrana-Dienststellen an, die 
unter Teilnahme von Mitgliedern unserer Fraktion durchgeführten 
Versammlungen in jeder Weise zu stören. Auf Verlangen der Polizei 
übergab ihr Malinowski sogar einmal zur Durchsicht das Parteiarchiv 
der Fraktion, aus dem Belezki die von ihm benötigten Auszüge 
anfertigte. 

In seinen Aussagen berichtete Belezki ferner, daß Malinowski ihm 
einen Posten illegaler Literatur, der nach Petersburg geschafft worden 
war, ausgeliefert hatte. Zwar wagte es Malinowski nicht, die gesamte 
Literatur an die Polizei zu geben, aber dennoch verschwand ein be¬ 
deutender Teil der Parteiliteratur, die mit soviel Mühe nach Petersburg 
gebracht worden war. 

Aus Furcht, den Provokateur der Entlarvung auszusetzen, übte die 
Ochrana gewisse Vorsicht bei der Verhaftung jener Parteimitglieder, die 
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in Petersburg mit Malinowski in Berührung kamen. Als aber Swerdlow 
und Stalin in Petersburg erschienen, verlangte das Polizeidepartement 
von Malinowski, sie zur Verhaftung auszuliefern. 

Die Verhaftung J. M. Swerdlows ging unter folgenden Umstanden 
vor sich: Swerdlow, der soeben aus der Verbannung geflüchtet war, 
verbarg sich in meiner Wohnung. Er wurde offenbar auf Hinweise des 
gleichen Malinowski von der Polizei beobachtet. Eines Tages erschien 
bei mir der Hauswart, schilderte die Merkmale Swerdlows und fragte, 
ob sich eine solche Person nicht in meiner Wohnung befände. Natürlich 
erklärte ich, daß kein Fremder bei mir weile. 

Jedenfalls war es für Swerdlow nicht mehr ungefährlich, sich bei mir 
zu verbergen. Wir beschlossen, ihn am gleichen Tage an einen anderen 
Ort zu bringen. Nach vorangegangener Vereinbarung mit Swerdlow 
gingen ich und Malinowski abends auf die Straße, um zu sehen, ob die 
Luft rein sei. Ringsum war keiner zu sehen, wir steckten uns Zigaretten 
an: das war das vereinbarte Zeichen. Swerdlow antwortete mit einem 
ebenfalls vereinbarten Zeichen: er machte das Licht aus und ließ den 
Fensterrahmen herunter. Nachdem er einige Minuten abgewartet hatte, 
trat er auf den Hof. Wir halfen ihm, die Mauer zu übersteigen, dann 
überwand er noch die Einzäunung eines Holzlagers und erreichte den 
Kai, wo eine im voraus gemietete Droschke auf ihn wartete. Swerdlow 
fuhr zu Malinowski und von da aus an einen anderen Ort. In der 
gleichen Nacht wurde er in dieser Wohnung verhaftet. Wie sich heraus- 
stcllte, hatte Malinowski, der um die Sicherheit Swerdlows so „besorgt“ 
war, die Adresse der neuen Zuflucht Swerdlows der Ochrana mitgeteilt. 

Die Verhaftungen Swerdlows und Stalins sind zwei Beispiele dafür, 
wie weit Malinowski in seinem Verrat gegangen war. Er lieferte der 
Polizei die leitenden Hauptfunktionäre unserer Partei aus, deren Flucht 
aus der Verbannung jedes Mal mit unglaublichen Schwierigkeiten, mit 
außerordentlichem persönlichem Heroismus und Mut verbunden war. 

Die Beziehungen Malinowkis zu den anderen Mitgliedern unserer 
Fraktion waren von Anfang an unausgeglichen. Der sehr eitle und ehr¬ 
geizige Malinowski wurde bei der Erörterung anscheinend unbedeuten¬ 
der Fragen sehr häufig nervös, verlor die Selbstbeherrschung, wurde hy¬ 
sterisch. Die Mitglieder der Fraktion verbaten sich ein solches Verhalten. 
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Dadurch kam es bei uns zu häufigen Reibereien und Konflikten, die 
•zwangsläufig den geregelten Ablauf der Fraktionsarbeit stören mußten. 

Einer der heftigsten Zusammenstöße mit Malinowski ereignete sich 
in der Fraktion wenige Tage vor seinem Austritt aus der Duma. Bei der 
Erörterung der Frage, wie man auf den Ausschluß der Deputierten der 
linken Fraktionen für 15 Sitzungen reagieren solle, bestand Malinowski 
darauf, daß man die Duma verlassen und sich an die Massen mit dem 
Aufruf zur sofortigen revolutionären Aktion wenden müsse. Zweifellos 
war dieser Plan Malinowskis provokatorisch. Aber man kann annehmen, 
daß Malinowski, als er auf dieser Form der Reaktion auf den Aus¬ 
schluß der linken Deputierten bestand, gleichzeitig den Boden für seinen 
Austritt aus der Duma vorbereiten wollte, da das Polizeidepartement, 
wie sich später herausstellte, zu diesem Zeitpunkt bereits beschlossen 
hatte, ihn zu entfernen. 

Im Winter 1914 waren im Innenministerium Änderungen vor sich 
gegangen. Zum stellvertretenden Minister, der für die Gendarmerie 
und die Polizei zuständig sein sollte, wurde der sattsam bekannte 
General Dshunkowski, der ehemalige Generalgouvemeur von Moskau, 
ernannt. Die Ernennung Dshunkowskis zog personelle Veränderungen 
im Polizeidepartement nach sich. Belezki, der Direktor des Departe¬ 
ments, und sein Stellvertreter Wissarionow wurden abgesetzt. Auf ihre 
Posten berief Dshunkowski seine Leute. Mit dem Ausscheiden Belezkfs 
wurde die Stellung Malinowskis in der Ochrana erschüttert. Dshun¬ 
kowski beschloß, Malinowski loszuwerden. 

In seinen Aussagen erklärte Dshunkowski selbst, er habe es nicht für 
möglich gehalten, die „Ungehörigkeit“ zu dulden, daß ein Polizeiagent 
Mitglied der Reichsduma sei. Man darf dieser Erklärung wohl kaum 
glauben. Am wahrscheinlichsten ist die Annahme, daß die Tätigkeit 
Malinowskis, die er, gewollt oder ungewollt, als Fraktionsmitglied aus¬ 
üben mußte, der Polizei immerhin gefährlich zu sein schien. Anderer¬ 
seits haben hier möglicherweise auch die üblichen „Ressort“erwägungen 
eine Rolle gespielt. Die neuen Vorgesetzten wollten, wie das häufig der 
Fall war, die gesamte Arbeit ihrer Vorgänger kompromittieren und den 
Anschein erwecken, als schlügen sie einen neuen Kurs ein. Auf Anwei¬ 
sung Dshunkowskis forderte der Leiter der Ochrana Malinowski auf, 
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aus der Duma auszuscheiden und unverzüglich ins Ausland zu reisen. 
Vor der Abreise erhielt er 6000 Rubel als eine Art „Überbrückungshilfe“. 

Der einzige in der Duma, der die wahren Gründe für den Austril! 
Malinowskis kannte, war Rodsjanko. Nach Worten Rodsjankos verhieb 
sich die Sache wie folgt: Am Tage der Verlesung der Deklaration der 
nach dem Ausschluß aus der Duma zurückgekehrten linken Deputierten 
wurde Rodsjanko in der Frühe telefonisch angerufen und es wurde ihm 
der Wortlaut der Deklaration mitgeteilt, die von den linken Fraktionen 
geheimgehalten worden war. Rodsjanko wollte klären, was los sei. Nun 
erzählte ihm Dshunkowski, daß Malinowski ein Agent der Ochrana sei 
und daß man im Polizeidepartement seine Entfernung bereits beschlos¬ 
sen habe. Diese Informationen enthielt Rodsjanko der Duma vor und 
sagte keinem der Deputierten etwas. Auf diese Weise blieben die Gründe 
für den Austritt Malinowskis lange Zeit ein Geheimnis. 

Nach seinem Austritt aus der Duma und der Reise ins Ausland ver¬ 
schwand Malinowski völlig von der Bildfläche. Zu Beginn des Krieges 
wurde er mobilisiert und geriet bald in deutsche Gefangenschaft Von 
Deutschland aus kehrte Malinowski erst nach der Revolution 1917 nach 
Rußland zurück. Er wurde entdeckt und festgenommen. 


4. Der Prozeß gegen Malinowski 

Am 5. November 1918 erschien Malinowski in Moskau vor dem 
Revolutionstribunal. Zahlreiche Aussagen von Zeugen, darunter der 
Hauptleiter der zaristischen Polizei (Belezki, Wissarionow, Dshun¬ 
kowski, Solotarjow, Makarow und anderer), sowie eine Reihe von 
Dokumenten und persönlichen Quittungen Malinowskis, die aus dem 
Schoße der Ochrana geholt worden waren, Umrissen das widerliche 
Bild seines Verrates. 

Das Leben Malinowskis war ein wahres Knäuel von Verbrechen. 
Seine ganzen Fähigkeiten, seinen Geist und seinen Willen benutzte der 
Provokateur allein zu dem Zweck, sich so teuer wie nur möglich zu 
verkaufen, der Befreiungsbewegung der Arbeiterklasse einen möglichst 
großen Schaden zuzufügen. In dem Bemühen, die gesamte Organisation 
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iiIs Ganzes zu zerrütten, verschmähte Malinowski auch nicht die kleinen 
Verrätereien, lieferte einzelne revolutionäre Funktionäre aus, die 
Kleiehen, mit denen er tags zuvor die Arbeit der Partei besprochen hatte. 

Vor Gericht, wo die Tätigkeit des Provokateurs gründlich genug 
beleuchtet wurde, konnte Malinowski sein Verbrechen natürlich nicht 
ul»streiten. Er wählte eine andere Methode der Verteidigung. In seinen 
Aussagen und in der Rede vor dem Tribunal versuchte Malinowski 
nachzuweisen, daß er zum Provokateur wurde, weil er sich in den Netzen 
der Ochrana verstrickt hatte. Die Geschichte seiner Provokation stellte 
Malinowski als eine große persönliche Tragödie, begleitet von Qualen 
und Gewissensbissen dar, als eine Sackgasse, in die er getrieben worden 
sei und aus der es keinen Ausweg gegeben habe. Aber gleich darauf 
wich er von dieser Darstellung ab und gab zu: „Auf das erste Angebot 
konnte ich nicht eingehen, und zwar nicht, weil ich einen Widerwillen 
gegen das Angebot hatte, — den hatte ich nicht, sondern ich wollte es 
einfach nicht, weil ich keine Möglichkeit sali, mit der Doppelrolle, die 
ich spielen sollte, fertigzuwerden.“ Als aber die Ochrana, wie Mali¬ 
nowski vor Gericht aussagte, mit der Entlarvung seiner kriminellen 
Vergangenheit drohte, erklärte er sich sofort bereit, Provokateur zu 
werden: „Nun war für mich die Frage endgültig entschieden, nun 
schwankte ich nicht mehr, es gab für mich nicht mehr die Frage der 
Gewissensbisse.“ 

Trotz der Pose aufrichtiger Selbstgeißelung, die Malinowski vor 
Gericht angenommen hatte, log er auch hier, im entscheidenden Augen¬ 
blick seines Lebens. Nach Aussagen der Leiter der Moskauer Ochrana, 
die wohl kaum Anlaß hatten, die Wahrheit zu entstellen, hatte Mali¬ 
nowski gleich bei der ersten Vernehmung nach der Verhaftung von 
selbst erklärt, daß er dem Leiter der Ochranaabteilung aufrichtige Aus¬ 
sagen machen wolle. Und schließlich gibt es Informationen, wonach 
Malinowski schon zwei bis drei Jahre zuvor seine erste Meldung der 
Petersburger Ochrana freiwillig erstattete. 

Genauso wie in der Frage des Beginns seiner provokatorischen Tätig¬ 
keit log Malinowski vor Gericht auch in der Frage der Umstände, die 
ihn zum Austritt aus der Reichsduma veranlaßt hatten. Er versuchte 
nachzuweisen, daß er die Duma auf eigenen Wunsch verlassen habe, 
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daß er, eine gewaltige persönliche Tragödie erlebend, vom Polizei¬ 
departement die Erlaubnis erwirkt habe, von der Bühne abzutreten, 
sowohl die Politik als auch die Ochrana gleichzeitig zu verlassen: „Ich 
werde nicht erzählen, wie das war, das ist unwichtig, aber wichtig ist, 
daß ich Belezkis Zustimmung zum Austritt erwirkte. Ich erklärte 
Dshunkowski kategorisch, mein Austritt aus der Duma erfolge nicht auf 
Befehl von irgendwoher, sondern weil Bedingungen entstanden seien, 
unter denen ich meine Funktionen aus verschiedenen Gründen mora¬ 
lischer Natur und aus anderen Gründen nie und nimmer erfüllen 
könne.“ 

Uns ist bekannt, welche Gründe Malinowski in Wirklichkeit zum 
Fortgehen veranlaßten. Er ersuchte nicht nur nicht darum, ihn aus der 
Ochrana zu „entlassen“, sondern im Gegenteil, als seine Lage mit dem 
Dienstantritt Dshunkowskis ins Schwanken geraten war, bat er den 
bereits zurückgetretenen Belezki, ihm bei der Wiederherstellung seiner 
Verbindungen zum Polizeidepartement zu helfen. 

Die Lüge in den Aussagen Malinowskis war ebenso Berechnung wie 
die ganze vor Gericht eingenommene Pose, mit der er zeigen wollte, 
daß er seine Taten aufrichtig bereue und die Schwere der von ihm 
verübten Verbrechen erkenne. Er sagte selber, er erwarte kein anderes 
Urteil als das höchste Strafmaß. Aber als er so sprach, hoffte er zweifel¬ 
los, mit diesen Worten eine gewisse Nachsicht zu erkaufen. Zweifellos 
erklärte sich auch seine nach der Revolution erfolgte Rückkehr nach 
Rußland aus der Hoffnung, er könne, wenn er sich freiwillig stellte, 
irgendwie seinem unvermeidlichen Schicksal entgehen. Das war das 
letzte mißglückte Vabanquespiel des Abenteurers. Das Gericht der Re¬ 
volution konnte ihm die unauslöschlichen Verbrechen an der Arbeiter¬ 
klasse nicht verzeihen. Das Revolutionstribunal verurteilte Malinowski 
zur Erschießung. 

Malinowski war und bleibt einer der größten Provokateure und Ver¬ 
räter der Geschichte. Für uns ist jedoch nicht so sehr die verbrecherische 
Persönlichkeit Malinowskis selbst wichtig, für die es keine Rechtferti¬ 
gung gibt, als vielmehr der objektive Schaden, den er der Sache des 
revolutionären Kampfes zugefügt hat. 

Im Fall Malinowski gibt es ein Moment, das darauf hinweist, daß 



<lie Tätigkeit Malinowskis auch eine für die Zarenregierung schädliche 
Kehrseite hatte. In dem Doppelspiel, das Malinowski trieb, zwang ihn 
seine zweite Rolle — die des Mitglieds der bolschewistischen Fraktion — 
von der Dumatribüne aus revolutionäre Reden zu halten, entsprechende 
Agitation zu betreiben usw. In jener Periode zeitigte diese Tätigkeit in 
jedem gegebenen Augenblick das für uns notwendige Ergebnis; gegen 
ihren Willen goß die Zarenregierung Wasser auf die Mühle der Revo¬ 
lution. 


5. Lenin über den Fall Malinowski 


In seinen eigenhändig geschriebenen Aussagen in Sachen Malinowski 
charakterisierte Lenin die Lage, die für die Polizei im Zusammenhang 
mit der provokatorischen Tätigkeit Malinowskis entstanden war: 

„Es ist klar, daß sich die Ochrana, als sie den Provokateur in die 
Duma hineinbrachte und dazu die Rivalen des Bolschewismus aus¬ 
schaltete usw., von einer plumpen Vorstellung vom Bolschewismus, ich 
möchte sagen, von einer primitiven Karikatur des Bolschewismus leiten 
ließ: die Bolschewiki werden ,den bewaffneten Aufstand organisieren*. 
Um alle Fäden dieses in der Vorbereitung begriffenen Aufstandes in 
den Händen zu haben, lohnte es sich vom Standpunkt der Ochrana aus, 
alles daranzusetzen, um Malinowski in die Reichsduma und in das ZK 
hineinzubringen. 

,‘Vls aber die Ochrana das eine wie das andere erreicht hatte, stellte es 
sich heraus, daß Malinowski ein Glied der langen und festen Kette ge¬ 
worden war, die unsere legale Basis (und dabei von verschiedenen 
Seiten) mit zwei der größten Organe der Einwirkung auf die Massen 
verband, und zwar mit der „Prawda“ und mit der sozialdemokratischen 
Dumafraktion. Diese beiden Organe mußte der Provokateur schützen, 
um sich vor uns zu rechtfertigen.“ 1 

1 Aus den Aussagen, die Lenin für die Außerordentliche Untersuchungs- 
kommission der Provisorischen Regierung eigenhändig schrieb und Unter¬ 
zeichnete. Lenin wurde von N. A. Kolokolow, dem Untersuchungsrichter der 
Kommission, am 26. Mai 1917 vernommen. Das Protokoll trägt am Kopf der 
Aussagen die Aufschrift: „Wladimir Iljitsch Uljanow, 47 Jahre, wohnhaft: 
Redaktion der Zeitung ,Prawda 1 , Moika 32.“ Wiedergegeben nach einer Kopie. 
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Ferner wies Lenin darauf hin, daß die „Prawda“ von ihm und 
seinen vertrautesten Genossen durch tägliche Zusendung instruktiver 
Briefe und Artikel an die Petersburger Redaktion unmittelbar angeleitet 
wurde, während die Entschließungen der Partei völlig die Linie der 
Zeitung bestimmten. 

Auf diese Weise wurde die streng parteigemäße Einwirkung auf 
40 000 bis 60 000 Arbeiterleser gewährleistet Das gleiche galt auch 
für die Dumafraktion, in der Muranow, Petrowski und Badajew immer 
unabhängiger von Malinowski tätig waren, ihre Beziehungen erweiter¬ 
ten und unmittelbar auf breite Arbeiterschichten einwirkten. Am Schluß 
seiner Aussagen schrieb Lenin: 

„Malinowski konnte eine Reihe von Einzelpersonen zugrunde rich¬ 
ten, und er hat sie zugrunde gerichtet. Das Wachstum der Parteiarbeit 
im Sinne einer Entwicklung ihrer Bedeutung und' ihres Einflusses auf 
die Massen, auf Zehn- und Hunderttausende (durch die Streiks, die sich 
nach dem April 1912 verstärkten), dieses Wachstum konnte er weder 
aufhalten, noch kontrollieren, noch ,lenken*. Ich hätte mich nicht ge¬ 
wundert, wenn in der Ochrana unter den Argumenten für die Ent¬ 
fernung Malinowskis aus der Duma auch das Argument aufgetaucht 
wäre, Malinowski habe sich in Wirklichkeit mit der legalen ,Prawda* 
und mit der legalen Deputiertenfraktion, die die revolutionäre Arbeit 
unter den Massen leisteten, mehr verbunden erwiesen, als es für ,sie‘, 
für die Ochrana, zu ertragen ist.“ 

ln seiner Arbeit „Der ,linke Radikalismus 4 , die Kinderkrankheit im 
Kommunismus 4 * schrieb Lenin: „Der rasche Wechsel von legaler und 
illegaler Arbeit, verbunden mit der Notwendigkeit, gerade den General¬ 
stab, gerade die Führer besonders ,zu verstecken 4 , besonders konspira¬ 
tiv zu halten, führte aber anderseits bei uns bisweilen zu äußerst ge¬ 
fährlichen Erscheinungen. Die schlimmste von ihnen war, daß im Jahre 
1912 der Spitzel Malinowski in das Zentralkomitee der Bolschewiki 
aufgenommen wurde. Er ließ Dutzende und aber Dutzende der besten 
und treuesten Genossen hochgehen, brachte sie ins Zuchthaus und be¬ 
schleunigte den Tod vieler von ihnen. Wenn er nicht noch größeres 
Unheil angerichtet hat, so lag das daran, daß bei uns ein richtiges Ver¬ 
hältnis zwischen legaler und illegaler Arbeit bestand. Um unser Ver- 
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trauen zu gewinnen, mußte Malinowski als Mitglied des Zentralkomitees 
der Partei und Duma-Abgeordneter uns helfen, legale Tageszeitungen 
hcrauszugeben, die es auch unter dem Zarismus verstanden, den Kampf 
gegen den Opportunismus der Menschewiki zu führen und die Grund¬ 
sätze des Bolschewismus in entsprechend verhüllter Form zu propa¬ 
gieren. Mit der einen Hand beförderte Malinowski viele Dutzende 
der Besten des Bolschewismus in die Verbannung und den Tod, 
mit der anderen Hand mußte er aber helfen, vermittels der legalen 
Presse Zehntausende und aber Zehntausende neuer Bolschewiki zu 
erziehen.“ 1 

Diese Einschätzung der objektiven Rolle Malinowskis beschönigt 
nicht, sondern brandmarkt vielmehr noch stärker die Persönlichkeit des 
Verräters. 

Kapitel XVII 

Die Streikbewegung im Sommer 1914 
1. Der Streik im Ishora-Werk 

Mitte Juni 1914, nach der Bestätigung des Staatshaushaltsplanes, 
wurde die Reichsduma in die Sommerferien geschickt. Diese Tagung 
der Duma, die sich als die letzte vor Ausbruch des Krieges erweisen 
sollte, w'urde in der Atmosphäre eines ungemein hohen Aufschwungs 
der Arbeiterbewegung im Lande beendet. 

Nach dem grandiosen Streik am 1. Mai wurde in Petersburg Mitte 
Mai der Proteststreik organisiert gegen das Urteil, das gegen die Obu- 
chow-Arbeiter gefällt worden war. Die erste Gerichtsverhandlung hatte 
im November 1913 stattgefunden und hatte schon damals Streiks in 
den Petersburger Werken und Fabriken ausgelöst. Bei der Wiederauf¬ 
nahme im Mai 1914 verurteilte das Gericht die Obuchow-Arbeiter 
wegen Teilnahme an Streiks zu zwei Monaten Gefängnis. Die Antwort 

1 W. I. Lenin, Ausgewählte Werke in zwei Bänden, Dietz Verlag, Berlin 
1955, Bd. II, S. 692. 
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auf dieses Urteil war ein neuer Streik, der über 100 000 Menschen 
erfaßte und mit nicht geringerem Elan verlief als der Streik am 1. Mai. 

Der nächste politische Streik der Petersburger Arbeiter wurde durch 
den Prozeß gegen die Rechtsanwälte im Zusammenhang mit dem 
Kicwer Fall Bejlis und durch das Todesurteil hervorgerufen, das gegen 
einen Arbeiter des Rührenwerkes wegen Ermordung des Werkstatt¬ 
leiters gefällt worden war. An diesem Streik nahmen in den ersten 
Junitagen in Petersburg etwa 30 000 Arbeiter teil. 

Neben den politischen Streiks rissen die ökonomischen Streiks in den 
Petersburger Fabriken und Werken nicht ab; im Zusammenhang mit 
dem revolutionären Aufschwung zeichneten sich die letzteren durch 
besondere Beharrlichkeit aus. Einer der am beharrlichsten geführten 
Streiks war der Streik im Ishora-Werk, das dem Marineamt unter¬ 
stand. Der Streik begann damit, daß die Arbeiter des Betriebskraft¬ 
werks eine Reihe ökonomischer Forderungen stellten. Die Entlassung 
der Streikenden löste den Streik in den anderen Werkstätten aus, die 
ihrerseits die Forderung nach Lohnerhöhung, nach dem Achtstunden¬ 
tag usw. stellten. Der Streik stand unter der Leitung des Petersburger 
Komitees. 

Auf Ersuchen der Arbeiter hin kam ich nach Kolpino, wo eine Ver¬ 
sammlung von Vertretern der Streikenden einberufen worden war. Die 
Versammlung fand an einer abgelegenen Stelle auf einem Friedhof statt 
und dauerte bis tief in die Nacht hinein. Es wurde beschlossen, so stand¬ 
haft wie nur möglich zu bleiben. 

Da der Streik immer größere Ausmaße annahm, begann das Marine- 
aml Anzeichen der Unruhe zu zeigen. Eine Hundertschaft Kosaken 
wurde nach Kolpino geholt und in Baracken in der Nähe des Werkes 
untergebracht, damit sie jederzeit zur „Befriedung“ der Arbeiter ein¬ 
gesetzt werden könnten. 

An dem Tage, als die Kosaken erschienen, kam ich erneut ins Werk, 
um an einer Streikversammlung, die in der Umgebung von Kolpino 
durchgeführt wurde, teilzunehmen. Die Anforderung einer Kosaken- 
Hundertschaft hatte bei den Arbeitern Zorn und Empörung ausgelöst. 
Die Stimmung der Versammlung war sehr gehoben. Es wurde be¬ 
schlossen, den Kampf ungeachtet der Entlassung von Arbeitern und 
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anderen womöglich zu erwartenden Repressalien fortzusetzen und auf 
der Erfüllung der gestellten Forderungen zu bestehen. Unter Mitwir¬ 
kung von Vertretern unserer Parteiorganisationen wurden Agitations- 
Flugblätter verfaßt, in denen alle Forderungen der Ishora-Arbeiter auf¬ 
gezählt wurden. Neben den rein ökonomischen Forderungen wurde in 
die Liste auch ein Punkt über die Entfernung des Werkleiters auf¬ 
genommen. 

Als die Verwaltung von der Verbreitung der Flugblätter erfuhr, 
nahm sie die Jagd nach ihnen auf. Die den Werkabteilungen Vorgesetz¬ 
ten Offiziere rissen den Arbeitern die Blätter aus den Händen. Selbst¬ 
verständlich trug das lediglich dazu bei, die Stimmung der Streikenden 
zu heben, die beschlossen hatten, die Erfüllung ihrer Forderungen 
durchzusetzen. Der Streik im Ishora-Werk dauerte drei Wochen und 
endete mit dem Versprechen der Verwaltung, die Lohnsätze zu er¬ 
höhen, sowie mit einigen anderen Zugeständnissen. 

Ich bin auf den Streik der Ishora-Arbeiter eingegangen, um zu ver¬ 
anschaulichen, wie die ökonomischen Streiks in dieser Periode des 
großen revolutionären Aufschwungs verliefen. Die enge Verbindung 
und die Aktionen der Arbeiter unter Führung der bolschewistischen 
Parteiorganisationen einerseits und die Anforderung von Streitkräften 
durch die Verwaltung zum Vorgehen gegen die Streikenden anderer¬ 
seits sind recht charakteristisch für die Situation, in der damals der 
ökonomische Kampf der Arbeiterklasse ausgetragen wurde. 


2. Die Arbeiterbewegung in der Provinz 

Nicht nur in den Gebieten rings um Petersburg verstärkten die Ar¬ 
beiter den Kampf. Das Vorbild des Petersburger Proletariats diente als 
Anstoß zu einem großen Aufschwung der Arbeiterbewegung im ganzen 
Lande. Streiks — politische wie ökonomische — griffen von einer Stadt 
auf die andere über. 

Die Arbeiter der Provinzstädtc zeigten eine bislang nicht dagewesene 
Organisiertheit, größte Beharrlichkeit im Kampf und hohe revolutio¬ 
näre Bewußtheit. Das gab den ökonomischen Streiks das Gepräge, die 
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zwar im wesentlichen mit bestimmten ökonomischen Forderungen ver¬ 
bunden waren, aber in bedeutendem Maße auch Elemente des politi¬ 
schen Kampfes enthielten. 

Mitte Mai begann der anhaltende und zähe Streik der Textilarbeiter 
des Moskauer Gebiets. Die Bewegung begann im Gouvernement Ko- 
stroma, von wo sie rasch auf die Textilfabriken der benachbarten Gou¬ 
vernements Wladimir und Moskau Übergriff. Die Zahl der Streikenden 
erreichte allein im Gouvernement Kostroma 50 000 und im gesamten 
Industrierevier fast 100 000. Für die Textilarbeiter, die in verstreuten 
und weit voneinander entfernten Betrieben arbeiteten, war diese Zahl 
der Streikenden gewaltig. Die Hauptforderung der Arbeiter war die 
Erhöhung der Löhne, aber daneben wurden einige andere Forde¬ 
rungen erhoben, darunter solche nach Einrichtung von Bibliotheken 
und nach Bestellung der „Prawda“, der Zeitschriften „Prosweschtsche- 
nije“, „Woprossy Strachowanija“ sowie anderer Zeitungen und Zeit¬ 
schriften. 

Mit allen uns zur Verfügung stehenden Mitteln unterstützte und 
lenkte die bolschewistische Fraktion den Streik der Textilarbeiter. Nach 
Beendigung der Dumasession begab sich Schagow, ein Mitglied unserer 
Fraktion, in das Gouvernement Kostroma, wo er gewählt worden war, 
bereiste das Streikgebiet und agitierte dafür, unbedingt den Kampf zu 
verstärken und dem Zureden der Unternehmer nicht nuchzugeben. Die 
Reise Schagows verlief unter Umständen, wie sie für die Reisen aller 
Arbeiterdeputierten üblich waren: Polizisten und Spitzel folgten ihm 
auf den Fersen, beobachteten jede seiner Bewegungen, drangen in die 
Häuser ein, die Schagow besuchte, verhafteten alle, mit denen er zu¬ 
sammenkam usw. 

Der Streik der Textilarbeiter, der die ganze erste Hälfte des Sommers 
1914 hindurch dauerte, endete dank der Organisiertheit und Stand¬ 
haftigkeit der Arbeiter mit einer Reihe von Zugeständnissen der Unter¬ 
nehmer, darunter auch mit einer Lohnerhöhung, zu der sich die Fabri¬ 
kanten bequemen mußten. Die Arbeiter hatten die Zeit für ihren Kampf 
richtig gewählt, indem sic das Heranrücken der Messe in Nishny Now¬ 
gorod, für die von den Fabrikanten Waren bereitgestellt werden muß¬ 
ten, ausnutzten. 
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3. Der Kampf der Bokuer Arbeiter 


Während die Textilarbeiter den Kampf im Moskauer Gebiet führten, 
kam es im äußersten Süden, in Baku, zu Ereignissen, die für die ge¬ 
samte Arbeiterbewegung gewaltige Folgen nach sich zogen. Der Bakuer 
Streik, der sich nicht nur durch besondere Dauer und Standhaftigkeit, 
sondern auch durch ganz außergewöhnliche Maßnahmen der Unter¬ 
nehmer und der Zarenregierung zu seiner Unterdrückung auszeichnete, 
hatte die historische Aktion der Petersburger Arbeiter unmittelbar vor 
der Kriegserklärung zur Folge. 

Der Streik der Arbeiter der Bakuer Erdölreviere loderte nicht spon¬ 
tan auf, sondern wurde einige Monate lang vorbereitet. Arbeiterkom¬ 
missionen waren gebildet, von den Arbeitern großer Firmen waren Be¬ 
vollmächtigte gewählt worden, die gemeinsam mit den Parteiorgani¬ 
sationen die Forderungen ausarbeiteten, die sowohl die Entlohnung in 
den Erdölrevieren als auch verschiedene andere Lebensfragen der Ar¬ 
beiter betrafen. 

Der unmittelbare Anlaß für die Ausrufung des Streiks war das Auf¬ 
treten einiger Pesterkrankungen in dem an die Erdölfelder angrenzen¬ 
den Bezirk. Die Gefahr der furchtbaren Seuche ließ erneut die Frage 
der grauenhaften Wohnungsverhältnisse der Erdölarbeiter akut werden. 
Nach Aussagen angesehener Wissenschaftler, die die Behausungen der 
Bakuer Arbeiter untersuchten, gab es solche Bedingungen nicht einmal 
in Indien, der ständigen Brutstätte von Pesterkrankungen. 

Uber die Zustände in den Arbeitersiedlungen war zuvor wiederholt 
verhandelt worden. Unter dem Einfluß vorangegangener Streiks hatten 
die Erdölindustriellen mehrere Male versprochen, ordentliche Wohnun¬ 
gen zu bauen, aber sobald die Arbeiterbewegung etwas abebblc, ver¬ 
gaßen die Unternehmer unverzüglich ihre Versprechen. 

Unmittelbar nach Bekanntwerden der Pesterkrankungen stellte die 
Gewerkschaft der Erdölarbeiter Ende Mai 1914 vor der Unternehmer- 
Vereinigung erneut die Wohnungsbaufrage. Der Rat der Erdölindustriel- 
len-Kongresse antwortete ablehnend. Gleichzeitig wurden unter den Ar¬ 
beitern Verhaftungen vorgenommen. Nun riefen die Arbeiter eines Be¬ 
zirks den Streik aus, später schlossen sich auch die anderen Bezirke dem 
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Streik an, der sich bald in einen allgemeinen Streik verwandelte. An 
dem Streik beteiligten sich rund 50 000 Menschen. 

Geleitet wurde der Streik vom Streikkomitee, das Proklamationen 
herausgab, organisatorischc Fragen regelte, für den Streikfonds sam¬ 
melte usw. Das Streikkomitee stand in enger Verbindung mit den Par¬ 
teiorganisationen. Die Arbeiter legten eine lange Liste von Forderungen 
vor, die mehr als 60 Punkte umfaßte. Die wichtigsten davon waren: 
Erhöhung der Löhne, Verbesserung der Wohnungs- und Versorgungs¬ 
bedingungen in den Erdölrevieren, Zulassung von Vertretern der Ar¬ 
beiter zur Teilnahme an der Organisation der medizinischen Hilfe, 
Elinrichtung von Siedlungen, Abschaffung von Gratifikationen, Bau 
von Volkshäusern, Einführung der allgemeinen Schulpflicht usw. In 
einigen Revieren forderten die Arbeiter ferner die Einführung des Acht¬ 
stundentages und die offizielle Anerkennung des 1. Mai als Feiertag. 

Diese Forderungen, zu denen auch solche wie die allgemeine Schul¬ 
pflicht und die Anerkennung des 1. Mai als Feiertag gehörten, wiesen 
darauf hin, daß der Streik auch politischen Charakter hatte, was auf 
den bedeutenden Einfluß unserer Parteiorganisationen zurückzuführen 
war. Von den änderen Punkten ist die Forderung nach Abschaffung von 
Gratifikationen beachtenswert. Allein schon dieser Protest gegen die 
erniedrigenden Almosen, durch die der Unternehmer die Arbeiter¬ 
massen in der Hand hatte, zeugte von der hohen Bewußtheit der 
Bakuer Arbeiter. Trotz der bunten nationalen Zusammensetzung (in 
den Erdölrevieren arbeiteten Russen, Armenier, Perser und Türken) 
vereinigte sich die gesamte Masse der Bakuer Arbeiter zum Kampf 
gegen die Unternehmer. 

Auf alle Forderungen der Arbeiter antworteten die Erdöl industriellen 
mit kategorischer Ablehnung. Die Unternehmer beschlossen, den Ar¬ 
beitern in nichts nachzugeben und im Kampf gegen den Streik zu den 
äußersten Mitteln zu greifen. Als die Arbeiter den Streik zu der von 
den Erdölindustriellen angegebenen Frist nicht einstellten, wurden alle 
Streikenden entlassen. Die Pässe der Entlassenen wurden der Polizei 
übergeben. Gleichzeitig wurden die Arbeiter aufgefordert, ihre Woh¬ 
nungen zu räumen. Im Eiltempo gab das Gericht den zahlreichen Kla¬ 
gen der Erdölindustriellen auf Aussiedlung der in den Erdölrevieren 
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wohnenden Arbeiter statt. Die Verwaltung der Erdölreviere machte vor 
nichts halt: Betten wurden aus den Arbeiterkasernen abgefahren, die 
Ofen in den Wohnungen eingerissen, die Stromzufuhr wurde abge- 
schnitten und sogar die Wasserleitungen plombiert, so daß die Arbeiter¬ 
familien nicht einmal Wasser entnehmen konnten. 

Genauso wie die Verwaltung wütete auch die Polizei. Der Stadt- 
hauptmann von Baku verwandelte die Stadt in ein Militärlager. Die 
Garnison von Baku wurde durch sechs Hundertschaften Kosaken ver¬ 
stärkt, die zum Kampf gegen den „inneren Feind 44 herbeigeholt worden 
waren. Die Gewerkschaft der Erdölarbeiter wurde zerschlagen, alle 
aktiven Gewerkschaftsfunktionäre wurden verhaftet. Die Arbeiterver- 
snmmlungen wurden gesprengt, über die Stadt wurde der Ausnahme¬ 
zustand verhängt: nach acht Uhr abends durfte niemand mehr die 
Straße betreten. 

In den letzten Junitagen wurde von den Bakuer Arbeitern eine De¬ 
monstration veranstaltet, an der sich rund 20 000 Menschen beteiligten. 
Mit Plakaten, auf denen die Forderungen der Arbeiter geschrieben stan¬ 
den, setzte sich die Demonstration auf das Gebäude des Rates der Erd- 
ölindustricllen-Kongrcssc zu in Bewegung. Die Polizei konnte die rie¬ 
sige Menge nicht aufhalten; nun wurden Kosaken herbeigeholt, die die 
Demonstranten einkreisten und auseinandertrieben. Eine Gruppe von 
Arbeitern —- über hundert Mann — wurde in einen Hof abgedrängt, 
verhaftet und in das Zentralgefängnis eingeliefert. Zusammen mit den 
zuvor Verhafteten erreichte die Zahl der Gcfängnishäftlinge einige Hun¬ 
dert. Nicht nur die Zellen, sondern auch der Gefängnishof waren über¬ 
füllt. Verhaftungen, Ausweisungen auf administrativem Wege, Aus¬ 
siedlungen, Sperre von Wasser, Licht und Brennstoff — alle diese 
Maßnahmen wurden von den Unternehmern gemeinsam mit der Polizei 
in Anwendung gebrächt 

Es ist charakteristisch, daß der Stadthauptmann die Erdölindustriel¬ 
len davor warnte, Forderungen nichtökonomischen Charakters, wie bei¬ 
spielsweise Bildung von Werkkommissionen, das Feiern des 1. Mai, 
allgemeine Schulpflicht usw., zu erörtern oder anzunehmen. Im Grunde 
war diese Warnung überflüssig: die Unternehmer dachten nicht einmal 
daran, den Arbeitern in irgendeiner Weise nachzugeben. 
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Mit der Entwicklung des Streiks lenkten die Bakuer Arbeiter in 
immer stärkerem Maße die Beachtung des ganzen Landes auf sich. 
Beide Seiten, die Unternehmer und die Zarenregierung einerseits und 
die Arbeiterklasse andererseits, verfolgten mit gespannter Aufmerksam¬ 
keit den sich entfaltenden grandiosen Kampf. 

Der Erdölausfall infolge des Streiks begann eine Reihe von Industrie- 
Organisationen und in erster Linie die Reeder zu beunruhigen, denen 
die Stillegung des Schiffsverkehrs drohte. 

Die Zarenregierung war der Meinung, die von der örtlichen Behörde 
in Baku ergriffenen Maßnahmen seien zu lasch. Zum Kampf gegen die 
Streikenden wurde auf besonderen Befehl Nikolais II. General Dshun- 
kowski, der stellvertretende Innenminister, mit außerordentlichen Voll¬ 
machten abkommandiert, der zusammen mit dem Direktor des Polizei¬ 
departements nach Baku reiste. 

Mit der Ankunft Dshunkowskis begannen noch härtere Polizeirepres¬ 
salien. Dshunkowski führte das „allerstrengste“ Regime ein: er verbot 
den Zeitungen, irgend etwas über den Streik zu schreiben, führte die 
Zensur für alle Telegramme ein, die irgendwie mit dem Streik zusam¬ 
menhingen, und befahl, ihn über alle Gelder, die in Baku ohne kon¬ 
krete Zweckbestimmung eintrafen, zu unterrichten, die für die Strei¬ 
kenden bestimmten Beträge aber zu beschlagnahmen und an den Fiskus 
zu überweisen usw. Mit einem Wort: Dshunkowski, der würdige Chef 
der gesamten Zarenpolizei und Gendarmerie, „befriedete“ und maße, 
regelte nach rechts und nach links. Das war die Einstellung der Zaren¬ 
regierung, die im Bündnis mit den Erdölkönigen zu den schärfsten 
Maßnahmen griff, um den hartnäckigen Streik der Bakuer Arbeiter 
niederzuschlagen. 

4. Die Ililfe der Petersburger Arbeiter 

Diese Maßnahmen mußten selbstverständlich Empörung und Zorn 
unter den Arbeitern anderer Städte und in erster Linie unter den Pe¬ 
tersburger Arbeitern auslösen, die den standhaft kämpfenden Bakuer 
Arbeitern zu Hilfe kamen. Gleichzeitig wandten sich auch die Bakuer 
Arbeiter selber an ihre Kollegen aus den anderen Städten mit der Bitte 



um Hilfe. Naturgemäß wandten sie sich in erster Linie an die Duma¬ 
fraktion, die schon zuvor wiederholt die Hilfe für streikende Arbeiter 
organisiert hatte. In Petersburg begannen die Vorbereitungen zu einer 
Hilfsaktion für die Bakuer Arbeiter. 

In dem Bericht an den Direktor des Polizeidepartements beschrieb 
die Ochrana — gewiß nicht ganz lückenlos, aber im allgemeinen mehr 
oder minder richtig — die vorbereitende Arbeit unserer Partei zur Or¬ 
ganisierung der Aktion der Petersburger Arbeiter folgendermaßen: 
„Der Augenblick des Ausbruchs der jetzt zu beobachtenden Streikbewe¬ 
gung unter den Bakuer Erdölarbeitern fiel ganz zufällig (?) mit einer 
verstärkten Tätigkeit der Vertreter der revolutionären Illegalität zu¬ 
sammen, die heute bestrebt sind, die Stimmung zu heben und die 
organisatorische Arbeit in den fortschrittlichen Arbeiterkreisen anläßlich 
des im Herbst dieses Jahres bevorstehenden Internationalen Sozialisten¬ 
kongresses im Auslande anzukurbeln. Die Vertreter der sozialistischen 
Parteien, die in der bloßen Tatsache des erwähnten Streiks Motive und 
Argumente für entsprechende Agitation und für die Auslösung von Un¬ 
ruhen in dem der Propaganda ausgesetzten Teil der Arbeiter erblickten, 
beeilten sich, den erwähnten Umstand zur Verstärkung ihrer organisato¬ 
rischen Arbeit auszunutzen, die sie vor Beginn der Wahlen von Dele¬ 
gierten für den erwähnten Kongreß so sehr brauchen.“ 1 

Sodann geht die Ochrana zur Beschreibung der Methoden der Agita¬ 
tionsarbeit über: „Neben den regelmäßig herausgegebenen und offen¬ 
kundig aufwieglerischen Bulletins über den Verlauf des erwähnten 
Streiks in den örtlichen legal erscheinenden sozialdemokratischen 
Presseorganen wurde von den leitenden Kreisen der revolutionären 
Illegalität die Losung ausgegeben, die Frage des Charakters und der 
Bedeutung des Bakuer Streiks auf allen laufenden Versammlungen und 
Zusammenkünften der Arbeiter zu erörtern, um durch den Hinweis auf 
die unmögliche Lage der Werktätigen unter der bestehenden Staats¬ 
ordnung die revolutionären Stimmungen in den Arbeiterkreisen zu ver¬ 
stärken und sie dadurch noch mehr für die letztendlichen Ideale der 
sozialistischen Weltanschauung zu interessieren. 

1 Archiv des Polizeidepartements, Sonderabteilung, 1914, Akte Nr. 307, 
Bl. 330-332, russ. 
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Durch verstärkte Agentenbeobachtung wurde in der letzten Zeit fest¬ 
gestellt, daß die bedeutsamste Arbeit in der erwähnten Richtung vor¬ 
wiegend von Badajew, dem in St. Petersburg verbleibenden Mitglied 
der sozialdemokratischen Dumafraktion persönlich oder aber von ihm 
nahestehenden und durch ihn angeleiteten Parteifunktionären geleistet 
wird. 

Der genannte Deputierte der Reichsduma und die im Zusammen¬ 
hang mit ihm beobachteten Personen organisieren unter dem Vorwand 
wissenschaftlicher Ausflüge Arbeiterversammlungen außerhalb der Stadt, 
beleuchten systematisch die Ziele und Aufgaben des bevorstehenden 
Sozialistcnkongresses, behandeln den Bakuer Streik, setzen sich für die 
Solidarität zwischen den einzelnen Arbeitergruppen ein und betonen, 
daß es dringend notwendig sei, die Streikenden durch entsprechende 
Maßnahmen sowohl moralischen als auch materiellen Charakters zu un¬ 
terstützen.“ 1 

Die Unterstützung der Bakuer Arbeiter kam in erster Linie in den 
zahlreichen Spenden zum Ausdruck, die bei unserer Fraktion cingingcn. 
Die Gcldsammlungen wurden mit großer Begeisterung durchgeführt In 
einigen Fabriken und Werken stellten die Arbeiter einen bestimmten 
Teil ihres Lohnes zur Verfügung. Die „Prawda“ druckte regelmäßig 
Berichte über die Eingänge für die Bakuer Arbeiter ab und forderte in 
Artikeln und Notizen auf, die Sammlungen weiter zu verstärken. Der 
Aufruf zur Verstärkung der Spendensammlung für die Streikenden war 
im Grunde eine Form der revolutionären Agitation. Das war nicht nur 
den fortschrittlichen Arbeitern, sondern auch den Regierungsstellen klar. 

Als die revolutionäre Stimmung in Petersburg anwuchs, unternahm 
die Regierung einen Versuch, uns die Sammlung von Spenden für die 
Bakuer Arbeiter unmöglich zu machen. Der Petersburger Stadthaupt¬ 
mann erließ eine „verbindliche Verfügung“, die das Sammeln von Geld 
„für Zwecke, die der staatlichen Ordnung und der öffentlichen Ruhe 
zuwiderlaufen“, untersagte, „und zwar ungeachtet der dabei ange¬ 
wandten Methode, auch das Sammeln durch die Presse in Form von 
Anzeigen und Aufrufen, das Sammeln von Geld durch die Redaktionen 
von Zeitungen und Zeitschriften zur Unterstützung von Streikenden, 

1 Ebenda. 
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zugunsten der Verbannten, zur Bezahlung der vom Gericht oder von 
der administrativen Gewalt auferlegten Strafen sowie andere unzu¬ 
lässige Sammlungen“. Für die Durchführung von Sammlungen mit der¬ 
artiger Zweckbestimmung drohte der Stadthauptmann mit Geldstrafen 
bis zu 500 Rubel oder mit Haft bis zu 3 Monaten. 

Beide Stadthauptleute, der von Baku und der von Petersburg, han¬ 
delten somit in vollem Einvernehmen: Dort wurde das an die Streiken¬ 
den adressierte Geld beschlagnahmt; hier legte die Polizei ihre Pranke 
auf die Sammlungen selbst. Als die „Prawda“ die Verfügung des Pe¬ 
tersburger Stadthauptmanns an auffallender Stelle veröffentlichte, 
druckte sie gleich darunter in Fettschrift meine Adresse sowie die 
Sprechstundenzcit, in der ich Gelder für die Streikenden entgegen¬ 
nahm. 

Nach dem Verbot des Stadthauptmanns hörten die Sammlungen 
nicht auf; im Gegenteil, sie verstärkten sich beträchtlich. Der Befehl der 
Polizei war gleichsam das.Signal, die Hilfe für die Bakuer Arbeiter wei¬ 
ter zu verstärken. Vertreter von Fabriken und Werken brachten mir die 
Arbeiterspenden für die Streikenden in die Wohnung. Nach einigen 
l agen überwies ich nach Baku telegrafisch wieder eine Summe, andert¬ 
halbtausend Rubel, die unter den Petersburger Arbeitern gesammelt 
worden waren. Gleichzeitig schickte ich den Bakuer Arbeitern folgendes 
Telegramm, das in der „Prawda“ veröffentlicht wurde: 

„Im Aufträge und im Namen des Petersburger Proletariats schicke 
ich seinen leidenschaftlichen Gruß dem heroischen Proletariat von 
Baku, das ein Beispiel an Einmütigkeit und Klassenstandhaftigkeit 
zeigt. Mit steter Aufmerksamkeit verfolgt das Petersburger Proletariat 
Euren Kampf.“ 1 

Im Antworttelegramm an die Redaktion bat das Bakuer Streikkomi¬ 
tee, den Petersburger Arbeitern seinen kameradschaftlichen Dank für 
die moralische und materielle Unterstützung zu übermitteln. 

Die Kampagne zur Unterstützung des Bakuer Streiks wuchs von Tag 
zu Tag. Als in Petersburg die Aussiedlungen, Ausweisungen und Ver¬ 
haftungen der Streikenden bekanntwurden, begnügten sich die Peters¬ 
burger Arbeiter nicht länger mit Geldspenden. Der Bakuer Streik löste 

1 „Trudowaja Prawda“ vom 4. Juli 1914. 
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einen neuen Aufschwung der Klassensolidarität aus, der in Protest¬ 
streiks zum Ausdruck kam. 

Die Streiks zur Unterstützung der Bakuer Arbeiter und als Protest 
gegen deren Verfolgung begannen in der zweiten Junihälfte. In den 
ersten beiden Wochen war die Bewegung verhältnismäßig eng begrenzt 
und erfaßte nur einzelne Betriebe. Alle unsere Parteiorganisationen be¬ 
trieben damals verstärkte Agitation für die Erweiterung der Streik¬ 
bewegung und für die Vorbereitung zur Massenaktion. 

Anderseits traf auch die Ochrana, die das Heranrücken einer neuen 
revolutionären Explosion voraussah, ihre Maßnahmen. Verstärkte Ver¬ 
haftungen setzten ein. Als die Zarenregierung sah, daß die revolutio¬ 
näre Bewegung mit jedem Tag stärker wurde, beschloß sie, zum Angriff 
überzugehen. 

5. Beim Innenminister Maklakow 

Es begann ein Feldzug gegen die Arbeiterorganisationen. Auf der 
Suche nach den „prominentesten und aktivsten Agitatoren“ richtete die 
Ochrana ihre Aufmerksamkeit vor allem auf die Bildungsvereine. Die 
Polizisten zerschlugen den Verein „Obrasowanije“, der sich am Samp- 
sonijewski-Prospekt auf der Wyborger Seite befand. In den Räumen 
des Vereins wurden rund 40 Personen, vorwiegend Parteifunktionäre, 
verhaftet. Die Polizei „besuchte“ fast täglich auch alle anderen Bil¬ 
dungsvereine, überprüfte die Anwesenden, nahm Durchsuchungen und 
Verhaftungen vor. 

Nach dem Überfall auf den Verein „Obrasowanije“ forderte ich, vom 
Innenminister Maklakow empfangen zu werden. Außerdem gab es noch 
eine Reihe anderer Fragen — Verhaftungen, Verbannungen, Mißhand¬ 
lungen durch die Polizei usw. —, hinsichtlich deren ich gebeten worden 
war, im Ministerium vorzusprechen. Der Leiter der Kanzlei des Mini¬ 
steriums benachrichtigte mich, daß Maklakow den Empfang gleich für 
den nächsten Tag, in den Morgenstunden, festgesetzt habe. 

Das Haus des Ministers an der Fontanka war von einem dichten Netz 
uniformierter und geheimer Polizei umgeben. Auch alle inneren Räume 
einschließlich des Ministerkabinetts waren voll von Spitzeln verschie- 
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(Jener Gattungen und Dienstgrade. Durch eine Doppelkette von Ochra- 
naleuten, die meine Gestalt mit den Augen zu durchleuchten ver¬ 
suchten, gelangte ich zu Maklakow. 

Maklakow, ein noch junger zaristischer Würdenträger, ein Günstling 
der Zarin, war bemüht, das in ihn gesetzte „Vertrauen 41 zu rechtfertigen. 
Er bereitete die endgültige Zerschlagung der Arbeiterorganisationen vor 
und hatte damit schon begonnen. Natürlich weigerte sich Maklakow kate¬ 
gorisch, die Verhafteten aus dem Verein „Obrasowanije“, wo nach seinen 
Worten eine illegale Bibliothek gefunden worden sei, freizulassen. In 
allen anderen Angelegenheiten verweigerte er jede Antwort unter dem 
Vorwand, daß er zuvor Untersuchungen anstellen müsse. Ich bestand 
jedoch darauf, daß die außer Rand und Band geratene Polizei gezügelt 
werden müsse. Maklakow brachte das Gespräch auf allgemeine Themen. 

„Wir haben den Eid auf Seine Majestät abgelegt und dienen ihr 
genauso, wie Sie den Eid vor Ihrer Partei abgelegt haben und dieser 
dienen“, sagte Maklakow. „Wir ergreifen alle Maßnahmen und werden 
gegen die revolutionäre Bewegung kämpfen.“ 

Maklakow wollte zeigen, daß er vortrefflich darüber informiert sei, 
was unsere Organisation tat. 

„Ich weiß, daß Sie illegale Arbeit leisten, Agitationsflugblätter druk- 
ken und vertreiben.“ Mit diesen Worten zog er die Schublade seines 
Schreibtisches auf und entnahm ihr eine noch frische, soeben gedruckte 
Proklamation. 

Der Entwurf dieser Proklamation war erst zwei Tage zuvor von 
einer Gruppe von Parteifunktionären in meiner Wohnung verfaßt und 
redigiert worden. In der vorangegangenen Nacht wurde die Proklama¬ 
tion gedruckt, und jetzt, als ich bei Maklakow saß, waren, meiner Be¬ 
rechnung nach, schon 10 000 bis 12 000 Exemplare davon abgezogen 
worden. In Vorbereitung des Empfangs hatte Maklakow offenbar an¬ 
geordnet, daß die Ochrana ihm irgendein Indiz für unsere illegale Ar¬ 
beit beschaffe. Er wollte demonstrieren, daß man stell vor der Polizei 
nicht verstecken könne; mag man noch so sorgfältig die Spuren ver¬ 
wischen, der Ochrana sei dennoch alles bekannt. Ich ließ es mir nicht 
anmerken, daß ich die Proklamation wiedererkannt hatte, sah aber ein, 
daß ich bei Maklakow nichts mehr zu tun hatte. 
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„Wir werden mit Ihnen nicht im Kabinett und nicht von der Tribüne 
aus sprechen“, sagte ich zum Abschied. „Die Arbeiterklasse wird dir 
Frage auf der Straße, im Kampf gegen die bestehende Ordnung ent¬ 
scheiden.“ 

Eine Woche später ergoß sich der Kampf der Petersburger Arbeiter 
tatsächlich auf die Straße und nahm neue, nie dagewesene Ausmaße an. 


Kapitel XVIII 

Juli 1914 

1. Die Erschießung von Putilow-Arbeitem 

In den ersten Julilagcn begann die Massenbewegung in den Peters¬ 
burger Fabriken und Werken rasch zu wachsen. Am 1. Juli streikten 
die Arbeiter der Werke Langensiepen, Röhren werk, Lössner, Erikson, 
Siemens & Schlickert, Aiwas und anderer kleinerer Betriebe. Auf Kund¬ 
gebungen und in Versammlungen wurden vor der Arbeitsniederlegung 
Protestentschließungen gegen die Verfolgung von Arbeitern angenom¬ 
men. „Kollegen in Baku, wir sind mit Euch“, „Der Sieg der Bakuer 
Arbeiter ist unser Sieg“, erklärten die Petersburger Arbeiter, ln einigen 
Betrieben legten die Arbeiter, ohne den Streik auszurufen, die Arbeit 
eine Stunde vor Arbeitsschluß nieder und veranstalteten Kundgebun¬ 
gen, die den Bakuer Ereignissen sowie der Organisierung der materiel¬ 
len Hilfe für die Streikenden gewidmet waren. 

Die Kundgebung, die von den Putilow-Arbeitern im Werkhof ver¬ 
anstaltet wurde, vereinigte 12 000 Menschen. Aber kaum hatte der erste 
Redner einige Worte gesprochen, als Rufe ertönten: ,;Polizei!“ Durch 
provokatorische Rufe wurde die Kundgebung gesprengt, und die Puti- 
low-Arbeiter gingen auseinander, ohne eine Entschließung angenom¬ 
men zu haben. Am übernächsten Tag, am 3. Juli, kamen die Putilow- 
Arbeiter erneut zu einer Kundgebung zusammen, die dem Bakuer 
Streik gewidmet war. Die Kundgebung endete mit einem Ereignis, das 
den Wendepunkt in der Juliaktion der Petersburger Arbeiter bildete. 
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Zu der Kundgebung am 3. Juli kamen die Putilow-Arbeiter zwei 
Stunden vor Arbeitsschluß zusammen. Zunächst traten die Arbeiter der 
Turbinen- und der Turmwerkstatt auf den Hof. Dann schlossen sich 
ihnen alle übrigen an. Die ganze Tagesschicht versammelte sich, rund 
12 000 Menschen. Zwei Redner schilderten die Lage der Bakuer Arbei¬ 
ter und riefen die Putilow-Arbeiter auf, für die Streikenden zu sam¬ 
meln und einen eintägigen Proteststreik auszurufen. 

Nach Schluß der Versammlung traten die Arbeiter an das Tor und 
forderten, daß es geöffnet werde. Das Tor wurde geöffnet, aber nicht, 
um die Arbeiter herauszulassen, sondern nur, um eine Abteilung berit¬ 
tene und unberittene Polizei, die schon seit früh auf dem Werkgelände 
versteckt worden war, in den Hof zu lassen. Auf Anordnung der Polizei 
wurde das Tor hinter ihr wieder geschlossen. 

Die Polizei forderte die Menge zum Auseinandergehen auf. Doch 
durch das geschlossene Tor konnten die Arbeiter natürlich nicht hinaus. 
Nun begannen die Polizisten die Arbeiter zu bedrängen und mit Peit¬ 
schen auf sie einzuschlagen. Die Arbeiter protestierten. Als Antwort 
feuerte die Polizei eine Salve ab. Irgend jemand rief: „Auf die Barri¬ 
kaden!“ Die Menge rannte zu dem Turm im Werkhof, von wo aus in 
die Reihen der Polizei Steine flogen. Die Polizisten feuerten eine zweite 
Salve ab. In der Menge brach eine Panik aus. Man hörte die Verwun¬ 
deten stöhnen. Die Polizisten begannen, Arbeiter einzeln herauszu¬ 
greifen und unter Bewachung ins Revier abzuführen. Sie verletzten, 
wie die Arbeiter mitteilten, rund 50 Personen und töteten zwei. Außer¬ 
dem wurden etwa 100 Putilow-Arbeiter verhaftet und in das nächste 
Revier abgeführt. 

Ich wurde telefonisch von der Niedersdiießung der Putilow-Arbeiter 
benachrichtigt und begab mich unverzüglich ins Werk. In der Menge 
vor dem Werk berichtete man mir über die von der Polizei abgefeuer- 
ten Salven, über das brutale Vorgehen mit Säbeln und Peitschen, über 
die Verwundeten und Verhafteten. Es lagen jedoch keine genauen 
Informationen über die Zahl der Verwundeten vor. Wie stets in solchen 
Fällen von Massenpanik waren in der Menge die widersprechendsten 
Gerüchte im Umlauf. Einmütig war aber die liefe Empörung über die 
Niedersdiießung wehrloser Menschen. 
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Ich entschloß midi, genaue Informationen bei der Werk Verwaltung 
einzuholen. Aus Furdit vor der Verantwortung wich die Verwaltung 
einer Unterredung aus. Im Werkkrankenhaus erklärte mir der er¬ 
schrockene Arztgehilfe, daß er nichts gesehen habe und nichts wisse. 
Nadi seinen Worten seien weder Verwundete noch Tote in das Kran¬ 
kenhaus cingeliefert worden. Nadi wiederholter Befragung der Arbeiter 
im Werk gelang es mir dennodi, das gesamte Bild der Niederschießung 
zu rekonstruieren und die Zahl der Opfer zu erfahren. 

Nun galt es, sich nach dem Schicksal der Verwundeten zu erkundigen. 
Vom Werk aus begab idi midi in das Peterhofer Revier. Etwa zehn 
Polizeioffiziere in voller Kampfausrüstung, mit Degengehänge und Re- 
volvertasdien nadi außen drängten sidi im Zimmer des Reviervor¬ 
stehers. Ich wandte mich an den Reviervorsteher mit einigen Fragen: 
Wer hat befohlen, auf die wehrlosen Arbeiter zu schießen, wieviel sind 
getötet, wer ist verhaftet und mit welcher Begründung? Ich forderte 
unverzüglidie Antwort. 

Durch meine Beharrlichkeit verblüfft, versuchte der Reviervorsteher 
zunächst zu streiten: er sei nicht verpflichtet, irgendeiner unbekannten 
Person zu antworten, keiner habe das Redit, sich in die Maßnahmen 
der Polizei einzumisdien. Ich mußte meinen Namen nennen und den 
Deputiertenausweis vorzeigen. Das riditete Verwirrung unter den Poli¬ 
zisten an, die nidit wußten, was sie tun sollten. Der Reviervorsteher 
telefonierte mit dem Stadthauptmann, von dem er die kategorische 
Anweisung erhielt, mir keinerlei Auskünfte zu geben. Die Polizisten 
wollten midi aus dem Revier hinausdrängen. Sie umgaben midi in didi- 
tem Ring und unterbradien so meine Unterhaltung mit den Verhaf¬ 
teten im Nebenraum.. 

Das Zimmer, wo sich die Verhafteten befanden, war überfüllt. Man 
war noch nicht dazu gekommen, sie in die Zellen einzuweisen. Die Ver¬ 
hafteten waren grausam mißhandelt worden. Einige von ihnen lagen 
auf den Bänken, da sie keine Kraft hatten zu stehen oder zu sitzen. 
Andere wurden von den Polizisten mit Wasser zur Besinnung gebracht. 

Das Stöhnen und die Qualen der Verhafteten, die Brutalität der Poli¬ 
zisten, von denen es in dem ganzen Bezirk um das Werk wimmelte 
und die auf Schritt und Tritt zeigen wollten, daß sie Herren der Lage 
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seien, die Panik und die heftige Empörung der Arbeiter — unter dem 
Eindruck all dessen begab ich mich zu dem üblichen Nachtdienst in 
die „Prawda*‘-Redaktion. Ich erzählte alles, was ich gesehen und gehört 
hatte. Das war bereits spät abends. Wir verfaßten in Eile eine Meldung 
für die Zeitung. Die Meldung über die Erschießung teilten wir auch der 
Liquidatorenzeitung und der Redaktion der Zeitung „Den“ mit, die in 
der gleichen Druckerei gedruckt wurde. 

Am nächsten Tag erschien die „Prawda“ mit einer ausführlichen 
Meldung über die Erschießung anstelle des Leitartikels. In einer kurzen 
Notiz erläuterte die Redaktion den Sinn der Ereignisse. 


2. Beim Gendarmeriechef Dshunkowski 

Noch in der Nacht richtete ich von der „Prawda“-Redaktion aus an 
den Innenminister telefonisch die Forderung, mich zu Erörterungen 
über die Putilow-Ereignisse zu empfangen. Maklakow war nicht in der 
Stadt, an seiner Stelle leitete der stellvertretende Minister, der Gen- 
darmericdief General Dshunkowski, das Ministerium. Dshunkowski 
schickte mir seinen Beamten in die Wohnung mit der Mitteilung, daß 
er mich in der Frühe (um 7 Uhr oder um 8 Uhr) bei sich zu Hause 
empfangen werde. 

Einige Minuten nach der festgesetzten Zeit erschien ich am nächsten 
Tage in der Sergijewskaja Straße bei Dshunkowski. 

„Ich habe mich verspätet“, so begann ich die Unterredung, „weil ich 
die ,Trudowaja Prawda 4 die ganze Nacht durch gegen Ihre Pogrom¬ 
helden verteidigt habe.“ 

Eine solche Entschuldigung versetzte den General sofort in einen 
nervösen Zustand: 

„Gewiß, Sie haben keine Zeit, Sie fahren in die Betriebe und wiegeln 
die Arbeiter zum Streik auf. Ich wundere mich nur, wie man Sie in die 
Putilow-Werke gelassen hat. Sie sind Deputierter der Reichsduma, Sie 
sollen an Sitzungen teilnehmen, dazu sind Sie ja auch gewählt worden. 
Sic aber gehen statt dessen durch die Betriebe, stiften zum Aufruhr an, 
geben Proklamationen heraus, verlegen eine Zeitung, die sich schon am 
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frühen Morgen mit Aufwiegelei befaßt“ Er wies auf die frisch gedruckte 
Nummer der „Trudowaja Prawda“ hin, die bereits auf seinem Tisch 
lag. „Ich habe angeordnet“, fuhr Dshunkowski fort, „daß eine Sonder¬ 
kommission gebildet wird, um Sie und Ihre Zeitung rasch vor Gericht 
zu bringen.“ 

„Ich werde nicht das erstemal wegen verschiedener Artikel straf¬ 
rechtlich belangt dazu sind Sie imstande. Ich bin nicht deswegen her¬ 
gekommen. Sagen Sie, welches Recht hatte die Polizei, die Putilow- 
Arbeiter niederzuschießen? Ihre Antwort werde ich den Arbeitern der 
Petersburger Fabriken und Werke ausrichten.“ 

„Es sind dort keine Schüsse gefallen. Die Polizei hat nur zwei Salven 
mit Platzpatronen abgefeuert.“ 

Dshunkowski erhob sich, ich ebenfalls. Wir standen uns gegenüber 
wie vor einem Handgemenge. 

„Wir werden nicht dulden, daß die Arbeiter mit Pflastersteinen Po¬ 
lizisten mißhandeln, die mit Gewehren und Säbeln bewaffnet sind. Die 
Polizei wird auch künftighin in solchen Fällen schießen. Eben dazu ist 
sie bewaffnet.“ 

„Eine andere Antwort unserer Minister hat keiner erwartet. Mir war 
sie im voraus bekannt, und ich werde sie an die Fabriken und Werke 
weitergeben. Sie können es mir nicht verbieten, dort hinzufahren. Ein 
Arbeiterdeputiertcr wird sich, zu einer Zeit, da die Mißhandelten in 
den Polizeirevieren mit Wasser zur Besinnung gebracht werden, nie¬ 
mals allein mit Gesprächen in der Duma begnügen.“ 

Ich brach das Gespräch schroff ab und verließ den Chef der zaristi¬ 
schen Henker. Meine Unterredung mit Dshunkowski wurde in der 
„Prawda“ veröffentlicht Die Zeitung wurde beschlagnahmt. In der 
nächsten Nummer druckte die Zeitung erneut dieses Gespräch ab. Die 
Arbeiter sollten erfahren, daß die Schüsse in den Putilow-Werken nicht 
zufällig waren, daß es sich um ein System handelte, von dem die Zaren¬ 
regierung nicht einen Schritt abweichen würde. 

Die Mitteilung von der Erschießung der Putilow-Arbeiter machte auf 
die gesamte Masse der Petersburger Arbeiter einen erschütternden Ein¬ 
druck. Die Empörung und der Zorn, von denen die Arbeiter erfaßt 
wurden, als sie von der Abrechnung in den Pu tilow-Werken erfuhren, 



waren nur mit der Stimmung nach der Meldung über die Erschießungen 
an der Lena zu vergleichen. 

Die Ochrana, die in jeder Aktion nur das Ergebnis „verbrecherischer 
Agitation“ sah, teilte in ihrem Bericht an das Polizeidepartement 
mit, daß „das Erscheinen von Artikeln und Notizen über die Erschie¬ 
ßung der Putilow-Arbeiter in der Arbeiterpresse auf die Arbeiter¬ 
masse außerordentlich starken und folgenschweren Eindruck gemacht 
hat“ 1 . 

Die Polizei beeilte sich, den ausgebrochenen Brand zu löschen. Die 
Nummern der „Prawda“ mit den Meldungen über die Erschießung wur¬ 
den allen Zeitungshändlern ohne irgendeine Verfügung über die Be¬ 
schlagnahme der Zeitung von der Polizei fortgenommen. Die Zeitung 
wurde nicht nur auf der Straße beschlagnahmt. Im Narwa-Bezirk wur¬ 
den Haussuchungen in den Wohnungen aller dort lebenden Zeitungs- 
händler vorgenommen. Die Polizei beschlagnahmte jede Nummer der 
„Prawda“, die ihr unter die Augen kam. 


3. „Badajew an den Galgen!“ 

Die Schwarzhunderter aller Schattierungen witterten Gefahr und 
forderten ein hartes Vorgehen. Sie riefen die Polizisten auf, ihre Pflicht 
vor dem Zaren und dem Vaterlande bis zum Äußersten zu erfüllen und 
die auflodernde revolutionäre Bewegung unverzüglich auszutreten. 
„Russkoje Snamja“, die ZeiLung des „Bundes des russischen Volkes“, 
forderte hysterisch Blut. 

„Am 4. Juli“, so schrieben die Dubrowin-Leute, „erschien die Nr. 32 
der aufrührerischen Zeitung ,Trudowaja Prawda 4 im Verlag eines ge¬ 
wissen Gerb. Dort wird in dem Artikel »Erschießung 4 mit Vorbedacht 
lügnerisch mitgeteilt, daß die Polizei auf die Putilow-Arbeiter geschos¬ 
sen und vier Menschen getötet habe. Dieses Blättchen ging unter den 
Putilow-Arbeitern von Hand zu Hand, und natürlich wurde die Falsch¬ 
meldung, daß vier Menschen getötet seien, von den vertrauensseligen 

1 Archiv des Polizeidepartements, Sonderabteilung, 1914, Akte Nr. 307, 
Bl. 344—348, russ. 
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Putilow-Arbeitcrn geglaubt, als pure Wahrheit aufgenommen, und sic, 
die Einfaltspinsel, ließen sich damit ködern wie die dummen Karau¬ 
schen. In dem biederen Glauben, daß vier Menschen getötet seien, ver¬ 
loren die Putilow-Arbeiter völlig den Kopf, schenkten der Stimme der 
Verräter am Zaren und am Vaterlande Gehör und gingen den Weg, der 
zuerst zum Verrat und sodann zum Galgen führt. 

In der gleichen Zeitung erfahren wir aus dem Artikel ,Gruß an die 
Streikenden Bakus 1 , daß Badajew im Aufträge und im Namen des Pe¬ 
tersburger Proletariats einen leidenschaftlichen Gruß dem heroischen 
Proletariat in Baku, das ein Beispiel an Einmütigkeit und Klassen¬ 
standhaftigkeit biete, sendet und mitteilt, das Petersburger Proletariat 
verfolge mit gespannter Aufmerksamkeit seinen Kampf. Dieser Aufruf 
zur Meuterei wurde vom Deputierten Badajew unterschrieben. Somit 
ist klar, daß der Deputierte Badajew der Anführer der Meuterei von 
Arbeitern, darunter auch von Putilow-Arbeitern ist und die Arbeiter in 
Baku zur Meuterei anstiftet. Er, dieser Verräter, verleumdet frech die 
Putilow-Arbeiter und setzt die Arbeiter bewußt den Schlägen, den Ku¬ 
geln aus. Und das geschieht zu einer Zeit, da nach Baku auf aller¬ 
höchsten Befehl ein General geschickt wurde, um die Arbeiter zu be¬ 
frieden. Nach alldem haben wir das Recht zu rufen: ,Badajew an den 
Galgen! 4 

Somit droht Herr Badajew als Anführer des Petersburger Proletariats 
mit der entschlossenen und einmütigen Meuterei aller Arbeiter. Das 
heißt, daß auf ein Handzeichen Badajews, wann es ihm beliebt (eine 
Zeit hat er nicht festgesetzt), beispielsweise im Falle der Mobilmachung 
oder im Falle des Krieges, er die ganze dumme Arbeiterherde zur Er¬ 
hebung bringt, sie gegen die friedlichen Bürger hetzt und daß in ganz 
Rußland Blut im brudermörderischen Gemetzel fließen wird; er werde 
der Reaktion (lies: Selbstherrschaft) die Rechnung vorlegen und Ruß¬ 
land allerorts mit Illuminationen erleuchten. Offenbar lassen dem Herrn 
Badajew die Lorbeeren von Rasin und Pugatschow keine Ruhe. Wir 
nehmen an, daß die Regierung nicht auf das Handzeichen Badajews 
warten, sondern die Wirkung des Ausnahmezustandes auf den gesam¬ 
ten Stadtbezirk ausdehnen und zur Befriedung des dank der Anstif¬ 
tung Badajews aufgeregten Petersburger Proletariats befehlen sollte. 
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Badajew nach den Gesetzen der Kriegszcit als ersten zum Galgen zu 
führen.“ 

Der Artikel trug offen und zynisch die Überschrift: „Badajew an den 
Galgen!“ Die Schwarzhundertcr nahmen wie üblich an, daß man nur 
die „Anstifter“ zu vernichten brauche, damit sich die Arbeiter in gehor¬ 
same Söhne des „Zaren und des Vaterlandes“ verwandelten. 


Die Welle der revolutionären Bewegung 

Keine Proteststreiks, sondern Streiks der Empörung erfaßten gleich 
am nächsten Tag nach der Erschießung der Putilow-Arbeiter alle 
Fabriken und Werke Petersburgs. Seit früh streikten 90 000 Men¬ 
schen. 

„Als wir die Meldung über das neu vergossene Blut hörten“, erklär¬ 
ten in ihrer Entschließung die Arbeiter des Werkes Winkler, „beschlos¬ 
sen wir, die Arbeit nicht aufzunehmen, sondern auf die neue Heraus¬ 
forderung mit einem Streik zu antworten. Es gibt keine Worte für 
unsere Empörung. Wir haben nicht die Kraft, länger zu dulden...“ 
Etwa 100 solcher Entschließungen wurden in der am nächsten Tage 
erscheinenden Nummer der „Prawda“ abgedruckt. 

Vom frühen Morgen an waren die Straßen in allen Arbeiterbezirken 
voll von Demonstranten. Die Arbeiter legten die Arbeit nieder und 
zogen mit roten Fahnen und unter dem Gesang revolutionärer Lieder 
zu den benachbarten Werken und riefen die Kameraden auf, sich dem 
Streik anzuschließen. Die Arbeitermengen wuchsen wie eine Lawine. 
Die Demonstrationen gestalteten sich zu gewaltigen einmütigen Aktio¬ 
nen ganzer Bezirke. 

Besonders stürmisch verliefen die Demonstrationen im Moskauer 
Bezirk. Gegen zehn Uhr hatten alle Fabriken und Werke des Mos¬ 
kauer Bezirks die Arbeit eingestellt. Alle Arbeiter befanden sich auf 
den Straßen. Auf Verlangen der Arbeiter wurden alle Gaststätten 
und Spritläden der Regierung geschlossen. Die Läden und Stände 
schlossen auch, da die Handelsgehilfen sich den Demonstranten an¬ 
schlossen. 


357 



Gegen Mittag bildete sich eine riesige Menge, die sich zu den Pu« 
tilow-Werken begab. Man zog unter dem Gesang revolutionärer Lieder, 
an der Spitze der Demonstration wehte die rote Fahne. An der Putilow- 
Abzweigung stieß die Menge auf eine Polizeiabteilung. Auf die De¬ 
monstranten wurden einige Salven abgefeuert, aber die Menge ging 
nicht auseinander. Wieder wurden Steine geworfen. Zwischen der 
Polizei und den Demonstranten kam es zu einem Handgemenge, das 
15 Minuten dauerte. Die Polizisten wandten sich zur Flucht und feuer¬ 
ten dabei die letzten ihnen verbliebenen Patronen ab. Einige Polizisten 
versteckten sich zusammen mit ihren Offizieren im nächsten Hause. 
Von den Demonstranten wurden vier Arbeiter schwer verwundet. Vom 
Schauplatz des Handgemenges wurden sie in das Obuchow-Kranken- 
haus eingeliefert. Am gleichen Tag sah ich die Verwundeten abends im 
Krankenhaus. Die Lage zweier von ihnen war sehr bedenklich. 

Zu einem anderen großen Zusammenstoß kam es an diesem Tage 
auf der Wyborger Seite. Eine große Arbeitermenge mit den Arbeitern 
der AiwasAVerke an der Spitze begab sich über den Sampsonijewski- 
Prospekt in die Stadt. In der Nähe des Werkes „Nowy Lössner“ 
trat den Demonstranten eine Polizeiabteilung in den Weg, die mit 
Steinwürfen empfangen wurde. Es fielen Schüsse, die glücklicher¬ 
weise niemanden verletzten. Die Menge wurde in die Seitenstraßen 
abgedrängt. 

Kleine Raufereien und Zusammenstöße mit der Polizei ereigneten 
sich im Verlaufe des ganzen Tages in allen Stadtbezirken. 

Am gleichen Tage erörterte das Petersburger Komitee der Partei spät 
abends den weiteren Aktionsplan. Unsere Aufgabe bestand darin, die 
vorläufig noch zersplitterten Aktionen der Arbeiter zu vereinigen und 
sie in eine einheitliche machtvolle Bewegung zu verwandeln. Es wurde 
beschlossen, den Massenstreik noch weitere drei Tage fortzusetzen und 
neue Straßenaktionen, vor allem auf der Wyborger Seite, zu organi¬ 
sieren. 

Eine Straßendemonstralion wurde für den 7. Juli vorgesehen, den 
Tag, da in Petersburg Poincarö, der Präsident der Französischen Repu¬ 
blik, eintreflen sollte. Während sich die Partei zuvor an die Arbeiter¬ 
massen mit dem Appell wandte, den Bakuer Streik zu unterstützen, 
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wurde jetzt der Protest gegen die Erschießungen der Arbeiter in Peters¬ 
burg als Hauptlosung der Bewegung aufgestellt. In diesem Sinne war 
das im Namen des Petersburger Komitees herausgegebene Flugblatt 
an das gesamte Petersburger Proletariat verfaßt. 

„Die niederträchtigen Verhöhnungen der Zarenregicrung“, so hieß es 
in dem Flugblatt, „haben die äußerste Grenze erreicht. In ganz Rußland 
hat sich die Arbeiterklasse zum Kampf für ein menschliches Dasein er¬ 
hoben, und überall findet sie als Antwort auf ihre Forderungen Peit¬ 
schen und Kugeln, Gefängnis und Verbannung. Die betrunkene Polizei¬ 
horde, die über die Putilow-Arbeiter herfiel, vollstreckte lediglich den 
Willen der Zarenregierung. Mit spontaner Empörung antwortete die 
Arbeiterklasse Petersburgs auf diesen Versuch, die blutigen Lena-Er¬ 
eignisse gegen die fortgeschrittenen Arbeiter zu wiederholen. Wir müs¬ 
sen der Bande der Volksunterdrücker zeigen, daß die Arbeiterklasse 
bereit ist, ihnen eine Abfuhr zu erteilen, daß sie nicht gestatten wird, 
blutige Pogrome zu veranstalten. Möge der Schrei des Protestes und der 
Empörung durch ganz Petersburg, durch ganz Rußland schallen. Indem 
wir den heroisch begonnenen Proteststreik unterstützen, rufen wir Euch, 
Genossen, auf, durch einen dreitägigen Streik Euren Willen, Eure Ge¬ 
schlossenheit, Eure Empörung gegen das gesamte Regime der Zaren¬ 
monarchie zu bekunden. Am Freitag, Sonnabend und Montag darf 
keine Fabrikesse raudien, kein Hammerschlag fallen, kein Laden ge¬ 
öffnet werden. Mögen sidi die Kollegen Straßenbahner dem gesamten 
bewußten Proletariat anschlicßen. Nur mit eigener Kraft werden wir 
das Joch der absolutistischen Räuberbande stürzen. Nur durdi revo¬ 
lutionären Kampf werden wir ein menschliches Leben erringen. So 
schließt Euch Kollegen alle, Arbeiter, Handelsgehilfen, Straßenbahner, 
Angestellte, dem allgemeinen dreitägigen Streik an. Laßt uns den ge¬ 
dungenen Mördern des Kapitals und der Gewalt unsere Kraft ent¬ 
gegenstellen. Unseren dreitägigen Streik wollen wir durch eine Protest¬ 
demonstration abschließen. In gesdilossenen Reihen mögen die Ar¬ 
beiter als friedliche Prozession mit ihren Fahnen und Liedern am Mon¬ 
tag um 10 Uhr früh durch die Straßen von Petersburg ziehen. Denn 
die Zeit für einen bewaffneten Aufstand ist noch nicht gekommen, und 
wir bitten die Kollegen, sich der Ausschreitungen zu enthalten. 
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Es lebe der dreitägige politische Massenproteststreik!!! Fort mit den 
zaristischen Mördern und der Zarenmonarchie!!! Ehre und Ruhm den 
gefallenen Kameraden!!! Es lebe der Kampf für die demokratische Re¬ 
publik!!! Es lebe der Sozialismus!!!“ 1 

Um einen gemeinsamen Aktionsplan festzulegen und die Vertreter 
der Werke zu informieren, sollte eine Versammlung außerhalb der 
Stadt an der Irinowskaja Eisenbahn, auf der Station Porochowyje ver¬ 
anstaltet werden. Den Vertretern der Werkzellen wurden Losungen 
mitgeteilt, auf die hin Wachposten zeigen sollten, wie man durch den 
Wald an den Versammlungsort gelangte. 

Am 5. Juli wiederholten sich in Petersburg die gleichen Bilder wie 
am Tage zuvor. Dem Streik schlossen sich weitere Betriebe an. In ver¬ 
schiedenen Stadtbezirken kam es erneut zu Demonstrationen und zu 
Zusammenstößen mit der Polizei. Schüsse fielen an diesem Tage nicht, 
dafür ging die Polizei mit kalten Waffen, mit Säbeln und Peitschen, vor. 

Der 6. Juli war ein Sonntag. An diesem Tage gab es keine großen 
Aktionen. In den Arbeiterbezirken wurden verstärkte Vorbereitungen 
für den nächsten Tag getroffen, für den eine Massenaktion der Peters¬ 
burger Arbeiter angesetzt worden war. 

Seit den frühen Morgenstunden des 7. Juli bot die Stadt ein Bild, 
das an die Tage von 1905 erinnerte. Mit sehr unbedeutenden Ausnah¬ 
men standen alle Fabriken und Werke still. Es streikten 130 000 Men¬ 
schen. Wie ein breiter Strom ergoß sich die Arbeiterbewegung auf die 
Straße. Die Polizei war nicht imstande, die Menge der Demonstranten 
aufzuhalten, die die Polizeisperren hinwegfegten und durch die Straßen 
zogen. Das einzige, was die Polizei tat — sie verhinderte die Demon¬ 
stration auf dem Newski Prospekt. Aus Furcht vor einer „Blamage“ 
vor dem französischen Präsidenten riegelte ein starkes Polizeiaufgebot 
das Stadtzentrum ab und verhinderte das Eindringen der Arbciter- 
demonstrationen. 

Die Aktion vom 7. Juli beschränkte sich bereits nicht mehr auf 
Demonstrationen allein. Die Arbeiter unterbrachen den normalen 
Straßenverkehr. Schon die ersten Straßenbahnen, die in der Frühe das 

1 „Flugblätter der Petersburger Bolschewiki 1902—1917“^ Bd. II, S. 108, 
russ. • • * . - • • •*' • 
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Wyborger Slraßenbahndepot verließen, wurden von den Arbeiter¬ 
demonstrationen aufgehalten. Man nahm den Straßenbahnführern die 
Schlüssel und die Griffe fort und veranlaßte die Fahrgäste zum Aus- 
steigen. Gegen Mittag wurde der Straßenbahnverkchr wieder aufge- 
nommen, aber zwei Stunden später hatten ihn die Arbeiter erneut 
stillgelegt. Ebenso wie auf der Wyborger Seile wurde der Straßenbahn¬ 
verkehr auch in anderen Stadtbezirken angehalten. Einige Arbeiter- 
gruppen, die nicht darauf gekommen waren, dem Fahrer die Schlüssel 
vom Motor wegzunehmen, schlugen die Scheiben der Straßenbahn¬ 
wagen ein, bestiegen die ungehaltenen Wagen und gestalteten nicht, den 
Strom einzuschalten. Am Nachmittag schloß sich eins der Straßenbahn¬ 
depots dem allgemeinen Streik an. Auf diese Weise wurde der Straßen¬ 
bahnverkehr in der Stadt weiter eingeschränkt. 

An vielen Stellen hatten die Arbeiter alle Läden und Verkaufsstellen 
geschlossen; das wurde zum Teil durch das Verhalten der Handels¬ 
gehilfen begünstigt, die die Arbeit liegenließen und sich den Demon¬ 
stranten anschlossen. In erster Linie schlossen die Arbeiter alle staats¬ 
eigenen Spritläden, Gaststätten und Kneipen. Bereits am Samstag 
abend ging auf der Wyborger Seite eine Gruppe von Arbeiterinnen, 
etwa 50 Personen, durch alle Gaststätten und Kneipen, kippte das 
servierte Bier auf den Tisch, zerschlug die Schnapsflaschen und zwang 
die Besitzer, die Türen zu schließen. Hier und da weigerlen sich die 
Verwalter der staatseigenen Spritläden, sich der Menge zu fügen, dann 
wurden sie mit Gewalt entfernt. Die bürgerlichen Zeitungen schrieben 
später höchst erstaunt über die absolute Nüchternheit, die in diesen 
Tagen in den Arbeiterbezirken geherrscht hatte. 

Durch die Erfahrungen der vorangegangenen Tage gewitzigt, wagte 
cs die Polizei diesmal nicht, zu den Feuerwaffen zu greifen. Aber wenn 
die Arbeiter zerstreut vorgingen, stürzten sich die Polizisten auf ein¬ 
zelne Arbeiter, schlugen sie mit Peitschen und Säbeln und schleppten sie 
aufs Polizeirevier. Die Arbeiter versuchten ihrerseits, die Verhafteten 
zu befreien, und verprügelten nicht selten die Polizisten aufs schwerste. 
Die Menge, die auf die Straße getreten war, fürchtete bereits nicht mehr 
die Polizei. Handgemenge, Steinwürfe gegen Polizisten, das war in 
diesen Tagen nichts Außergewöhnliches. 
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Der ganze 7. Juli verlief unter revolutionären Aktionen der Peters¬ 
burger Arbeiter. Diese Aktionen machten auf die Zarenregierung sehr 
bedrohlichen Eindruck. Am Abend fand eine Sonderberatung des Pe¬ 
tersburger Stadthauptmanns mit dem Innenminister Maklakow statt. 
Es wurde beschlossen, scharfe Maßnahmen zu ergreifen. Am nächsten 
Tag erließ der Stadthauptmann einen Aufruf an die Bevölkerung mit der 
Warnung, daß zur Beendigung der Unruhen die äußersten Maßnahmen 
getroffen werden würden. Kurzum, es wurde der berüchtigte Befehl Tre- 
pows aus dem Jahre 1905 wiederholt: „Mit den Patronen nicht geizen!“ 

Trotz all dieser Maßnahmen ging die Bewegung nicht zurück, son¬ 
dern wuchs vielmehr von Tag zu Tag. Die folgenden Tage, vom 8. bis 
12. Juli, waren die stürmischsten. Die Zahl der Streikenden blieb die 
ganze Zeit auf dem Stand von rund 150 000 Menschen. 

Am 9. Juli tauchten in den Straßen von Petersburg Barrikaden auf. 
Zum Bau von Barrikaden dienten angehaltene Straßenbahnwagen, Ton¬ 
nen, Pfeiler. Das alles wurde mit Draht umflochten. Ein großer Teil der 
Barrikaden war auf der Wyborger Seite erbaut worden: an der Ecke 
des Sampsonijewski und des Baschenny Prospekts, des Fljugow- und 
des Murinski Prospekts, der Pargolowskaja Straße und des Murinski 
Prospektes, der Serdobolskaja Straße und des Jasykow Prospektes 
und an anderen Straßenkreuzungen. Im Bezirk der Wassiljewski Insel 
wurden die Barrikaden aus Tonnen auf dem Großen Prospekt errichtet. 
An der Sestrorezker Eisenbahn wurde durch eine Barrikade der Zug¬ 
verkehr aufgehalten. 

Die Juli-Bewegung 1914 wurde durch die Kriegserklärung zum 
Stillstand gebracht, obwohl die Streiks zwei Tage vor der Kriegs¬ 
erklärung am 17. Juli aufhörten. Aber bereits an diesem Tag lebte die 
Stadt in der Atmosphäre der heranreifenden Kriegskrisc. Schon eine 
Woche vor der Kriegserklärung begannen in Petersburg patriotische 
Kundgebungen. Unter solchen Umständen fiel es der Polizei bereits 
leichter, mit den Aktionen der Arbeiter fertig zu werden. Gleichzeitig 
erklärten sidi die Fabrikanten und Werkbesitzer, die zunächst die Aus¬ 
sperrung verkündet hatten, was wiederum die revolutionäre Stimmung 
der Arbeiter erhöhte, nunmehr im Zusammenhang mit den Aussichten 
auf Kriegsaufträge zu Zugeständnissen bereit. 
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Es ist durchaus möglich, daß die Juli-Aktion auch unter normalen 
Umständen noch nicht die „neunte Woge“ gewesen wäre. Aber jeden¬ 
falls wäre der endgültige Sturmangriff auf den Zarismus — hätte es 
keinen Krieg gegeben — die nächste, sehr bald nach dem Juli an¬ 
brechende Etappe gewesen. Der Krieg hat diesen Sturm fast zwei¬ 
einhalb Jahre aufgeschoben. Juli 1914 und Februar 1917, die durch die 
Kriegsjahre getrennt sind, schließen sich in der allgemeinen Kette der 
revolutionären Bewegung unmittelbar aneinander an. 


Kapitel XIX 
Die „Prawda“ 

1. Die Rolle der „Prawda“ in der revolutionären Bewegung 

In der Entwicklung der revolutionären Bew'egung am Vorabend des 
ersten imperialistischen Krieges hat die „Prawda“ eine in ihrer Be¬ 
deutung außerordentliche Rolle gespielt. Die „Prawda“ entstand mit 
dem neuen Aufschwung der revolutionären Bewegung. Am 22. April 
(5. Mai) 1912 erschien die erste Nummer der „Prawda“. Seitdem gilt 
der 5. Mai als der Festtag der Arbeiterpresse. 

Gleich von den ersten Tagen ihres Bestehens an wurde die „Prawda“ 
zu einem der Haupthebel unserer Partei. Nicht nur die Redaktion und 
die Gruppe von Funktionären, die an der Leitung der Zeitung teil- 
nahmen, sondern auch jeder, der die „Prawda“ vertrieb, der sie las, 
wurde faktisch zum Organisator der Arbeitermassen. Der revolutionäre 
Arbeiter hielt es für seine unbedingte Pflicht, täglich seine bolsche¬ 
wistische Zeitung zu lesen, sie sich unter allen Umständen zu beschaf¬ 
fen, welche Schwierigkeit ihm das auch bereitete. Jede Nummer der 
„Prawda“, die von Hand zu Hand ging, befriedigte Dutzende Leser, 
formte ihr Klassenbewußtsein, erzog und organisierte, kurzum, leistete 
ein großes revolutionäres Werk. 

Der Erfolg der „Prawda“ unter den Arbeitermassen erklärte sich 
durch ihre feste, bolschewistische Linie, dadurch, daß sie im Gegensatz 
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zu der opportunistischen Liquidatorenpresse („Lutsch“ und anderen 
Zeitungen) die Fragen nicht versteckt, sondern ollen, geradeheraus 
stellte. Während die Auflage des „Lutsch“ zum Zeitpunkt der stärksten 
Verbreitung dieser Liquidatorenzeitung über 15 000 bis 16 000 nicht 
hinausging, wurden von der „Prawda“ im Durchschnitt 40 000 Exem¬ 
plare täglich abgesetzt. 

Dreiviertel aller Abonnenten der Arbeiterpresse entfielen auf die 
bolschewistische Zeitung. Das gleiche Verhältnis war auch bei den 
Sammlungen für Herausgabe von Zeitungen festzustellen. Die mit den 
eigenen Mitteln der Arbeiter geschaffene „Prawda“ wurde die ganze 
Zeit hindurch von der Arbeitermasse unterstützt, während die Liqui¬ 
datoren ihre Zeitung vor allem dank den großen Spenden einzelner, 
mit den Menschewiki sympathisierender Personen herausgaben. Im 
Jahre 1913 gingen bei der „Prawda“ von Arbeitergruppen 2180 Spen¬ 
den, bei dem „Lutsch“ indessen weniger als ein Drittel davon, 
660 Spenden, ein. Im nächsten Jahre erhielt die „Prawda“ (bis Mai) 
2873 Spenden, der „Lutsch“ dagegen 671. Was die Zahl der Korre¬ 
spondenzen, der Briefe an die Redaktion und der Besucher betrifft, 
ließ die „Prawda“ die Liquidatorenpressc weit hinter sich. 

Auf jedes politische Ereignis, auf jeden Sieg und jede Niederlage der 
Arbeiterklasse reagierten die Arbeiter, indem sie der „Prawda“ Briefe, 
Grußbotschaften, Entschließungen, Berichte usw. zuschickten. Die vier 
Zeitungsseiten konnten — auch im später vergrößerten Format — 
diesen Slrom der Arbeiterkorrespondenzen nicht fassen. Manche Korre¬ 
spondenzen mußten lange liegen, che sie gedruckt werden konnten. 

Viele Korrespondenzen konnten auch mit Rücksicht auf die Zensur 
nicht veröffentlicht werden. Die Arbeiter brachten ihre Einstellung zur 
zaristischen Ordnung in scharfer Form zum Ausdruck und äußerten 
ihre Bereitschaft zum revolutionären Kampf. Die legal erscheinende 
Zeitung konnte nicht alles abdrucken. Gerade wegen der Arbeiterkorre¬ 
spondenzen wurde die Zeitung häufig mit Geldstrafen belegt oder be¬ 
schlagnahmt. Das war eine derart gewohnte Erscheinung, daß die Arbei¬ 
ter bei der Einsendung ihrer Korrespondenz im voraus schrieben: 
„Sollte die Zeitung beschlagnahmt werden, bitten wir, unsere Mitteilung 
noch einmal in der nächstfolgenden Nummer abzudrucken.“ 
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Die „Prawda“ war mit den Arbeitermassen nicht nur durch Briefe 
und Korrespondenzen verbunden. Eine gewaltige Rolle spielte die 
lebendige Verbindung der Zeitung mit den zahlreichen und ständi¬ 
gen Besuchern der Redaktion- Die „Prawda“-Redaklion war einer 
der wichtigen Knotenpunkte der organisatorischen Arbeit der Partei. 
Hier wurden Begegnungen mit Vertretern örtlicher Partcizellen 
arrangiert, hier strömte die ganze Information über die Arbeit in 
den Betrieben zusammen, hierher wurden Direktiven, Treffs usw. 
übermittelt. 

Die zaristische Ochrana begriff sehr wohl, was für ein gefährlicher 
Feind die bolschewistische „Prawda“ war. Nur den ununterbrochen an¬ 
wachsenden revolutionären Stimmungen unter den Petersburger Ar¬ 
beitern war es zu verdanken, daß die Zarenregierung es über zwei 
Jahre lang nicht wagte, mit der Arbeiterzeitung endgültig abzurechnen. 
Dafür drangsalierte sie nach verschiedenartigsten Polizeimethoden tag¬ 
täglich die Zeitung und bemühte sich, diese von den Arbeitern eroberte 
Festung gleichsam „auszuhungern“. 

Das Bestehen der „Prawda“ war ein ununterbrochener Kampf für 
jede Zeile, die die Druckpresse verließ. Verhaftungen, Geldstrafen, Be¬ 
schlagnahmen hagelten auf die „Prawda“ hernieder und ließen der 
Zeitung weder Ruhe noch Aufschub. 

Die „Prawda“ bestand etwas über zwei Jahre. Ihre Geschichte ist 
ein ununterbrochener Kampf um ihre Existenz. Unter dem Titel 
„Prawda“ erschien die Zeitung vom 22. April 1912 bis zum 5. Juli 
1913. Sie war immerfort Repressalien — Beschlagnahmen, Geldstrafen 
usw. — ausgesetzt und wurde am 5. Juli 1913 verboten. 

Anstelle der „Prawda“ begann die „Rabotschaja Prawda“ zu erschei¬ 
nen — vom 13. Juli bis zum 1. August 1913. Von den 17 heraus¬ 
gegebenen Nummern wurden 12 beschlagnahmt und zwei mit je 
500 Rubel Strafe belegt. 

Nach dem Verbot der „Rabotschaja Prawda“ begann die „Sewernaja 
Prawda“ zu erscheinen. Die erste Nummer erschien am 1. August und 
die letzte am 7. September 1913. Von den 31 herausgegebenen Num¬ 
mern wurden 20 beschlagnahmt und drei mit Geldstrafen in Höhe von 
insgesamt 1250 Rubel belegt. 
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Die „Sewemaja Prawda“ wurde von der „Prawda Truda“ — vom 
11. September bis 9. Oktober 1913 — abgelöst. Von den 20 erschie¬ 
nenen Nummern der Zeitung wurden 13 beschlagnahmt und eine 
Nummer mit 250 Rubel bestraft 

Anstelle der verbotenen „Prawda Truda“ begann „SaPrawdu“ — vom 
1. Oktober bis zum 5. Dezember 1913 — zu erscheinen. Von den 
52 Nummern der Zeitung wurden 21 beschlagnahmt und drei mit Geld¬ 
strafen belegt. 

Sie wurde von der „Proletarskaja Prawda“ abgelöst — vom 7. De¬ 
zember 1913 bis zum 21. Januar 1914. Von 34 Nummern wurden 12 
beschlagnahmt. 

Statt der verbotenen „Proletarskaja Prawda“ begann der „Put 
Prawdy“ zu erscheinen — vom 22. Januar bis zum 21. Mai 1914. Ins¬ 
gesamt erschienen 92 Nummern, davon wurden 12 beschlagnahmt und 
5 mit Geldstrafen belegt. 

Vom 23. Mai bis 8. Juli 1914 erschien anstelle des verbotenen 
„Put Prawdy“ die „Trudowaja Prawda“. Von 35 Nummern wurden 
5 beschlagnahmt und eine mit Geldstrafe belegt. Am 8. Juli 1914 
stellte die „Prawda“ ihr Erscheinen ein, da die Redaktion der Zeitung 
von der Ochrana vollkommen zerschlagen und ihre Mitarbeiter ver¬ 
haftet waren. 

Die Partei schuf ihre Zeitung unter ungemein schwierigen Bedin¬ 
gungen. Das Zentralkomitee maß der Zeitung außerordentliche Be¬ 
deutung bei und hielt sie für eines der Hauptgebiete der revolutionären 
Arbeit. Der Gruppe von Genossen, die unmittelbar in der „Prawda“ 
arbeiteten, übertrug das Zentralkomitee schwere und bedeutsame Auf¬ 
gaben. 

Große Bedeutung bei der Festigung und Unterstützung der „Prawda“ 
hatte die Dumafraktion der Bolschewiki. 

Gute Arbeit leistete in der „Prawda“-Redaktion W. M. Molotow. 
Als Student des Polytechnischen Instituts war Genosse Molotow einer 
der Leiter des vereinigten Komitees der sozialdemokratischen Frak¬ 
tionen der Hochschulen, das ganz und gar unter dem Einfluß der Bol¬ 
schewiki stand. Gleichzeitig war Genosse Molotow Mitglied des Peters¬ 
burger Komitees der Bolschewiki und leistete propagandistische Arbeit 
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im Wyborger Bezirk sowie unter den Eisenbahnern der ehemaligen 
Nikolai-Eisenbahn. In der „Prawda“ war Genosse Molotow Sekretär 
der Redaktion. 

Die „Prawda“-Redaktion war faktisch der legale Stab der illegalen 
bolschewistischen Arbeit Hierher kamen Vertreter aus den Arbeiter¬ 
bezirken, hier vereinbarte man illegale Versammlungen und Aktionen, 
hier gab man die Treffs an, führte Sammlungen von Mitteln für revo¬ 
lutionäre Zwecke durch, organisierte die Leitung der Streiks usw. 
Zehntausende von Korrespondenzen aus allen Teilen Rußlands über 
das Leben der Werktätigen, über ihren Kampf gegen die zaristische 
Willkür und Ausbeutung rüttelten das Bewußtsein breiter Massen wach 
und bezogen sie in den revolutionären Kampf ein. 

Genosse Molotow war stets im Zentrum, war stets der Hauptleiter 
dieser gesamten Arbeit und brachte der Arbeiterzeitung besondere 
Liebe entgegen. Die Arbeiter kannten sehr gut den jungen Studenten 
des Polytechnischen Instituts, den Sekretär der „Prawda“, von dem sie 
Hinweise erhielten, der die Notizen der Arbeiter korrigierte, in der 
revolutionären Arbeit half und selbst unter verschiedenen Namen Ar¬ 
tikel und Notizen für die „Prawda“ schrieb. 

In seinen Erinnerungen anläßlich des zehnjährigen Bestehens der 
„Prawda“ — am 5. Mai 1922 — beschrieb Genosse Molotow lebendig 
diese Periode seiner Arbeit: „Damals flutete in mein Zimmer des Re¬ 
daktionssekretärs ein Strom von Menschen und Ereignissen von einer 
so frischen revolutionären Stärke und Kühnheit, wie es sie nur in sol¬ 
chen denkwürdigen Perioden gibt wie die Epoche der Arbeit der 
, Prawda*.“ 

2. Die „Prawda“ und die bolschewistische Dumafraktion 

Unsere Fraktion in der Reichsduma und die „Prawda“ waren eng 
miteinander verbunden, bildeten ein einheitliches Ganzes. Nur mit 
Hilfe der Zeitung konnten wir, die Mitglieder der Dumafraktion, jene 
Aufgaben lösen, die uns von der Partei und der revolutionären Be¬ 
wegung gestellt wurden. Die Duma benutzten wir als eine Tribüne, von 
der aus man über die Köpfe jedweder Parlamentarier hinweg zu den 
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breiten Arbeiterinassen sprechen konnte. Doch die Dumatribüne konnte 
nur ausgenutzt werden, wenn man eine eigene, eine Arbeiterpresse be¬ 
saß. Die sogenannten liberalen Zeitungen widmeten unseren Reden 
insgesamt zwei bis drei Zeilen oder schwiegen sie gar völlig tot. Hätte 
es keine bolschewistische Arbeiterpresse gegeben, wären unsere Reden 
in den vier Wänden des Taurischen Palastes steckengeblieben. 

Doch darauf beschränkte sich die Unterstützung unserer Dumalätig- 
keit durch die „Prawda“ nicht. In der Redaktion verkehrten wir mit 
Vertretern Petersburger Betriebe, erörterten mit ihnen Fragen ver¬ 
schiedenster Art, berieten uns, erhielten von ihnen Informatio¬ 
nen, — kurzum, die „Prawda“, um die sich ein Aktiv revolutionärer 
Arbeiter scharte, diente als ständige Quelle, die die Arbeit der Fraktion 
speiste. 

Seit den ersten Tagen ihres Bestehens sah die Fraktion die Arbeit in 
der Zeitung als ihre vordringliche Aufgabe an. Die gleiche Pflicht wurde 
der Fraktion auch vom Zentralkomitee auferlegt. Gleich nach Eröffnung 
der IV. Duma am 11. Dezember 1912 veröffentlichte die bolschewistische 
Sechsergruppe in der „Prawda“ folgende Erklärung mit dem Appell an 
die Arbeiter, die Zeitung zu unterstützen. 

„In der vollen Zuversicht, daß die »Prawda 4 die ihr vom gegen¬ 
wärtigen Moment auferlcgtc Aufgabe des Zusammenschlusses der fort¬ 
schrittlichen Kräfte des Proletariats lösen wird, fordern wir Euch, 
Genossen, auf, die ,Prawda 1 zu unterstützen, sie zu vertreiben und mit 
Material zu versorgen. Gewiß ist die ,Prawda* nicht ohne Mängel, wie 
jede neue Sache, die noch nicht erstarkt ist. Aber das einzig sichere 
Mittel dagegen ist die einträchtige und unermüdliche Unterstützung 
der Zeitung.“ 

Eine große Arbeit während der Kampagne vor den Dumawahlen, 
zur Herausgabe und Verbreitung der Arbeiterzeitung „Prawda“, zur 
Unterstützung der bolschewistischen Dumafraktion und im Kampf 
gegen die Liquidatoren leistete in dieser Periode M. I. Kalinin, und 
seine Rolle als Organisator der Arbeitermassen um die Partei der 
Bolschcwiki war sehr bedeutsam. 

Laut Parteibeschluß wurden mir einige Pflichten bei der Herausgabe 
der Zeitung übertragen. 
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„Der Arbeiterdeputierte und die Arbeiterzeitung dienen ein und der¬ 
selben Sache“, schrieb ich am 6. Januar 1913 in einem Aufruf an die 
Petersburger Arbeiter, der in der „Prawda“ veröffentlicht wurde. 
„Zwischen dem Arbeiterdeputierten und der Arbeiterzeitung der be¬ 
treffenden Stadt muß stets die engste Verbindung bestehen. Das ist der 
Grund, Genossen, weshalb ich es für meine Pflicht hielt, an der Heraus¬ 
gabe unserer Arbeiterzeitung ,Prawda 1 aktivsten Anteil zu nehmen. 
Genossen! Wir Arbeiter haben selbst, durch eigene Bemühungen, mit 
unseren Arbeitergroschen unsere erste Arbeitertageszeitung in Ruß¬ 
land — die ,Prawda* — geschaffen. Wir Petersburger Arbeiter mar¬ 
schierten dabei in den ersten Reihen. Aber es genügt nicht, eine Zeitung 
zu gründen, man muß sie festigen, kräftigen, auf eigene Füße stellen, 
und in dieser Hinsicht steht uns noch viel, sehr viel Arbeit bevor. Jeder 
Arbeiter muß zum ständigen Abonnenten seiner Zeitung werden, jeder 
Abonnent muß für die Gewinnung weiterer ständiger Abonnenten 
sorgen. Man muß laufend Sammlungen für die ,Prawda* durchführen, 
man muß die ,Prawda* stets und überall verlangen und sie soweit wie 
möglich verbreiten. Einträchtiger an die Arbeit für unsere ,Prawda*, 
Genossen! Laßt uns alle unsere Pflicht gegenüber der Zeitung erfüllen, 
die der Sache der Arbeiter dient.“ 


3. Im täglichen Kampf mit der Polizei 

Die Agitation für die Zeitung, die Aufrufe zu ihrer Unterstützung, die 
Beschaffung von Geldmitteln war nur ein Teil meiner Pflichten bei der 
Herausgabe der „Prawda“. Die meiste Zeit und die meiste Energie 
mußten für den Kampf gegen die Repressalien aufgewa'ndt werden, 
die immer wieder auf die Zeitung niederprasselten. Fast jeden Tag 
mußte ich mich für die Zeitung einsetzen, gegen die nächstfällige Be¬ 
schlagnahme der „Prawda“ kämpfen, zu den verschiedensten Methoden 
und Tricks greifen, damit die neueste Nummer der Zeitung den Leser 
erreichte^ 

Das formelle Verfahren der Zeitungsherausgabe war folgendes: Ein 
Exemplar der gedruckten Zeitung wurde von der Druckerei aus zur 
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Durchsicht an das Komitee für Presseangelegenheiten geschickt, und 
gleichzeitig gelangte die Zeitung zum Verkauf. Gewöhnlich sperrte das 
Komitee unverzüglich die Zeitung und gab der bereitstehenden Polizei 
sofort die Weisung, die Nummer zu beschlagnahmen. Bis die Zeitung 
von der Iwanowskaja Straße, wo sich die Druckerei befand, nach der 
Mochowaja Straße zum Komitee gelangt war, verging eine gewisse, 
sehr kurze Frist. Just diese Frist mußte genutzt werden, um die ge¬ 
druckte Zeitung aus der Druckerei herauszubringen. In Erwartung der 
„Prawda“ versammelten sich gewöhnlich schon im Morgengrauen auf 
dem Hofe der Druckerei Vertreter der Betriebe, bezogen die strategisch 
günstigsten Punkte und bereiteten sich darauf vor, mit dem frisch ge¬ 
druckten Zeitungspaket auf die Straße zu flitzen. 

Etwas später kam die Polizei hinter unseren Trick, und schon seit 
abends wimmelte der ganze Bezirk um die Redaktion Tag für Tag von 
einer Spitzelarmee, während der Hof der Druckerei und die benach¬ 
barten Quergassen nicht selten mit Abteilungen berittener und unbe¬ 
rittener Polizisten vollgestopft wurden. Die Beamten des Komitees für 
Presseangelegenheiten kamen unter Verletzung geltender Gesetze in die 
Druckerei, um die Zeitung gleich an der Druckerpresse zu sperren. Nun 
kamen die Mitarbeiter der „Prawda“ darauf, die Pakete fertiggedruckter 
Zeitungen in allen Ecken, auf der Treppe, auf dem Dachboden, mit 
einem Wort, wo es nur möglich war, zu verstecken, um — wenn die 
Polizei fortgegangen war — wenigstens eine gewisse Anzahl Zcitungs- 
exemplare auf die Straße zu bringen. 

Sich mit der Polizei, mit den Gesetzesbrechern aus dem Komitee für 
Presseangelegenheiten auseinanderzusetzen und die Wahrung wenn 
auch nur äußerlicher, formaler Anstandsregeln zu fordern — darauf 
liefen die ständigen Bemühungen um die „Prawda“ hinaus. Die be¬ 
rüchtigte Deputiertenimmunität, mit der ich als Mitglied der Reichs¬ 
duma versehen war, erleichterte etwas diese Schwierigkeiten für die 
Zeitung. Aber sie sicherte natürlich in keiner Weise weder mich noch 
meine Fraktionsgenossen gegen die Verfolgungen der Polizei und der 
Justiz. Die Untersuchungsbeamten stapelten eine Akte gegen uns auf 
die andere, und wenn das Kräfteverhältnis im Kampf der Arbeiter 
gegen die Zarenregierung ihnen günstig erschien, präsentierten sie ihre 
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Rechnung. Wegen der Zeitung wurde ich wiederholt gemäß den Para¬ 
graphen 1034, 129 und anderen belangt. Vorläufig wagte es die Regie¬ 
rung noch nicht, die Arbeiterdeputierten zu verhaften, doch dafür 
strengte sie ein Verfahren an, um andere, eher erreichbare Genossen in 
diesen Fall zu verwickeln. 

„Wer redigiert die ,Prawda*? Wer sind die Mitarbeiter der Zeitung?“ 
wollte der Untersuchungsbeamte für „besonders wichtige“ Fälle bei der 
Vernehmung von mir wissen. 

„Der Name des Redakteurs wird in jeder Zeitungsnummer gedruckt, 
die Mitarbeiter sind Tausende Petersburger Arbeiter und Arbeiter ganz 
Rußlands“, war die stereotype Antwort, die der Gerichtsbeamte erhielt. 

Im Mai 1913 wurde die „Prawda“ geschlossen und erschien einige 
Tage später unter einem neuen Titel. Zu dieser für alle offenkundigen 
Tarnung mußte man auch künftighin Zuflucht nehmen. Die Redaktion 
hatte einen Vorrat im voraus vorbereiteter Genehmigungen für neue 
Zeitungen, in deren Titel unabänderlich das Wort „Prawda“ beibehalten 
wurde. „Sa Prawdu“, „Proletarskaja Prawda“, „Sewernaja Prawda“, 
„Put Prawdy“ — alle diese Titel folgten aufeinander. Noch rascher 
wechselten die Namen der Redakteure und Herausgeber der Zeitung, 
und jeder von ihnen wurde nach ein bis zwei Wochen des Abzeichnens 
der Zeitung für einige Monate ins Gefängnis gesperrt. 

Die Ochrana zögerte nicht lange, wenn es galt, die „Prawda“ zu 
schließen. Aber auch unser „Prawda“-Apparat war so eingespielt, daß 
die Petersburger Arbeiter fast keinen Tag ohne ihre bolschewistische 
Zeitung blieben. 

Bei der Herausgabe der Zeitung stieß man auf endlose Schwierig¬ 
keiten verschiedener Art. Nicht die letzte Rolle spielten unter ihnen die 
materiellen Fragen. Die „Prawda“ wurde vorwiegend mit Mitteln her¬ 
ausgegeben, die von den Arbeitern selber gesammelt und gespendet 
wurden. In allen Petersburger Betrieben wurde regelmäßig für die 
Herausgabe der Zeitung gesammelt. 

Gewisse materielle Unterstützung erhielten wir zuweilen auch von 
Einzelpersonen, die der revolutionären Arbeiterbewegung nahestanden, 
darunter auch von A. M. Gorki, der stets — soweit es in seinen Kräften 
stand — unserer Partei half. Gorki war ständiger Mitarbeiter aller 
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bolschewistischen Publikationen. Durch seine Mitwirkung und Autoriliil 
leistete er der „Prawda“ nicht nur eine moralische Unterstützung, n 
traf vielmehr alle Maßnahmen, um auch die für die Zeitung benötigten 
Mittel zu beschaffen. 

Nach der Rückkehr aus der Emigration lebte Gorki in Finnland, 
unweit von Petersburg. Im Sommer 1913 begab ich mich zu ihm. Um 
Gorki nicht „hochgehen“ zu lassen und keinerlei Polizeiverfolgungon 
auszusetzen, mußte äußerste Vorsicht gewahrt werden. Zu Gorki begab 
ich mich im Aufträge unseres Parteizentrums. Seine Hilfe und Mitwir 
kung wurden nicht nur in der Zeitung, sondern auch in einer Reihe von 
Fragen der Parteiarbeit gebraucht. 

Als wir den sachlichen Teil der Unterredung beendet hatten, über¬ 
schüttete mich Gorki mit Fragen nach dem Leben der Partei, nach dem 
Stand der revolutionären Bewegung, nach der illegalen Arbeit, nach der 
Tätigkeit unserer Dumafraktion, nach der Arbeit der bolschewistischen 
Deputierten außerhalb der Duma usw. Mit großer Aufmerksamkeit 
erkundigte er sich sowohl nach der allgemeinen Lage des revolutionären 
Kampfes als auch nach einzelnen Details. Doch ein besonders gespanntes 
und lebhaftes Interesse zeigte Gorki für das, was in den Fabriken und 
Werken, mitten im Leben der Arbeiter vor sich ging. Ich kam mit der 
Beantwortung seiner aufeinanderfolgenden Fragen gar nicht mit. Auf 
die ihm vorgebrachte Bitte reagierte Gorki sehr lebhaft und versprach, 
alles in seinen Kräften Stehende zu tun. Er nahm energischen Anteil an 
der Erledigung der Angelegenheiten, die ich mit ihm besprochen hatte, 
und half bei der Aufnahme der erforderlichen Beziehungen sowie bei 
der Beschaffung von Mitteln, die damals für die Arbeit der Partei und 
insbesondere für die Herausgabe der „Prawda“ benötigt wurden. 

Die Zählebigkeit der „Prawda“ versetzte die Polizei in Wut; nach 
und nach geriet sie völlig außer Rand und Band und ließ auch die 
elementarsten gesetzlichen Formalitäten gänzlich außer acht. Ohne 
irgendeine Verfügung über die Beschlagnahme stürzten sich die Schutz¬ 
leute auf die Zeitungshändler, verhafteten sie und nahmen ihnen die 
„Prawda“-Bündel fort. Die Frechheit der Polizei war so offenkundig, 
daß diesen Überfällen später nicht einmal entsprechende Verfügungen 
des Komitees für Presseangelegenheiten folgten. 



linde Februar 1914 drang eine Polizeiabteilung mit einem der 
höchsten Polizeioffiziere an der Spitze ohne irgendeine Order oder Ver¬ 
fügung, sicherlich auf Anordnung der Ochrana, nachts in die Redaktion 
ein. Die Polizei riß das Schloß von der Tür und nahm eine Haussuchung 
vor, wobei sie alle Akten und Manuskripte durcheinandenvarf und 
verstreute. Gegen vier Uhr früh wurde mir der Überfall auf die Zeitung 
telefonisch mitgeteilt. Ich eilte in die Redaktion und geriet mit der 
Polizei, die ich auf die Ungesetzlichkeit des Einbruchs und der Haus¬ 
suchung hinwies, in Streit Damals war ich offiziell nicht mehr der 
I lerausgeber der Zeitung. 

Die Polizeioffiziere fielen über mich her. „Was mischen Sie sich ein? 
Sie sind hier ein Fremder, das geht Sie nichts an.“ 

„Das soll mich nichts angehen? Ich bin ein Arbeiterdeputierter, und 
die Zeitung ist eine Arbeiterzeitung. Wir verrichten das gleiche Werk.“ 
Die Polizei setzte jedoch die Durchsuchung fort und nahm alle 
Materialien, die ihr Gefallen fanden, mit. Am nächsten Tage begab ich 
mich in das Ministerium, um gegen das gesetzwidrige Vorgehen der 
Polizei zu protestieren. Diese Proteste führten natürlich zu keinerlei 
praktischen Ergebnissen. Minister und Schutzmann steckten unter einer 
Kappe. 

Gerade zu dieser Zeit brachte die Regierung in der Duma ein neues 
Pressegesetz ein, das die letzten Überreste der 1905 errungenen „Frei¬ 
heiten“ aufhob. Durch die Überfälle auf die „Prawda“ wurde uns somit 
das Wesen des künftigen Gesetzes in der Praxis demonstriert. 


4. Die Interpellation in der Duma 
über die „Prawda“ und die Arbeiterpresse 

Im Zusammenhang mit den verstärkten Repressalien brachte die 
Fraktion in der Duma eine Interpellation über die wiederholten gesetz¬ 
widrigen Beschlagnahmen der „Prawda“ ein. Um die Dringlichkeit der 
Interpellation im Namen der Fraktion zu unterstützen, hielt ich in der 
Sitzung vom 4. März 1914 eine Rede, die der allgemeinen Lage der 
Arbeiterpresse in Rußland gewidmet war. Meine Rede war im Grunde 
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ein Appell an die Arbeitermassen, sich enger um die „Prawda“ zusam¬ 
menzuschließen und diese durch ihre Unterstützung noch mehr zu 
festigen. 

„Zur Verteidigung der Dringlichkeit unserer Interpellation“, so sagte 
ich, „will ich ein Bild von der Lage geben, in der sich die Arbeiterpresse 
gegenwärtig befindet Wenn wir unsere Interpellationen einbrachten, 
standen Sie unermüdlich auf, stimmten gegen diese und sagten damit 
der gesamten Arbeiterklasse ungeniert, daß Sie die provokatorischen 
Handlungen der Polizei billigen. Doch sagen Sie uns, Sie Herren des 
leidgeprüften Rußlands: welche Gesetze existieren denn eigentlich für 
Sie — jene, die als angeblich unerschütterlich bezeichnet werden, oder 
jene, die in den finsteren Abteilungen der Ochrana und den Folter¬ 
kammern der Polizei fabriziert werden? Unsere Presse ist ein wahrer 
Großmärtyrer. Wer maßregelt sie nicht alles! In der Hauptstadt der 
angetrunkene halbgebildete Beamte, in der Provinz die Stadthauptleute, 
die Kreaturen Purischkewitschs und seiner Freunde. Aber dennoch ist 
im Dorfe der Polizist der beste Zensor: Dort übt er die Zensur über die 
100 Millionen zählende Masse der Bauernschaft aus. 

Eine Meldung nach der andern bringen die Zeitungen darüber, wie 
dieser oder jener Polizist das gedruckte Wort verhöhnt. Unerschütter¬ 
lich blieben nur die Bedingungen der Leibeigenschaft, die Herrschaft 
des Polizisten über Leib und Seele des russischen Menschen, des Poli¬ 
zisten jeder Art, angefangen vom Schutzmann bis zum Minister persön¬ 
lich. Das ist die tatsächliche Zensur unserer russischen Presse. 

Die Ochrana aber ist eine Art Unterweisungskomitee, sie verschickt 
ihre Meinungen über Druckerzeugnisse, wie die Polizei am besten mit 
der unerwünschten Arbeiter- und Bauernpresse fertig werden kann. Sie 
alle, meine Herren, wissen und lesen in den Zeitungen, wie die Büttel das 
freie Wort verhöhnen — auch die unschuldige Presse bekommt es sogar 
zu spüren. Es sind nicht nur Kadetten und Progressisten, sondern auch 
die Oktobristen, die bereits Gäste aus dem Komitee für Presseangele¬ 
genheiten zu empfangen und an sie Strafen zu zahlen beginnen ... 

Doch Sie, meine Herren Liberalen, sollen wissen, daß die Reaktion 
sich an der Arbeiterpresse geübt hat, sie streckt die gierige Pranke auch 
nach Ihrer Presse aus. Sie sollen wissen, daß Sie auf dem eigenen Rücken 
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die Früchte Ihrer Weigerung ernten werden, scharf, direkt und be¬ 
stimmt zum Schutze der Presse aufzutreten. Wir machen aber für die 
Verfolgung des freien Wortes in Rußland nicht nur die Reaktion, nicht 
nur die eingefleischten Konservativen verantwortlich, sondern auch 
noch die jämmerliche Feigheit der Herren Liberalen, der bürgerlichen 
Parteien schlechthin. Aber wenn es, meine Herren, auch eine Verfolgung 
der liberalen Presse gibt, wird dennoch ihr gegenüber wenigstens der 
Schein des Gesetzes gewahrt. Dagegen fühlt sich dieser allmächtige 
Polizist der Arbeiterpresse gegenüber völlig ungebunden. 

Besonders eifrig und besonders frech benehmen sich die Verwaltung 
und die Polizei seit Frühjahr vorigen Jahres. Im Monat April überfielen 
sie wie eine Horde die Redaktion, wühlten, demolierten, trugen Manu¬ 
skripte und Geschäftsbücher fort, schlossen die Zeitung, begannen die 
neuerscheinende Zeitung täglich zu beschlagnahmen und mit Geld¬ 
strafen zu belegen. Wenn die Arbeiterzeitung das auch überstanden 
hat, so nur deshalb, weil sie auf den gesunden Schultern der Arbeiter¬ 
klasse ruhte, die dieser wütenden Zensur des Polizisten standhielt. Nun 
griffen sie zu finsteren Methoden. Ich spreche, meine Herren, von den 
Tatsachen, mit denen ich selber in nahe Berührung kam, als ich dieses 
Kind der Arbeiter, die Arbeiterzeitung, gegen alle Polizeiüberfälle 
schützte. Die Polizisten — vom Zensurkomitee angefangen bis zur 
Ochrana — genierten sich nicht, in die Druckerei zu kommen und dort 
anzurichten, was ihnen nur einfiel. Man hielt an den Straßenecken 
Zeitungsverkäufer an, nahm ihnen noch nicht beschlagnahmte Zeitungs¬ 
nummern fort, sichtete den Briefwechsel, sperrte alle Geldüberweisun¬ 
gen, verhaftete jeden, der mit dieser Zeitung auch nur in Berührung 
kam, während die Redaktion von einer Spitzelarmee umstellt wurde. 

Und was tun die Polizisten im Dorfe? Ich werde Ihnen, meine Herren, 
vorlesen, was ein Arbeiter aus dem Olonezer Gouvernement schreibt: 
,Am 8. Januar, am Tage des Posteingangs, als alle Verbannten mit 
Ungeduld das Eintreffen der Arbeiter-„Schwalbe“ erwarteten, teilte uns 
der Leiter des Postdienstes mit, daß der Polizeiunteroffizier angeordnet 
habe, die Zeitungen und Zeitschriften zurückzuhalten. Wie, weshalb, 
mit welcher Begründung? „Vorläufig nicht bekannt“, antwortete uns 
der Schreiber. Wir gingen zum Polizeiunteroffizier und forderten von 
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ihm Aufklärung, doch der Polizeibeamte teilte uns mit, daß er unsere 
Zeitungen und Zeitschriften sichten werde. „Das ist nicht eure Sache. 
Ich gehe zur Post und sehe nach, was man euch geschickt hat; was man 
ausgeben kann — gebe ich aus, was nicht — nehme ich fort“, antwortete 
der Polizeiunteroffizier. Vergeblich versuchten wir zu beweisen, daß 
das Postamt ohne ein offizielles Dokument kein Recht habe, die Aus¬ 
lieferung irgendeiner Korrespondenz zu verweigern. Unsere Protest¬ 
stimme blieb die Stimme eines Predigers in der Wüste. Der Polizei- 
untcroffizier, der auf die Post gekommen war, wies dem Schreiber 
irgendeinen Wisch — weiß Gott von wem geschrieben und welchen 
Inhalts — vor, aber diesem genügte offenbar auch das, und die Post, 
unsere Zeitungen und Zeitschriften, wurden ihm zur Durchsicht aus- 
geliefert. Und nun begann der neugebackene Zensor, die „Proletarskaja 
Prawda“ Nr. 17 durchzusehen. Danach legte er sie beiseite; dann nahm 
er die „Nowaja Rabotschaja Gasela“ Nr. 111 und legte sie dazu. Dann 
nahm er die Zeitschrift „Sojus Potrebitelej“ (Die Konsumgenossen¬ 
schaft) und legte sie auf die andere Seite. Nach Beendigung der Zensur 
händigte der Polizciunleroffizier uns die Zeitschrift „Sojus Potrebitelej“ 
aus, während er die „Proletarskaja Prawda“ und die „Nowaja Rabot¬ 
schaja Gaseta“ an sich nahm. Das alles machte er ganz vertraulich, ohne 
irgendwelche offiziellen Dokumente, und was sollte er auch damit! 
Zwar hat der Polizeiuntcroffizier am übernächsten Tag zur Rechtferti¬ 
gung seiner Handlungen für den Schreiber ein Papier geschrieben, in 
dem er mitteilte, der Innenminister habe die Polizei streng vertraulich 
angewiesen, auf der Post die „Proletarskaja Prawda“, die „Nowaja Ra¬ 
botschaja Gaseta“ und die „Sewernaja Mysl“ fortzunehmen, doch diese 
Verfügung, dieses Papier sei niemandem bekannt, es sei sogar ohne eine 
Nummer zugeschickt worden.* Das schreibt also, meine Herren, ein 
verbannter Arbeiter aus dem Olonezer Gouvernement, dort beschlag¬ 
nahmen die Polizisten nicht nur, sondern sie tun alles, was ihnen beliebt 
Denken Sie nur, meine Herren, in allen Polizeirevieren scheinen 
sich alle, angefangen von den untersten bis zu den höchsten Dienst¬ 
rängen, nur mit der einen Frage zu befassen: Wie schüttet man dieses 
helle, um die Arbeiterzeitung lodernde Feuer mit Pflastersteinen zu. 
Denn wenn sie bestraft wurde, so nur dafür, daß sie über jene Streiks 



berichtete, die sich im Lande in der letzten Zeit so breit zu entwickeln 
begannen. Aber, meine Herren, warum wurde das getan? Warum tut 
der Polizeioffizier, warum tun die Schutzleute und die Revieraufseher 
so ungehindert alles, was ihnen beliebt, beschlagnahmen sie die Num¬ 
mern und verhaften nicht selten die Zeitungsverkäufer zusammen mit 
den Zeitungen? Warum, wenn nicht auf Anweisung von oben. Die 
Obrigkeit befiehlt die ,Proletarskaja Prawda* fortzunehmen, und die 
Zeitungen werden wahllos fortgenommen. Hier geht es bereits nicht 
um das Gesetz, sondern um die Anweisung des Vorgesetzten, sei es der 
Minister persönlich oder der Chef der Ochrana — das ist egal. 

Indem wir, meine Herren, diese Interpellation cinbringen und auf 
ihrer Dringlichkeit bestehen, fragen wir Sie: Sagen Sie uns, meine 
Herren Gesetzgeber, daß Sie das Pressegesetz, auflieben, oder sagen 
Sie, daß die Duma nicht legitim sei, oder sagen Sie uns, daß die Arbei¬ 
terpresse nicht nur vom Komitee für Presseangelegenheiten, sondern 
auch noch von jedem Schutzmann durchgesehen werden müsse? Sagen 
Sie uns, meine Herren Gutsbesitzer, die nun ein unerschütterliches 
Pressegesetz vorbereiten: ist diese beispiellos barbarische Gesetzlosig¬ 
keit gesetzlich oder nicht? Wir stellen Ihnen die Frage direkt und möge 
Ihre Antwort die Antwort an das ganze Volk sein: Rechtfertigen Sie 
diese Willkür und unterstützen Sie die Hand, die auf den Rücken der 
Arbeiterpresse einschlägt? Denn die Abgabe Ihrer Stimme gegen unsere 
Interpellation wird den Arbeitern des ganzen Landes sagen, daß Sie 
gegen das freie Wort in Rußland sind, daß Sie dem außer Rand und 
Band geratenen Polizisten Beifall klatschen, daß Sie die Fesseln sanktio¬ 
nieren, die der Arbeiterpresse von der gegenwärtigen Regierung an 
Händen und Füßen angelegt werden. Was können Sie den Arbeitern 
sagen? Sic können sagen: Wartet, bald hat die Willkür ein Ende, wir 
werden ein Pressegesetz ausarbeiten. Wir wissen, was das für ein Gesetz 
ist. Dieses Gesetz bietet nur die eine Möglichkeit — ganz Rußland mit 
Schwarzhunderterblättchen zu überschwemmen. 

Doch Ihre Spekulationen, meine Herren, waren auf Sand gebaut und 
ohne den wahren Herrn gemacht, das Land hat sein entscheidendes 
Wort noch nicht gesprochen. Warten Sie nur, das Land wird es schon 
sprechen. Und Ihr Gesetzentwurf wird unter den Trümmern der gegen- 
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wärtigen Ordnung begraben. (Beifall links, Heiterkeit rechts.) Meine 
Herren, Sie möchten die Arbeiterpresse abwürgen, das wird Ihnen nicht 
gelingen. Wenn die Repressalien gegen die Arbeiterpresse wachsen, 
dann wachsen auch die Bemühungen der Arbeiter. Teil muß Ihnen mehr 
sagen: In Deutschland ist es Bismarck, dem eisernen Kanzler, wie er 
damals genannt wurde, vor einigen Jahrzehnten eingefallen, die Arbei¬ 
terpresse abzuwürgen, und er hat zu diesem Zweck ein besonderes 
Gesetz erlassen. Dieser Mensch, Sie wissen es, meine Herren, dürfte 
größer gewesen sein als Herr Maklakow und als Herr Goremykin und 
vielleicht sogar als diese beiden zusammengenommen. 

Und kaum war dieses Gesetz im Parlament eingebracht, als der 
Führer der deutschen Arbeiter, August Bebel, die Tribüne bestieg und 
den damaligen Reaktionären erklärte: ,Sie, meine Herren, wollen die 
Arbeiterpresse vernichten. Das wird Ihnen nicht gelingen: danach wird 
ganz Deutschland von der illegalen Presse überschwemmt werden/ 

Und was kam dann? Die Arbeiter machten das Wort ihres Führers 
wahr: Sic schufen die illegale Presse in Hunderttausenden von Exem¬ 
plaren, zu ihrem Vertrieb schufen sie die sogenannte rote Post, die in 
Werken und Fabriken ihre Presse vertrieb — und dann ließ die deutsche 
Polizei ohnmächtig die Arme sinken, und Bismarck selber mußte einige 
Jahre später zugeben, daß der Wunsch der Arbeiter nach eigener Presse 
unüberwindlich ist. 

Und nun, meine Herren, will ich vor Ihnen nicht prophezeien, muß 
aber dennoch der Zuversicht Ausdruck geben, daß die Arbeiter in Ruß¬ 
land ebenso wie die in Deutschland — ungeachtet aller Wünsche der 
Herren aus dem Polizeiamt, die Arbeiterpresse «abzuwürgen — eine 
eigene Presse besitzen werden, und sie werden ihre Presse unter allen 
Umständen haben, so sage ich, und dieser mein Ruf wird von den 
Arbeitern aller Fabriken und Werke nicht nur in Petersburg, sondern 
auch in ganz Rußland unterstützt werden. Die Arbeiter sind gegen 
Ihren Pressegesetzentwurf, sie werden die Arbeiterpresse unterstützen 
durch Sammlungen, durch verstärkte Sammlungen, durch das Abon¬ 
nieren ihrer Zeitung und durch das Festigen ihrer Organisationen, damit 
ihre eigene freie Presse, nicht aber die Presse Maklakows und Purisch- 
kewitschs Wirklichkeit wird.“ 



Die Schwarzhundertermehrheit der Duma lehnte die Interpellation 
ab. Doch meine Rede hatte einen anderen Zweck: die Arbeitermassen 
zur Unterstützung der Zeitung aufzurufen. Dieses Ziel wurde erreicht 
Die Sammlungen für die Zeitung und die Abonnentenzahl der„Prawda“ 
stiegen von Tag zu Tag. 

5. Die Zerschlagung der „Prawda“ 

Die Julitage 1914 waren für die „Prawda“ eine Periode der aktivsten 
Arbeit Jeden Tag wurden in der Zeitung die Kampfberiditc veröffent¬ 
licht. Die Redaktion stand ständig mit den Streikkomitees in Verbin¬ 
dung, half ihnen und erhielt von ihnen Informationen, sie organisierte 
Sammlungen usw. 

Diese fieberhafte Tätigkeit löste unverzüglich eine Reaktion bei der 
Polizei aus. Die Maßnahmen gegen die Zeitung verschärften sich, 
Strafen, Beschlagnahmen, Verhaftungen hagelten noch dichter als zuvor. 
Die Druckerei und die Redaktion waren zu jeder Tages- und Nachtzeit 
von einer Spitzelarmee, von berittener und unberittener Polizei, von 
Gendarmen — kurzum von allen Waffengattungen der Polizei belagert. 
Jede Nummer mußte der Polizei im wahrsten Sinne des Wortes abge¬ 
rungen werden, man mußte sich mit der Polizei auseinandersetzen und 
ihr nachweisen, daß die Zeitung im gegebenen Augenblick auf Grund 
dieser oder jener gesetzlichen Bestimmung nicht beschlagnahmt werden 
dürfe. 

Um die Zeitung gegen Überfälle zu verteidigen, mußte ich häufig die 
Nacht in der Redaktion verbringen und diese in ihrem Kampf gegen 
die Polizei unterstützen. Ich hatte stets eine Sammlung von Presse¬ 
gesetzen bei mir, um den Polizeioffizier jederzeit auf den entsprechen¬ 
den Paragraphen der Bestimmungen hinweisen zu können. 

Als die Regierung sah, daß die Petersburger Arbeiter bereits Barri¬ 
kaden zu bauen begannen, ging sie zum Gegenangriff über. DieOchrana 
verhaftete einzelne Revolutionäre, doch gleichzeitig begriff sie, daß es 
weitaus wichtiger sei, die ganze Organisation zu zerschlagen und vor 
allem die revolutionäre Bewegung ihrer Hauptwaffe, der Presse, zu 
berauben. 
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Dieses Mal war der Überfall auf die Zeitung mit der Zielsetzung 
geplant, nicht nur die gesamte Redaktion vollzählig festzunehmen, 
sondern auch die Hauptgruppe der „Prawda“-Besucher. Am 8. Juli 
erschien die Polizei in den Räumen der „Prawda“ gegen Abend, als die 
Arbeit ihren Höhepunkt erreicht hatte. Zu dieser Zeit, nachdem die 
Fabriksirenen verklungen waren, kamen gewöhnlich Arbeiter aus allen 
Werken in die Redaktion. 

Man teilte mir den neuen Angriff auf die „Prawda“ mit. Ich begab 
mich in die Redaktion und fand alle Räume von einem Ring von 
Ochranaleuten und Gendarmen umstellt, Gendarmerie-Rittmeister 
wühlten mit ihren Gehilfen in den Tischen und Schränken der Redak¬ 
tion. Alle Räume waren demoliert. Die Mitarbeiter der Zeitung waren 
zusammen mit den Besuchern verhaftet und in ein Zimmer zusammen¬ 
getrieben worden. 

Ich drängte mich mit Mühe durch die Reihen der Gendarmen. Zu 
den verhafteten Genossen wurde ich nicht gelassen und sprach mit 
ihnen durch die geöffnete Tür. Ich erhob Protest gegen die Durchsuchung 
und die Verhaftungen und erklärte, daß ich den Fall vor die Duma 
bringen werde. Zunächst wußten die Gendarmerieoffizierc nicht, wie 
sie sich mir gegenüber verhalten sollten. Sie holten sich telefonisch 
Instruktionen von ihren Vorgesetzten ein und erhielten von diesen 
offenbar die Weisung, entschlossen vorzugehen. Die Gendarmen ver¬ 
wiesen midi aus der Redaktion und erklärten, sie ließen sich in keine 
Gesprädic mit mir ein, da idi für die Zeitung ein Fremder sei. Ich ließ 
nidit locker. Die Gewalt war aber auf seiten der Polizei, und ich mußte 
gehen, doch zuvor wurde wieder einmal ein Protokoll über meine Ein- 
mischung in die Angelegenheiten der Polizei aufgesetzt. 

Die Zerschlagung der „Prawda“ im Juli 1914 war das Signal für 
weitere Repressalien gegen die Arbeiterorganisationen. In den gleichen 
Tagen, unmittelbar vor Ausbruch des ersten imperialistisdien Krieges, 
zerschlug die Polizei alle Arbeiterzeitsdiriften, Bildungsvereine und Ge¬ 
werkschaften. Durch ganz Petersburg ging eine Welle von Massenver¬ 
haftungen. Die gruppenweise Verhafteten wurden in die nördlichen 
Gouvernements und nach Sibirien ausgewiesen. Der Ausbruch des 
Krieges war von einer weiteren Verstärkung des Polizeiregimes begleitet. 
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Die Parteiarbeit Heß nach, die Partei ging wieder in die tiefe Illegalität. 
In unserer Fraktion erörterten wir wiederholt die Frage, wie man die 
Herausgabe der Arbeiterzeitung unter irgendeinem Vorwand wieder 
aufnehmen könne. Die gleiche Frage stand unter anderen Fragen auch 
auf der Novemberberatung, bei der die gesamte Dumafraktion der 
Bolschewiki verhaftet wurde. Es gelang aber nicht, die Herausgabe der 
„Prawda“ unter den Bedingungen der Kriegszeit wieder aufzunehmen. 


Kapitel XX 

Die Vorbereitungen zum Parteitag 
1. Der Beschluß über die Einberufung des Parteitages 

Der V. Allrussische Parteitag hatte in London im Jahre 1907 statt¬ 
gefunden. Die seitdem vergangenen Jahre waren reich an großen 
Ereignissen im politischen Leben des Landes. Während dieser Zeit 
waren auch innerhalb der Partei bedeutende Veränderungen vor sich 
gegangen. War die Einberufung eines Allrussischen Parteitages in den 
Jahren der Reaktion völlig unmöglich, so hatte sich die Lage nunmehr 
geändert. Gleichzeitig stellte der ununterbrochen anwachsende Auf¬ 
schwung der Arbeiterbewegung gewaltige Aufgaben des revolulionären 
Kampfes, die auf einem Parteitag behandelt und entschieden werden 
mußten. Vor der Partei stand eine Reihe von Fragen allgemein-politi¬ 
scher Natur nebst den damit verbundenen intern-organisatorischen Fra¬ 
gen. Sie olle mußten auf einem Parteitag die endgültige Lösung finden. 

Der Beschluß über die Einberufung des Parteitages wurde im Sep¬ 
tember 1913 auf der Beratung in Poronino gefaßt. „Das Wachstum der 
Arbeiterbewegung, das Heranreifen der politischen Krise im Lande, 
die Notwendigkeit vereinter Aktionen der Arbeiterklasse im gesamt¬ 
russischen Maßstab 1 ', so hieß es in der Entschließung der Beratung, 
„machen die Einberufung eines solchen Parteitages — nach ausrei¬ 
chender Vorbereitung — notwendig und möglich.“ 1 Die Beratung rief 


1 „Die KPdSU in Resolutionen . .Teil I, S. 310, russ. 



die Genossen in allen Orten auf, die Frage des Parteitages in ihren 
Organisationen zur Diskussion zu stellen, die vorläufige Tagesordnung 
festzusetzen, den gewünschten Termin für die Einberufung des Partei¬ 
tages zu benennen, Entwürfe für Entschließungen zu verfassen, Geld¬ 
sammlungen unter den Arbeitern durchzuführen usw. 

Auf der Beratung in Poronino wurde auch der voraussichtliche Ter¬ 
min für die Einberufung des Parteitages festgelegt. Man beschloß, den 
Parteitag zeitlich mit dem Internationalen Sozialistenkongreß zu ver¬ 
binden, der in Wien im August 1914 zusammentreten sollte. Das Zen¬ 
tralkomitee hielt die weitgehende Teilnahme der Bolschewiki an diesem 
Kongreß für äußerst erwünscht und notwendig. Gleichzeitig bot die 
Verbindung der Vorbereitungsarbeiten für den Kongreß mit der Vor¬ 
bereitung zum Parteitag die Möglichkeit, diese beiden Arbeiten gründ¬ 
licher und breiter zu führen. Insbesondere wurde es dadurch möglich, 
die Einberufung des Parteitages besser geheimzuhalten. 

Als Lenin auf der Beratung in Poronino über den Sozialistenkongreß 
berichtete, betonte er, daß man eine möglichst breite Teilnahme der 
Arbeiter am Kongreß organisieren müsse. 

Bislang, so sagte Lenin, wurde die Sozialdemokratisclie Partei in der 
internationalen Arena entweder durch zentrale Parteiorgane oder durch 
verschiedene Auslandsgruppen der Partei vertreten: durch die „Wper- 
jod“-Leute, durch die „Versöhnler“ usw., denen ausschließlich Intellek¬ 
tuelle angehörten. Jetzt müsse man alle Maßnahmen ergreifen, damit 
der wahre Arbeiter vertreten sei. Man müsse anstreben, daß jede Ge¬ 
werkschaft, jede Arbeitergenossenschaft, jede Arbeilcrschule oder jeder 
Arbeiterklub, daß jede örtliche Parteiorganisation ihre gewählten Ver¬ 
treter entsende. Die Vertretung jener Organisationen, die ihre Dele¬ 
gierten aus technischen Gründen oder aus Gründen der Geheimhaltung 
nicht entsenden könnten, müsse die Dumafraktion übernehmen. Alle 
bolschewistischen Deputierten seien verpflichtet, am Kongreß teilzu¬ 
nehmen, da sie, die selbst Arbeiter seien, gleichzeitig die wahre Ver¬ 
tretung der Arbeiterklasse Rußlands darstellten. 

Lenin betonte die Notwendigkeit, den Wiener Kongreß mit der Ein¬ 
berufung des Parteitages zu verbinden. Die Wahlen zum Kongreß und 
zum Parteitag sollten so miteinander koordiniert werden, daß gleichzeitig 
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mit dem Kongreß auch der Parteitag einberufen werden könne. Auf der 
Beratung wurde beschlossen, unverzüglich die Agitation für die Ent¬ 
sendung von Delegierten zum Kongreß aufzunehmen und gleichzeitig 
mit den Vorbereitungen zum Parteitag zu beginnen. 

Diese Frage wurde gleich nach der Beratung in Poronino in den ört¬ 
lichen Organisationen zur Diskussion gestellt. Die intensivste Arbeit hin¬ 
sichtlich der Vorbereitung zum internationalen Kongreß und vor allem 
zum Parteitag entfaltete sich indessen im Frühjahr und Sommer 1914. 

Im zeitigen Frühjahr (April 1914) erhielt unsere Fraktion zusammen 
mit anderen fälligen Direktiven des Zentralkomitees von Lenin eine 
Reihe praktischer Vorschläge über Maßnahmen zur Verstärkung der 
Vorbereitungsarbeit für den Parteitag. 

„Dazu müssen“, so betonte Lenin, „in erster Linie alle illegalen 
Organisationen der Partei gefestigt werden. 

Die revolutionäre Bewegung hat die Tendenz, weiter zu wachsen, 
wenn aber gut funktionierende illegale Organisationen fehlen, kann sie 
sich, der Führung beraubt, zersplittern und als ohnmächtig erweisen. 
Die Verstärkung der illegalen Zellen ist unsere Hauptaufgabe bei der 
Vorbereitung zum Parteitag, der wiederum eine gewaltige Rolle bei der 
Formierung und weiteren Festigung sowohl des Parteizentrums als 
auch aller örtlichen Parteiorganisationen spielen muß. Der Parteitag 
wird die revolutionäre Bewegung in bestimmte feste Bahnen lenken. 
Er wird die Arbeiter politisch organisieren, bestimmte Richtlinien 
geben und gleichzeitig die Liquidatoren und insbesondere die mensche- 
wistischc Duma-Siebenergruppe endgültig erledigen. 

... Unser Sieg, das heißt der Sieg des revolutionären Marxismus, 
ist groß“, führte Lenin weiter aus. „Die Presse, die Versicherungskam¬ 
pagne, die Gewerkschaften und die Bildungsvereine — das alles ist 
unser. Aber dieser Sieg hat seine Grenzen. Wir siegten durch Disziplin, 
durch gut eingespielte Arbeit... Wenn wir die Positionen halten und 
verhindern wollen, daß die sich verstärkende Arbeiterbewegung der 
Führung der Partei entgleitet und zu einer anarchischen, zersplitterten 
Bewegung wird, müssen wir unter allen Umständen die illegalen 
Organisationen verstärken. Man kann auf den Teil der Arbeit in der 
Reichsduma, die bisher so erfolgreich geführt worden ist, verzichten, 
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aber man muß die illegale Tätigkeit außerhalb der Duma noch besser 
organisieren. Notwendig ist eine gute Abwehr, notwendig sind organi¬ 
sierte Arbeitergruppen in den Fabriken und Werken, damit die von 
oben herausgegebenen Losungen rasch weitergegeben werden. Not¬ 
wendig ist, sich erneut dem Mittel der Kooptation in der Auswahl von 
Parteifunktionären zuzuwenden .. Z* 1 

Zu diesem Zeitpunkt wurde auch die folgende Tagesordnung des 
Parteitages ausgearbeitet: 1. Der Rechenschaftsbericht des Zentralkomi¬ 
tees und Berichte örtlicher Organisationen; 2. Die politische Lage; 3. Die 
organisatorischen Aufgaben der Partei; 4. Die Aufgaben der Streik¬ 
bewegung; 5. Der neue Pressegesetzentwurf; 6. Die Taktik der Gewerk¬ 
schaftsbewegung; 7. Die Taktik der Versicherungsanstalten; 8. Pro¬ 
grammatische Fragen: a) die nationale Frage, b) einige Ergänzungen 
zum Minimalprogramm; 9. Volkstümlerrichtung; 10. Einstellung zu 
den Liquidatoren; 11. Mitarbeit in der bürgerlichen Presse;.12. Wahlen 
in das Zentralkomitee und in die Redaktion des Zentralorgans; 13. Lau¬ 
fende Angelegenheiten. 

Auf dem Parteitag sollten also alle Haupt- und Kardinalfragen der 
revolutionären Bewegung und der Parteiarbeit behandelt werden. 
Gleichzeitig sollte der Parteitag die äußerst wichtigen Probleme des 
organisatorischen Aufbaus der Partei lösen. 

Audi die etwaige Zusammensetzung des Parteitages wurde feslgelegL 
Vorgesehen war, daß von Petersburg 10 bis 15 Delegierte teilnahmen, 
von Moskau 6 bis 10, von der Moskauer Kreisorganisation 2 bis 4, vom 
Moskauer Gebiet 2 bis 6. Kiew, Charkow, Jckaterinoslaw, Odessa, 
Nikolajew, Krementsdiug und der Grubenbezirk sollten insgesamt 
9 bis 10 Delegierte entsenden. Aus dem Ural wurden 4 bis 6 Delegierte 
erwartet, aus dem Wolgagebiet 3 bis.4, aus dem Kaukasus 2 bis 3, aus 
Gorael und Dwinsk 2 bis 3, aus Estland 1 bis 2, aus Wologda, Archan¬ 
gelsk und Sibirien je einer. Außerdem wurden den literarisdien Institu¬ 
tionen 7 bis 10 Plätze eingeräumt. Als Gäste wurden zum Parteitag 

1 Ardiiv des Polizeidepartements, Sonderabteilung, 1914, Akte Nr. 307, 
Bl. 296, russ. Alis der Meldung des Chefs der Moskauer Ochranuabteilung 
vom 27. April 1914. Das Material ging von einem Agenten ein, offenbar von 
dem Mitarbeiter „Pelageja*“ (dem Provokateur Romanow). 
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Vertreter des Bund, der lettischen, der polnischen und der litauischen 
sozialdemokratischen Organisationen eingeladen. 

Die Durchführung der Delegiertenwahlen, die Abfassung von Wähler¬ 
aufträgen, die Ausfertigung und Zustellung von Mandaten, die Geldsamm- 
lungep und schließlich die Beförderung aller Delegierten ins Ausland — 
das alles erforderte eine gewaltige organisatorische Arbeit. Die Partei¬ 
arbeit verlangte in dieser Periode eine außergewöhnliche Anspannung. 

Es wurde beschlossen, beim Zentralkomitee eine besondere organisa¬ 
torische Kommission zur Einberufung des Parteitages zu bilden. Außer 
dieser zentralen Kommission, deren Sitz Petersburg war, wurden vier 
örtliche (Gebiets-) Organisationskommissionen in Moskau, im Kauka¬ 
sus, im Süden und im Ural geschaffen. Diese Kommissionen wurden 
verpflichtet, die Parteiorganisationen zu festigen, oder, wo es notwendig 
war, wiederherzustellen, die Delegiertenwahlcn durchzuführen und die 
gesamte übrige Arbeit zur Vorbereitung des Parteitages zu leisten. 

Die Arbeit sollte in erster Linie folgende Gebiete und Städte erfassen: 
Petersburg, Moskau mit dem anliegenden Gebiet, Kiew, Charkow. 
Jekaterinoslaw, Odessa, Nikolajew, Krementschug, Wologda, Archan¬ 
gelsk, Gomel, Dwinsk, Ural, Wolga, Kaukasus, Sibirien und das Donez- 
Steinkohlenrevier. ln all diesen Orten war die Durchführung möglichst 
breiter Gebiets- und Stadtparteikonferenzen vorgesehen. 

Es wurden ferner organisatorische und agitatorische Reisen der Mit¬ 
glieder unserer Fraktion durch Rußland beschlossen. Jeder Deputierte 
sollte vor allem sein Wahlgebiet besuchen und danach zur Durchfüh¬ 
rung der Vorbereitungen zum Parteitag in eines der anderen Gebiete 
reisen. Lenin verteilte selbst die Gebiete, in denen jeder von uns tätig 
sein sollte: Muranow sollte nach dem Ural reisen, Schagow sich zunächst 
nach Kostroma und sodann nach Wladimir begeben usw. Mir wurde 
der Auftrag erteilt, neben der Arbeit in Petersburg auch in einem Teil 
des Wolgagebiets und des Kaukasus tätig zu sein. 

Neben der Verstärkung der örtlichen Parteiorganisationen stellte 
Lenin die Aufgabe, die zentralen leitenden Parteiorgane in Rußland zu 
festigen. Zu diesem Zweck schlug er vor, die Flucht Swerdlows und 
Stalins, die sich in Verbannung befanden, zu organisieren sowie eine 
Reihe anderer Genossen zur Arbeit heranzuziehen. Ich erhielt von Lenin 


25 Badajcw, Reichsduma 
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einen Brief, in dem er mir meine Einbeziehung in das Russische Büro 
des Zentralkomitees der Partei mitteilte. 

Der vom Zentralkomitee ausgearbeitete Plan der Vorbereitungen 
zum Parteitag war also auch ein Plan der allgemeinen organisatorischen 
Festigung der Partei. Auf der Linie der Parteitagsarbeit vereinte er 
damit auch die Vorbereitungen zum Internationalen Sozialistenkongrcß. 
Der Parteitag sollte vor dem Kongreß zusammentreten, auf dem unsere 
Delegierten also bereits gestärkt durch autoritative Beschlüsse des 
höchsten Parteiorgans erscheinen sollten. 

Das Internationale Sozialistische Büro hatte folgende Tagesordnung 
der Sitzungen des Wiener Kongresses vorgesehen: 1. Die Arbeitslosig¬ 
keit; 2. Der Alkoholismus; 3. Die Verteuerung der Lebenshaltungs¬ 
kosten und die Agrarfrage in ihrem Zusammenhang mit der Teuerung; 
4. Der Imperialismus im Zusammenhang mit der Kolonialfrage; 5. Die 
Lage der politischen Häftlinge in den russischen Gefängnissen; 6. Die 
Vereinigung der sozialdemokratischen Parteien in Rußland. 

Die Elinbeziehung der letzten Frage in die Tagesordnung war das 
Ergebnis der vom Internationalen Sozialistenbüro im Dezember 1913 
auf der Londoner Sitzung gefaßten Beschlüsse zur Spaltung der sozial¬ 
demokratischen Dumafraktion. Die Frage der „Vereinigung“ der Par¬ 
teien wurde auch in anderen, späteren Sitzungen des Büros behandelt 
Aber es gelang dem Büro nicht, in diesen Sitzungen zu bestimmten 
Beschlüssen zu kommen. 

Von irgendeiner Vereinigung der bolschewistischen Partei mit den 
Menschewiki konnte natürlich nicht die Rede sein. Die Liquidatoren, 
die oflen den Kampf gegen die Partei führten und die Arbeiterbewe¬ 
gung auf den Weg der „legalen“ Politik zerrten, hatten faktisch Verrat 
an der Sache der Revolution geübt Es war besser, nicht von der Ver¬ 
einigung mit den Menschewiki zu reden, sondern von der Anerkennung 
der Tatsache, daß sie außerhalb der Partei standen, von der Auflösung 
des menschewistischen Zentrums, wodurch auch die tatsächliche Einheit 
der Partei erreicht worden wäre. Dieser Standpunkt wurde auch von 
den Bolschewiki im Internationalen Büro vertreten, das aber die end¬ 
gültige Entscheidung der Frage dem Internationalen Kongreß überließ, 
da es in Wirklichkeit mit den Menschewiki sympathisierte. 
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Wie bei allen anderen Kampagnen, die von der Partei in Rußland 
durchgeführt wurden, belastete auch die Vorbereitung zum Parteitag 
und zum Kongreß vor allem unsere Dumafraktion. 

Die Vorbereitungen zum Parteitag mußten natürlich streng geheim¬ 
gehalten werden. Etwas anderes war es mit dem Internationalen Kon¬ 
greß. Bezüglich des Kongresses hatten wir immerhin die Möglichkeit, 
eine gewisse agitatorische Kampagne in unserer Presse zu entfalten. 
Doch auch diese Möglichkeit war relativ. Mit Rücksicht auf die Zensur 
nannten wir den Kongreß nicht einmal den Sozialistenkongreß, sondern 
bezeichneten ihn als den Internationalen Kongreß der Arbeiterorgani¬ 
sationen, als den Kongreß der Gewerkschaften und mit anderen in der 
Bedeutung nahekommenden Wörtern. 

Die parteiverbundene Arbeitermasse, die an die „vorsichtige“ Sprache 
unserer Zeitungen gewohnt war, begriff, worum es sich handelte, um 
so mehr als die Reden in Versammlungen und die illegale Presse die 
Zeitungsmeldungcn durch vollständige und klare Information ergänz¬ 
ten. Äußerst wichtig war es, daß eine Reihe von Fragen, die von uns in 
den Zeitungen im Zusammenhang mit dem Kongreß behandelt wurden, 
sich in Wirklichkeit auf den Parteitag bezog. Unter der Flagge des Kon¬ 
gresses wurde die Vorbereitungsarbeit zum Parteitag geleistet 


2. Der Kampf mit den Menschewiki vor dem Parteitag 

Auch die Menschewiki leisteten ihrerseits eine Vorbereitungsarbeit. 
Sie sahen für die gleiche Zeit die Einberufung ihrer Konferenz aus Ver¬ 
tretern jener Organisationen vor, die sich am Augustblock 1912 betei¬ 
ligt hatten. Die Liquidatoren mobilisierten alle ihre Kräfte und nahmen 
die agitatorische Kampagne in den Arbeiterorganisationen auf. 

Das Kräfteverhältnis in diesen Organisationen war derart, daß es für 
die Liquidatoren völlig aussichtslos war, irgendeine Mehrheit bei den 
Wahlen erzielen zu wollen. Sowohl in den Gewerkschaften als auch in 
den Versicherungskassen und in allen andren Arbeiterorganisationen 
war die überwiegende Mehrheit der Mitglieder Anhänger des Bolsche¬ 
wismus. 
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Im Sommer 1914 bildeten die Bolschewiki in 14 von 18 Gewerk¬ 
schaften, die es in Petersburg gab, die Mehrheit in den Vorständen. Im 
Vorstand einer Gewerkschaft gab es ebensoviel Bolschewiki wie Men¬ 
schewiki, und nur drei Gewerkschaften konnten, was die Zusammen¬ 
setzung ihrer Vorstände anbelangt, zu den mcnschcwistischen gezählt 
werden. Auf der Seite der Bolschewiki waren die größten Gewerk¬ 
schaften, darunter auch der Metallarbeiterverband, die zahlenmäßig 
stärkste und mächtigste aller Gewerkschaften. Das gleiche Verhältnis 
war auch in der Arbeitergruppe der Versicherungsanstalten zu beobach¬ 
ten. Für die Versicherungsorgane der Hauptstadt waren von den Ar¬ 
beitern 37 Bolschewiki und 7 Menschewiki als Bevollmächtigte gewählt 
worden und in die allrussischen Versicherungsinstitutionen 47 Bolschc- 
wiki und 10 Menschewiki. 

Da die Menschewiki nicht damit rechnen konnten, die Mehrheit zu 
erlangen, und sogar befürchten mußten, auf dem Wiener Kongreß ganz 
ohne Mandate von den Arbeiterorganisationen zu bleiben, brachten sic 
als letztes Mittel die Idee der doppelten Vertretung vor. Den ersten 
Versuch in dieser Richtung unternahmen sie unter den Metallarbeitern; 
sic wollten nämlich unter allen Umständen „ihren“ Vertreter von den 
Metallarbeitern haben, und sei es auch nur zusätzlich zum bolschewisti¬ 
schen Kandidaten. Die Liquidatoren machten den Vorschlag, vom Me¬ 
tallarbeiterverband zwei Delegierte zu entsenden, da ein von der Mehr¬ 
heit gewählter Delegierter angeblich fraktionsgebunden sein und des¬ 
halb die Tätigkeit der Gewerkschaft einseitig beleuchten werde. 

Als man von der Entsendung zweier Vertreter zu sprechen begann, 
nahmen ganz natürlich auch die Sozialrevolutionäre Plätze für sich in 
Anspruch, obwohl die Zahl ihrer Anhänger im Metallarbeiterverband 
bestenfalls in die Dutzende ging. Auf diese Weise sollte das von den 
Menschewiki vorgeschlagene System zu einer Buntschcckigkeit der Ver¬ 
tretung führen, was es völlig unmöglich gemacht hätte, auf dem Kon¬ 
greß das wahre Gepräge irgendeiner Organisation zu ermitteln. 

Der Versuch der Menschewiki stieß bei den meisten Arbeitern, die 
kategorisch gegen die Idee der doppelten Vertretung waren, auf Ab¬ 
lehnung. Zum Kongreß sollte ein Delegierter vom gesamten Mctall- 
arbeiterverband entsandt werden und nicht eine Delegation von mchrc- 
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rcn Strömungen, die Anhänger unter den Mitgliedern des Verbandes 
hatten. Als ein Beispiel für die in dieser Hinsicht charakteristischen 
Kntschließungen möchte ich eine Entschließung zitieren, die von der 
Delcgiertcnversammlung des Bezirks der Ochta-Pulvcrwerke angenom¬ 
men wurde: „Wir, Mitglieder des Metallarbeiterverbandes, Delegierte 
von Werkstätten — insgesamt 25 Mann — halten es für notwendig, 
einen Delegierten zum Internationalen Arbeiterkongreß zu entsenden, 
der die Mehrheit vertreten soll und unsere ideologischen Interessen in 
genügendem Maße zum Ausdruck bringen kann. Die Vorbereitung der 
Frage, einen Delegierten der einen wie der anderen Strömung zu ent¬ 
senden, halten wir für falsch und dazu gegen jedwede Vorstellung von 
Organisation und Disziplin verstoßend; außerdem halten wir propor¬ 
tionale Wahlen für unzulässig.“ 1 

Der raffinierte Plan der Menschewiki, die die Vertretung der Arbeiter¬ 
organisation zu verfälschen suchten, wurde also durchschaut. Die Mehr¬ 
heit der Arbeiterorganisationen gab, wie vorauszusehen war, die Man¬ 
date für den Internationalen Sozialistenkongreß an die Bolschewiki. 


3. Die Vorbereitungen zum Parteitag 

Audi die Vorbereitungen zum Parteitag entwickelten sich erfolg- 
reidi. Seit Frühjahr wurden alle mit der Einberufung des Parteitages 
verbundenen Vorbereitungsarbeiten ununterbrodien verstärkt. Die vor 
uns stehende Aufgabe — in der Periode vor dem Parteitag die örtlichen 
Parteizellen zu festigen und zu erweitern — war durch den gewaltigen 
Aufschwung der revolutionären Bewegung im Lande innerhalb dieser 
Monate zum großen Teil gelöst worden. Unter ckn Arbeitermassen ver¬ 
stärkte sidi der Drang zur Partei, neue Kader revolutionär gestimmter 
Arbeiter traten den Parteiorganisationen bei. Die Arbeit der leitenden 
Kollektive der Partei verbesserte sich ständig. Im Zusammenhang da¬ 
mit war dem bevorstehenden Kongreß und den auf der Tagesordnung 
des Parteitages angesetzten Fragen die starke Beachtung der partei¬ 
verbundenen Arbeitermassen sicher. 


1 „Trudowaja Prawda“ vom 28. Juni 1914. 



Trotz dieser vor dem Parteitag entstandenen günstigen Situation war 
jedoch auch weiterhin angespannteste organisatorische Arbeit notwen¬ 
dig. Die Einberufung einer jeden, auch nur wenige Personen umfassen¬ 
den Parteiberalung stieß unter den Bedingungen der Illegalität auf 
außerordentliche Schwierigkeiten. Im gegebenen Falle aber stand vor 
uns die Aufgabe, einen in seiner Zusammensetzung verhältnismäßig 
breiten Parteitag mit Vertretern aus allen Teilen des Landes zu organi¬ 
sieren, dem überdies Beratungen und Konferenzen der Städte und 
Gebiete vorangehen sollten. Neben Fragen der Agitation und Propa¬ 
ganda boten Fragen der technischen Organisation des Kongresses nicht 
geringere, ja vielleicht noch größere Schwierigkeiten. Die gesamten Vor¬ 
bereitungen zum Parteitag erforderten eine außerordentlich gut ein¬ 
gespielte konspirative Technik, da die Verhaftung auch nur einiger 
Delegierter das Scheitern des ganzen Parteitages nach sich ziehen 
konnte. Schließlich war auch die Frage der Sammlung von Geldmitteln 
zu lösen, die für die Ausgaben im Zusammenhang mit der Organi¬ 
sierung des Parteitages benötigt wurden. 

Die Vorbereitungen zum Parteitag rückten in den Mittelpunkt der 
Arbeit unserer Petersburger Organisation. Das Petersburger Komitee, 
die Bezirksorganisationen und die einzelnen Parteizellen bereiteten sich 
aktiv auf den Parteitag vor: sie organisierten Geldsammlungen, be¬ 
riefen Versammlungen ein, erörterten die Fragen des Parteitages usw. 
Die Sommerszeit begünstigte die Einberufung illegaler Versammlungen 
außerhalb der Stadt, in den Wäldern, wo wir relativ in Sicherheit vor 
den Überfällen der Polizei waren. 

Wenn es notwendig wurde, mehr oder minder erweiterte Versamm¬ 
lungen einzuberufen, wurden sie als angeblicher Ausflug irgendeines 
Bildungsvereins veranstaltet. Wir fuhren einige Dutzend Werst aus 
Petersburg heraus und begaben uns alsdann „zu einem Spaziergang“ 
in die Tiefe des Waldes, stellten Posten auf, die auf eine ausgemachte 
Parole hin den Weg wiesen, und führten mitten im Walde die 
Versammlungen durch. Die Referate und Berichte, die in diesen Ver¬ 
sammlungen gehalten wurden, beschränkten sich natürlich nicht 
allein auf Fragen, die mit der Einberufung des Parteitages zusam¬ 
menhingen. Im Grunde erörterte jede Parteiversammlung, die es zu 
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dieser Zeit einzuberufen gelang, alle dringlichen Fragen des revolu¬ 
tionären Kampfes, der im Sommer 1914 besonders erbittert geführt 
wurde. 

Die Ochrana spürte, daß in Petersburg umfangreiche Parteiarbeit ge¬ 
leistet wurde und versuchte auf jede Art und Weise, die Organisation 
aufzudecken. Unzählige Polizeispitzel umkreisten alle Arbeiterorgani¬ 
sationen und brachten den bekannten Zentren der Parteiarbeit, wie sie 
die Redaktion der „Prawda“ und die Räume unserer Fraktion waren, 
besondere Beachtung entgegen. Doch mit der Verstärkung der Ochrana- 
tätigkcit zugleich verstärkte sich auch unsere konspirative Technik, und 
obwohl einzelne Genossen verhaftet wurden, konnte die Aufdeckung 
größerer Gruppen vermieden werden. 

Auch die Vorbereitungsarbeit in der Provinz, die etwas später als in 
Petersburg einsetzte, ging erfolgreich vor sich. Die Mitglieder unserer 
Fraktion, die sich gleich nach Beendigung der Dumasession in ihre 
Wahlgebiete begaben, reisten von Stadt zu Stadt, nahmen Verbindun¬ 
gen mit den örtlichen Parteizellen auf, erteilten ihnen Instruktionen, 
hielten Referate über den bevorstehenden Parteitag, führten die Wah¬ 
len der Delegierten durch, sammelten Mandate usw. Gleichzeitig wurde 
eine Reihe von Fragen der laufenden Arbeit der örtlichen Parteiorgani¬ 
sationen gelöst, insbesondere Fragen im Zusammenhang mit der Streik¬ 
bewegung, mit der Organisierung der Gewerkschaften, der Versichc- 
rungskampagne, der Schaffung eines Fonds der Arbeiterpresse usw. 
Audi hier hatten die Bolsdiewiki die Führung inne. Der Einfluß der 
Mensdiewiki wurde von Monat zu Monat schwädier. 

Die Vorbereitungen zum Parteitag wurden überall energisch betrie¬ 
ben: über geheime Kanäle wurden Mandate und andre Dokumente an 
meine Adresse in Petersburg gesdiidtt, gemeinsam mit den Delegierten 
wurde die Route für ihre Reise zum Parteitag festgelegt, es wurden 
ihnen vereinbarte Treffs für den Grenzübertritt mitgeteilt usw. Die 
Geldsammlung ging ebenfalls gut voran. Mitte Juli war die gesamte 
vorbereitende Arbeit zu etwa zwei Dritteln abgeschlossen. 

Noch früher hatte idi die gesamten Vorbereitungen zum Parteitag in 
Petersburg abgeschlossen. Die Rundreise durch das Wolgagebiet und 
den Kaukasus mußte ich aber etwas aufschieben, da in Petersburg 



angesichts der Juli-Aktionen der Petersburger Arbeiter eine umfang¬ 
reiche und angespannte Parteiarbeit zu leisten war. 

Zum Zeitpunkt des Ausbruchs des ersten imperialistischen Krieges 
war der Hauptteil der Arbeit zur Vorbereitung des Internationalen 
Kongresses und des Parteitages abgeschlossen: die meisten Delegierten 
waren gewählt, die Aufträge ausgearbeitet, fast alle Mandate eingesam¬ 
melt. Audi die technische Seite war klar: Treffs, Marschrouten, Pässe. 
Schließlich war bereits durdi alle Organisationen für den Fonds ge¬ 
sammelt worden, der für die Einberufung des Parteitages bestimmt 
war. Es gab keinen Zweifel mehr darüber, daß die Einberufung und 
Organisierung des Parteitages erfolgreich verlaufen würden. 

Die Kriegserklärung und die darauf einsetzende wütende Reaktion 
veränderten mit einem Schlage die Lage im Lande. Die Einberufung 
des Parteitages wurde in einer solchen Situation völlig unmöglich, um 
so mehr als die Schließung der Grenzen jegliche Verbindung zu den 
anderen Ländern unterbrach. Der fällige Parteitag mußte auf eine 
günstigere Zeit vertagt werden. Auch der Kongreß der II. Internatio¬ 
nale konnte unter diesen Umständen nicht stattfinden. 


4. W ie waren die Dokumente aufzubewahren? 

In der Annahme, daß der Parteitag, wenn auch nicht sogleich, so 
doch etwas später einberufen werden könne, hielten wir es für notwen¬ 
dig, die zum Parteitag gesammelten Materialien und Dokumente aufzu¬ 
bewahren. Diese Dokumente waren für die Arbeit unserer gesamten 
Partei — sowohl für die örtlichen Organisationen als auch für das Zen¬ 
tralkomitee — von großer Bedeutung. Hier hatte man alle Verbindun¬ 
gen und Fäden der Parteiarbeit, im Grunde unsere gesamte Organi¬ 
sation als Ganzes vor sich. 

Die Dokumente wurden in meiner Wohnung aufbewahrt. Nach dem 
ursprünglichen Plan sollte ich sie über die Grenze zum Zentralkomitee 
befördern, damit die Delegierten, jeder einzeln, „mit leichtem Gepäck“ 
reisen konnten. Jetzt aber, als an allen Grenzen die Kampfhandlungen 
begannen, als der gesamte Briefwechsel und alle Ausreisen aus Ruß- 
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land durch den Abwehrdienst der Armee überwacht wurden, bot sich 
keine Möglichkeit, die Dokumente des Parteitages ins Ausland zu 
schaffen. Nicht ungefährlich war es aber auch, sie in der Wohnung auf¬ 
zubewahren. Alle Arbeiterorganisationen waren zerschlagen. Jetzt war 
unsere Fraktion an der Reihe; es war bereits deutlich zu spüren, daß 
die Regierung einen Feldzug gegen die Arbeiterdeputierten proklamiert 
hatte. Wir konnten jeden Augenblick einen Überfall der Polizei auf 
unsere Wohnungen erwarten. Es gab einen Augenblick, da wir uns 
darauf vorbereiteten, alle in unserem Besitz befindlichen Materialien 
und Dokumente zu verbrennen. 

Die Tage der illusorischen „Deputiertenimmunität“ für die Mitglie¬ 
der unserer Fraktion waren gezählt. Eile war geboten, um die bei uns 
befindlichen Parteidokumente an irgendeinem geheimen Ort bis auf 
weiteres zu verstecken. Es wurde beschlossen, sie nach Finnland zu 
schafTen und sie dort in der Nähe irgendeiner Station, zwei bis drei 
Fahrtstunden von Petersburg entfernt, zu verstecken. 

Nachdem ich die Dokumente nach allen Regeln der Kunst verstaut 
hatte und solange durch die Stadt gekreist war, bis ich überzeugt war, 
alle Spitzel abgeschüttelt zu haben, begab ich mich nach Finnland. Vor¬ 
sichtshalber sollte das Versteck der Dokumente — so war beschlossen — 
noch einem weiteren Genossen bekannt sein. In Finnland traf ich mich 
an einem vereinbarten Ort mit M. S. Olminski, der dort mit einigen 
anderen Parteifunktionären lebte. Am gleichen Ort versteckten wir im 
Walde die Dokumente unter einem Baum und wälzten der Sicherheit 
halber noch einen Stein auf sie. 

Nach einiger Zeit des Abwartens beschlossen wir, die Dokumente 
dennoch auf irgendeine Weise an das Zentralkomitee zu befördern. 
Wir kamen überein, daß diese Aufgabe das Zentralkomitee der Sozial¬ 
demokratischen Partei Finnlands übernehmen werde, das einige Mög¬ 
lichkeiten des Verkehrs mit dem Auslande hatte. Ich reiste erneut nach 
Finnland, grub die Dokumente im Walde aus und brachte sie nach 
Ilelsingfors. 

Gleichzeitig stellte ich vor dem finnischen Zentralkomitee die Frage 
der Hilfe für unsere Organisation, die auf allen Linien zerschlagen war. 
Zur Wiederaufnahme der Arbeit waren sowohl Geld als auch Hilfe zur 
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Organisierung einer Verbindung mit dem Auslande usw. notwendig. 
Die finnische Partei war legal und befand sich in einer günstigeren Lage 
als unsere Organisationen. 

Ich hatte mit den finnischen Genossen ein sehr interessantes Ge¬ 
spräch, das die originelle Situation für die Arbeit der Parteiorganisatio¬ 
nen im zaristischen Rußland unter den Bedingungen der Legalität und 
der Illegalität kennzeichnete. Ich berichtete den Genossen kurz über 
die Zerschlagung unserer Partei und der Parteipressc, über das Verbot 
der „Prawda“, über die Massenverhaftungen, über die Aufdeckung der 
Druckereien, über die Notwendigkeit außerordentlicher Anspannung 
aller Kräfte zur Wiederherstellung der Parteiarbeit und berührte die 
Frage der eventuellen konkreten Hilfe von ihrer Seite. Wir brauchten 
Geldmittel für die Wiederherstellung der „Prawda“, für Beihilfen 
während der Streiks, für die Unterstützung der Flucht unserer Ver¬ 
bannten; wir brauchten Hilfe bei der Beschaffung von drucktechnischen 
Hilfsmitteln, bei der Organisierung von Treffs, bei der Wiederherster« 
lung von Verbindungen mit dem Auslande usw. Für uns war jedes 
Tausend Rubel wichtig. 

Doch obwohl die finnische Sozialdemokratie über bedeutende Geld¬ 
mittel verfügte, befanden sich alle diese Summen — wie sich heraus¬ 
stellte — bestimmungsgemäß auf einem Girokonto in der Bank unter 
ständiger Aufsicht des Generalgouverncurs, und die finnischen Ge¬ 
nossen durften diese Gelder nicht ohne seine Genehmigung ausgeben. 

Als ich den Vorschlag machte, in Finnland Geldsammlungen unter 
den Arbeitern in Fabriken und Werken durchzuführen, wie das in ganz 
Rußland trotz der illegalen Arbeitsbedingungen getan wurde, winkten 
die finnischen Genossen ab: „Wo denken Sie hin! Trotz unserer Legali¬ 
tät beobachtet die Polizei jeden unserer Schritte und wird unter keinen 
Umständen zulassen, daß auch nur ein Rubel für diese Zwecke ge¬ 
sammelt wird. Das würde nur zur Zerschlagung unserer Organisationen 
führen ..j - J 

Das war die Verfassung, mit der der Zarismus Finnland beglückt 
hatte. Die auf der Grundlage einer solchen Verfassung existierende 
legale Sozialdemokratische Partei Finnlands konnte faktisch keinerlei 
ernste Schritte unternehmen, weder im Sinne einer Hilfe für ihre Brü- 
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der in Rußland noch in der Rcvolutionierung der finnischen Arbeiter¬ 
bewegung in Finnland. Doch ungeachtet der Schwierigkeiten fand die 
finnische Partei dennoch die Möglichkeit, uns einige Hilfe in mancher 
Hinsicht zu leisten, aber nicht mit Geld. 

Die im Jahre 1914 getroffenen Vorbereitungen zum Parteitag waren 
von großer organisatorischer Bedeutung. An dieser Arbeit beteiligten 
sich weitgehend alle Glieder der Partei, angefangen von ihren leitenden 
Zentren bis zu den untersten Zellen. Obwohl der Parteitag wegen 
Kriegsausbruch zum vorgesehenen Termin nicht stattfand, spielten die 
Vorbereitungen dazu eine große Rolle in der Verstärkung und Festi¬ 
gung der Partei. Sie verstärkten den Zustrom der Arbeitermassen in 
die Reihen der Parteiorganisationen, festigten diese Organisationen und 
schmiedeten die Kader neuer standhafter Parteifunktionäre. 
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DER ERSTE IMPERIALISTISCHE KRIEG 


Kapitel XXI 
Der Kriegsausbruch 

1. Die Kriegserklärung 

Die Aktionen der Petersburger Arbeiter im Juli 1914 und der Streik 
in Baku waren die letzten großen revolutionären Ereignisse der Vor¬ 
kriegsjahre. Dieser Kampf hat die Arbeiterklasse zahlreiche Opfer ge¬ 
kostet. Als die Zarenregierung auf eine breite Massenbewegung stieß, 
die unmittelbar in Barrikadenkämpfe und in bewaffneten Aufstand 
überging, schreckte sie vor keinerlei Maßnahmen zurück, um die be¬ 
ginnende Revolution abzuwürgen. Durch Aussperrungen schlug sie 
gegen die wirtschaftliche Lage der Arbeiter, durch Massenverhaftungen 
und Ausweisungen gegen die politische Organisation der Arbeiterklasse. 
Eine gewisse Zeitspanne war erforderlich, um sich vom letzten Gefecht 
zu erholen. Das Proletariat mußte seine Kräfte wieder sammeln, um 
sich in neue Kämpfe gegen den Zarismus zu stürzen. Die nachfolgenden 
Ereignisse ließen jedoch der Arbeiterklasse nicht die notwendige Atem¬ 
pause, sondern versetzten vielmehr der revolutionären Bewegung einen 
noch schwereren Schlag. 

Die Kriegserklärung entfesselte die Hände der schwärzesten Reaktion, 
die es eilig hatte, den Kriegszustand unverzüglich auszunutzen, um mit 
noch größerer Wucht über die Arbeiterbewegung herzufallen. In der Atmo¬ 
sphäre des wütendsten Chauvinismus und eines künstlich geschürten 
I Iurrapatriotismus rechnete die Zarenregicrung nicht nur mit der illegalen 
Partei, sondern auch mit allen legalen Arbeiterorganisationen grausam ab. 

Der Krieg, formell aus einem Zusammenstoß zwischen Österreich 
und Serbien entstanden, war im Grunde ein grandioser Kampf zwischen 
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(len imperialistischen Räubern, die bereit waren, ihren Konkurrenten 
um der Eroberung neuer Märkte willen die Kehle durchzubeißen. 
Außerdem verhieß der Krieg der Bourgeoisie nicht nur Möglichkeiten 
neuer Raubzüge auf dem Weltmarkt, sondern auch unmittelbar riesige 
Profite innerhalb des Landes aus den zahllosen Kriegsaufträgen. Die 
nationalistischen Ideale vermochten die brutale Raubgier des Welt¬ 
kapitalismus kaum noch zu verhüllen. 

Die Kriegserklärung wurde von der Bourgeoisie aller Länder mit 
Begeisterung aufgenommen. Die russische Bourgeoisie machte darin 
keine Ausnahme. Während sie es sich früher von Zeit zu Zeit geleistet 
hatte, in Liberalismus und Opposition zu machen, warf sie sich jetzt 
vor den Großmachtidealen der Eroberung zu Boden und schwor dem 
dreifarbigen Banner des russischen Zarismus unverbrüchliche Treue. 
Die Romanow-Monarchie mit ihrem blutigen Polizeiregime und ihrer 
grausamen Unterdrückung der Volksmassen gebärdete sich plötzlich als 
Verteidigerin der Demokratie und der kleinen Nationalitäten gegen¬ 
über dem preußischen Junkertum und dem deutschen Militarismus. 

Durch die Straßen Petersburgs zogen von früh bis spät mit Zaren- 
porlräts und dreifarbigen Fahnen Hausknechte, Polizisten und Ochra- 
naleutc zusammen mit Spießbürgern aller Ränge und Schattierungen, 
sangen „Gott erhalte den Zaren“ und schrien aus voller Brust „Hurra“. 
Unter dem Schutz der Regierung wurden sie frech bis zum Äußersten, 
schlugen den Passanten die Mützen vom Kopf, stürmten Straßen- 
bahnen und Häuser und mißhandelten jeden, der sie nicht unterstützen 
wollte. Jede dieser polizeilich organisierten und geschützten Manifesta¬ 
tionen konnte sich jeden Augenblick in eine Pogromherde verwandeln. 
Und so war es denn auch in Wirklichkeit. In Petersburg wurde die 
deutsche Botschaft demoliert, und in Moskau nahm der Pogrom noch 
größere Ausmaße an. 

Auf die Pogrome folgte das Niederknien vor dem Zarenpalast. Selbst 
die kleinbürgerliche Studentenschaft, die auf ihre „linken“ Traditionen 
stolz war, lag auf den Knien vor dem Winterpalast und schrie begeistert 
„Hurra“ für den „vergötterten“ Monarchen. 

Der chauvinistische Rausch umhüllte das Land mit einem dichten 
Schleier. Und hinter diesem Schleier ging die Militärclique immer 
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ungenierter vor. Ohne sich um irgendwelche auch nur äußerliche An¬ 
lässe zu bemühen, beeilte sich die zaristische Polizei, ihre alten Rech¬ 
nungen mit dem „inneren“ Feind, das heißt mit dem fortgeschritten¬ 
sten, bewußtesten Teil des russischen Proletariats, zu begleichen. 

Die Regierung vollendete in Eile die vor dem Krieg begonnene Ab¬ 
rechnung mit der Arbeiterklasse. Mit einem Federzug wurden die noch 
übriggebliebenen Arbeiterorganisationen aufgelöst, die Gefängnisse 
füllten sich mit Verhafteten. Die Verbannten zogen in Scharen nach 
Sibirien. Die Parteiorganisationen erlitten schwere Verluste, da sie 
eine Reihe ihrer besten Funktionäre einbüßten. Die militaristische 
Reaktion riß immer neue Opfer aus den Reihen der Arbeiterklasse. 

Die Bourgeoisie hatte sidi lange und gründlich auf den Krieg vor¬ 
bereitet; das Proletariat dagegen wurde nicht nur unvorbereitet, son¬ 
dern auch zerschlagen durch den soeben bestandenen harten Kampf 
gegen den Zarismus vom Krieg überrascht. Gleichzeitig mußte das 
weithin verspritzte Gift des Chauvinismus zwangsläufig auch einzelne 
zurückgebliebene Gruppen von Arbeitern vergiften, die in der ersten 
Zeit den Sinn der abrollenden Ereignisse nicht klar genug begreifen 
konnten. In einer solchen Situation war eine Möglichkeit für breit or¬ 
ganisierte Abwehr des Kriegswahns und der Militärreaktion, die sich 
des Landes bemächtigt hatten, durch das russische Proletariat kaum 
vorstellbar. 

2. Die Aktionen der Arbeiter während der Mobilmachung 

Und dennoch war Petersburg, obwohl die Organisicrtheit ungenü¬ 
gend war, obwohl die Arbeiterklasse soeben schwere Verluste erlitten 
hatte, gleich am ersten Kriegstag Zeuge einer Reihe von Aktionen der 
Arbeiter gegen den Krieg. 

Gleich in den ersten Kriegslagen, kaum daß die Mobilmachung be¬ 
kanntgegeben worden war, brachte das Petersburger Komitee die erste 
gegen den Krieg gerichtete Proklamation heraus. 

„Genossen! Ein blutiges Gespenst schwebt über Europa“, begann der 
Aufruf der Partei an alle Arbeiter, Bauern und Soldaten. „»Nieder mit 
dem Krieg! Krieg dem Kriege! 1 — so muß es machtvoll durch die Städte 
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und Fluren des weilen Rußlands hallen. Die Arbeiter müssen daran 
denken, daß sie keine Feinde jenseits der Grenzen haben; überall wird 
die Arbeiterklasse durch Reiche und Mächtige unterdrückt, überall 
ächzt sie unter dem Joch der Ausbeutung und unter den Ketten der 
Armut. Soldaten und Arbeiter! Ihr werdet aufgefordert, zum Ruhme 
der Kosakenpeitsche, zum Ruhme des Vaterlandes zu sterben, das die 
hungernden Arbeiter und Bauern erschießt, das die besten seiner Söhne 
in den Gefängnissen würgt. Nein, wir wollen keinen Krieg, so müßt Ihr 
erklären. Wir wollen die Freiheit Rußlands! Das muß Euer Ruf sein.“ 1 

Diese Proklamation, die unter dem Eindruck der ersten Meldungen 
über die hereingebrochene Kriegskatastrophe in Eile verfaßt worden 
war, gab nur eine kurze, flüchtige Charakteristik der Lage, doch die 
Petersburger Organisation der Bolschewiki legte bereits in den ersten 
Kriegstagen die Linie fest, die später durch alle übrigen Parteiorgane 
bekräftigt, entwickelt und ergänzt wurde. 

Zweifellos herrschten die gleichen Stimmungen auch unter den fort¬ 
geschrittenen, revolutionären Arbeitern in der Provinz vor. Die gleich 
vom ersten Tag an gestörten Verbindungen mit der Provinz machten 
es uns unmöglich, einigermaßen vollständige Informationen darüber 
zu erhalten, was in diesen Tagen in anderen Städten Rußlands vor sich 
ging, aber einige Mitteilungen erreichten uns doch. 

Charakteristisch ist in dieser Hinsicht ein Brief, den ich aus Kostroma 
erhielt, von wo er gleich am Tage nach Bekanntgabe der Mobilmachung 
abgeschickt worden war. In diesem Brief wurde folgende Entschlie¬ 
ßung wiedergegeben, die in der Versammlung einer Gruppe von Ar¬ 
beitern in Kostroma angenommen worden war: „Wir protestieren auf 
das entschiedenste gegen die Handlungen der Regierung und der herr¬ 
schenden Klassen, die die Proletarier Rußlands, Serbiens, Österreichs 
und Deutschlands in einen Bruderkrieg hineinreißen, und wir fragen 
die russische sozialdemokratische Fraktion: Welche Maßnahmen hat sie 
getroffen gegen den Krieg, und wie gedenkt sie dem Proletariat der 
feindlichen Staaten die brüderliche Solidarität zum Ausdruck zu 
bringen?“ 

1 „Flugblätter der Petersburger Bolschewiki 1902—1917“, Bd. II, S. 113/14, 
russ. 
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In Petersburg kam es in den ersten Kriegstagen zu einigen Streiks 
und sogar zu einzelnen Demonstrationen. Am Tage der Mobilisierung 
der Reservisten streikten in Petersburg über 20 Betriebe aus Protest 
gegen den Krieg. Hier und da begrüßten die Arbeiter die Reservisten 
mit dem Ruf „Nieder mit dem Krieg!“ und mit dem Gesang revolu¬ 
tionärer Lieder. 

Doch die Demonstrationen verliefen bereits in einer anderen Atmo¬ 
sphäre als vor zwei oder drei Wochen. Durch pseudopatriotische Zurufe 
aufgehetzt, wahrte der Straßenmob, vor allem im Zentrum der Stadt, 
nunmehr keine „freundschaftliche“ Neutralität, sondern stürzte sich 
selbst auf die Demonstranten und half der Polizei, sie zu verhaften und 
zu mißhandeln. 

Einer der für diese Tage charakteristischen Vorfälle spielte sich am 
Tage der Mobilmachung auf dem Newski Prospekt vor dem Gebäude 
der Stadtduma ab, das heißt unmittelbar im Zentrum der Stadt. Hinter 
einer vorbeiziehenden Kolonne von Reservisten tauchte eine Schar de¬ 
monstrierender Arbeiter auf. Mit den Rufen „Nieder mit dem Krieg!“ 
rückten die Demonstranten dicht an die Reservisten heran. Die Passan¬ 
ten auf dem Newski Prospekt, in ihrer Mehrheit Spießer und müßige 
Spaziergänger jeder Art, pflegten sich sonst während der Arbeiter¬ 
demonstrationen eilig in die Seitenstraßen zurückzuziehen oder sich 
äußerstenfalls schüchtern in die Torcingänge zu drücken und die De¬ 
monstration aus der Ferne zu beobachten. Diesmal zeigten sie „Akti¬ 
vität“ und übernahmen die Rolle der zaristischen Polizei. Die Passanten 
stürzten sich vom Bürgersteig auf die Straße und begannen mit den 
Rufen „Hochverräter! Landesverräter!“ auf die Demonstranten ein¬ 
zuschlagen. Es blieb der Polizei nur übrig, die Teilnehmer der Demon¬ 
stration zu verhaften und in das nächstgelcgene Polizeirevier ein¬ 
zuliefern. 

Der Petersburger Stadthauptmann berichtete am 19. August 1914 
dem Polizeidepartement über die Stimmungen der Petersburger Ar¬ 
beiter im Juli 1914 wie folgt: 

„Am 19. Juli brach im Zusammenhang mit der Einberufung der Re¬ 
servisten im Rahmen der Truppenmobilmachung in 21 Betrieben mit 
insgesamt 27 000 Arbeitern der Streik aus. Der erwähnte Streik war 
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ebenso wie der vorangegangene von einer Demonstration der Arbeiter 
begleitet, wobei die Demonstranten aus der Fabrik Erikson, als sie 
eine rund 100 Mann starke Reservistenkolonne, die von einem Revier¬ 
vorsteher und zwei Schutzleuten begleitet zum Sammelpunkt unterwegs 
war, erblickten, diese mit den Rufen ,Nieder mit dem Krieg!* begrüß¬ 
ten. Die Demonstranten schlossen die Reservisten in einem dichten 
Ring ein, begleiteten die Kolonne unter dem Gesang der Marseillaise 
und forderten von den Polizisten, man solle die Reservisten nach Hause 
entlassen. Später begegnete die erwähnte Reservistenkolonne, die sich 
zum Teil mit den Demonstranten vermengt hatte, einer zweiten De- 
monstrantenschar, Lössner-Arbditern, die sich mit den Rufen »Schlagt 
die Polizei!* auf die die Reservisten begleitenden Polizisten stürzten, 
wobei alle drei durch Steinwürfe getroffen wurden. Einem der Schutz¬ 
leute, der durch einen Steinwurf zu Boden geschlagen worden war, 
nahm irgend jemand aus der Menge den Revolver weg und schaffte 
diesen fort. Die Demonstranten wurden durch eine heranpreschende 
Patrouille berittener Schutzleute zerstreut. Die auseinandergelaufenen 
Reservisten trafen zum Teil von selbst wieder am Sammelpunkt ein, 
zum anderen Teil wurden sie am Tatort gesammelt 

Zu weiteren Unruhen kam es im Zusammenhang mit der Mobil¬ 
machung auf dem Newski Prospekt gegen 2 Uhr nachmittags. Als eine 
Kolonne Reservisten unterer Dienstränge, aus dem Schlüsselburger Re¬ 
vier kommend, an der Stadtduma vorbeizog, wurden sie von zahl¬ 
reichen Personen von allen Seiten des Newski Prospekts mit ,Hurra‘- 
rufen begrüßt. Hinter den Reservisten rotteten sich etwa 50 Personen 
zusammen und begannen ,Nieder mit dem Krieg! 1 zu rufen, wobei sie 
eine rote Fahne entfalteten und die Marseillaise anstimmten. Das Pu¬ 
blikum stürzte sich auf diese Demonstrantenschar und schlug mit den 
Rufen ,HodiVerräter! Landesverräter! 4 auf sie ein. Die herbeigeeilte 
Polizei entriß der Menge die Mißhandelten und nahm zusammen mit 
der beschlagnahmten Fahne acht Personen fest, von denen zwei in den 
Akten der Ochrana geführt werden. Die erwähnten Personen sind sämt¬ 
lich der Abteilung übergeben worden, die Haussuchungen an ihren 
Wohnorten verfügt hat, mit Ausnahme eines Reservisten, der dem 
Militärbefehlshaber zur Verfügung gestellt wurde.“ 


20 Badajew, Beichsduma 
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Unter solchen Umständen war es natürlich unmöglich, die Protest¬ 
bewegung gegen den Krieg auch nur etwas breiter zu entfalten. Die 
heroischen Einzelaktionen der Arbeiter gingen unter in dem allgemei¬ 
nen Meer der Kriegshysterie. 

Um die „Einigung'* mit dem Volk noch anschaulicher zu demon¬ 
strieren und vor allem um die Kriegskredite zu bestätigen, wurde die 
Reichsduma zu einer Sondertagung einberufen. 

Die in Petersburg zusammengekommenen Deputierten, angefangen 
von den äußersten Rechten bis zu den Kadetten, waren äußerst kriege¬ 
risch gestimmt. Sie sprachen vom Krieg bis zum siegreichen Ende, von 
der „Vaterlandsvcrteidigung“, von der entschlossenen Abwehr des 
Feindes usw. Die Zeitungen druckten derartige Erklärungen von Füh¬ 
rern der Dumafraktionen eine nach der anderen ab. 


3. Der Standpunkt unserer Fraktion 
und die Deklaration in der Duma 

Die bürgerliche Presse interessierte sich sehr dafür, welchen Stand¬ 
punkt die Arbeiterdeputierten in der Frage des Krieges einnehmen 
würden. In meine Wohnung drang während der üblichen Sprechstunde 
für die Arbeiter eine Schar von Journalisten aller Petersburger Zeitun¬ 
gen ein, angefangen von dem „linken“ „Den“ bis zur „Scmschtschina“ 
der Schwarzhunderter. Im Aufträge ihrer Redaktionen stellten sie mir 
eine ganze Reihe von Fragen: Wie ist die Stellung der Arbeiter zum 
Kriege? Welchen Standpunkt bezieht Ihre Fraktion? Wie werden sich 
die Arbeiterdeputierten in der Duma verhalten? usw. 

Die Journalisten zückten die Notizbücher und die Bleistifte, um 
meine Antworten niederzuschreiben. 

Was ich sagte, war jedoch zur Veröffentlichung in ihren Zeitungen 
völlig ungeeignet. 

„Die Arbeiterklasse“, so erklärte ich, „wird mit allen Kräften gegen 
den Krieg kämpfen. Der Krieg liegt nicht im Interesse der Arbeiter. Im 
Gegenteil, er richtet sich gegen die Arbeiterklasse der ganzen Welt. Auf 
dem Internationalen Sozialistenkongreß in Basel ist im Namen des 
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Proletariats der ganzen Welt der Beschluß gefaßt worden, im Falle der 
Erklärung des Krieges einen entschlossenen Kampf gegen diesen zu 
führen. ,Krieg dem Kriege 4 — das ist unsere Losung. Für diese Losung 
werden wir, die wirklichen Vertreter der Arbeiterklasse, kämpfen. Un¬ 
sere Fraktion wird mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln ent¬ 
schlossen gegen den Krieg kämpfen.“ 

Natürlich hat keine einzige Zeitung meine Erklärung veröffentlicht. 
Dafür wurde sie unverzüglich der Ochrana bekannt, für die meine 
Worte eine Bestätigung der ihr schon zuvor bekannten Antikriegs¬ 
position unserer Partei waren. Man setzte alle „Argumente“ ein, die 
uns nicht so sehr überzeugen als vielmehr einschüchtern und terrori¬ 
sieren sollten. An meine Adresse wurden Drohbriefe gerichtet, die von 
ausgesuchten Schimpfwörtern strotzten. 

„Paß auf, Verräter, hast lange genug das russische Volk aufgewiegelt, 
Du gemeiner Revolutionär. Dich wird das Schicksal von Herzenstein 
und Iollos ereilen,“ 1 — so schrieben mir Ochranaleute und Schwarz¬ 
hunderter. Einer der Briefe enthielt neben den schriftlichen Drohungen 
auch eine Zeichnung — ein Skelett, das mein Schicksal veranschau¬ 
lichen sollte. Die Arbeiter, denen diese Drohungen des Schwarzen Hun¬ 
derts bekanntwurden, bestanden darauf, eine besondere Bewachung 
meiner Wohnung zu organisieren. Soviel ich auch widersprach, indem 
ich auf die Zwecklosigkeit dieser Maßnahme hinwies, weil man sich 
gegen einen Schuß aus dem Hinterhalt ohnehin nicht sichern kann — 
die Arbeiter setzten ihren Willen dennoch durch. 

Das alles geschah in den ersten Kriegstagen, noch vor dem öffent¬ 
lichen Auftreten der Fraktion. Dieses Auftreten sollte in der Sitzung 
der Reichsduma erfolgen, in der über das Kriegsbudget abgestimmt 
werden sollte. Vorgesehen war die Verlesung einer gemeinsamen De¬ 
klaration im Namen der beiden sozialdemokratischen Fraktionen und 
der Trudowiki. Irgendwelche im voraus vorbereiteten Formulierungen 
hatten wir nicht, man mußte sie ausarbeiten. Nach Beratung mit den 
Parteigenossen, die sich damals in der Stadt befanden, beschlossen wir, 

1 Herzenstein und Iollos, zwei Deputierte vorangegangener Dumas, wur¬ 
den auf Anstiftung der Polizei von Mitgliedern des „Bundes des russischen 
Volkes“ meuchlings ermordet. 

20 * 
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auf der Abfassung einer Deklaration zu bestehen, die den Krieg ent¬ 
schieden verurteilen und dessen Unterstützung durch die Arbeiterklasse 
kategorisch ablehnen sollte. 

Es begannen die Verhandlungen und Beratungen zwischen den Frak¬ 
tionen. Gleich nach der ersten Beratung, auf der Kerenski, Tschcheidsc 
und ich anwesend waren, schieden die Trudowiki aus. Kerenski erklärte 
offen heraus, sie hielten es für notwendig, sich für die Unterstützung 
des einmal erklärten Krieges einzusetzen. Tschchei'dse legte sich zu¬ 
nächst nicht fest, zeigte aber beträchtliche Neigung zur „Vatcrlands- 
verleidigung“. 

Nach längeren Verhandlungen gingen wir dennoch an die Ausarbei¬ 
tung der gemeinsamen Deklaration beider Fraktionen. Auf einer Be¬ 
ratung unter Teilnahme einiger Mitglieder des Petersburger Komitees 
einerseits und einiger menschewistischer Parteifunktionäre anderseits 
wurden die Grundlinien der Deklaration festgelegt. Dann trafen wei¬ 
tere Deputierte sowohl aus unserer Fraktion als auch Menschewiki 
ein. Wir hielten noch einige Sitzungen ab, in denen der Entwurf der 
gemeinsamen Deklaration ausgearbeitet wurde, über einzelne Punkte 
und Formulierungen wurde gestritten und debattiert, Abänderungen 
und Ergänzungen wurden vorgenommen. Der kombinierte Text der 
Deklaration beider Fraktionen wurde endgültig abgefaßt nach meh¬ 
reren Diskussionen sowohl in den bolschewistischen als auch in den 
menschewistischen Parteikreisen. 

Die Sitzung der Rcichsduma fand am 26. Juli statt. Zuvor begab 
sich die Dumamehrheit — und diesmal mit ihr zusammen auch die 
Trudowiki — zu einem Empfang beim Zaren, um ihre Untertanen- 
gefühle zum Ausdruck zu bringen. Die Sitzung wurde von Rodsjanko 
eröffnet, der eine feierliche Rede hielt über die „Einigung des russi¬ 
schen Zaren mit seinem treuen Volk“, über den „Schutz der Integrität 
und Einheit des Staates“ sowie darüber, daß „alle in Rußland lebenden 
Völker sich zu einer einträchtigen Familie vereinen, wenn dem- ge¬ 
meinsamen Vaterland ein Unheil droht“ usw. Das waren die üblichen 
Formeln des streitbaren Patriotismus, die alsdann — so oder so abge¬ 
wandelt — von den Führern aller Fraktionen der Dumamehrheit 
wiederholt wurden. 



Die Trudowiki erklärten in einer von Kerenski verlesenen Dekla¬ 
ration nach einigen pseudorevolutionären Phrasen, sie seien „uner¬ 
schütterlich davon überzeugt, daß die große elementare Gewalt der 
russischen Demokratie zusammen mit allen anderen Kräften dem an¬ 
greifenden Feind eine entschiedene Abfuhr erteilen und ihre heimat¬ 
lichen Fluren und die Kultur verteidigen wird, die mit dem Schweiß 
und Blut von Generationen geschaffen worden sind“. Der Deklaration 
Kerenskis klatschte die gesamte Duma (bis auf die Sozialdemokraten) 
einschließlich der äußersten Rechten Beifall. 

Dann wurde die Deklaration der sozialdemokratischen Fraktion ver¬ 
lesen. Vor dem Abdruck im stenografischen Bericht wurde die Dekla¬ 
ration von Rodsjanko zusammengestrichen. Der volle Wortlaut der 
sozialdemokratischen Deklaration aber, wie sie von der Dumatribüne 
aus verlesen wurde, war folgender: 

„Ein furchtbares, nie dagewesenes Unglück ist über die Völker der 
ganzen Well hereingebrochen. Millionen von Arbeitern sind von der 
friedlichen Arbeit fortgerissen, ruiniert und in einen blutigen Strudel 
gestürzt worden. Millionen von Familien sind zum Hungern verurteilt. 
Der Krieg ist ausgebrochen ... Als die europäischen Regierungen zum 
Kriege rüsteten, erhob das europäische Proletariat, mit dem deutschen 
Proletariat an der Spitze, einmütigen Protest gegen den Krieg, der von 
den herrschenden Kreisen vorbereitet wurde. 

Eine Reihe von Repressalien gegen die Arbeiterpresse und die Ar¬ 
beiterorganisationen unmittelbar vor dem Kriege hinderte die Arbeiter 
Rußlands daran, offen mit dem gleichen Protest gegen den Krieg auf¬ 
zutreten. Aber in den Zeiten der grandiosen Demonstrationen euro¬ 
päischer Proletarier gegen den Krieg schlugen die Herzen der russi¬ 
schen Proletarier mit ihren Herzen im gleichen Takt. Und wir, die 
Vertreter der Arbeiterklasse Rußlands, halten es für unsere Pflicht, zu 
erklären, daß der gegenwärtige Krieg, hervorgerufen durch die von allen 
kapitalistischen Ländern betriebene Politik der Eroberungen und der 
Gewalt, ein Krieg ist, für den die herrschenden Kreise aller jetzt Krieg 
führenden Länder die Verantwortung zu tragen haben, daß dieser Krieg 
dem Gefühl und der Gesinnung der bewußten Elemente des russischen 
Proletariats ebenso wie des Proletariats der ganzen Welt widerspricht 
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Das Proletariat, dem der falsche Patriotismus, mit dem die herr¬ 
schenden Klassen ihre Raubpolitik tarnen, fremd ist, das die Freiheit 
und die Interessen der Völker ständig verteidigt, wird seine Pflicht 
jederzeit erfüllen und die kulturellen Güter des Volkes gegen jedwede 
Anschläge verteidigen, von wo sie auch ausgehen: von außen oder von 
innen. Wenn aber die Rufe zur Einigung zwischen Volk und Staats¬ 
macht ertönen, stellen wir fest, daß die Völker Rußlands ebenso wie 
alle Völker gegen ihren Willen, durch die Schuld ihrer herrschenden 
Kreise in den Krieg hineingerissen wurden, und halten es für not¬ 
wendig, die ganze Heuchelei und die ganze Grundlosigkeit dieser Auf¬ 
rufe zur Einigung zu unterstreichen. Es kann keine Einigung zwischen 
Volk und Staatsmacht geben, wenn diese nicht die Vollstreckerin des 
bewußten Willens des Volkes ist, wenn das letztere durch die Macht 
versklavt wird, wenn die Volksmasse, der die ganze Last des Krieges 
aufgebürdet wird, rechtlos ist, wenn man die Arbeiter- und Bauern¬ 
presse abwürgt, wenn die Arbeiterorganisationen zerschlagen sind, 
wenn die Gefängnisse mit Kämpfern für Freiheit und Glück des Volkes 
überfüllt sind und wenn wir soeben die Erschießung von Petersburger 
Arbeitern durch Militär und Polizei erlebt haben. Es kann keine Eini¬ 
gung mit der Macht auch für jene zahlreichen Nationalitäten Rußlands 
geben, die nationalen Verfolgungen ausgesetzt sind und in einer Atmo¬ 
sphäre der Gewaltherrschaft und der Unterdrückung leben. 

Das bewußte Proletariat der kriegführenden Länder konnte den 
Ausbruch des Krieges und die Entfesselung der Barbarei, die er mit 
sich bringt, nicht verhindern, aber wir sind zutiefst davon überzeugt, 
daß die Menschheit in der internationalen Solidarität des Proletariats der 
ganzen Welt das Mittel zur raschesten Beendigung dieses Krieges finden 
wird. Und mögen die Bedingungen des Friedensvertrages nicht von den 
Diplomaten der raubgierigen Regierungen, sondern von den Völkern selbst 
diktiert werden, die ihre Geschicke in die eigenen Hände nehmen werden. 

Gleichzeitig bringen wir die tiefe Überzeugung zum Ausdruck, daß 
dieser Krieg den Volksmassen Europas endgültig die Augen öffnen 
wird für die wirkliche Quelle der Gewalt und der Unterdrückung, 
unter denen sic leiden, und daß der gegenwärtige furchtbare Ausbruch 
der Barbarei zugleich der letzte sein wird.“ 
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Unsere Deklaration gab noch keine richtige, revolutionäre Ein¬ 
schätzung weder des Charakters des Krieges selbst noch der Position 
der Arbeiterklasse. Aber ungeachtet ihrer Verschwommenheit erklang 
die Deklaration, die die Kardinalfrage der Umwandlung des imperia¬ 
listischen Krieges in einen Bürgerkrieg nicht stellte, vor dem Hinter¬ 
grund des allgemeinen Hurrapatriotismus dennoch als ein scharfer 
Protest gegen den Kriegswahn. Im Gegensatz zu allen anderen Dekla¬ 
rationen, die — jede auf ihre Weise — die Kriegserklärung begrüßten, 
traten die Sozialdemokraten mit der entschiedenen Verurteilung des 
Krieges hervor und zeigten die internationale Solidarität der Werk¬ 
tätigen als ein Mittel des Kampfes gegen den Krieg. Unsere Deklaration 
verneinte ferner kategorisch jede Möglichkeit einer „Einigung“ zwischen 
Volk und Zarenmacht, von der die Schwarzhunderterduma heuch¬ 
lerisch sprach. 

Nach dem feierlich deklarativen Teil ging die Reichsduma an die 
Abstimmung über das Kriegsbudget. Unsere Fraktion nahm gemäß 
den Beschlüssen aller Kongresse der Internationale an der Abstimmung 
über die Kriegskredite nicht teil und verließ zum Zeichen des Protests 
die Sitzung. 

Unsere Deklaration und unsere Weigerung, an der Abstimmung über 
das Budget teilzunehmen, lösten einen Sturm des Protestes und der 
Empörung unter der Dumamehrheit aus. Deputierte aller Fraktionen, 
die linken Kadetten und Progrcssisten nicht ausgenommen, fielen in den 
Wandelgängen wie Berserker über uns her. 

„Was tut ihr? Ihr Arbeitervertreter, ihr zieht die Massen hinter euch 
her, reißt Rußland in den Abgrund, in die Katastrophe. Ihr richtet das 
Volk zugrunde!“ 

Die Rechten schimpften und drohten mit der Abrechnung. Sie waren 
bereit, uns gleich auf der Stelle in Stücke zu reißen. Wir verließen die 
Duma, begleitet von Schmährufen der Dumareaktionäre. 

Unser Auftreten gegen den Krieg in der Duma, das den Arbeitermas¬ 
sen weitgehend bekanntwurde, bildete die Grundlage der gesamten 
Antikriegsarbeit der Partei. Nach und nach begannen wir, die illegale 
Arbeit wieder zu entfalten, die nunmehr in erster Linie darauf ausging, 
die Massen zum Kampf gegen den Krieg zu organisieren. 



4. Die Bedingungen der Parteiarbeit zu Beginn des Krieges 


Die Bedingungen der Parteiarbeit wurden in Anbetracht der Kriegs¬ 
erklärung um ein vielfaches schwerer als in den dem Krieg voran¬ 
gegangenen Monaten. In der ersten Periode des Krieges war die revo¬ 
lutionäre Tätigkeit mit solchen Schwierigkeiten verbunden, wie sie 
unsere Partei nicht einmal in den schwersten Jahren der Reaktion zu 
überwinden hatte. Die Militärclique ging erbarmungslos gegen die Ar¬ 
beiterorganisationen vor. Massenverhaftungen einerseits und die Mo¬ 
bilisierung für die Front anderseits rissen große Lücken in die Reihen 
der Genossen, die für die Partei tätig waren. Gleichzeitig nahm uns der 
Krieg, der die Grenzen schloß, in der ersten Zeit gänzlich die Möglich¬ 
keit, die Verbindung mit dem Zentralkomitee der Partei, das sich im 
Ausland befand, aufrechtzuerhalten. 

Audi das Zentralkomitee war zu dieser Zeit Angriffen österrcidii- 
scher Behörden ausgesetzt, die Lenin ins Gefängnis sperrten. Nadi der 
Kriegserklärung vergingen zwei bis drei Wodien, bis das Auslands¬ 
zentrum der Partei seine Tätigkeit wiederaufnahm. Unsere Verbindung 
mit ihm gelang es jedodi erst zwei Monate später unter größten 
Schwierigkeiten und nur zum Teil wiederherzustellen. 

Man muß auch den Inhalt der Parteiarbeit zu jener Zeit beachten. 
Sie lief im wesentlichen auf Anlikriegspropaganda hinaus, die unter 
dem Militärterror für jeden festgenommenen Parteifunktionär mit dem 
Risiko schwerer Repressalien cinsdiließlidi des Kriegsgerichts und der 
Todesstrafe verbunden war. Die Technik der Geheimhaltung mußte 
unter diesen Umständen um ein Vielfadies verstärkt werden, während 
die Parteiorganisationen wesentlidi sdiwächer wurden, die Verbin¬ 
dungen abbrachen usw. Ferner wäre noch auf die Zerschlagung der 
„Prawda“ und auf die völlige Liquidierung der Arbeiterpresse hinzu¬ 
weisen, die bislang das Zentrum darstellte, um das sich die Kräfte der 
Partei scharten. 

Die einzige, vorläufig noch völlig intakte organisierte Kraft der Par¬ 
tei war zu Beginn des Krieges die Dumafraktion, die auch schon vor¬ 
her den wichtigsten leitenden Kern der Parteiarbeit in Rußland bildete. 
Jetzt aber lasteten auf uns allen um ein Vielfadies gewachsene Pfliditen. 
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Gleich in den ersten Tagen nach der Kriegserklärung begann ich die 
Arbeit des Petersburger Parteikomitees in Gang zu bringen. Von den 
Bolschewiki, die an der leitenden Arbeit in Petersburg teilgenommen 
hatten, war zu dieser Zeit so gut wie keiner übriggebliebcn. Die meisten 
waren verhaftet; die wenigen Parteimitglieder aus den Reihen unserer 
Schriftsteller und Journalisten, die noch frei waren, mußten sich in der 
Umgebung der Stadt verbergen. Die Hauptbasis war Finnland, wo 
A. M. Gorki, M. S. Olminski, K. S. Jeremejew und einige andere Ge¬ 
nossen lebten. Unter den Bedingungen der Kriegszeit war es sehr 
schwer, in ständiger Verbindung mit ihnen zu bleiben. Wir mußten 
höchste Vorsicht walten lassen. 

Anderseits mußte die Tätigkeit auch des Petersburger Komitees so 
weit wie möglich geheimgehalten werden; deshalb setzte sich die neu¬ 
gebildete Vollzugskommission des Petersburger Komitees aus noch 
weniger Genossen als bisher zusammen. Die Parteikräfte waren dezi¬ 
miert, die ihnen bevorstehende Arbeit aber war gewaltig. 

Die Hauptsorge des Petersburger Komitees war zu dieser Zeit die 
Aufnahme der Verbindungen zu den Rayons und die Vorbereitungen 
zur Herausgabe von Proklamationen. Es ging darum, eine Druckerei 
einzurichten, technische Hilfsmittel zu liefern, die notwendigen Geld¬ 
mittel zu beschaffen usw. Wir hatten im voraus Adressen bereit, um 
die Schrift und sonstiges Druckzubehör verlagern zu können, gleich 
nachdem diese irgendwo benutzt worden waren. Wenn auch die 
Ochrana nach der Herausgabe einer Proklamation jedesmal neue Men¬ 
schengruppen aus unseren Reihen riß, setzle doch die Druckerei, die 
von Ort zu Ort wanderte, ihre Arbeit fort. Es vergingen keine drei 
Tage, bis die Druckerei wieder für neue Aufgaben bereit war. So sehr sich 
auch die Ochrana mühte, sie vermochte unsere Arbeit nicht aufzudecken. 

Den Entwurf der ersten während des Krieges herausgegebenen Pro¬ 
klamation brachte ich zum Redigieren nach Finnland. An der Grenze 
bei Beloostrow und an der gesamten Finnland-Eisenbahn wimmelte es 
von Gendarmen und Polizeispitzeln, die jeden Reisenden überwachten. 
Für den Fall einer überraschenden Leibesvisitation oder Verhaftung 
versteckte ich das Original der Proklamation im Stiefel, eine Kopie 
aber beförderte ich in einer Streichholzschachtel; diese konnte ich jeden 
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Augenblick in Brand stecken, wenn ein Polizeiüberfall drohen sollte. 
Ich traf mich an der verabredeten Stelle mit K. S. Jeremejew. Die 
ganze Nacht verbrachten wir beim Redigieren des Flugblattes. Am 
Morgen kehrte ich unter Beachtung der gleichen Vorsichtsmaßnahmen 
nach Petersburg zurück und übergab den korrigierten Entwurf zum 
Druck an eine Gruppe von Genossen, die bei der Organisierung und 
Einrichtung der Druckerei tätig waren. Sie waren es auch, die unsere 
ersten Flugblätter vertrieben. Dazu gingen sie an die belebtesten Orte, 
in die Einberufungslokale, auf die Bahnhöfe usw., legten dort die Pro¬ 
klamationen aus oder steckten sie sogar direkt in die Taschen der Re¬ 
servisten. 

5. Die Proklamation des Petersburger Komitees der Bolschewiki 

Am 1. August gab das Petersburger Komitee die zweite Antikriegs- 
proklamation nach Bekanntgabe der Mobilmachung heraus. Darin 
sprachen wir bereits davon, daß in der Armee Propaganda betrieben 
werden müsse, sprachen von der Vorbereitung zum bewaffneten 
Kampf, von der heranrückenden sozialen Revolution. 

„Weltereignisse von außerordentlicher Bedeutung sind im Anzug“, 
so lautete die Proklamation. „Der europäische Brand, der an allen 
Enden von der konkurrierenden Bourgeoisie entfacht wird, lodert em¬ 
por. Millionen von Arbeitern und Bauern Rußlands, Deutschlands, 
Frankreichs, Österreichs, Englands und anderer Länder werden aus 
dem friedlichen Leben gerissen und mit der todbringenden Waffe in 
der Hand einander entgegengestellt, damit sie durch Ströme ihres 
Blutes den Herren der Lage ermöglichen, aus den Sklaven des Kapitals 
noch höheren Mehrwert herauszupressen. 

Die bürgerliche Presse, die sich kaufen läßt und vor den Herrschern 
des Lebens im Staube kriecht, setzt alles daran, das Gift des bruder¬ 
mordenden Nationalismus in die Volksmassen zu tragen, damit sie be¬ 
nebelt werden und sich widerspruchslos zur Schlachtbank führen las¬ 
sen. Die Arbeiterpresse ist erdrosselt, cs fehlt ihr Wort, das die 
Arbeitermassen jetzt so sehr brauchen, cs ist niemand da, der den 
Henkern des russischen Volkes, der der russischen Regierung ins Ge- 
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sicht schleudern könnte, daß es ihnen, den Unterdrückern und Mördern 
der Arbeiter und Bauern, nicht ansteht, im Namen des Volkes zu sprechen. 

In einem solchen Augenblick kann die Sozialdemokratie nicht schwei¬ 
gen. Die Sozialdemokratische Arbeiterpartei Rußlands lebt, und nur 
sie allein kann jetzt den Arbeitermassen sagen: Genossen! Die Regie¬ 
rung und die Bourgeoisie haben Wind gesät — sie werdenSturm ernten! 

Unzählige Leiden bringt der Krieg dem russischen Volk und vor 
allem der Arbeiterklasse und der Bauernschaft. 

Mag aber der Krieg dem offiziellen Rußland und seinen Verbündeten 
Niederlage oder Sieg bringen — die Arbeiterklasse wird sich in jedem 
Falle noch tiefer von der Erkenntnis durchdringen lassen, daß die 
gegenwärtige Ordnung sich nur mit Blut, Gewalt und Betrug hält, daß 
es aus dieser Lage nur einen Ausweg gibt — die Revolution. Der euro¬ 
päische Krieg wird Hunderttausende, vielleicht auch Millionen Tote 
hinlerlassen. Und er wird auch die politischen Systeme der Staaten 
und ihre wirtschaftlichen Grundlagen zerrütten und zerstören. 

In diesem Augenblick aber muß das Proletariat bereit, muß es orga¬ 
nisiert sein, um sich wohlgerüslet auf die Regierung der Gewalttäter zu 
stürzen und ihrer Herrschaft ein Ende zu setzen. 

Diese Aufgabe ist eine gemeinsame Aufgabe für das Proletariat so¬ 
wohl Rußlands als auch Deutschlands und Österreichs: die Überreste 
des Feudalismus und der Leibeigenschaft vernichten, alle monarchi¬ 
stischen Splitter hinwegfegen, das eigene Land vom politischen Joch 
befreien und die Demokratische Republik ausrufen! 

Das ist unsere erste, unsere vordringliche Aufgabe! 

Bewußte Arbeiter begreifen sie sehr wohl. Ihre Pflicht besteht jetzt 
darin, diese Propaganda in die breiten Massen, in die Armee, mitten 
in die einberufenen Reservisten usw. zu tragen. Ihre Pflicht besteht 
gegenwärtig darin, die Organisation der Partei mit allen Kräften zu 
festigen, die Reihen zahlenmäßig zu verstärken, die Parteikasse zu 
stützen, Waffen zu beschaffen, damit die proletarische Armee im 
Augenblick der endgültigen Abrechnung mit dem absolutistischen Re¬ 
gime bereit ist. 

Vergeudet keine Kräfte in Partisanen- und Teilaktionen, sondern 
stärkt sie ruhig und überlegt. Das ist die Pflicht eines jeden bewußten 
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Sozialdemokraten. Zur Erfüllung dieser Pflicht rufen wir Euch, Ge¬ 
nossen, auf! 

Ereignisse von Weltformat sind im Anzug. Hinter den heranrücken¬ 
den Erschütterungen und politischen Umwälzungen steht bereits das Ge¬ 
spenst der sozialen Revolution. Diesem Endziel strebt das Proletariat 
aller Länder zu. Aber dem russischen Proletariat stehen noch viele Hin¬ 
dernisse im Wege, und die russische Arbeiterklasse muß heroische An¬ 
strengungen unternehmen, um die Selbstherrschaft restlos hinwegzufegen. 

Die Regierung Nikolais des Blutigen ist die letzte absolutistische 
Regierung, und Nikolai der Blutige, dieser Nachkömmling der Ro¬ 
manows, ist der letzte russische Zar. Solange die gegenwärtige Re¬ 
gierung an der Macht ist und ungestraft die werktätigen Massen unter¬ 
drückt, solange das Regime der Unterdrückung und der Gewalt 
herrscht, solange die Macht nicht in die Hände des politisch freien 
Volkes übergeht — solange kann es keinen Frieden geben, solange 
wird immer die Gefahr drohen, daß das Blut des Volkes endlos ver¬ 
gossen wird. Die Revolution rückt heran. Setzen wir alle unsere Kräfte 
daran, ihr zum Siege zu verhelfen. Organisiert Euch, Genossen, arbeitet 
noch mehr und mit aller Energie bis zum Augenblick der Entscheidung! 

Fort mit der absolutistischen Monarchie! 

Es lebe der Sozialismus! 

Es lebe die Revolution! 

Es lebe die Demokratische Republik! 

Es lebe die Konstituierende Versammlung! 

Es lebe die Gleichberechtigung der Nationalitäten! 

Amnestie für alle Märtyrer der Freiheit! 

Es lebe die Sozialdemokratische Arbeiterpartei Rußlands!“ 1 

Die Herausgabe der Proklamation rief bei der Ochrana Bestürzung 
hervor. Die zaristische Polizei hatte geglaubt, sie habe die Parteiorga¬ 
nisationen bereits restlos zerschlagen und ihre Repressalien einerseits 
und die „patriotische“ Stimmung anderseits hätten den revolutionären 
Parteien endgültig den Boden unter den Füßen forlgezogen. Indessen 
besagte die Herausgabe einer Proklamation, daß die Partei ihre Arbeit 

1 „Flugblätter der Petersburger Bolschcwiki 1902—1917", Bd. II, S. 115 bis 
117, russ. 
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fortführte, während der Inhalt des Aufrufes darauf hinwies, daß die 
Bolschewiki den entschlossenen Kampf für die Ausnutzung des Krieges 
im Interesse einer Entwicklung der revolutionären Bewegung organi¬ 
sierten. Vom Standpunkt der Regierung aus war das „Hoch- und Lan¬ 
desverrat“, gegen dessen Ausbreitung alle zur Verfügung stehenden 
Maßnahmen zu ergreifen waren. Die Ochrana begann die Jagd auf die 
Gruppe von Genossen, die an der Herausgabe der Proklamation be¬ 
teiligt waren, und suchte vor allem die illegale Druckerei, in der die 
Proklamation gedruckt worden war. Nach sorgfältigen Haussuchungen 
wurden einige Genossen verhaftet, die aber noch Zeit hatten, das 
Druckereizubehör an einem anderen Ort zu verstecken. 

Wie sich später aus den Akten, die im Archiv des Polizeideparte¬ 
ments erhalten blieben, herausstellte, hielt die Ochrana mich für den¬ 
jenigen, von dem die Initiative zur Herausgabe der Proklamation in 
erster Linie ausging. Im Bericht des Polizeidepartements an den Son¬ 
derrat, der gemäß Artikel 34 der Verordnung zum Schutze des Staates 
gebildet worden war, schrieb der stellvertretende Vizedirektor des De¬ 
partements am 19. September 1914: 

„Die unruhigsten Elemente der Illegalität, die sich mit der erzwun¬ 
genen Untätigkeit nicht abfinden konnten und unter dem Einfluß des 
Mitglieds der Reichsduma, des Sozialdemokraten Badajew standen, 
kamen auf die Idee, eine Reihe von Flugblättern und Aufrufen heraus¬ 
zugeben, die der jetzigen Lage entsprechen und darauf abzielen, die 
gesamtstaatliche Bedeutung des gegenwärtigen Krieges und die damit 
verbundenen Maßnahmen der Regierung in den Augen der Massen zu 
diskreditieren. 

Nachdem sie von Badajew den Entwurf eines entsprechenden Auf¬ 
rufes erhallen hatte, brachte es eine Gruppe von Personen aus den Rei¬ 
hen der Werkjugend, die sich — um ihrem Vorhaben Autorität zu ver¬ 
leihen — als das neygebildete ,Petrograder Komitee* der Sozialdemo¬ 
kratischen Arbeiterpartei Rußlands bezeichnete, fertig, mit der aus einer 
Druckerei entwendeten Schrift eine Fahne zu setzen und am 1. August 
dieses Jahres das erste Flugblatt der geplanten Reihe folgenden In¬ 
halts zu drucken: ,Proletarier aller Länder vereinigt Euch! Genossen! 
Weltereignisse von außerordentlicher Wichtigkeit sind im Anzug.. 
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Gleichzeitig gingen von Agenten Informationen ein, daß unter den 
Parteifunktionären in Petrograd gleich nach Deutschlands Kriegser¬ 
klärung an Rußland der Gedanke aufkam, mit verstärkter Agitation 
für einen allgemeinen Proteststreik gegen den Krieg zu beginnen und 
zur Verwirklichung dieses Gedankens unter Mitwirkung von Arbeitern, 
die mit Bildungsvereinen in Verbindung stehen, Versammlungen zur 
Behandlung verschiedener Fragen einzuberufen, die sich auf die Durch¬ 
führung des erwähnten Streiks und insbesondere auf die Herausgabe 
und weite Verbreitung entsprechender Proklamationen unter den 
Arbeitermassen beziehen. 

Eine der ersten solcher Versammlungen sollte am 20. Juli um 4 Uhr 
nachmittags in den Räumen des Bildungsvereins „Obrasowanije 44 statt¬ 
finden, und in der Tat wurde durch Beobachtung dieser Räumlich¬ 
keiten festgcstellt, daß sich dort am erwähnten Tage zur festgesetzten 
Stunde Arbeiter zu versammeln begannen. 

In Anbetracht dessen wurde in die erwähnten Räume eine Polizei¬ 
abteilung beordert, die eine zwölfköpfige Versammlung antraf und 
festnahm.. .‘ 41 

Die geretteten technischen Hilfsmittel machten es uns möglich, zwei 
Wochen später im Namen des Petersburger Komitees der Partei eine 
neue Proklamation zu drucken. Ungeachtet der außerordentlich strengen 
Bedingungen der Kriegszeit wurden die Proklamationen in den Fabri¬ 
ken und Werken vertrieben, gelangten in die Hände der Reservisten 
und begannen zum Teil auch in die Armee einzudringen. Sie erfüllten 
ihre Aufgabe nach und nach, indem sie das revolutionäre Bewußt¬ 
sein der Arbeitermassen formten und den chauvinistischen Nebel, der 
von der Presse der Regierung und der Bourgeoisie erzeugt wurde, 
zerstreuten. Wir entlarvten das wahre Antlitz des imperialistischen 
Krieges und riefen, von der einen Losung zur anderen übergehend, 
die Arbeiterklasse auf, sich für den bewaffneten revolutionären 
Kampf im Namen der internationalen Solidarität der Werktätigen zu 
rüsten. 

1 Sammelband „Das Petrograder Proletariat und die bolschewistische Or¬ 
ganisation in den Jahren des imperialistischen Krieges“, Leningrad 1939, 
S. 27, russ. 
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6. Die Arbeit zur Wiederherstellung der Parteiorganisationen 


Nach und nach setzte auch die Wiedergeburt der Parteizellen 
ein, die sich nach der ersten Zerschlagung erholten. Die den 
Verhaftungen und der Mobilisierung entgangenen Parteifunktionäre 
sammelten neue Kader um sich und nahmen, streng konspirativ, die 
Arbeit wieder auf. Da andere legale Arbeitervereine fehlten, wandten 
die Parteiorganisationen ihre Aufmerksamkeit den Krankenkassen zu, 
um die sich die revolutionär gestimmten Arbeiter scharten. Neugebildet 
wurden auch die Rayonorganisationen, die ihre Vertreter in das Pe¬ 
tersburger Komitee delegierten. In einigen Rayons wurde die Arbeit 
sehr rege. Das alles zeigte, daß die Partei, ungeachtet des heftigen 
Drucks der Reaktion, auch weiterhin starken Einfluß auf die Arbeiter¬ 
massen ausübte. Wenn auch unter großen Schwierigkeiten und nicht so 
rasch, wie wir alle es wollten, belebte sich die bolschewistische Orga¬ 
nisation in Petersburg, knüpfte Verbindungen mit den Zellen an und 
setzte ihre revolutionäre Arbeit fort, die jetzt vor allem auf den 
Kampf gegen den Krieg und auf die Vorbereitung zur bewaffneten 
Aktion der Arbeiterklasse gerichtet war. 

Nach Petersburg begann auch die Arbeit der Parteiorganisationen in 
der Provinz sich allmählich zu beleben. Um diese Arbeit zu verstärken 
und Parteiverbindungen neu zu knüpfen, begab ich mich in der zweiten 
Augusthälfte auf eine Reise durch Rußland, wie sie schon früher aus 
Anlaß der Vorbereitung zum Parteitag vorgesehen worden war. Ich 
beabsichtigte, einige Städte an der Wolga zu besuchen, von Astrachan 
aus nach Baku zu reisen und mich von dort nach Tbilissi zu begeben. 
Zu meinen Aufgaben gehörte es, Parteizentren dort, wo es sie zu dieser 
Zeit nicht gab, zu schaffen und in erster Linie die Organisation in Baku, 
die nach dem Sommerstreik zerschlagen worden war, wiedcrherzu- 
stellen. Daneben sollte ich die Vorbereitungsarbeit für die auf den 
Herbst angesetzte allrussische Parteiberatung leisten. 

Ich versuchte, Petersburg von den Polizeispitzeln unbemerkt zu ver¬ 
lassen. Nachdem ich zuvor durch die Stadt gekreist war, begab ich midi 
zu Fuß in den Wald bei der Station Obuchowo. Ich erreichte den Eisen¬ 
bahndamm, sprang in das Bremserhäusdien eines Güterwagens und 



fuhr so zur Station Ljuban. In Ljuban lebten zu dieser Zeit Konkordia 
Samoilowa und Jurjew, die Petersburg nach der Zerschlagung der Par¬ 
teiorganisation verlassen hatten. Beizeiten benachrichtigt, trafen sie sich 
mit mir an einer verabredeten Stelle im Walde und übergaben mir 
eine bereits im voraus gekaufte Eisenbahnfahrkarte. Ich kam auf den 
Bahnsteig kurz vor der Abfahrt des Zuges, stieg rasch in den Wagen 
und erklomm sofort die oberste Pritsche. Auf diese Weise gelang es, die 
Agenten irrezuführen, die, nachdem sie meine Spur verloren hatten, 
durch die Stadt flitzten und sich den Kopf darüber zerbrachen, wo ich 
hingcraten sein könnte. 

Ich besuchte einige Städte, überall gelang es mir, Verbindungen mit 
den örtlichen Parteifunktionären aufzunehmen und unter ihrer Mit¬ 
wirkung Arbeiterversammlungen durchzuführen. Ich verabredete Treffs 
für die Verbindung mit der Fraktion, die Adressen für den Briefwechsel 
und die Literatursendungen und beteiligte mich an der Lösung aller 
Fragen der örtlichen Parteiarbeit. 

Die Organisation in Baku war nach dem jüngsten Streik zerschlagen 
und mußte fast neu geschaffen werden. In einigen Beratungen mit den 
Bolschcwiki von Baku, darunter auch mit Schaumian, wurden kon¬ 
krete Maßnahmen zur Belebung der Parteiarbeit ausgearbeitet. Ich 
beabsichtigte ferner, einige Arbeiterversammlungen in den Erdölrevie¬ 
ren zu veranstalten. Aber das gelang mir nicht. In unsere Beratungen 
schmuggelte sich ein Provokateur ein, die örtliche Ochrana meldete 
nach Petersburg telegrafisch meine Ankunft und erhielt von da die 
Anweisung, midi mit einem dichten Beobaditungsnetz zu umgeben. 
Die Polizeispitzel ließen midi keinen Schritt unbeobaditet tun. Unter 
solchen Umständen mußte auf die Durdiführung größerer Arbeiterver¬ 
sammlungen verziditet werden. Ich beschloß, von der Weiterreise abzu¬ 
sehen, weil idi eine ganze Sdileppe von Spitzeln nadigezogen hätte. 
Also begab ich midi von Baku auf direktem Weg nadi Petersburg. 

In Petersburg erfuhr ich, daß nach meiner Abreise fast die ganze 
Polizei auf die Beine gebracht wurde, um mich ausfindig zu madien. 
Man erzählte mir in der Duma, wie sidi Dshunkowski gefreut habe, 
als es endlich gelang, midi in Baku zu cntdcdvcn. 

„Badajew war spurlos versdiwunden“, sagte Dshunkowski zu irgend- 
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einem Dumamitglied. „Jetzt aber ist er aufgetaucht, und zwar in Baku“, 
fügte er hinzu und unterstrich die „gute“ Arbeit der Polizei. 

Ich kehrte Anfang September nach Petersburg zurück. Kurz darauf 
trafen auch die anderen Mitglieder unserer Fraktion, die auf Reisen 
durch Rußland gewesen waren, ein. Die von ihnen aufgenommene 
Arbeit zur Vorbereitung der Einberufung des Parteitages und des Inter¬ 
nationalen Sozialistenkongresses mußte infolge der Kriegserklärung 
eingestellt werden. Aber das, was den Hauptteil dieser Arbeit aus¬ 
machte — die Bildung und Festigung örtlicher Parteizellen —, setzten 
sie auch jetzt fort. Die Nachrichten aus den verschiedenen Orten wiesen 
darauf hin, daß die gegen den Krieg gerichtete Propaganda die Unter¬ 
stützung der revolutionär gestimmten Arbeiter fand. 


Kapitel XXII 

Die Novemberberatung 1914 
1. Der Baseler Kongreß über den Krieg 

Wenn wir die Parteiarbeit entwickelten, die Antikriegspropaganda 
betrieben und den Kampf gegen den Krieg organisierten, handelten 
wir gemäß den Beschlüssen der internationalen Sozialistenkongresse. 
Die Beschlüsse der internationalen Kongresse besagten, daß jeglichen, 
von bürgerlichen Regierungen angezettelten Kriegen die Unterstützung 
zu verweigern ist, daß alle Sozialisten in den Parlamenten gegen die 
Kriegskredite stimmen müssen, und sie riefen das Proletariat auf, den 
Krieg im Falle seines Ausbruchs durch einen revolutionären Aufstand 
zu beenden. 

Der letzte Kongreß vor dem Kriege, der Internationale Sozialisten¬ 
kongreß in Basel, der 1912 während der Balkankrise getagt hatte, rich¬ 
tete an das Proletariat der ganzen Welt ein besonderes Manifest gegen 
den Krieg. 

„Die Regierungen mögen nicht vergessen ..so hieß es in dem 
Manifest, „daß der Deutsch-Französische Krieg den revolutionären Aus- 


27 Badajew, Itcichsduma 
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brudi der Kommune im Gefolge hatte, daß der Russisch-Japanische 
Krieg die revolutionären Kräfte der Völker des russischen Reiches in 
Bewegung gesetzt hat ... Die Proletarier empfinden es als ein Ver¬ 
brechen, aufeinander zu schießen, zum Vorteile des Profits der Kapita¬ 
listen, des Ehrgeizes der Dynastien oder zu höherer Ehre diplomatischer 
Geheimverträge.“ 

Unsere Dumafraklion ging in ihrer Arbeit von den Beschlüssen der 
internationalen Kongresse aus. An den Baseler Kongreß hatten die 
Mitglieder unserer Fraktion, die sich zu jener Zeit gerade erst gebildet 
hatte, ein Grußschreiben gerichtet, in dem sie schrieben: „Die herr¬ 
schenden Klassen brauchen Krieg und Blutvergießen; die Arbeiter 
aller Länder fordern Frieden um jeden Preis. Und wir russischen 
Arbeiter strecken die Bruderhand den Arbeitern aller anderen Länder 
entgegen und schließen uns ihnen an in dem gemeinsamen Protest 
gegen die Schmach unserer Tage, gegen den Krieg.“ 

Von den Beschlüssen des Baseler Kongresses ausgehend, führte 
unsere Fraktion auch von der Dumatribüne aus einen unermüdlichen 
Kampf gegen die Kriegsvorbereitungen der Zarenregierung. Zwar 
wurden die militärischen Fragen selten in den Sitzungen der Duma 
behandelt und größtenteils in engstem Kreise, in einer besonderen 
Kommission, zu der die Sozialdemokraten nicht zugelassen waren, 
entschieden, aber in den Fällen, wo die Frage dennoch in die allgemeine 
Sitzung geriet, erhob unsere Fraktion scharfen Protest gegen jegliche 
Bewilligungen für Kriegszwecke. 


2. Die Rede in der Duma gegen die Rüstungsbewilligungen 

Als die Regierung 1913, im Rahmen der unmittelbaren Kriegsvor¬ 
bereitungen, in der Duma die Frage der Bewilligungen für die Ver¬ 
wirklichung des sogenannten großen Flottenprogramms stellte, hielt ich 
im Aufträge der Fraktion folgende Rede: 

„Meine Herren Mitglieder der Rcichsduma! Im vergangenen Jahr 
hatte die 111. Reichsduma der Regierung 502 Millionen Rubel für den 
Flottenbau zur Verfügung gestellt. Wir müssen darauf gefaßt sein, daß 


418 



auf die Gelder des Volkes ein neuer Anschlag verübt wird, um das 
sogenannte große Flottenprogramm zu verwirklichen. Zur Verwirk¬ 
lichung dieses Programms sind einige Milliarden Rubel erforderlich, 
über dieses große Flottenprogramm wurde bereits gesprochen, und die 
Regierung wird bei jeder Gelegenheit versuchen, eine solche Summe 
zu erhalten. Jetzt geht es um 230 Millionen Rubel; das alles sind 
Summen, deren Verausgabung wir nicht ruhig hinnehmen können, 
weil diese Gelder aus unserer bettelarmen Bevölkerung herausgepreßt 
werden. 

Wir müssen vor allem fragen: Wozu ist das notwendig, wer braucht 
diese unproduktiven Ausgaben? Hunderte Millionen, ja sogar Milliar¬ 
den Rubel, die vom Marineamt verschlungen wurden, hätten für Be¬ 
dürfnisse ausgegeben werden können, deren es bei Arbeitern und 
Bauern so viele gibt. Jetzt aber werden diese Gelder für den Flottenbau 
und die Produktion von Geschützen verwandt. Für die Wehrfähigkeit 
des Landes werden alljährlich, wenn man das Kriegs- und das Marine¬ 
ministerium sowie den Zinsdienst für die Anleihen, die für Rüstungs¬ 
bedürfnisse aufgelegt worden sind, zusammenfaßt, über eine Milliarde 
Rubel ausgegeben. Für die Volksbildung, für die Unterstützung der 
Hungernden, für die Kranken-, Unfall- und Altersversicherung der 
Arbeiter usw. gibt cs kein Geld. Aber für den Bau von Panzerkreuzern, 
für die Produktion von Geschützen finden sich Gelder. Für wen werden 
die Hunderte Millionen von Rubeln verausgabt? Die Arbeiter wollen 
keinen Krieg. Sie wollen ihre Brüder, die Arbeiter anderer Länder, 
nicht töten. Sie sind gegen jegliche verstärkte Rüstungen und Aus¬ 
gaben für Armee und Flotte. Diese werden von denen gebraucht, die 
vom Haß zwischen den Staaten leben, die sich von internationalen 
Komplikationen, von den Ausgaben für Armee und Flotte ernähren. 

Kürzlich haben die deutschen Sozialdemokraten die bekannte 
deutsche Firma Krupp entlarvt, die nicht nur für Deutschland, sondern 
sogar auch für Rußland Waffen lieferte. Wie sich herausstellte, be¬ 
stachen Vertreter dieser Firma Armeegenerale und erhielten von ihnen 
die benötigten Geheiminformationen und Dokumente. Das ist nichts 
Erstaunliches in unserer Zeit, das alles ist für uns eine gewohnte Er¬ 
scheinung geworden; aus den Entlarvungen der deutschen Sozialdemo- 
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kraten haben wir vieles über internationale Politik und Aufrüstung 
erfahren. Die Firma Krupp zahlte hohe Summen an französische 
,patriotisch Zeitungen, damit sie den Haß der Franzosen gegen die 
Deutschen schüren, die Aufrüstung Frankreichs fordern und Gerüchte 
über den Krieg verbreiten; das sollte die deutsche Regierung dazu 
bewegen, die Aufträge für die Armee und damit auch die Aufträge an 
Krupp zu vergrößern. Das ist schlau ausgeklügelt, nicht wahr? Der 
erfolgreiche Krieg verursacht ebenso wie der erfolglose verstärkte Aus¬ 
gaben und verstärkten Verbrauch von Munition und Waffen und stellt 
also in jedem Falle eine gewaltige Einnahmequelle für die Kriegs¬ 
lieferanten und Fabrikanten dar. 

Unsere Flotte wurde bei Tsushima vernichtet; jetzt geht es um die 
Schaffung einer neuen Flotte, an der sich die Geschäftsleute und Unter¬ 
nehmer die Hände wärmen wollen. Hier, von der Tribüne der Reichs¬ 
duma aus, berichtete am 5. April der Deputierte Chwostow, daß es in 
Petersburg bis auf den heutigen Tag Kontore zur Vermittlung von 
Geschäften gibt, in denen einerseits Geschäftsleute und anderseits 
hochgestellte Persönlichkeiten verkehren. Solche Kontore wurden, 
seinen Worten nach, von den ausländischen Firmen Creuzot und 
Vickers eingerichtet, die bekanntlich Panzerkreuzer, Kreuzer und Ge¬ 
schütze bauen. Wie dem auch sei, ein Unternehmen, das Hunderte 
Millionen von Rubeln besitzt, hat viele Möglichkeiten, um nicht nur 
Generäle zu interessieren. Selbstverständlich sehen wir, daß in diesem 
Spiel, in dem es um Hunderte Millionen von Rubeln geht und das die 
Banken und Börsen so geschickt zu spielen verstehen, daß in der 
Rüstung die Interessen der Industriellen und der Börsianer im Vorder¬ 
grund stehen, während die Verteidigung des Landes lediglich als Tar¬ 
nung für die Profite dient. 

Die bürgerlichen Zeitungen wissen sehr wohl, wie diese Geschäfte 
im Armee- und im Marineamt unter Dach und Fach gebracht werden. 
(Stimmen von rechts: Er liest, lesen Sie nicht!) Die Zeitung ,Wetscher- 
neje Wremja‘ teilte im vergangenen Jahr, als die Bewilligungen 
für die Flotte angenommen wurden, mit, die Banken hätten sich zu¬ 
sammengeschlossen, der Plan sei aufgesetzt und seine Grundlagen seien 
einfach: man müsse diese Aufträge in die Hände bekommen und des- 
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halb die bestehenden Werke an sich reißen, und wenn das nicht gelin¬ 
gen sollte, neue Aktiengesellschaften mit viel Kapital zur Gründung 
von Werken bilden und für diese nichtexistierenden Werke Aufträge 
erhalten. 

Gewiß könnte die Regierung diesem Hasardspiel um die Gelder des 
Volkes ein Ende setzen. Sie könnte sagen, daß die Regierung keine 
Aufträge an nicht bestehende Werke vergeben werde. Das ist es, wozu 
die in die Millionen gehenden Ausgaben benötigt werden, unter denen 
das ganze russische Volk ächzt! Zehntausende von Arbeitern werden 
von den Fabrikanten bei Aussperrung erbarmungslos auf die Straße 
gesetzt und Hunderte Millionen werden den Industriellen und Finanz¬ 
leuten zur Befriedigung ihres gierigen Appetits hingeworfen. Die Sozial¬ 
demokratie erhebt ihre Stimme Zum Protest gegen diese Vergeudung 
der Kräfte und Mittel des Volkes und fordert, daß diesem Wahn ein 
Ende gesetzt werde. 

Meine Herren! Da die Redezeit auf zehn Minuten beschränkt ist, 
sehe ich midi veranlaßt, meine Rede abzukürzen und im Aufträge der 
sozialdemokralisdien Fraktion folgende Erklärung abzugeben: 

,Wir erörtern das Budget des Kriegs- und des Marineministeriums 
in diesem Jahr unter Ausnahmebedingungen: der Bruderkrieg und das 
Blutvergießen auf dem Balkan haben die internationalen Leiden¬ 
schaften erregt und einen neuen Rüstungstaumel ausgclöst. Den Zwistig¬ 
keiten der herrsdienden Klassen, die zum Kriege führen und der Be¬ 
völkerung die übermäßige Last der Rüstungsausgaben auf bürden, 
stellen die Arbeiter aller Länder ihre Solidarität und den Wunsch nach 
friedlichen, brüderlichen Beziehungen zwischen den Völkern entgegen. 
Gemeinsam mit dem gesamten internationalen Proletariat protestieren 
die russischen Arbeiter auf das entschiedenste gegen internationales 
Blutvergießen und gegen das ganze System des sogenannten bewaff¬ 
neten Friedens. In vollem Einvernehmen mit den Sozialdemokraten 
anderer Länder erklären wir, daß wir nach allen uns zugänglichen 
Methoden gegen jegliche internationale Abenteuer und gegen die stän¬ 
dige Vergrößerung der Rüstungen kämpfen werden. 

Das energische Eintreten des Proletariats für den Frieden auf dem 
Baseler Kongreß zwang die Regierung zur höchsten Vorsicht in einer 
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Zeit, da jeden Augenblick der gesamteuropäische Krieg entbrennen 
konnte. Wir hoffen, daß es dem internationalen Proletariat letzten 
Endes gelingen wird, dem von Tag zu Tag wachsenden Drude des 
Militarismus ein Ende zu setzen und zu erreichen, daß sein Wille auch 
in dieser Frage respektiert wird. 

Ständige internationale Komplikationen und endlose Rüstungen der 
Völker, die durch den Kampf der herrschenden Klassen untereinander 
hervorgerufen werden, lasten in ihrer ganzen Schwere auf den werk¬ 
tätigen Klassen und vor allem auf dem Proletariat, vergrößern ihre 
Leiden und machen ihre Existenz noch unsicherer. Eine solche Lage 
stellt die Frage des Kampfes gegen die Hauptursachen, die Frage des 
Kampfes gegen den Kapitalismus, der den Krieg hervorbringt, des 
Kampfes für den Sozialismus, in dem es für keinerlei Kriege Platz 
geben wird. 

Aber auch im Rahmen der bestehenden Gesellschaftsordnung wollen 
wir alles Mögliche tun, um die Bürde des Militarismus zu verringern 
und die Bedingungen des Kampfes der Arbeiterklasse für ihre volle 
Befreiung zu erleichtern. Deshalb fordern wir, die ständige Armee durch 
die allgemeine Bewaffnung, durch die Miliz zu ersetzen. 

Wir Sozialdemokraten protestieren gegen die Rüstungsausgaben aus 
vielen Erwägungen heraus: Wir können das Rüstungsbudget nicht 
sanktionieren, weil die Organisation unserer Volksvertretung derart 
ist, daß die entscheidende Stimme in der Reichsduma 130 000 Guts¬ 
besitzern und nicht den Dutzenden von Millionen russischer Arbeiter 
und Bauern gehört. Und selbst diese Institution hat keine Stimme bei 
der Entscheidung über zwei Drittel des Rüstungsbudgets, die zu den 
sogenannten gepanzerten Krediten gehören, die die Duma nicht ab¬ 
ändern darf und über die hier mehr des Scheins wegen gesprochen wird. 

Wir können nicht für ein Budget stimmen, das in die Hände der 
bürgerlichen Regierung die Mittel und die Möglichkeit gibt, das System 
der kapitalistischen Ausbeutung zu unterstützen und zu festigen sowie 
Gelder im Interesse der herrschenden Bourgeoisie gegen die Interessen 
der Arbeiterklasse zu verausgaben. Wir können auch nicht eine Kopeke 
der reaktionären Regierung zur Verfügung stellen, die entgegen dem 
Willen des Volkes an der Macht steht und die Entwicklung unseres 
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Landes hemmt. Wir können nicht für das Rüstungsbudget stimmen, 
wenn sich die Armee für das Geld, das zu erlangen dem Volke so 
.schwerfällt, gegen das Volk wendet und eine gehorsame Waffe in den 
Händen der herrschenden Bürokratie und des reaktionären Adels dar¬ 
stellt. Wir protestieren gegen das gesamte System der Organisation un¬ 
serer Armee, gegen ihr gesamtes Kasernenregime, das es möglich macht, 
die Armee im Interesse der blutigen Politik unserer Regierung aus¬ 
zunutzen .. / (Lärm rechts und Zurufe : Das ist eine Unverschämtheit!)“ 

Es gelang mir nicht, die Erklärung unserer Fraktion zu Ende zu 
lesen, da Rodsjanko mir das Wort entzog. 

Neben den Reden von der Dumatribüne aus hielt es unsere Frak¬ 
tion ferner für notwendig, in der Frage des Krieges internationale Be¬ 
ziehungen zu den Sozialisten der westeuropäischen Länder anzuknüpfen, 
um damit die Gemeinsamkeit der Interessen der Proletarier der ganzen 
Welt zu unterstreichen. 

Im April 1913, als die Gefahr des kriegerischen Zusammenstoßes 
zwischen Rußland und Österreich heraufzog, wechselte unsere Fraktion 
Briefe mit der sozialdemokratischen Fraktion des österreichischen 
Parlaments und mit dem Vorstand der Sozialdemokratischen Partei 
Ungarns. Die Fraktion protestierte gegen das in Vorbereitung befind¬ 
liche Kriegsverbrechen und betonte: „Die Völker Rußlands kennen 
keinen einzigen Grund, der einem solchen Verbrechen auch nur den 
Schein eines Sinns geben würde ... Wir fegen mit Verachtung die 
deutsch- und österreichfeindliche Agitation des russischen Liberalismus 
hinweg, der das wüste Auf hetzen des russischen Volkes gegen die 
Deutschen und gegen alles, was deutsch ist, als fortschrittlich hinzu¬ 
stellen versucht. Wir erklären voll Stolz, daß wir getreue Schüler des 
deutschen Sozialismus sind.“ 

In dem Antwortschreiben brachte der Vorstand der Sozialdemokra¬ 
tischen Partei Österreichs seine Freude und Befriedigung über unsere 
Agitation gegen den Krieg zum Ausdruck: „In Eurem Auftreten gegen 
den panslawistischen Chauvinismus, in Eurem furchtlosen Kampf gegen 
diesen erblicken wir eine der festesten Garantien für die europäische 
Demokratie und den europäischen Frieden ... Gegen Eure Bedrücker 
empfinden wir unversöhnlichen Haß. Aber mit den Völkern Rußlands 
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verbinden uns untrennbare Bande des gemeinsamen Kampfes für 
Freiheit und Frieden.“ 1 

Das Schreiben des Vorstands der Österreichischen Sozialdemokratie, 
im Grunde den gleichen internationalen Konflikt betreffend, der etwas 
später zum Vorwand für den Weltkrieg wurde, legte die Position der 
österreichischen Sozialdemokratie im kommenden Krieg ganz eindeutig 
dar. Das gleiche besagten auch die Beschlüsse und Deklarationen aller 
anderen westeuropäischen sozialistischen Parteien. 

Die Führer der II. Internationale übten jedoch gleich am Tage nach 
der Kriegserklärung einen in der Geschichte beispiellosen Verrat, indem 
sie dem revolutionären Banner der Arbeiterklasse untreu wurden. Die 
Mehrheit der europäischen sozialistischen Parteien ging am Gängelband 
ihrer Regierungen und verwandelte sich in ein Werkzeug zur Unter¬ 
stützung ihrer nationalen Bourgeoisie. 

Die berüchtigte „Vaterlandsverteidigung“ trat in ihrer ganzen Wider¬ 
lichkeit auf den Schauplatz. Die der Revolution untreu gewordenen 
Führer begannen davon zu sprechen, daß man, wenn der Krieg einmal 
erklärt sei, das Vaterland verteidigen müsse. Zusammen mit der bür¬ 
gerlichen Presse schürten sie die übelsten nationalistischen Gefühle 
und riefen zum erbarmungslosen Kampf gegen den „Feind“ auf. Be¬ 
strebt, die Arbeitermassen zu täuschen, versuchten die deutschen Sozial¬ 
demokraten ihre Unterstützung des Krieges damit zu rechtfertigen, sie 
würden auf diese Weise gegen den russischen Zarismus kämpfen. Die 
Sozialpatrioten der Entente, die in keiner Weise zurückstehen wollten, 
behaupteten, sie würden den Krieg als ein Mittel zur Vernichtung des 
deutschen Militarismus und des preußischen Junkertums unterstützen. 
Im Ergebnis tarnten beide Seiten den imperialistischen Raub ihrer 
eigenen Bourgeoisie, die zwecks weiterer Bereicherung danach trach¬ 
tete, mit den Händen der Arbeiter und Bauern ihre Konkurrenten zu 
vernichten. 

Nur die Partei der Bolschewiki hielt dem erhabenen Banner des 
revolutionären Internationalismus die Treue und verblieb fest auf dem 
marxistischen Standpunkt des entschiedenen Kampfes gegen die zari¬ 
stische Selbstherrschaft, gegen die Gutsbesitzer und Kapitalisten, gegen 

1 „Prawda“ vom 28. April 1913. - 
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den imperialistischen Krieg. Die bolschewistische Partei vertrat gleich 
von den ersten Kriegstagen an die Auffassung, daß der Krieg nicht zur 
Verteidigung des Vaterlandes, sondern zur Eroberung fremder Territo¬ 
rien und zur Ausplünderung fremder Völker im Interesse der Guts¬ 
besitzer und Kapitalisten begonnen worden ist, daß die Arbeiter gegen 
diesen Krieg entschieden Krieg führen müssen. 

Die Arbeiterklasse unterstützte die Partei der Bolschewiki. 

Allerdings hatte der bürgerlich-patriotische Taumel, der zu Anfang 
des Krieges die Intelligenz und die kulakischen Schichten der Bauern¬ 
schaft erfaßte, auch einen gewissen Teil der Arbeiter gestreift. Aber dies 
waren vorwiegend Mitglieder der Banditenorganisation, des berüch¬ 
tigten „Bundes des russischen Volkes“, und ein Teil sozialrevolutionär- 
rnenschewistisch gesinnter Arbeiter. Sie widerspiegelten natürlich kei¬ 
neswegs die Stimmungen der Arbeiterklasse, und konnten das auch gar 
nicht. Eben diese Elemente waren auch die Teilnehmer der chauvini¬ 
stischen Kundgebungen der Bourgeoisie, die von der zaristischen Regie¬ 
rung in den ersten Kriegstagen organisiert wurden. 

Ich will auf allgemein bekannte Tatsachen des Verrats der Führer 
der rechtssozialistischen Parteien nicht ausführlich eingehen. Die Stimm¬ 
abgabe der Parlamentsfraktionen für die Kriegskredite einerseits und der 
Eintritt der Sozialisten in die bürgerlichen Regierungen anderseits — 
das waren die ersten Stufen des Verrats, die von den meisten sozial¬ 
demokratischen Parteien gleich am Tage nach der Kriegserklärung 
erklommen wurden. 

3. Vanderveldes Brief und die Antwort 
der bolschewistischen Fraktion 

Ohne sich damit zu begnügen, unternahmen die Sozialisten der 
II. Internationale einen Versuch, auch die russischen Sozialdemokraten 
auf diesen Weg zu zerren. Diese Mission übernahm der Vorsitzende der 
II. Internationale, der belgische Sozialist Emile Vandervcldc, der gleich 
in den ersten Kriegstagen Minister in der belgischen Regierung wurde. 

Einige Monate zuvor, im Frühjahr 1914, kam Vandervelde nach 
Rußland. Er. informierte sich in einigen Beratungen mit Vertretern der 
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verschiedenen sozialdemokratischen Strömungen, darunter auch mit 
unserer bolschewistischen Fraktion, ausführlich über den Verlauf des 
unversöhnlichen Kampfes, den das russische Proletariat gegen die 
Zarenregierung führte. Während seines Aufenthalts in Rußland hatte 
Vandervelde die Möglichkeit, sich von dem grauenhaften Joch der 
russischen Selbstherrschaft und von der erbarmungslosen Untcrdrük- 
kung der Werktätigen Rußlands zu überzeugen. Nach all dem war es 
mehr als sonderbar, gerade aus dem Munde Vanderveldes den Vor¬ 
schlag zu hören, daß man den Kampf gegen den Zarismus einstcllen 
und den von ihm angezettelten Krieg unterstützen möge. In dem 
Schreiben Vanderveldes spiegelte sich voll und ganz der Opportunis¬ 
mus wider, in den die Führer der II. Internationale abgeglitten waren, 
der Opportunismus, der die Sozialdemokratie später nach und nach 
eine gehorsame Dienerin der internationalen Bourgeoisie werden ließ. 

Mit seinem Vorschlag wandte sich Vandervelde an die beiden sozial¬ 
demokratischen Dumafraktionen. Im Gegensatz zu jeder anderen Aus¬ 
landskorrespondenz wurde Vanderveldes Telegramm von der russi¬ 
schen Militärzensur ausnahmsweise durchgelassen. Es war ganz 
offenkundig, daß die Zarenregierung an einem Erfolg der Mission 
Vanderveldes interessiert war. Wie sich später herausstellte, hatte 
Vandervelde den Text seines Telegramms mit Kudaschew, dem Bot¬ 
schafter des Zaren in Belgien, vereinbart, der an dem Telegramm sogar 
einige Korrekturen vornahm. Der Wortlaut dieses Telegramms kann 
als ein anschauliches Beispiel für den Erzchauvinismus dienen, von 
dem die westeuropäischen Sozialpatrioten durchdrungen waren. 

„Für die Sozialisten Westeuropas“, so schrieb Vandervelde, „ist die 
Niederlage — ich sage nicht Deutschlands, das wir lieben und vor dem 
wir uns verneigen, sondern des preußischen Junkertums — eine Lebens¬ 
frage ... Doch in diesem grauenhaften Krieg, der über Europa infolge 
der Widersprüche der bürgerlichen Gesellschaft hereingebrochen ist, 
müssen die freien Nationen mit der militärischen Unterstützung der 
russischen Regierung rechnen können. 

Vom russischen revolutionären Proletariat wird es in bedeutendem 
Maße abhängen. ob diese Unterstützung mehr oder minder entschlossen 
sein wird. Ich kann Ihnen natürlich nicht sagen, was Sie zu tun haben 
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und was Ihre eigenen Interessen von Ihnen fordern. Sie müssen vor 
allem selbst entscheiden, wie Sie zu handeln haben. Aber ich bitte 
Sie — und unser armer Jaures hätte, wenn er noch leben würde, Sie 
sicherlich ebenfalls mit mir zusammen darum gebeten — den gemein¬ 
samen Standpunkt zur Lage der sozialistischen Demokratie in Europa 
zu beziehen ... Wir sind der Meinung, daß gegen eine solche Gefahr 
die Koalition aller lebendigen Kräfte Europas dringend notwendig ist, 
und wir wären glücklich, Ihre Meinung darüber zu erfahren, und noch 
glücklicher, zu erfahren, daß diese mit der unsrigen übereinstimmt.“ 

Unter dem Telegramm prangte die Unterschrift: „Emile Vander- 
velde, Delegierter der Belgischen Arbeiterpartei im Internationalen 
Sozialistischen Büro und seit dem Tage der Kriegserklärung Minister“. 
Vanderveldc gestattete uns, von seinem Telegramm den Gebrauch zu 
machen, den wir für notwendig befinden würden, er schlug also mit 
anderen Worten vor, es als ein Argument für die Beendung des revo¬ 
lutionären Kampfes gegen die Regierung zu benutzen. 

Es war ganz klar, daß unsere Antwort an Vandervelde nur ablehnend 
sein konnte. Vom Abschluß eines Burgfriedens mit der Zarenregierung 
konnte nicht die Rede sein. Die Arbeiterklasse konnte nie und nimmer 
den Zarismus unterstützen, der ihr unversöhnlicher Hauptfeind war. 
In den einander bekämpfenden Armeen hatten die Werktätigen keine 
Feinde. Der Feind stand diesseits der Schützengräben in Gestalt der 
eigenen Bourgeoisie, gegen die die Waffen gerichtet werden konnten 
und mußten. Nur so und nicht anders konnte die Partei des revolutio¬ 
nären Proletariats auf das verräterische Schreiben des königlichen 
Ministers Vandervelde antworten. 

Man hätte annehmen können, daß auch die Menschewiki den gleichen 
Standpunkt vertreten würden. Jedenfalls besagte die Dumadcklaration 
vom 26. Juli, die von den beiden sozialdemokratischen Fraktionen 
gemeinsam verlesen wurde, daß die Menschewiki die Unterstützung 
des Krieges verweigern und nicht die Absicht haben, einen Burgfrieden 
mit der Regierung zu schließen. Doch das Beispiel der westeuropäischen 
Opportunisten erschütterte zunächst und veränderte sodann den Stand¬ 
punkt der Menschewiki, die rasch in den Sozialpatriotismus und die 
„Vaterlandsverteidigung“ abglitten. 
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Vanderveldes Schreiben löste zunächst Diskussionen unter den 
Menschewiki aus. Neben den Anhängern des vollen Sieges der rus¬ 
sischen Waffen, die der Meinung waren, die Stimmabgabe gegen die 
Kriegskredite sei ein Fehler gewesen, gab es unter den Menschewiki 
auch Strömungen gegen den Krieg. Man debattierte um die Formulie¬ 
rung der Antwort an Vandervelde. 

In der endgültigen Fassung der Antwort an Vandervelde erklärten 
sich die Menschewiki bereit, den Krieg zu unterstützen. Sie schilderten 
den ganzen Druck des Polizeiregimes in Rußland, zählten die sich 
ständig verschärfenden Repressalien des Zarismus auf und schrieben: 
„Doch ungeachtet aller dieser Bedingungen erklären wir in Anbetracht 
der internationalen Bedeutung des gesamteuropäischen Konflikts sowie 
der aktiven Teilnahme der Sozialisten führender Länder an diesem — die 
uns hoffen läßt, daß er im Interesse des internationalen Sozialismus 
entschieden wird —, daß wir in unserer Tätigkeit in Rußland dem 
Krieg nicht entgegenwirken.“ 

Die Selbstherrschaft der Romanows war so brutal und barbarisch, 
daß die Menschewiki natürlich nicht verkünden konnten, sie würden 
die Regierung unterstützen. Aber die Erklärung der Menschewiki war 
gleichbedeutend mit einer solchen Unterstützung. Das Versprechen, 
dem Krieg nicht entgegenzuwirken, bedeutete, daß die Menschewiki 
auf die letzten Spuren irgendeines revolutionären Kampfes gegen die 
Regierung verzichteten, bedeutete, daß sie die Arbeiterklasse vollends 
dem Terror des Zarismus auslieferten. 

Die bolschewistische Fraktion verfaßte ebenfalls eine Antwort an 
Vandervelde. Diese Antwort war im Grunde eine Deklaration über 
unsere Einstellung zum Krieg und zu den Aufgaben der Arbeiterklasse 
während des Krieges. Für die Endredaktion der Antwort wurde in den 
letzten Septembertagen in Mustamäki in Finnland eine Beratung der 
Fraktionsmitglieder mit einigen Parteifunktionären einberufen. Nach 
längerer Diskussion wurde der von der Fraktion verfaßte Text end¬ 
gültig bestätigt. 

Tn unserer Antwort lehnten war jegliche Gespräche über Unter¬ 
stützung des Krieges sowie Einstellung des revolutionären Kampfes 
gegen die Regierung entschieden ab. Im Gegenteil, wir betrachteten die 
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allseitige Ausnutzung der Kriegskrise im Interesse einer Entwicklung 
der Revolution als eine Aufgabe der Partei. Der militärische Sieg des 
russischen Zarismus mußte, wie wir betonten, zu seiner weiteren Festi¬ 
gung führen und somit die Regierung Romanow zu einer der größten 
Schranken und Gefahren für die internationale Demokratie machen. 

„Das russische Proletariat kann unter keinen Umständen Hand in 
Hand mit unserer Regierung gehen, kann mit ihr keinen, auch nicht 
einen provisorischen Waffenstillstand schließen, kann ihr keinerlei 
Unterstützung leisten“, schrieben wir in unserer Antwort. „Hier kann 
von irgendeiner Loyalität keine Rede sein. Wir halten es im Gegenteil 
für unsere vordringliche Aufgabe, gegen sie den unversöhnlichsten 
Kampf von der Plattform der alten Forderungen aus zu führen, die 
von der russischen Arbeiterklasse in den Revolutionstagen von 1905 
so einmütig erhoben und unterstützt worden sind und die in der politi¬ 
schen Massenbewegung der russischen Arbeiterklasse in den letzten 
zwei Jahren erneut breite Anerkennung gefunden haben. 

Unsere allerdringlichste Aufgabe während des Krieges, in den Mil¬ 
lionen von Bauern und Proletariern hineingerissen worden sind, besteht 
allein darin, den Schrecken des Krieges entgegenzuwirken durch Erwei¬ 
terung und energische Entwicklung der Klassenorganisationen des Prole¬ 
tariats und breiter demokratischer Schichten sowie durch Ausnutzung 
der Kriegskrise zur Vorbereitung des Volksbewußtseins, und somit die 
rascheste Erfüllung der Aufgaben von 1905 durch die Volksmassen zu 
erleichtern. Unsere nächste Losung ist die Einberufung der Konstituie¬ 
renden Versammlung. Und das tun wir gerade im Interesse der Demo¬ 
kratie, zu deren Unterstützung Sie die russische Sozialdemokratie in 
Ihrem Telegramm auffordern ... Nur auf diesem Wege werden wir 
einen wirklichen Dienst sowohl der russischen Arbeiterklasse als auch 
der Weltdemokratie und der Sozialistischen Internationale erweisen, 
deren Rolle nach unserer tiefen Überzeugung in der nächsten Zukunft, 
wenn die Bilanz dieses furchtbaren Krieges gezogen wird, unweigerlich 
wachsen muß, da dieser Krieg den übrigen Schichten der werktätigen Mas¬ 
sen unbedingt die Augen ölTnen und sie die Rettung vor den Schrecken 
des Militarismus und des Kapitalismus einzig in der Verwirklichung 
unseres gemeinsamen sozialistischen Idpals suchen lassen wird.“ 
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Der volle Wortlaut dieser Antwort wurde mit der Unterschrift des 
Zentralkomitees in der Novembernummer des „Sozialdemokrat“ ab¬ 
gedruckt. 

Neben der Erörterung der Antwort an Vandervelde wurden auf der 
Beratung in Mustamäki einige aktuelle Fragen des Parteilebens ent¬ 
schieden. Es wurden mehrere praktische Beschlüsse gefaßt, darunter 
der Beschluß über die Herausgabe einer neuen Antikriegsproklamation 
(sie wurde Anfang Oktober gedruckt und herausgegeben). Außerdem 
wurde der provisorische Termin für die Einberufung einer allrussischen 
Beratung unter Teilnahme von Vertretern der Provinzorganisationen 
der Partei festgelegt. Auf dieser Beratung sollte die „Kriegsplattform“ 
unserer Partei erneut erörtert werden. 


4. Lenins Thesen über den Krieg 

Das Hauptmaterial für die Erörterung sollten die von Lenin ausgear¬ 
beiteten Thesen über den Krieg sein, die zu dieser Zeit in Rußland 
eintrafen. Im August 1914 geschrieben, waren diese Thesen das erste 
Dokument des Zentralkomitees, das die Einstellung der bolschewisti¬ 
schen Partei zum Kriege formulierte. 

„Vom Standpunkt der Arbeiterklasse und der werktätigen Massen 
aller Völker Rußlands“, schrieb Lenin, „wäre die Niederlage der Zaren¬ 
monarchie und ihrer Armeen das geringere übel ...“ 

Der letzte, der siebente Punkt der Thesen stellte folgende Losungen 
der Parteiarbeit auf: . . im Heere und auf den Kriegsschauplätzen 
allseitig betriebene Propaganda für die sozialistische Revolution und 
für das Gebot, nicht gegen die eigenen Brüder, die Lohnsklaven der 
anderen Länder, die Waffen zu richten, sondern gegen die reaktionären 
und bürgerlichen Regierungen und Parteien in allen Ländern. Unbe¬ 
dingte Notwendigkeit, für eine derartige Propaganda in allen Sprachen 
illegale Zellen und Gruppen in den Armeen aller Nationen zu organi¬ 
sieren. Schonungsloser Kampf gegen den Chauvinismus und »Patrio¬ 
tismus 4 der Spießbürger und Bourgeois ausnahmslos in allen Ländern. 
Gegen die Führer der gegenwärtigen Internationale, die den Sozialismus 
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verraten haben, ist unbedingt zu appellieren an das revolutionäre 
Klassenbewußtsein der Arbeitermassen, auf denen die ganze Last des 
Krieges liegt und die in der Mehrzahl der Fälle dem Chauvinismus und 
Opportunismus feind sind .. 

Diese Thesen lagen dem Manifest des Zentralkomitees zugrunde, das 
in der ersten nach der Kriegserklärung erschienenen Nummer des 
„Sozialdemokrat“, des Zentralorgans unserer Partei, veröffentlicht 
wurde. Das Manifest, das den wahren Sinn des imperialistischen 
Krieges entlarvte und den Verrat der Führer der II. Internationale auf¬ 
deckte, gab eine Einschätzung der Antikriegsposition, die von der 
russischen Sozialdemokratie bezogen worden war: 

„Unsere Partei, die Sozialdemokratische Arbeiterpartei Rußlands, 
hat aus Anlaß des Kriegs bereits ungeheure Opfer gebracht und wird 
sie noch weiter bringen. Unsere gesamte legale Arbeiterpresse ist ver¬ 
nichtet. Die Mehrzahl der Gewerkschaftsverbände ist aufgelöst, eine 
Unmenge von Genossen ist verhaftet und verbannt. Und dennoch hielt 
es unsere parlamentarische Vertretung — die russische sozialdemokra¬ 
tische Arbeiterfraktion in der Reichsduma — für ihre unbedingte sozia¬ 
listische Pflicht, nicht für die Kriegskredite zu stimmen und sogar, zu 
noch energischerer Bekundung ihres Protestes, den Sitzungssaal der 
Duma zu verlassen, hielt sie es für ihre Pflicht, die Politik der europä¬ 
ischen Regierungen als imperialistische Politik an den Pranger zu 
stellen. Und ungeachtet des verzehnfachten Drucks der zaristischen 
Regierung geben die sozialdemokratischen Arbeiter Rußlands bereits 
die ersten illegalen Aufrufe gegen den Krieg heraus, in Erfüllung der 
Pflicht, die sie der Demokratie und der Internationale schulden.“ 1 2 Und 
weiter: „Die Umwandlung des gegenwärtigen imperialistischen Kriegs 
in den Bürgerkrieg ist die einzig richtige proletarische Losung, wie sie 
aus der Erfahrung der Kommune hervorgeht, wie sie in der Resolution 
des Baseler Kongresses (1912) niedergelegt ist und wie sie sich aus 
allen Bedingungen des imperialistischen Kriegs zwischen hochentwik- 
kelten bürgerlichen Ländern ergeben muß.“ 3 


1 W. I. Lenin, Werke, Bd. 21, S. 3/4, russ. 

2 Ebenda, S. 14/15. 

3 Ebenda, S. 17/18. 
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Lenins Thesen und da9 Manifest des Zentralkomitees machten jeder 
Verschwommenheit und Ungenauigkeit in der Einschätzung des Krieges 
und der Einstellung der Arbeiterklasse zu diesem ein Ende. Mit 
aller Schärfe gegen den Verrat der sozialpatriotischen Führer der 
11. Internationale gerichtet, stellten sic ganz eindeutig die Frage des 
„Defätismus“ und der Umwandlung des imperialistischen Krieges in 
den Bürgerkrieg. 

Nachdem wir diese Dokumente auf Umwegen und unter größten 
Schwierigkeiten aus dem Ausland erhalten hatten, ergab sich für uns 
die Aufgabe, vor allem die Vertreter der örtlichen Parteiorganisationen 
mit ihnen vertraut zu machen und alsdann unter ihrer Mitwirkung die 
Losungen des Zentralkomitees mit praktischem Inhalt zu füllen, das 
heißt ein konkretes Aktionsprogramm auszuarbeiten. Das eben war das 
Hauptziel der Parteiberatung, die von der Fraktion im November 1914 
einberufen wurde. 


5. Die Vorbereitung und die Eröffnung der Beratung 

Die Beratung sollte der von der Reaktion niedergedrückten revolutio¬ 
nären Bewegung die Wege zur Befreiung weisen. Die Arbeiterklasse 
hatte soeben die grausame Zerschlagung oller ihrer Organisationen 
erlebt. Diese Zerschlagung dauerte noch an, der Militärterror wütete 
mit ständig wachsender Kraft. 

Die Wiederherstellung der Parteiorganisation erforderte unter solchen 
Umständen allergrößte Anstrengungen und gewaltige organisatorische 
Anspannung. Außerdem waren auch technische Mittel erforderlich. Zu 
den Aufgaben der Beratung gehörten alle diese Grundfragen der Partei¬ 
arbeit. Da waren Fragen der Festigung der Verbindungen zu den ört¬ 
lichen Zellen, der Organisierung der Parteiarbeit in der Armee, der 
Einrichtung illegaler Druckereien, Fragen der Versicherungskampagne, 
der Herausgabe einer Zeitung, der Erweiterung der Verbindungen mit 
dem Ausland, schließlich Fragen finanzieller Natur usw. Kurzum, auf 
der Beratung sollten alle Aufgaben beraten werden, die auf der Tages¬ 
ordnung der Parteiarbeit standen. 
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Mit außerordentlicher Vorsicht, unter striktester Einhaltung konspi- 
rativer Regeln bereiteten wir die Einberufung der Beratung vor. Die 
Mitglieder der Fraktion, die viel Zeit auf organisatorischen Reisen 
durch Rußland verbrachten, sollten die Wahlen der Delegierten in 
ihren Wahlgebieten organisieren. Außerdem sollten Delegierte aus allen 
großen Industriezentren eintreffen, mit denen die Fraktion zu dieser 
Zeit bereits den Kontakt wiederhergestellt hatte. Allen Delegierten 
waren geheime Treffs in Petersburg mitgeteilt worden, wobei die an- 
kommenden Vertreter der örtlichen Organisationen sich vor der Bera¬ 
tung nicht mit den Deputierten trefTen durften, um die Polizei keinen 
Verdacht schöpfen zu lassen. 

Ursprünglich war vorgesehen, die Beratung in Finnland zu organi¬ 
sieren, später wurde jedoch beschlossen, Räume irgendwo in der Nähe 
von Petersburg, in einer der Sommerfrischen am Rande der Stadt aus¬ 
findig zu machen. Nach einigem Suchen fanden wir eine Wohnung in 
Oserki, an der Wyborger Chaussee im Haus Nr. 28a. Hier wohnte in 
einem abgelegenen Häuschen, umgeben von leerstehenden stabilen 
Sommerhäusern, Gawrilow, Büroangcstellter eines Werkes, dessen 
Frau sich bereit erklärte, ihre Wohnung für unsere Beratung zur Ver¬ 
fügung zu stellen. Oserki war günstig gelegen, weil der Ort nicht nur 
mit der Eisenbahn zu erreichen war, sondern auch mit der Straßen¬ 
bahn, deren Endstation nicht allzu weit von Gawrilows Häuschen ent¬ 
fernt war. 

Als feststand, daß ein Teil der Delegierten bereits in Petersburg ein- 
getrolTen war, wurde der Tag der Beratung bestimmt. Vorsichtig, unsere 
Spuren verwischend und die Polizeispitzel irreführend, gelangten wir 
nach Oserki. Ich verließ das Haus in der Früh und fuhr aus der Stadt 
heraus, in einer Richtung, die der erforderlichen entgegengesetzt war. 
Nachdem ich die Spitzel verwirrt hatte, ging ich zur Newa, stieg rasch 
in ein Boot und setzte auf das andere Ufer über. Das war eine der 
üblichen Methoden, die Spitzel loszuwerden, da es nicht so einfach 
war, rasch ein zweites Boot zu finden. Am anderen Ufer ging ich in 
den Wald hinein und erreichte schließlich, wiederholt die Richtung 
wechselnd, den Beratungsort. Auf die gleiche Art und Weise hatten 
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auch alle anderen Teilnehmer der Beratung Gawrilows Wohnung 
erreicht 

In einem kleinen Zimmer versammelte sich die ganze Dumafraktion, 
die eingetrolTenen Vertreter der örtlichen Parteiorganisationen — aus 
Iwanowo-Wosnessensk, Charkow, Riga — und einige andere Genossen. 

Einem bedeutenden Teil der Delegierten gelang es nicht, nach Pe¬ 
tersburg zu kommen: nicht allen war es möglich, die Wachsamkeit der 
Ochrana zu täuschen und das dichte Netz der Polizeispitzel zu passieren. 
Einer der Delegierten — Alexej Dshaparidse aus dem Kaukasus — 
geriet noch, bereits in Petersburg, auf dem Finnländischen Bahn¬ 
hof, in die Hände der Polizei. Andere wurden von der Ochrana an 
der Abreise gehindert. Hier und da gab es in technischer Hinsicht 
Versager. 

Die Beratung nahm ihre Arbeit am Abend des 2. November auf. Wir 
gingen sofort an die Lösung der vor uns stehenden praktischen Auf¬ 
gaben, die alle Seiten der Parteiarbeit einschließlich einzelner tech¬ 
nischer Momente umfaßten. 

Die Delegierten erstatteten Bericht über die Lage in den einzelnen 
Orten. Sie informierten über den Zustand ihrer Organisationen und 
darüber, wie sich die Arbeit der Partei in ihren Rayons entwickelte, 
berichteten über die Stimmung der breiten Arbeitermassen, über ihre 
Einstellung zum Krieg usw. überall halten die Parteizellen ebenso 
wie die legalen Arbeiterorganisationen schwere Verluste erlitten. Der 
Führungsstab des Proletariats in Gestalt unserer Parteiorganisation 
war mehr als zur Hälfte vernichtet. Dennoch wurde eine gewisse 
Parteiarbeit geleistet, die Perspektiven ihrer Verstärkung und weite¬ 
ren Entwicklung wurden an das Fortbestehen unserer Dumafraktion 
geknüpft, die das Zentrum und das Bindeglied der gesamten Organisa¬ 
tion war. 

Zu den Berichten der Delegierten wurden bestimmte Beschlüsse ge¬ 
faßt, die von W. N. Jakowlew 1 , der die Aufgaben eines Sekretärs über¬ 
nommen hatte, protokolliert wurden. 

1 War zu Beginn der Revolution Vorsitzender des Vollzugskomitees im 
Gouvernement Jcnissej; wurde während des Bürgerkrieges von Koltschak 
erschossen. 



6. Die Proklamation an die Studentenschaft 

Auf der Tagesordnung der Beratung stand die Herausgabe einer 
Proklamation an die Studentenschaft. Zu dieser Zeit hatte sich in Pe¬ 
tersburg ein vereinigtes Komitee der bolschewistischen Gruppen des 
Bergbauinstituts, des Polytechnischen, des Technologischen und des 
Landwirtschaftlichen Instituts sowie des Medizinischen Instituts für 
Frauen gebildet. Das Komitee begann eine recht starke Aktivität zu 
zeigen. Um die Arbeit des Komitees zu verstärken, wurde beschlossen, 
eine Proklamation an die Studentenschaft herauszugeben. 

Die in Petersburg herausgegebenen Proklamationen wurden gewöhn¬ 
lich vom Büro des Petersburger Komitees bestätigt. Wenn das aus tech¬ 
nischen Gründen nicht möglich war, stimmte ich den Wortlaut der Pro- 
klamalionen mit dieser oder jener Gruppe von Parteifunktionären ab 
und gab ihn dann in Drude. Aber da jede Proklamation gegen den 
Krieg große prinzipielle Bedeutung hatte, beschloß idi diesmal, die Be¬ 
ratung in Anspruch zu nehmen, die den Wortlaut der Proklamation an 
die Studentenschaft prüfte und bestätigte. 

Als Abschluß einer bestimmten Periode der Parteiarbeit zeigte die 
Proklamation an die Studentenschaft anschaulich, wie sidi die Ein¬ 
stellung unserer Organisation zum Krieg nach und nach geformt hatte. 
Von den ersten Flugblättern, in denen nur einzelne kurze Losungen 
gegen den Krieg ausgegeben wurden, waren wir bereits zu einer relativ 
gründlichen Analyse des Krieges und zu bestimmten Schlußfolgerungen 
aus dieser Analyse übergegangen. 

„Endlich ist der langgehegte Wunsch der Kapitalisten und der Re¬ 
gierungen aller Länder und insbesondere Englands, Österreichs, Deutsch¬ 
lands und Rußlands in Erfüllung gegangen“, schrieben wir in der Pro¬ 
klamation an die Studentenschaft, „endlich ist der Krieg ausgebrochen, 
von dem sic jahrzehntelang geträumt und auf den sie sich jahrzehnte¬ 
lang vorbereitet haben. 

Nun schon seit drei Monaten (ließt in Strömen das Blut unserer Brüder 
und Genossen für die uns widerlichen Interessen des Kapitals. Uns können 
die Pseudopatrioten und die in der gleichen Tonart mitheulenden ,libe¬ 
ralen* Schreiberlinge nicht täuschen. Sie wollen uns etwas vorgaukeln. 
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Vergeblich. Wir wissen, daß die Kapitalisten Englands und Deutsch¬ 
lands sich schon lange gegenseitig anfletschen, wir wissen, daß es bereits 
im Balkankrieg 1912 Augenblicke gab, da die räuberische Politik aller 
Regierungen ans Tageslicht kommen mußte. 

Die Wolken verzogen sich; das Gewitter blieb aus, aber wir wußten, 
daß es, wenn nicht heute, dann morgen losbrechen mußte. 

Bereits damals, Genossen, haben die Sozialistenkongresse aller Län¬ 
der in Stuttgart, in Kopenhagen und vor allem in Basel beschlossen, 
mit aller Kraft gegen den Krieg zu kämpfen, in dem Falle aber, daß ein 
Krieg ausbrcchen sollte, ihn im eigenen Interesse auszunutzen, damit 
er zum letzten Krieg, zum letzten Auf flackern der Gewalttaten des 
Kapitals gegen die werktätigen Massen werde. 

Wer wagt es zu bestreiten, daß die ganze Last des Krieges der werk¬ 
tätigen Klasse aufgebürdet wird. Ilunderttausende und Millionen von 
Lohnsklaven des Kapitals und von Bauern, die durch Feudalherren 
unterdrückt werden, gehen zur Schlachtbank für die dynastischen Inter¬ 
essen einiger gekrönter Räuber, für die Profite der Bourgeoisie, die 
fremde Länder plündern möchte. Wir sollen unser Blut vergießen zuin 
Vorteil unserer Ausbeuter und »Herren 4 ; wir müssen die Schützen¬ 
gräben beziehen in dem Bewußtsein, daß jeder vergossene Tropfen 
unseres Blutes immer mehr Ketten für uns selbst schmiedet, da man 
uns zwingt, gegen unsere Genossen in der »feindlichen 4 Armee, für 
die Interessen unserer wahren Feinde zu kämpfen. Wenn wir mit un¬ 
serem Blut und unseren Leibern die Deutschen bedrängen, die, un¬ 
erfindlich weshalb, für unsere Feinde erklärt worden sind, düngen wir 
damit den Boden, auf dem der russische Zarismus, die russische Willkür 
und der russische Militarismus durch unsere Leichen üppig gedeihen 
werden. 

Genossen! Man zwingt uns, gegen Deutschland zu kämpfen, das 1905 
seine Truppen an der Grenze Rußlands zur Verteidigung des russischen 
Zarismus auf marschieren ließ; man zwingt uns, gegen Österreich zu 
kämpfen, um dessentwillen Rußland den Aufstand Kossuths in Ungarn 
erstickte. Sagt uns diese »nette 4 Freundschaftlichkeit der Beziehungen 
zwischen Rußland, Österreich und Deutschland etwa nicht, wer unsere 
Feinde sind und gegen wen wir kämpfen müssen? 
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Unsere Feinde sind die Regierungen dieser Länder. Warum sollen 
wir also über ganz Deutschland, über ganz Österreich zetern? Wenn 
einem räuberischen Zarismus von den Versklavten Gefahr droht, ruft 
er die Regierungen anderer Länder zu Hilfe. 

Genossen! Wir müssen gegen alle Regierungen kämpfen, dieser 
Kampf ist eben unser Kampf gegen den Militarismus, gegen den legali¬ 
sierten Raub. Die Vernichtung der bestehenden Räuberdynaslien der 
Romanow, Habsburger und Hohenzollern ist die Vernichtung des Mili¬ 
tarismus. Die Hurrapatrioten sprechen zu uns von der Vernichtung des 
deutschen Junkertums und basta, aber sie verschweigen den russischen 
Militarismus, da sie genau wissen, daß mit der Vernichtung des deut¬ 
schen Junkertums das russische Bajonett seinen Höhepunkt erreichen 
wird und gleichzeitig damit auch die russische Unterdrückung. 

Genossen! Die ,großen' Ideen des Panslawismus und der Befreiung 
der Völker aus der Gewalt Deutschlands und Österreichs sowie deren 
Unterwerfung unter die Macht der russischen Nagaika sind offenkundig 
gemein und niederträchtig. Vergleicht die Lage der Bevölkerung Rus¬ 
sisch-Polens mit der Lage Deutsch-Polens, die Lage der russischen 
Ukraine und des österreichischen Galiziens. 

Die internationale Politik des russischen Zarismus ist eine nicht ab¬ 
reißende Kette unerhörter Verbrechen und Gewalttaten, der schmut¬ 
zigsten und gemeinsten Intrigen gegen die Freiheit der Völker, gegen 
die Demokratie, gegen die Arbeiterklasse. 

Die russische Regierung in Gestalt ihrer früheren Repräsentanten 
Plehwe, Trepow, Dumbadse und jetzt Kokowzew, Kasso, eine Regie¬ 
rung, die Finnland und Polen versklavt hat, die mit ihrem Zaren an 
der Spitze die ,Fremdstämmigen 4 , die Juden usw. drangsaliert sowie 
Verfolgungen und Pogrome gegen sie einleitel, die wehrlose Bürger 
niederschießt —- diese Regierung erklärt sich plötzlich zum Freund der 
Slawen und ruft uns im Chor unter Leitung des Zaren zu: »Schlagt den 
Deutschen!* 

Nein, das russische Volk und insbesondere wir Studenten haben seit 
1905 einiges dazugelernt. Wir lassen uns durch den süßen Gesang über 
die Reformen nicht täuschen, auch wenn er von liebedienernden, cha¬ 
rakterlosen liberalen Zcitungsschreiberlingen begleitet wird. Als wir an 



Fabeln glaubten, erhielten wir am 17. Oktober diese heuchlerische Ver¬ 
fassung, dieses ZarenmanifesL — »Freiheit für die Toten, für die Le¬ 
benden Arrest*. Ja, wir hatten einst die Autonomie der Universität, und 
was haben wir jetzt? 

Genossen! Eine freie Schule kann es nur in einem freien Lande 
geben, in einem Lande, wo nicht die Willkür herrscht, wo keine treu¬ 
brüchigen und gemeinen Lügner an der Spitze der Regierung stehen. 

Genossen! In Anbetracht des üblichen heuchlerischen Verhaltens der 
Regierung protestieren wir und betonen noch einmal, daß unsere Re¬ 
gierung auch jetzt in ihren Verfolgungen der Arbeiter in Saratow, Char¬ 
kow, Rostow am Don usw. nach wie vor sich selber treu geblieben ist; 
wir protestieren gegen Worte, die zum Glauben an die Regierung auf- 
rufen; wir protestieren gegen Entschließungen, in denen es heißt, daß 
man sich an die Regierung mit der Bitte wenden müsse, alle politischen 
Häftlinge zu amnestieren. 

Genossen! Diese EntschlieBungen sind nichts anderes als Judas-Sil¬ 
berlinge; wir verschachern dafür unsere Genossen, die gegen die Re¬ 
gierung gekämpft haben. Auf ihrem Banner stand geschrieben: ,Fort 
mit dem russischen Zarismus, fort mit dem Krieg und dem Militaris¬ 
mus, es lebe die Demokratische Republik! 1 Um welchen Preis wollt Ihr 
deren Freiheit erkaufen? Ihr wollt deren Ideale verkaufen, Ihr geht in 
die Reihen der ,christusliebcnden Kriegerschaft*. 

Glaubt es, Genossen, die aus den Kerkern Freigelassenen werden in 
die Gefängnisse zurückkehren; sie werden ihre Götter, ihre Ideale, 
ihren Glauben, für den sie gekämpft und gelitten haben, nicht ver¬ 
kaufen wollen; sie fordern vom Zaren keine Gnade. 

Jetzt, da wir als Soldaten geholt werden, bitten wir nicht um Am¬ 
nestie für unsere cingekerkcrten Brüder. Wir werden sie selber befreien, 
und wir rufen niemanden als Gegenleistung für ihre Freilassung in die 
Reihen der Soldaten. 

Genossen! Wir rufen Euch nicht in die Reihen der Armee, um ,für 
Glauben, Zar und Vaterland* gegen unsere deutschen Genossen ins 
Feld zu ziehen. Nicht dorthin rufen wir Euch. 

Erinnert Euch, Genossen, wie Ihr in den früheren Jahren versprochen 
habt, ,in die Reihen der leidenden Brüder zu gehen* oder ,zum hun- 
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gcrndcn Volk 4 , wir rufen Euch jetzt in diese Reihen; wir rufen zur 
Arbeit, zur Arbeit für das Vermächtnis unserer einstigen revolutionären 
Studentenschaft. 

Genossen, die hier bleiben, die von der Zarenfaust nicht in die Stel¬ 
lungen, in die Schützengräben gezerrt werden, gebt zu den ,leidenden 
Brüdern 4 , organisiert Euch und organisiert die Massen und bereitet sie 
auf die Revolution vor. Die Zeit drängt. Der Tag ist nahe. Denkt daran, 
was nach dem Russisch-Japanischen Krieg geschah. 

Und während Ihr hier arbeiten werdet, werden sich diejenigen Ge¬ 
nossen, die an die Front gegangen sind, ebenfalls auf den Kampf gegen 
die wahren Feinde vorbereilen. 

Genossen! Wir wiederholen, daß wir nur deshalb in den Kampf 
ziehen, zu den Soldaten gehen, weil die Macht der Bajonette gegen uns 
gerichtet ist, und wir erklären den Zaren und ihren Regierungen, daß 
wir die Waffen gegen unseren Willen nehmen. Mögen sie wissen, daß 
wir die WafTen auch gegen sie gebrauchen werden. 

Genossen! Gebt die Waffen nicht zurück, bewahrt sie auf. 

Und ihr, die ihr an die Front geht, wartet, bis wir Euch ein Signal geben, 
und denkt daran, daß Euer Platz nicht gegen uns, sondern mit uns ist. 

Fort mit dem Glauben an die Zarenreformen. Wir werden unsere 
Reformen selber schaffen. 

Fort mit dem Krieg! Es lebe der Sozialismus! 

Es lebe die Demokratische Republik! 

Es lebe die internationale revolutionäre Sozialdemokratie! 

Es lebe die Sozialdemokratische Arbeiterpartei Rußlands! 

Es lebe die neue russische Revolution.“ 1 

Vom zweiten l äge an ging die Beratung zur Erörterung der Haupt¬ 
frage, der Kriegsplattform unserer Partei, über. Die Thesen Lenins, das 
Hauptdokument, das die Einstellung des Zentralkomitees zum Krieg 
bestimmte, entsprachen voll und ganz der Position, die wir in Rußland 
gleich in den ersten Kriegstagen bezogen hatten. Sie bestätigten end¬ 
gültig die Richtigkeit unserer Linie. Die exakteren und festeren Formu¬ 
lierungen Lenins vollendeten die Ausarbeitung der Anlikriegsplatlform 

1 „Flugblätter der Petersburger Bolschewiki 1902—1917“, Bd. II, S. 121 bis 
124, russ. 
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der bolschewistischen Partei. Jetzt stand vor uns die Aufgabe, sie in 
allen Teilen Rußlands weit zu verbreiten und sie zu verwirklichen. 

Die Erörterung der Thesen ging konsequent, Punkt für Punkt, Satz 
für Satz, unter Beteiligung aller Delegierten vor sich. Der Inhalt und 
das Wesen der Thesen fanden keinen Widerspruch. Es wurden lediglich 
einzelne redaktionelle Korrekturen vorgeschlagen. Nebenbei wurden 
praktische Vorschläge erörtert, wie man die Propaganda gegen den 
Krieg entfalten könne. Diese Arbeit beendete die Beratung jedoch nicht. 
Die eindringende Polizei unterbrach die Arbeit der Beratung und nahm 
alle ihre Teilnehmer fest 


Kapitel XXIII 

Die Verhaftung der bolschewistischen Fraktion 

1. Wie bereitete sich die Ochrana 
auf die Verhaftung der Fraktion vor? 

Die nunmehr geöffneten Archive des Polizeidepartements zeigen, wie 
sich die Ochrana auf unsere Beratung vorbereitet hatte. Die Zaren- 
regierung, die schon lange nach irgendeinem Vorwand suchte, um die 
bolschewistische Fraktion zu „liquidieren“, beschloß, die Beratung aus¬ 
zunutzen und uns sozusagen auf frischer Tat zu ertappen. 

Die Informationen über die Vorbereitungen zu einer Beratung erhielt 
die Ochrana von ihrem Agenten „Pclageja“ (Deckname des Provoka¬ 
teurs Romanow, der sich in die Moskauer Parteiorganisation einge- 
schlichcn hatte). Romanow sollte an der Beratung als Delegierter Mos¬ 
kaus teilnehmen. Da die Ochrana im voraus beschlossen hatte, die Be¬ 
ratungsteilnehmer zu verhaften, verbot sie ihm die Teilnahme an der 
Beratung, da sie die Entlarvung ihres Agenten befürchtete. Das Polizei¬ 
departement teilte nach Moskau mit, daß „die Teilnahme von Agenten 
am Kongreß unerwünscht ist, man muß sie näher an die Teilnehmer 
des Kongresses heranbringen, damit der Ort und der Termin des Kon¬ 
gresses rechtzeitig milgeteilt werden können“. 
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Gleichzeitig wurde die Moskauer Ochrana aufgefordert, alles daran¬ 
zusetzen, um durch ihre Mitarbeiter den Ort und den Termin der Be¬ 
ratung zu erkunden und „sie sofort telegrafisch dem Departement und 
dem Chef der finnländischen Gendarmerieverwaltung mitzuteilen, da¬ 
mit dem letzteren die Möglichkeit gesichert wird, die Konferenz recht¬ 
zeitig und erfolgreich zu liquidieren“. 

In der Annahme, daß die Beratung in Finnland, in Mustamäki, 
durchgeführl werde, beschloß das Polizeidepartement, die Festnahme 
ihrer Teilnehmer der finnländischen Gendarmerieverwaltung zu über¬ 
tragen. Der Direktor des Polizeidepartements schrieb an Oberst Jer- 
jomin, den Chef der Verwaltung. „Es ist sehr erwünscht, daß auf der 
erwähnten Konferenz Mitglieder der Reichsduma aus der sozialdemo¬ 
kratischen Fraktion festgestellt werden und der Briefwechsel über die 
Liquidierung dieser Konferenz gemäß den Vorschriften für Gegenden 
im Ausnahmezustand übersandt wird.“ 1 

Durch ein chiffriertes Rundtelegramm an die Ochranaabteilungen 
in 33 Städten Rußlands forderte das Polizeidepartement: „Ergreift 
dringende Maßnahmen zur Ermittlung von Delegierten, nehmt sie 
unter unablässige Beobachtung und telegrafiert die Abreise nach Ilel- 
singfors an Oberst Jerjomin sowie an das Departement.“ 2 

Die Petersburger Bahnhöfe waren von Polizeispitzeln überschwemmt. 
Nach Finnland wurde eigens eine Gruppe von Ochranaleuten zur Ver¬ 
stärkung der „Kräfte“ des Obersten Jerjomin abkommandiert An der 
Grenze bei Beloostrow wurden Spione, die die Mitglieder unserer Frak¬ 
tion vom Ansehen gut kannten, als Posten aufgestellt. Selbstverständ¬ 
lich wurde auch das ohnehin dichte Netz von Spitzeln, die uns in Pe¬ 
tersburg nicht von den Fersen wichen, noch dichter und noch frecher. 

Wurde die Polizei über die Beratung an sich und über den Termin 
ihrer Einberufung durch den Moskauer Provokateur Romanow infor¬ 
miert, so erfuhr sie den Ort der Beratung zweifellos durch den Peters¬ 
burger Provokateur Schurkanow. Schurkanow wurden die Raumdispo¬ 
sitionen für die Beratung bekannt, und er beeilte sich, sie seinem Poli- 

1 Archiv des Polizeidcpartements, Sonderabteilung, 1914, Akte Nr. 5, 
Buchst. F, Bl. 1 und 5, russ. 

2 Ebenda, Bl. 5. 



zcichef zu melden. Auf diese Weise hatte die Polizei alle erforderlichen 
Informationen in Händen. 

Die Dokumente der Ochrana zeigen, daß die Verhaftung unserer 
Fraktion alles andere als ein zufälliges Hochgehen war, das hei einem 
entwickelten System der Fahndung und der Spionage stets möglich ist. 
Die Liquidierung der bolschewistischen Dumafraktion war endgültig 
von der Regierung entschieden worden, die lange auf einen hierfür 
günstigen Moment gewartet hatte. Es blieb nur übrig, den strategischen 
Plan des Überfalls so gut wie möglich auszuarbeiten. Dieser Plan wurde 
ausgearbeilet und mit Hilfe von Provokateuren ausgeführt. 

Wie sorgfältig die Ochrana Materialien gegen die Deputierten ge¬ 
sammelt hat, zeigt folgende Zusammenstellung des Polizeidepartements, 
die nach der Revolution im Archiv gefunden worden ist: 

„Badajew, Alexej Jegorow, Mitglied der sozialdemokratischen Frak¬ 
tion der Reichsduma von den Arbeitern des Petrograder Gouverne¬ 
ments. 

Bei der in Petrograd am 18. April 1913 vorgenommenen Liquidie¬ 
rung des Petrograder Komitees der Leninschen Richtung der Sozial¬ 
demokratischen Arbeiterpartei Rußlands wurde die Redaktion der Ar¬ 
beiterzeitung ,Prawda‘, die das Zentrum für parteiliche Verbindungen 
der Komiteemilglieder zu den Vertretern einzelner Petrograder sozial¬ 
demokratischer Organisationen darstellte, durchsucht mit dem Ziel, Do¬ 
kumente, die sich auf die Tätigkeit des erwähnten Komitees beziehen, 
zu finden. Unter den Gegenständen, die bei der Durchsuchung gefunden 
wurden, befanden sich: 1) ein zum Druck vorbereiteter Artikel des Mit¬ 
glieds der Rcichsduma Badajew (,An alle Genossen der sozialdemokra¬ 
tischen Richtung 4 ); 2) zwei Quittungen Badajews darüber, daß er Gel¬ 
der zur Weiterleitung an Tuljakow, den Kassenverwalter der sozial¬ 
demokratischen Fraktion, erhalten habe; 3) in einem an Badajew 
adressierten Paket vier Korrekturabzüge, eingesandt von der Druckerei 
der »Genossenschaft für künstlerischen Druck 4 ; 4) zwei Formulare der 
Redaktion der ,Prawda‘ mit der Unterschrift,Herausgeber A. Badajew 4 . 

ln der ,Prawda 4 Nr. 95 vom 26. April 1913 wurde mit der Unter¬ 
schrift A. Badajews der Artikel ,An die Genossen Arbeiter des Petro¬ 
grader Gouvernements 4 veröffentlicht, in dem der Verfasser die von 
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der Administration angebotene Mitwirkung in der Gouvernements¬ 
behörde für Angelegenheiten der Arbeiterversicherung ablehnt und 
seine Ablehnung so erklärt, daß er nicht die Holle ,stummer Spiel- 
figuren 1 in einer Regierungsdienststellc spielen möchte, angesichts stän¬ 
diger Einschränkungen, denen die Arbeiterklasse von den Behörden bei 
der freien Erörterung der Versicherungsmaßnahmen und hei der freien 
Wahl ihrer Vertreter in die Versicherungsinstilutionen ausgesetzt werde. 

Am 9. September 1913 versuchte Badajew während der Beisetzung 
zweier Arbeiter, die im Minen werk verunglückt waren, auf dem Petro- 
grader Städtischen Mitrofan-Friedhof eine Rede an die versammelten 
Kameraden der Verstorbenen zu halten und forderte bei der Entfer¬ 
nung der Arbeiter durch die Polizei die ersteren auf, den Anordnungen 
der Polizei keine Folge zu leisten, wofür ihm, Badajew, im administra¬ 
tiven Verfahren eine Geldstrafe auferlegt wurde; diese rief in den 
ersten Dezembertagen eine Reihe von Streiks Petrograder Arbeiter 
hervor, die auf diese Weise gegen die erwähnte Strafmaßnahme pro¬ 
testierten. 

Am Jahrestag der Ereignisse vom 9. Januar 1905 beteiligte sich Ba¬ 
dajew am 9. Januar 1914 am Massengrab der an diesem Tage ums 
Leben gekommenen Personen an der Niederlegung eines Kranzes mit 
der Aufschrift: ,Von der russischen sozialdemokratischen Fraktion der 
IV. Reidisduma*. 

Aus der Verordnung des Chefs der Estländischen Gouvernements- 
Gendarmerieverwaltung vom 11. April 1914 in Sachen der Liquidierung 
der vereinigten Gruppe der Sozialdemokraten in Reval ist zu ersehen, 
daß Badajew dem im Rahmen der Abwehr zum Briefwechsel heran¬ 
gezogenen Wassiljew revolutionäre Aufrufe über den ,9. Januar 4 zuge¬ 
sandt hat. 

Nach Informationen des Chefs der Abteilung zum Schulz der öffent¬ 
lichen Sicherheit und Ordnung in der Stadt Petrograd zeigte Badajew 
bei der Streikbewegung in der Hauptstadt im Juli 1914 beachtliche 
agitatorische Tätigkeit, die im Zusammenhang stand mit der verstärk¬ 
ten Tätigkeit von Vertretern der revolutionären Illegalität, die im Hin¬ 
blick auf den im Herbst dieses Jahres bevorstehenden internationalen 
Sozialistcnkongreß im Auslande bestrebl waren, die Stimmung zu 



heben und die organisatorische Arbeit in den fortgeschrittenen Arbeiter¬ 
kreisen in Gang zu bringen. 

Unter dem Vorwand wissenschaftlicher Ausllüge organisierten Bada- 
jew und die im Zusammenhang mit ihm beobachteten Personen Ar¬ 
beiterversammlungen außerhalb der Stadt; hier beleuchteten sie syste¬ 
matisch die Ziele und die Aufgaben des bevorstehenden Sozialisten¬ 
kongresses, warfen aber zugleich die Frage des Streiks in Baku auf, 
agitierten für wünschenswerte Solidarität zwischen den einzelnen Ar¬ 
beitergruppen und betonten, daß es äußerst notwendig sei, die Strei¬ 
kenden durch entsprechende Maßnahmen sowohl moralischer als auch 
materieller Natur zu unterstützen. 

Im Zusammenhang mit den Aktionen der Arbeiter der Putilow- 
Werke am 3. Juli 1914 liegen Hinweise vor, wonach Badajew, der In¬ 
formationen über die Aktionen der Arbeiter der erwähnten Werke er¬ 
hielt, sich an den Ort der Unruhen begab. 

Als der Deputierte Badajew zu spät am Ort der Unruhen eintraf und 
bei dem Versuch, in den Räumen des Polizeireviers zu kommandieren 
und Anordnungen zu treffen, einen Mißerfolg erlitt, begab er sich in 
die Räume der Nachtredaktion seines Fraktionsorgans und entwarf 
hier, obwohl er mit Bestimmtheit wußte, daß es unter den Putilow- 
Demonstranten keine Opfer gegeben hatte, mit Vorbedacht ein falsches 
Schreckensbild der von ihm angeblich gesehenen Umstände des Polizei¬ 
überfalls auf ,friedliche* und ,waffenlose* Arbeiter, wobei er unterstrich, 
daß er persönlich Tote, Dutzende von Verwundeten und über hundert 
Verhaftete gesehen habe, die von der Polizei verhöhnt worden seien; 
diese falschen Informationen wurden sodann in der Zeitung ,Den* ge¬ 
druckt, machten auf die Arbeiter einen starken Eindruck und dienten 
als Anstoß zu weiteren Unruhen. 

Der erwähnte Deputierte, der das wirkliche Bild der Ereignisse in 
diesem Falle offenkundig entstellte, genierte sich nicht, seinen Zuhörern 
zu versichern, daß die von ihm beobachteten Umstände der Befriedung 
von Putilow-Arbeitern sich in nichts von den Bildern der Lena-Ereig¬ 
nisse unterschieden, und unterstrich mit Absicht, daß die Aktionen der 
Regierungsbehörden seitens der übrigen Werktätigen der Stadt Petro¬ 
grad nicht unbeantwortet bleiben dürften. 



Außerdem äußerte Badajew den Wunsch, die Organisierung einer 
Straßendemonstration am 7. Juli dieses Jahres in Petrograd zu ver¬ 
suchen, um nunmehr nicht gegen die Bakuer Ereignisse, sondern gegen 
die Folgen der am 4. Juli von den revolutionären Kreisen selbst ge¬ 
schaffenen Unruhen zu protestieren. 

Nach Informationen des Chefs der Abteilung zum Schutze der öffent¬ 
lichen Sicherheit und Ordnung in Petrograd wurde in Sachen des Zu¬ 
sammenstoßes der Arbeiter mit einer Polizeiabteilung, der sich am 
4. Juli auf dem Sabalkanski Prospekt ereignete und in dessen Verlauf 
fünf Arbeiter und einige Polizisten verletzt wurden, eine Vorunter¬ 
suchung eingeleitet, wobei nach Meinung des Chefs der Abteilung zum 
Schutze der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in Petrograd der 
faktisch Schuldige an diesem Zusammenstoß der Deputierte Badajew 
ist, über dessen verbrecherische Tätigkeit Oberst Popow alle Infor¬ 
mationen dem Staatsanwalt der Petrograder Gerichtskammer zugelci- 
tet hat. 

Während der Durchsuchung, die am 7. Juli dieses Jahres in Petro¬ 
grad in den Redaktionen der sozialistischen Zeitungen ,Trudowaja 
Prawda* und »Nascha Rabotschaja Gaseta 4 mit dem Ziel vorgenommen 
wurde, die dort vermutete Parteiversammlung zu liquidieren, erschien 
dort der Deputierte der Reichsduma Badajew und erhob Protest; wir 
baten ihn, sich zu entfernen, und setzten über seinen Besuch ein Proto¬ 
koll auf.“ 1 


2. Der überfall der Polizei 

Am dritten Tage der Beratung, am 4. November, ertönte gegen fünf 
Uhr nachmittags an der Außentür des Gawrilowschen Häuschens ein 
ohrenbetäubendes Poltern. Die Tür wurde aus den Angeln gerissen und 
in das Zimmer, in dem wir uns befanden, stürmte ein Abteilung Po¬ 
lizei und Gendarmerie herein. Der an der Spitze der Abteilung ein¬ 
dringende Polizeioffizier mit dem Revolver in der Hand schrie: 

„Hände hoch!“ 

1 Zentralarchiv der Revolution, Fonds des Polizeidepartements, Sonder¬ 
abteilung, Nr. 5, Buchst. F, 1914, Bl. 103—b (1—3), russ. 
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Als Antwort auf unseren Protest erklärte der Offizier, daß er eine 
Haussuchung vornehmen müsse, und legte eine Order vor, wonach die 
Wohnung gemäß Artikel 23 des Ausnahmezustandes zu durchsuchen 
war und alle darin befindlichen Personen zu verhaften waren. 

Zunächst wurden die Teilnehmer der Beratung, die keine Deputier¬ 
ten waren, zusammen mit der Wohnungsinhaberin Gawrilowa zwecks 
Leibesvisitation abgesondert. Als die Polizei sodann mit der Visitation 
der Fraklionsmitglieder beginnen wollte, protestierten wir laut und 
energisch. 

„Wir lassen uns weder durchsuchen noch verhaften!“, erklärten wir 
dem Führer der Abteilung. „Als Mitglieder der Duma genießen wir die 
Deputiertenimmunilät laut Artikel 15 und 16 der Verordnung über die 
Reichsduma. Ohne die entsprechende Genehmigung der Duma hat 
niemand das Recht, uns zu durchsuchen oder festzunehmen. Die Polizei 
begeht einen Gesetzesbruch, den sie sich nicht ohne weiteres leisten darf.“ 

Wir protestierten so entschieden und energisch, daß der Gendar¬ 
merierittmeister trotz der Order, die er in der Hand hielt, schwankend 
wurde. Kr ließ uns unter Bewachung von Gendarmen zurück und ver¬ 
ließ das Haus, um bei Vorgesetzten telefonisch zusätzliche Instruktio¬ 
nen cinzuholcn. 

In der Zeit, da wir Protest erhoben und uns mit der Polizei stritten, 
gelang es uns, einen bedeutenden Teil der in unserem Besitz befind¬ 
lichen Dokumente zu vernichten. In erster Linie wurden das Protokoll 
der Beratung und alle sich auf die Einberufung der Beratung beziehen¬ 
den Materialien vernichtet. In die Hände der Polizei fiel kein einziges 
Dokument, aus dem man hätte feststellen können, was eigentlich Sinn 
und Zweck der Beratung in der Wohnung der Gawrilows war. Außer¬ 
dem wurde eine Reihe anderer Dokumente, vor allem Angaben über 
Treffs und kompromittierende Adressen vernichtet. Einige davon wur¬ 
den in die Luke des Aborts geworfen. Dennoch blieb in unseren Hän¬ 
den eine Reihe von Materialien, die es in dieser kurzen Frist nicht 
mehr zu vernichten gelang. 

Der Polizeioffizier erhielt die Anweisung, keine Umstände mit uns 
zu machen und unsere Proteste zu ignorieren. Mit ihm zusammen er¬ 
schien irgendein anderer höherer Polizeioffizier, auf dessen Befehl sich 



die Polizisten sofort auf uns stürzten, über jeden Deputierten fielen 
einige Ochranaleute her, packten ihn an den Armen, und trotz unseres 
verzweifelten Widerstandes begann die Polizei mit der Zwangsvisitation. 

Als erster wurde Samoilow, sodann Schagow, ich und die anderen 
durchsucht. Die Leibesvisitation wurde äußerst sorgfältig durchgeführt, 
man nahm alles fort, was sich in den Taschen befand, einschließlich der 
Uhren. Jeder von uns hatte einzelne Broschüren bei sich, Entschlie- 
ßungsentwürfe, Thesen, Notizbücher mit Eintragungen, Konspekte 
usw. Das alles wurde von der Polizei als Beweis für unsere revolutio¬ 
näre Tätigkeit beschlagnahmt 

Mir nahm die Polizei Kopien unserer Antwort an Vandervelde sowie 
der 'fliesen über den Krieg, illegale Broschüren, die Zeitschrift „Sozial¬ 
demokrat“ ab, außerdem das Manuskript der Proklamation an die Stu¬ 
dentenschaft und einen auf fremden Namen ausgestellten Paß, wie wir 
ihn für illegale Arbeit benutzten. Samoilow wurde außer einer Zeit¬ 
schrift und mehreren Broschüren ein Notizbuch mit Eintragungen fort¬ 
genommen, die das Konspekt seines Referats darstellten. Schagow halte 
keinerlei Dokumente bei sich. 

Das am meisten kompromittierende Material war Muranows Notiz¬ 
buch, das die Polizei erst am nächsten Tage aus dem Abort, in den 
Muranow es geworfen hatte, herauszog. Muranow notierte recht aus¬ 
führlich alle seine Besuche während der Rundreise durch den Ural, trug 
in das Notizbuch Informationen über die örtlichen Parteiorganisatio¬ 
nen, die Decknamen der Parteifunktionäre, die Ergebnisse der Ver¬ 
sammlungen, die aufgenommenen Beziehungen, einige Adressen usw. 
ein. Die Eintragungen in Muranows Notizbuch ließen keinen Zweifel 
über den Charakter der von ihm geleisteten illegalen Arbeit. 

Während man uns visitierte, wurden die Teilnehmer der Beratung, 
die keine Deputierten waren, unter Bewachung ins Gefängnis abgeführt. 
Da der Polizeioffizier keine genauen Anweisungen hatte, wie er mit 
den Dumamitgliedern verfahren sollte, ging er erneut fort, um telefo¬ 
nisch Verhandlungen mit den höchsten Vorgesetzten zu führen. Nach 
seiner Rückkehr erklärte er, daß wir frei seien. Unsere Sachen wurden 
uns, bis auf die Dokumente, zurückgcgcbcn. Von den Dokumenten er¬ 
hielten wir lediglich die Deputiertenausweise zurück. 
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Seit dem Erscheinen der Polizei waren fast 12 Stunden vergangen. 
W ir verließen das Gawrilowsche Häuschen gegen Morgen. Im ganzen 
anliegenden Bezirk, ansonsten öde und menschenleer, wimmelte es von 
Polizisten. Offenbar waren alle Gattungen der Polizei zur Festnahme 
der Beratung aufgeboten worden. Bis zur nächsten Straßenbahnhalte¬ 
stelle gingen wir in Begleitung unzähliger Polizeispitzel. Ohne sich zu 
verstecken, völlig ungeniert, umgaben sie uns wie eine dichte Wand. 
Eine Gruppe von Spitzeln bestieg nach uns den Straßenbahnwagen, 
ohne uns auch nut einen Augenblick lang aus den Augen zu lassen. 

Die bloße Tatsache der Leibesvisitation und das unverschämte Ver¬ 
halten der Polizei zeigten klar, daß die Regierung, die den Feldzug 
gegen die Arbeiterdeputierten begonnen hatte, nicht länger gewillt war, 
irgendeine Illusion über die Depuliertenimmunität aufrechtzuerhalten. 
Jeden Augenblick waren neue Überfälle der Polizei zu erwarten. Des¬ 
halb trafen wir Maßnahmen, um die nächtlichen Ereignisse den Ar¬ 
beiterbezirken mitzuteilen, und gingen unverzüglich daran, unsere 
Wohnungen zu „säubern“ und „in Ordnung zu bringen“. In den an¬ 
geheizten Ofen flogen alle Papiere und Dokumente, die einerseits un¬ 
sere Fraktion kompromittieren und anderseits die ganze Organisation 
hochgehen lassen konnten. 

In unseren Wohnungen, die bislang als der sicherste Ort galten, wa¬ 
ren alle Dokumente und Materialien der Partei aufbewahrt worden. 
Hier waren die Angaben über Treffs, die Deckadressen für den Versand 
von Literatur, Listen, Namen, Briefwechsel, Berichte usw. Es gab wohl 
kaum eine Stadt, mit der wir keine Verbindungen in der illegalen Ar¬ 
beit batten, überall waren unsere Leute, die mit der Fraktion verbun¬ 
den waren. Wären die bei uns aufbewahrten Dokumente in die Hände 
der Polizei gefallen, hätten Hunderte und Tausende von Parteimitglie¬ 
dern ins Gefängnis und in die Verbannung gehen müssen und die ganze 
Organisation der Partei wäre endgültig zerschlagen worden. Alle diese 
Materialien, hastig zusammengerafft, wurden ins Feuer geworfen. Die 
Polizei sollte nur ein Häufchen Asche statt der von ihr erwarteten um¬ 
fangreichen Archive vorfinden. Neben den einzelnen Dokumenten und 
Materialien wurden bei mir auch die Hefte über Einnahmen und Aus¬ 
gaben aufbewahrt, in die alle bei der Fraktion eingehenden Geldsamm- 
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lungen eingetragen wurden, sowie Bücher mit alphabetischen Verzeich¬ 
nissen. Aus ihnen riß ich Seiten aus und vernichtete die am meisten 
kompromittierenden Eintragungen. 

Am Morgen des 5. November fand in meiner Wohnung eine Sitzung 
der Fraktion statt. Nachdem wir die entstandene Lage beraten hatten, 
beschlossen wir, erstens die breiten Massen der Arbeiterschaft so weit¬ 
gehend wie nur möglich von allem in Kenntnis zu setzen und zweitens 
an das Präsidium der Duma die Forderung zu richten, daß es Maß¬ 
nahmen gegen die gesetzwidrige Verletzung der Deputiertenimmunität 
durch die Polizei ergreife. Obwohl unsere Fraktion natürlich nicht auf 
irgendeinen wirksamen Schutz von seiten der Schwarzhunderterduma 
rechnen konnte, beschlossen wir dennoch, auch in den Dumakreisen 
soviel Lärm wie nur möglich zu schlagen, um die Aufmerksamkeit brei¬ 
ter öffentlicher Kreise auf unseren Fall zu lenken. 

Dabei mußte Rodsjanko immerhin irgendwelche realen Schritte ein¬ 
leiten. Die polizeiliche Durchsuchung und Festnahme von Deputierten 
war nämlich eine Verletzung der legitimen Rechte der Reichsduma, und 
ihr Vorsitzender mußte zur Aufrechterhaltung der eigenen Würde wohl 
oder übel in irgendeiner Form protestieren. Man muß im allgemeinen 
feststellen, daß die Dumamehrheit, die mit den Linken innerhalb der 
Duma in ungeniertester Weise verfuhr, sehr eifersüchtig darüber 
wachte, daß ihre Rechte nicht von außen her geschmälert würden. Ge¬ 
wiß geschah das alles nur insoweit, als man sich nicht mit der Regierung 
überwarf, und bei der geringsten Warnung von seiten der Regierung 
stellte die Schwarzhunderterduma ihre Proteste sofort ein. 

Nachdem wir Rodsjanko über unsere gesetzwidrige Festnahme und 
die Zwangsvisitation benachrichtigt hatten, forderten wir, daß er Maß¬ 
nahmen ergreife, um die Schuldigen zur Verantwortung zu ziehen. Wir 
reichten bei Rodsjanko eine von allen Mitgliedern der Fraktion Unter¬ 
zeichnete Erklärung ein, in der wir das Präsidium der Duma offiziell in 
Kenntnis setzten von der Gewalttat, die an uns von der Polizei in der 
Privatwohnung „unseres Bekannten Gawrilow“ verübt worden war. 
„Da wir in dem Dargelegten“, so schrieben wir in der Erklärung, „eine 
Verletzung der im Artikel 115 der Verordnung über die Reichsduma 
niedergelegten Rechte der Reiehsduma erblicken, bringen wir das 
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Ihnen, Herr Vorsitzender, zur Kenntnis, damit diese Verletzung nicht 
ohne gebührenden Protest seitens des Präsidiums der Duma bleibe.“ 
Rodsjanko nahm die Erklärung entgegen und versprach, alle in seinen 
Kräften stehenden Maßnahmen zu ergreifen. 

Wir machten uns die Anwesenheit von Deputierten verschiedener 
Fraktionen in den Wandelgängen zunutze und versuchten, sie so 
weitgehend wie nur möglich von den Vorgängen in Kenntnis zu setzen, 
und kamen insbesondere mit dem Menschewik TschcheVdse überein, daß 
er eventuell Schritte unternehme, um einen Protest der Duma herbei¬ 
zuführen. Wir wandten uns an Tschcheidse für den Fall, daß die Polizei 
ihr Werk zu Ende führen, uns verhaften und damit der bolschewistischen 
Fraktion die Möglichkeit nehmen würde, selbst Protest zu erheben. 

Als wir die Duma verließen, wurde die Menge der Polizeispitzel, die 
uns begleiteten, noch dichter und noch frecher als in der Frühe. An jeder 
Straßenecke tauchten neue Gestalten von Ochranalcuten auf, die uns 
nunmehr völlig ungeniert dicht umschlossen. Noch nie in der ganzen 
Zeit der scharfen Beobachtung der Arbeiterdeputierten durch die 
Ochrana hatte die Frechheit der Polizeiagenten derartige Ausmaße er¬ 
reicht. Wie Raubtiere, die bereits Blut geleckt hatten, umkreisten sie 
uns in der Erwartung, daß ihnen endlich gestaltet werde, die Opfer 
in Stücke zu reißen. Die Ochrana, die zwei Jahre lang die bolschewisti¬ 
sche Fraktion verfolgt, die mit Ungeduld auf den Augenblick gewartet 
hatte, da sich ihr die Gelegenheit bieten werde, mit uns abzurechnen, 
feierte jetzt den Sieg. Und diese Siegesstimmung spiegelte sich im Ge¬ 
sicht eines jeden Polizeispitzels, eines jeden Ochranamannes wider. Der 
Ring der Polizeiverfolgung wurde immer enger und enger, der Kreis 
schloß sich. 

Unter den Bedingungen einer solchen noch nie dagewesenen Be¬ 
obachtung durch die Ochrana, die sicherlich Angst hatte, daß wir ihr in 
letzter Minute entwischen könnten, konnte man natürlich nichts unter¬ 
nehmen, um mit den Arbeiterorganisationen Verbindung aufzunehmen, 
ihnen die Einzelheiten des Überfalls auf die Fraktion mitzuteilen und 
sie zur Organisierung einer Protestbewegung aufzurufen. Das einzige, 
was wir tun konnten, war, die Dokumente noch einmal zu sichten, auszu¬ 
suchen und zu vernichten, damit sie der Polizei nicht in die Hände fielen. 
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3. Die Verhaftung der Deputierten 
und Maklakows Bericht an den Zaren 

Ich lag im Bett und war nach einigen Tagen voller Unruhe und Auf¬ 
regungen gerade cingeschlafen. Kurz vor Mitternacht wurde geläutet 
und in der Tür erschienen Polizisten. Mit einer Order in der Hand trat 
der Polizeioffizier an mein Bett: 

„Herr Badajew, ich habe Befehl, Sie in das Untersuchungsgefängnis 
einzuliefern.“ 

Der Augenblick, auf den ich gewartet hatte, war gekommen. Ich klei¬ 
dete mich rasdi an, packte die notwendigen Sachen zusammen, verab¬ 
schiedete mich von den Angehörigen. Das ganze Haus war voll von 
Polizisten. Auf der Treppe und vor dem Toreingang standen Polizei- 
abteilungen. 

Durch dunkle Straßen brachte mich die Polizei in die Schpalernaja 
Straße, in das Untersuchungsgefängnis. Nach einer sorgfältigen Leibes¬ 
visitation wurde ich in eine Einzelzelle gesperrt. Hier erfuhr ich auch, daß 
alle übrigen Mitglieder unserer Fraktion eingeliefert waren. Unsereganze 
Fünfergruppe war an diesem Abend des 5. November verhaftet worden. 

Die Zarenregierung feierte den Sieg. Endlich war es ihr gelungen, 
ihre Abrechnung mit den Arbeiterdepulierten zu vollenden. Das Kräfte¬ 
verhältnis, das einzige, was letztlich sowohl den allgemeinen Druck auf 
die Arbeiterklasse als auch die Teilfrage der „Deputiertenimmunität“ 
der bolschewistischen Deputierten bestimmte, schien jetzt für die Re¬ 
gierung durchaus günstig zu sein. 

Innenminister Maklakow, eine der finstersten, düstersten Gestalten 
der russischen Selbstherrschaft, beeilte sich gleich am Tage nach der 
. Durchsuchung in Oserki Nikolai II. über die „Heldentaten“ der Polizei 
zu berichten. Der „alleruntertänigste“ Bericht, datiert vom 5. November, 
war bereits vor unserer Verhaftung aufgesetzt worden und verfolgte 
offenbar das Ziel, die Genehmigung für die Verhaftung der Fraktion zu 
erlangen. In seinem Bericht an den Zaren schrieb Maklakow: „Die im 
Reich bestehende Sozialdemokratische Arbeiterpartei Rußlands, die 
zum Sturz der Staatsordnung und zur Ersetzung derselben durch das 
republikanische Regime strebt, begann seit der ErüfTnung der Kampf- 
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Handlungen mit der Propagierung der Ideen von der Notwendigkeit 
raschester Beendigung des Krieges, wobei sie als Argument dafür auf 
die Gefahr hin weist, daß die Selbstherrschaft im Falle des Sieges ge¬ 
festigt und die Verwirklichung der von der SDAPR verfolgten Aufgaben 
in die Ferne gerückt werde. 

Unmittelbar und aktiv an der Propagierung dieser Ideen beteiligt 
sind die Mitglieder der Reichsduma der vierten Legislaturperiode von 
der sozialdemokratischen Fraktion, von der aus alle Direktiven und die 
Anleitung der verbrecherischen Tätigkeit der Partei ausgehen. 

Ihre zersetzende Tätigkeit, die in der Schaffung einer übermäßigen 
Streikbewegung der Arbeiter im vergangenen Sommer und in den von 
diesen angezettellen Straßenunruhen klar zutage trat, betreiben die 
Mitglieder der sozialdemokratischen Fraktion so getarnt, daß ihre Her¬ 
anziehung zur strafrechtlichen Verantwortung aus Mangel an ausrei¬ 
chenden Indizien unmöglich erschien. 

Dessenungeachtet erhielten die Ermittlungsorgane des Reiches, die 
unermüdlich die Tätigkeit der revolutionären Gruppen der Partei be¬ 
obachteten, in der letzten Zeit Informationen darüber, daß die Mitglie¬ 
der der sozialdemokratischen Fraktion eine Konferenz unter Beteiligung 
hervorragender Sozialdemokraten einzuberufen beabsichtigten, um tak¬ 
tische Methoden zur Propagierung von Ideen auszuarbeiten, wonach der 
Krieg so rasch wie möglich zu beenden und danach das monarchistische 
Regime in Rußland zu stürzen sei. 

Am 4. November dieses Jahres überraschten Polizeibeamte in einer 
Privatwohnung, 12 Werst von der Hauptstadt entfernt, im Pelrograder 
Kreis, die Sitzung der erwähnten Konferenz, an der die Mitglieder der 
sozialdemokratischen Fraktion der Reichsduma der vierten Legislatur¬ 
periode sowie sechs Vertreter der Partei, die aus verschiedenen Orten, 
des Reiches eingetroffen waren, teilnahmen. Durch Polizeibeamte über 
den Zweck der Versammlung befragt, erklärten die Versammlungsteil¬ 
nehmer diese als eine Feier anläßlich des achten Hochzeitstages der 
Wohnungsinhaberin. Diese Erklärung wurde durch den etwas später 
erschienenen Ehegatten der Wohnungsinhaberin widerlegt. 

Bei der an den Versammelten vorgenommenen Leibesvisitation wur¬ 
den einzelne Nummern der im Auslande erscheinenden revolutionären 
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Zeitung Sozialdemokrat/ gefunden, eine Liste der anläßlich der Zusam¬ 
menkunft zu erörternden Fragen im Zusammenhang mit dem Krieg, 
32 Broschüren revolutionären und tendenziösen Inhalts, Parteinotizen 
und Briefwechsel, außerdem bei dem Mitglied der Reichsduma Badajcw 
das Manuskript eines verbrecherischen Aufrufes an die Studenten mit 
der Aufforderung zur Teilnahme an der revolutionären Bewegung und 
ein auf fremden Namen ausgestellter Paß. 

Alle Untersuchungsakten sind der Justizbehörde übergeben worden, 
die eine Voruntersuchung unter Heranziehung aller Mitglieder der ver¬ 
brecherischen Versammlung, darunter auch der Mitglieder der Reichs- 
duma, zur Verantwortung eingeleitet hat. 

Ich halte es für meine untertänigste Pflicht, Eurer kaiserlichen Ma¬ 
jestät über das Dargelegte zu berichten.“ 1 

Man muß Maklakow Gerechtigkeit angedeihen lassen: Unter Aus¬ 
nutzung des gut eingespielten Ermittlungsapparates der Ochrana hat er 
die Tätigkeit der bolschewistischen Fraktion ziemlich richtig beschrie¬ 
ben. Nachdem er gereizt festgestellt hatte, die Fraktion habe der Polizei 
dank guter Geheimhaltung bislang kein Indizienmaterial in die Hände 
gegeben, teilte er erfreut mit, daß die bolschewistischen Deputierten 
endlich „auf frischer Tat“ ertappt seien und daß jetzt nichts mehr im 
Wege stehe, die schon lange geplante Abrechnung zu vollziehen. 


4. Die Regierung bereitet den Prozeß vor 

Mit dem Segen Nikolais II. begann die Regierung, sich in raschem 
Tempo auf die Durchführung eines neuen Prozesses vorzubereiten, der 
mindestens mit einer Zuchthausstrafe enden sollte. Dementsprechend 
begann die „Vorbereitung“ und „Bearbeitung“ der öffentlichen Mei¬ 
nung. Der Boden für diese Regierungsagitalion war durch den hem¬ 
mungslosen chauvinistischen Taumel vorbereitet worden, der sich in 
den ersten Kriegsmonaten ständig verstärkte. Die erste Regierungs¬ 
mitteilung, die im „Prawitelstwenny Westnik“ (Mitteilungsblatt der 

1 Archiv des Polizeidepartements, Sonderabteilung, 1914, Akte Nr. 5, 
Bl. 60—61, russ. 
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Regierung) veröffentlicht wurde, war so abgefaßt, daß der Eindruck 
entstehen mußte, es sei eine große Verschwörung gegen die „militärische 
Stärke Rußlands“ aufgedeckt worden. 

„Seit Kriegsbeginn“, so teilte das „Mitteilungsblatt der Regierung“ 
vom 8. November 1914 mit, „hilft das russische Volk, das sich im Be¬ 
wußtsein der Notwendigkeit, die Würde und die Integrität der Heimat 
zu verteidigen, zusammengeschlossen hat, der Staatsmacht einträchtig, 
mit patriotischer Begeisterung bei der Verwirklichung der kriegsbeding- 
ton Aufgaben. Eine ganz besondere Stellung bezogen in dieser Hinsicht 
einige Mitglieder der sozialdemokratischen Vereine, die sich zum Ziel 
ihrer Tätigkeit gesetzt haben, die militärische Macht Rußlands durch 
die Agitation gegen den Krieg, vermittels illegaler Aufrufe und durch 
mündliche Propaganda zu erschüttern. Im Oktober erhielt die Regie¬ 
rung Informationen über die geplante Einberufung einer Geheimkon¬ 
ferenz von Vertretern sozialdemokratischer Organisationen zur Erörte¬ 
rung von Maßnahmen, die darauf gerichtet sein sollten, das russische 
Staatswesen zu zerstören und die sozialistischen aufrührerischen Auf¬ 
gaben so rasch wie möglich zu verwirklichen.“ 

Dann folgte die Meldung über die Hausdurchsuchung in Oserki. „Da 
die staatsfeindliche Bedeutung außer Zweifel stand, wurden die Teil¬ 
nehmer der Versammlung, die am Tatort überrascht worden waren, 
nach einer Leibesvisitation festgenommen, die Mitglieder der Reichs¬ 
duma aber freigelassen.“ 

Das „Mitteilungsblatt der Regierung“ teilte, obwohl unsere ganze 
Fünfergruppe zu dieser Zeit bereits in den Einzelzellen des Vorunter- 
suchungsgefängnisses saß, vorsichtigerweise nur den Beschluß des Un¬ 
tersuchungsrichters mit, alle Teilnehmer der Beratung „unter Bewa¬ 
chung“ zu nehmen. Diese Mitteilung war gleichsam ein Versuchsballon; 
man wollte sehen, welchen Eindruck zunächst nur der „Beschluß“ über 
die Verhaftung machen werde. 

Der 'Ion war angegeben. Die reaktionäre Presse, die ihren Auftrag 
erhalten hatte, fiel mit wütendem Geheul über unsere Fraktion her. 
„Mit Feinden darf man keine Umstände machen: der Galgen ist das 
einzige Mittel, um Ruhe im Lande zu schaffen“, so schrieben außer sich 
vor Wut die Dubrowin-Schreiberlinge im „Russkoje Snamja“ vom 
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12. November. Die übrigen reaktionären Reptilien standen in ihrer Blut¬ 
gier den Dubrowinleulen nicht nach. Die liberal-bürgerliche Presse schwieg 
bestenfalls vorsichtig. Arbeiterzeitungen gab es zu dieser Zeit nicht mehr. 

Nach einer solchen Vorbereitung hielt es die Regierung eine Woche 
später (am 15. November) bereits für möglich, die Verhaftung der Frak¬ 
tion mitzuteilen. Die zweite Mitteilung der Regierung lautete: „Bei der 
Voruntersuchung in Sachen der Personen, die in der Nähe von Petro¬ 
grad aus verschiedenen Orten zur Beratung mit einigen Mitgliedern der 
Reichsduma zusammengekommen waren, wurde festgestellt, daß die 
Beratung der Erörterung des Entwurfs einer Entschließung galt, in der 
,die Niederlage der Zarenmonarchie und ihrer Armee als das geringste 
Übel 4 erachtet und die Losung ausgegeben wurde, ,die Propaganda für 
die sozialistische Revolution allseitig auf die Armee und auf die Kriegs¬ 
schauplätze auszudehnen 4 und ,für eine solche Propaganda illegale Zel¬ 
len in der Armee zu organisieren 4 . Alle festgenornmenen Personen wer¬ 
den laut Verfügung des Untersuchungsrichters in Haft genommen. 44 


5. Wie reagierte die Duma? 

Wie reagierte auf das alles die Reichsduma? Als Rodsjanko unsere 
Erklärung erhielt, versprach er, „alle in seinen Kräften stehenden Maß¬ 
nahmen 44 zu ergreifen. Eine Reihe von Deputierten anderer Fraktionen 
stellte ebenfalls fest, daß irgendein Protest notwendig sei. Natürlich 
war ihre Proteststimme durch und durch verlogen. Im Grunde war die 
Dumamehrheit mit der Zarenregierung völlig solidarisch. Bei ihren 
Protestabsichten ließen sie sich ausschließlich von der Furcht vor der 
Arbeiterklasse leiten, die auf die Provokation der Regierung mit einem 
neuen revolutionären Ausbruch antworten könnte. 

Da die Dumasession zu dieser Zeit unterbrochen war, konnte die 
übliche Form des Protestes, die Form der Interpellation an die Regie¬ 
rung nicht angewandt werden. Nun wurde die Frage auf Initiative des 
Menschcwiks Tschcheidse, dem sich Kerenski von den Trudowiki sowie 
Jefremow von den Progressisten und Miljukow von den Kadetten an¬ 
schlossen, in der nächsten Sitzung des Dumakomitees zur Unterstützung 



von Kranken und Verwundeten gestellt, das täglich im Kabinett des 
Vorsitzenden zusammenkam. Das geschah am 6. November in der Frühe, 
als in der Duma die Verhaftung der Fraktion noch nicht bekannt war, 
weshalb im Komitee nur die Frage der Durchsuchung und unserer Fest¬ 
nahme in Oserki erörtert wurde. 

In den Reden der Deputierten in der Komiteesitzung kam die ein¬ 
deutige und unverhohlene Furcht vor einer revolutionären Aktion im 
Lande zum Ausdruck, ln dieser Hinsicht war die Stellungnahme der 
Oktobristen kennzeichnend. Die Führer der Oktobristcn — Godnew, 
Opotschinin und Ljuz — sprachen davon, daß man gegen die Hand¬ 
lungen der Polizei protestieren müsse, und erklärten ollen, der Angriff 
auf die Arbeiterfraktion könne Unruhen in den Arbeitermassen hervor- 
mfen und damit Verwirrung in das Hinterland der Armee tragen. Von 
diesen rein „patriotischen“ Gründen ausgehend, verurteilten sie den 
provokatorischen Ausfall der Regierung. 

Im Ergebnis dieser Sitzung richtete Rodsjanko an den Vorsitzenden 
des Ministerrates Goremykin ein „Protest“schreiben. Der Inhalt dieses 
Schreibens ist recht kennzeichnend für die Verlogenheit, von der die 
Stellungnahme der Dumamehrheit durchdrungen war. Rodsjanko 
schickte seinen Brief erst am 30. November, das heißt fast einen Monat 
nach unserer Einlieferung ins Gefängnis, ab. Dabei erwähnte er mit 
keinem Wort die Verhaftung und begnügte sich damil, die von ihm 
entgegengenommene Erklärung der Fraktion mit der Mitteilung über 
die Durchsuchung und die Festnahme in Oserki weilerzuleiten. Im Be¬ 
gleitbrief an Goremykin nimmt Rodsjanko zunächst Bezug auf die Ver¬ 
letzung des Artikels 15 der Verordnung über die Reichsduma und fügt 
sodann hinzu, daß „ein solches Vorgehen der Administration auch des¬ 
halb nicht geduldet werden kann, weil es, indem es das Gesetz verletzt 
und die Straflosigkeit der unzulässigen Willkür der administrativen 
Gewalt demonstriert, in unserer schweren Zeit Verwirrung in den 
Köpfender friedlichen Bevölkerung stiftet und sie beunruhigt, die ohne¬ 
hin durch die schweren Bedingungen des allgemeinen Krieges erregt ist.“ 

Welche Schlüsse zog Rodsjanko? Forderte er die Einstellung der 
Verfolgung unserer Fraktion? Nichts von alledem. Er schloß seinen 
Brief mit den Worten: „Ich gestatte mir zu hoffen, daß Eure Exzellenz 
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so gütig sein wird, entsprechende Maßnahmen zu treffen, damit die 
Mitglieder der Reichsduma künftig vor gesetzwidrigen Handlungen der 
Polizeibeamten geschützt sind.“ Der ganze Protest des Dumavorsitzen¬ 
den lief also lediglich auf eine formale Erklärung und auf die Bitte 
hinaus, derartige Handlungen „künftig“ nicht zu wiederholen. Von 
irgendeinem Schutz für die Arbeiterfraktion war nicht einmal die Rede. 

Goremykin übergab Rodsjankos Brief dem Innenminister Maklakow 
zur Stellungnahme. Der Brief, der in den Akten des Polizeidepartements 
erhaltenblieb, trägt einen Entscheid Maklakows, der als beste Charakte¬ 
ristik dieses Oberschutzmannes des Zaren dienen kann. Selbst der mehr 
als bescheidene Brief Rodsjankos versetzte Maklakow in Raserei, der 
darin fast so etwas wie eine richtiggehende revolutionäre Aktion er¬ 
blickte. Unter dem Vermerk „zu den Akten“ schreibt Maklakow: 

„Ich kann das Vorgehen der Polizei, die festgestellt hat, daß fünf Mit¬ 
glieder der Reichsduma Verbrecher sind, nicht als ,Willkür* bezeichnen. 
Dem Dumavorsilzenden mag das vielleicht unangenehm sein, aber dem 
ist so. Ein solches »Vorgehen 4 kann geduldet werden, nicht geduldet 
werden kann jedoch, daß schwere Verbrechen gegen den Staat unter 
der Flagge der »Deputiertenimmunität 4 ungestraft verübt werden. Die 
Immunität der Staatsordnung in Rußland ist wichtiger als jegliche De- 
putierlenprivilegien. Wenn die Mitglieder der Duma das Gesetz ver¬ 
letzen, werden sie unweigerlich stets und überall auf die Polizeischranke 
stoßen. Verwirrung in den Köpfen stiften nicht die Verwaltungsbehör¬ 
den, die gegen die revolutionäre Strömung kämpfen, sondern solche 
Menschen, denen sogar aus Anlaß solcher empörenden Handlungen 
nichts Gescheiteres einfällt, als über die Willkür der Administration zu 
zetern. Es ist an der Zeit, diese Angewohnheit aufzugeben. Das Heuch¬ 
lerische der Empörung ist hier zu zynisch und unangebracht. Den Po¬ 
lizeibeamten, die die Mitglieder der Duma ermittelt und festgenommen 
haben, danke ich noch und noch.“ 1 

Der Einspruch der Dumamehrheit gegen die Verhaftung der Arbeiter¬ 
deputierten beschränkte sich auf das inhaltlose und ergebnislose Schrei¬ 
ben an Goremykin. Der Versuch der Menschewiki und der Trudowiki, 

1 Ardiiv des Polizeidepartements, Sonderabteilung, 1914, Akte Nr. 5, 
Buchst. F., Bl. 360/61, russ. 
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eine Sonderberatung dcrDumaniilglieder einzuberufen, stieß auf Wider¬ 
spruch Rodsjankos. Er erklärte, daß zwischen den Sessionen irgend¬ 
welche Beratungen von Deputierten laut Gesetz nicht zugelassen werden 
dürften, um so mehr als es dafür — seiner Meinung nach — „keine 
dringende Veranlassung“ gäbe. 

Als die Reichsduma im Januar 1915 nach einer langen Unterbrechung 
wieder einberufen wurde, ließ die Dumamehrheit nicht einmal das Ein¬ 
bringen einer Interpellation an die Regierung über die Verhaftung un¬ 
serer Fraktion zu. Die Kadetten weigerten sich, ihre Unterschriften für 
die Interpellation zu geben, und cs gelang also nicht, die erforderliche 
Anzahl Unterschriften zusammenzubringen. 

Die Schwarzhunderterduma bezog, wie zu erwarten war, den Stand¬ 
punkt voller Solidarität mit der Regierung Romanow. Die Verhaftung 
unserer Fraktion, die die Zerschlagung der revolutionären Organisatio¬ 
nen im Sommer abschloß, entsprach voll und ganz den Interessen der 
zaristischen Beamten und Gutsbesitzer, die in der Reichsduma saßen. 
Die Minister verteilten Auszeichnungen an die „ruhmreichen Sieger an 
der inneren Front“, an die Schutzleute und Ochranabeamten, die Blüte 
des russischen Liberalismus aber kroch zu Füßen der Zarenregierung. 


6. Die Aktionen der Arbeiter 

Was geschah in dieser Zeit in den Fabriken, Werken und Bergwer¬ 
ken? Die Nachricht von der Verhaftung der bolschewistischen Depu¬ 
tierten mußte natürlich die Arbeitermassen in Aufregung versetzen. 
Hatten doch selbst die Oktobristen, diese jämmerlichen Stützen der 
Regierungsgewalt, begriffen, welchen Eindruck die Zerschlagung unse¬ 
rer Fraktion auf die russischen Proletarier machen mußte. Und sie hat¬ 
ten sich nicht geirrt. Die Forderung nach Befreiung der bolschewisti¬ 
schen Deputierten stand bis Februar 1917 neben den Grundlosungen 
des revolutionären Kampfes. 

Im Augenblick unserer Verhaftung aber war die Arbeiterklasse noch 
nicht stark genug, um irgendeine breite revolutionäre Aktion zu unter¬ 
nehmen. Der in seiner Stärke und Grausamkeit beispiellose Militär- 
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terror hielt das Land im Würgegriff. Jede revolutionäre Aktion war mit 
dem Risiko des Standgerichts und der Erschießung verbunden, besten¬ 
falls aber mit lebenslänglicher Zuchthausstrafe und Verbannung. Mit 
der Verhaftung der Fraktion wurde das Hauptzenlrum der Partei in 
Rußland zerstört. Alle Fäden der Parteiarbeit liefen bei der Duma- 
Fünfergruppe zusammen, und diese Fäden waren abgerissen. Nur mit 
größter Mühe konnte sich die revolutionäre Bewegung der Arbeiter¬ 
klasse aus der Umklammerung der Militärreaktion befreien. 

Die Ochrana, die unsere Verhaftung lange und beharrlich vorbereitet 
hatte, traf selbstverständlich auch vorbeugende Maßnahmen gegen eine 
eventuelle Aktion der Arbeiter zum Schutz der bolschewistischen Frak¬ 
tion. Zugleich mit der Zerschlagung unserer Fraktion und unmittelbar 
danach ließ die Polizei eine Verhaftungslawine über alle Arbeiterbezirke 
der Stadt hinweggehen. Polizeispitzel und Ochranaleute flitzten durch 
die Stadt; jede Arbeiterwohnung erregte ihren Verdacht. Opfer einer 
solchen verschärften Beobachtung wurden einige Parteifunktionäre, die 
in die Hände der Polizei gerieten. 

Ungeachtet dieses tollwütigen Ansturms der Ochrana gelang es dem 
Petrograder Komitee, eine Proklamation aus Anlaß der Verhaftung der 
Fraktion herauszugeben. Die hektographierte Proklamation wurde am 
11. November herausgegeben und rief die Arbeiter zu Proteststreiks 
und -kundgebungen auf. 

„In der Nacht zum 6. November“, hieß es in der Proklamation, „hat 
die niederträchtige Zarenregierung, die sich mit dem Blut der Kämpfer 
für die bessere Zukunft der Demokratie befleckt hat, hat die Henker¬ 
regierung, die im Zuchthaus die Vertreter des Proletariats der II. Duma 
und Tausende seiner besten Söhne zu Tode gequält hat, die Regierung, 
die jahrhundertelang das Blut des Volkes saugt, die Deputierten der 
russischen sozialdemokratischen Arbeiterfraktion in die feuchte Kase¬ 
matte geworfen. 

So frech und zynisch verfuhr die absolutistische Regierung mit der 
Dumavertretung der 30 Millionen zählenden Arbeiterklasse Rußlands! 

Nun erkennt man klar, wie verlogen und heuchlerisch die Phrasen 
über die Einigung mit dem Volk sind. Das Ende des Betrugs und der 
Zersetzung der Volksmassen rückt heran ... 
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Die Zarenregierung tat den letzten Schritt: Weiter geht’s nimmer! 
Das Feigenblatt der russischen ,Konstitution 4 wurde abermals, und dies¬ 
mal endgültig, heruntergerissen. Vor der Arbeiterklasse und der ge¬ 
samten Demokratie erhebt sich in ihrer ganzen Größe die Frage der 
wahren Volksvertretung, der Konstituierenden Versammlung... 

Nur der Krieg und der Ausnahmezustand, die das Proletariat und die 
Demokratie eisern umklammern, haben der Regierung die niederträch¬ 
tige Abrechnung mit den Erwählten der Arbeiter, die selbstlos auf der 
Wacht für die heiligsten Arbeiterinteressen stehen, ermöglicht. Im Don¬ 
ner der Geschütze und Gewehre versucht die Regierung die revolutio¬ 
näre Bewegung der Arbeiterklasse abzuwürgen; sie hofft in den Strömen 
des Blutes der zwangsweise ins Gemetzel getriebenen Millionen Arbeiter 
und Bauern deren Freiheitsdrang zu ertränken. 

Die Zarenregierung, die ihre räuberischen Pläne mit heuchlerischen 
Phrasen von der Befreiung der Slawen tarnt, würgt während des Krie¬ 
ges mit noch größerer Wut die Arbeiterklasse: sie hat alle Arbeiter¬ 
organisationen zerschlagen, die Arbeiterpresse vernichtet, sie inhaftiert 
täglich die besten Kämpfer des Proletariats und verbannt diese nach 
dem fernen, kalten Sibirien. 

Aber dem Todfeind der Arbeiterklasse war das noch zu wenig! 
Er meinte, der günstige Augenblick sei gekommen für die Abrech¬ 
nung mit den Erwählten der Arbeiter, die heldenhaft gegen die Regie¬ 
rungspolitik, gegen die Politik der Unterdrückung und der Gewalt 
kämpften. 

Und die Eisenfcsseln klirrten hinter dem Gefängnisgitter... Die 
zaristischen Banditen sagten den Vertretern des Proletariats: ,Euer Platz 
ist im Gefängnis. 4 

Ins Gefängnis geworfen wurde die ganze Arbeiterklasse: die Bande 
der Räuber und Ausbeuter, die Bande der Pogromhelden und Provo¬ 
kateure hat es gewagt, ganze 30 Millionen Arbeiter Rußlands als Ver¬ 
brecher abzuurteilen. 

Eine Herausforderung auf Leben und Tod wurde an die Arbeiter¬ 
klasse gerichtet! Doch auch die Eisenklammern des Ausnahmezustandes 
werden das Proletariat nicht von einem zornigen Protestruf abhalten. 

Laut wird sich der Ruf ,Fort mit den Henkern und Gewalttätern! 4 der 
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Brust des viele Millionen zählenden Proletariats entringen, das sich wie 
ein Mann zur Verteidigung seiner Deputierten erhoben hat. 

Genossen! 

Das Petersburger Komitee der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
Rußlands ruft die Arbeiter zum eintägigen Streik und zu Protestkund¬ 
gebungen gegen die gemeine und ungesetzliche Tat der zaristisch-guts- 
besilzerlichen Bande auf. Fort mit der Zarenregierung! 

Es lebe die Demokratische Republik! 

Es lebe die Sozialdemokratische Arbeiterpartei Rußlands! 

Es lebe der Sozialismus!“ 1 

Gleichzeitig wurden in Petrograd auch Proklamationen der Studen¬ 
tenorganisationen verbreitet. 

„Der russische Absolutismus setzt — sich selbst treu — sein volks¬ 
feindliches Werk fort“, schrieb die sozialdemokratische Fraktion der 
Studenten des Polytechnikums. „Die letzte Tat, die in ihrer Bedeutung 
der Liquidierung der sozialdemokratischen Fraktion der II. Duma 
gleichkommt, ist nichts anderes als ein Staatsstreich ... Die Farce der 
Volksvertretung ist beendet. Das Tüpfelchen aufs I ist gesetzt... Jetzt 
stehen vor der Demokratie bedrohliche Tatsachen in all ihrer unbeschö- 
nigten, zynischen Blöße .. .“ 2 

Das Petrogradcr Komitee berücksichtigte bei der Herausgabe seiner 
Proklamation, daß es unmöglich war, irgendeine breite Aktion der Ar¬ 
beiter zu organisieren. Sein Flugblatt hatte eine andere Bestimmung. 
Es sollte die Arbeiter über das neue Verbrechen der Zarenregierung in¬ 
formieren und den Sinn der Ereignisse in Erwiderung auf die „patrio¬ 
tische“ Agitation der Regierungspresse und der bürgerlichen Presse er¬ 
klären. Indem unsere Parteiorganisation darauf hinwies, daß mit der 
Verhaftung der Fraktion „die ganze Arbeiterklasse ins Gefängnis ge¬ 
worfen wurde“, bereitete sie die Arbeitermassen auf entschlossene 
Kämpfe gegen die Regierung vor. die an das russische Proletariat eine 
„Herausforderung auf Leben und Tod gerichtet“ hatte. 

1 „Flugblätter der Petersburger Bolschewiki 1902—1917“, Bd. II, S. 124 bis 
125, russ. 

2 Archiv des Polizeidepartements, Sonderabteilung, 1914, Akte Nr. 5, 
Bl. 228, russ. 
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Aber auch der unmittelbare Aufruf der Partei zum Handeln blieb 
nicht ohne Antwort. In einer Reihe von Fabriken und Werken führten 
die Arbeiter den eintägigen Proteststreik durch, in anderen Betrieben 
wurden Streikversuche unternommen, die nur durch das Eingreifen der 
voll mobilisierten Kräfte der Polizei abgewendet wurden. So rückte im 
Werk „Nowy Lössner“, als die Arbeiter in der Frühe zur Erörterung des 
Streiks zusammenkamen, eine im voraus bereitgestellte starke Polizei¬ 
abteilung in die Werkstätten ein. Die Polizisten fielen über die Arbeiter 
her und nahmen, ohne den Anfang des Streiks abzuwarten, einige 
„Schauverhaftungen“ vor. So verhinderte die Ochrana durch sofort ein¬ 
gesetzte starke Mittel den Streik der „Nowy-Lüssner“-Arbeiter. Das 
gleiche geschah auch in anderen Fabriken und Werken. 

Dort aber, wo die Arbeiter dennoch streikten, war das Vorgehen der 
Polizei noch brutaler. Sie griff sich wahllos Streikende, die ihr die ge¬ 
fährlichsten zu sein schienen, und wies sie unverzüglich aus Petersburg 
aus. Auch noch eine andere Maßnahme kam zur Anwendung. Die Ar¬ 
beiter — Reservisten und Landsturmleute —, die zurückgestellt waren, 
wurden freigestcllt und nach Vereinbarung mit dem Kriegsamt sofort 
in die vordersten Stellungen geschickt. So wurden beispielsweise im 
Werk Parviainen, wo etwa anderlhalbtausend Menschen streikten, zehn 
Arbeiter verhaftet und für die Dauer der Kriegszeit ausgewiesen, wäh¬ 
rend über 20 Reservisten in die Schützengräben geschickt wurden. 

Unter diesen Umständen konnte die Streikbewegung natürlich keine 
einigermaßen breiten Ausmaße annehmen. Aber auch diese Streiks 
zeigten, daß die Arbeiterklasse sich trotz allem nicht endgültig ab würgen 
ließ. Früher oder später mußte sich die revolutionäre Bewegung erneut 
zu ihrer vollen Größe erheben. 

7. Lenin über die Verhaftung der Deputierten 

Für die Arbeit unserer Partei eröffnete sich ein neues weites Feld. 
Aber vor dieser Arbeit türmten sich auch neue riesige Schwierigkeiten 
auf. Die Reaktion halte bereits zuvor die aktivsten Führer der Arbeiter¬ 
klasse aus den Reihen der Partei gerissen. Die Verhaftung der Duma- 
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Fraktion vollendete diesen Schlag. Das Russische Büro des Zentral¬ 
komitees war vernichtet 

Für das Zentralkomitee, das isoliert und von Rußland losgerissen 
war, ergab sich die ungemein schwierige Aufgabe, die Parteiorganisation 
von neuem wiederherzustellen. 

„Schlimm, wenn das wahr ist!“ schrieb der stark beunruhigte Lenin 
nach Stockholm und bat in Erfahrung zu bringen, inwieweit die ersten 
Meldungen über die Verhaftung unserer Fraktion der Wahrheit ent¬ 
sprachen. 

Drei Tage später, als sich diese Meldungen bestätigt hatten, schrieb 
Lenin: „Eine furchtbare Sache. Die Regierung hat offenbar beschlossen, 
sich an der russischen sozialdemokratischen Arbeiterfraktion zu rächen 
und wird vor nichts haltmachen. Man muß das Schlimmste erwarten: 
Fälschung von Dokumenten, Unterstellungen, Unterschieben von ,In¬ 
dizien 4 , Meineide, Prozeß hinter verschlossenen Türen usw. usf.“ 1 Wei¬ 
terhin wies Lenin auf die gewaltigen Schwierigkeiten hin, die sich für 
die Partei im Zusammenhang mit der Verhaftung unserer Fraktion er¬ 
gaben: 

„Auf jeden Fall ist die Arbeit unserer Partei jetzt hundertfach schwie¬ 
riger geworden. Und dennoch werden wir sie leisten! Die ,Prawda‘ hat 
Tausende bewußter Arbeiter erzogen, aus deren Reihen trotz aller 
Schwierigkeiten wieder das Kollektiv der Führer hervortreten wird, das 
russische Zentralkomitee der Partei.“ 2 

Die Worte Lenins waren, wie stets, erfüllt von dem gewaltigen Glau¬ 
ben an die Kraft der Arbeiterklasse, an den Sieg der Revolution. Lenin 
stellte sich klar vor, um wieviel schwieriger die Arbeit unserer Partei 
werden mußte, aber diese Schwierigkeiten konnten auch nicht eine 
Minute lang die außerordentliche Kraft und Energie erschüttern, die 
Lenin nicht einmal in den schwersten und schwierigsten Augenblicken 
des revolutionären Kampfes verließen. 


1 W. I. Lenin, Werke, Bd. 35, S. 133, russ. 

2 Ebenda. 



Kapitel XXIV 


Untersuchung und Gericht 
1. Im Gefängnis 

In den Einzelzellen, unter den Bedingungen des harten Gefängnis¬ 
regimes, waren wir von der Außenwelt völlig isoliert. Nur selten er¬ 
reichten uns Gerüchte oder offizielle Meldungen über die „Siege“ der 
russischen Truppen, über den kriegerischen Patriotismus, der das Land 
erfaßt hatte. 

In den Petrograder Betrieben erschien ein neuer „Agitator“. Auf der 
Suche nach „Einigung mit dem Volk“ fuhr Nikolai II. persönlich durch 
die Betriebe. Von einer glänzenden Suite begleitet, die ihrerseits von 
Schwärmen uniformierter und geheimer Polizei umgeben war, kam 
Nikolai in die Putilow-Werke und besuchte sodann auch eine Reihe 
anderer habriken und Werke. Bei seinen Besuchen wurden alle Regeln 
„patriotischer“ Manifestationen gewahrt. Hurrarufen, Absingen der 
Zarenhymne, Überreichung von Ikonen, Bitlgotlesdienste — all das 
wurde im voraus vorbereitet und wie am Schnürchen abgewickelt. 

Was aber in den Betrieben tatsächlich vorging, wie die wahre Stimmung 
der Arbeiter war, wie sich die revolutionäre Propaganda unter ihnen ent¬ 
wickelte, — das alles wußten wir nicht und konnten es auch nicht erfahren. 

Erstmalig zur Vernehmung geholt wurden wir zwei bis drei Tage 
nach der Verhaftung. Da wir alle gleichzeitig geholt wurden, konnten 
wir einige Worte über unseren Fall wechseln. Aber gleich danach wur¬ 
den wir isoliert und bereits einzeln vernommen. 

Schon in Oserki kamen wir während der Durchsuchung überein, uns 
so zu verhalten, daß die Polizei keinerlei Handhabe bekommen sollte, 
uns der Einberufung einer Parteiberatung anzuklagen. Es war gelungen, 
die Protokolle, die Tagesordnung der Beratung und andere wichtige Do¬ 
kumente zu vernichten. Nebenbei waren wir uns, soweit das die Um¬ 
stände der Haussuchung ermöglichten, einig geworden, unsere An¬ 
wesenheit bei Frau Gawrilowa als einen gewöhnlichen Besuch bei Be¬ 
kannten zu erklären, zu denen wir als Gäste gekommen waren. 
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So, wie das vorgesehen war, verhielten wir uns auch bei den Ver¬ 
nehmungen vor dem Untersuchungsrichter. Auf die erhobene Anklage 
antworteten wir alle verneinend. In unseren Erklärungen führten wir 
aus, wir hätten Frau Gawrilowa auf ihre Einladung hin besucht und 
uns bei dieser Gelegenheit über eine Reihe aktueller Fragen der Ar¬ 
beiterorganisationen unterhalten: über die Versicherungskassen, über 
die Herausgabe einer Zeitung usw. Es sei nur zu natürlich, daß wir die 
Einladung von Frau Gawrilowa benutzt hätten, um uns zugleich mit 
Vertretern der Arbeiter zu treffen, da sich ein jeder Besucher unserer 
Fraktion sofort bei der Polizei verdächtig machte. Daß bei uns einige 
Exemplare Parteiliteratur gefunden worden waren, erklärten wir mit 
der Pflicht eines jeden Deputierten, über die herrschenden Stimmungen 
auf dem laufenden zu sein; zu diesem Zweck nähmen die Mitglieder 
unserer Fraktion stets in verschiedene Materialien Einsicht. Auf die 
Frage nach der Einstellung zum Krieg verwiesen wir den Unter¬ 
suchungsrichter auf die Deklaration, die von den beiden sozialdemokra¬ 
tischen Dumafraktionen in der Dumasitzung vom 26. Juli verlesen wor¬ 
den war. Jeder von uns machte seine Aussagen in diesem Sinne. 

Schagow sagte aus, er habe Frau Gawrilowa in den Räumen unserer 
Fraktion kenncngclemt, die sie in irgendeiner Angelegenheit aufgesucht 
hatte. Als sie Schagow auf der Straße begegnete, habe Frau Gawrilowa 
ihn und durch ihn auch die übrigen Arbeiterdeputierten zu sich in die 
Wohnung eingeladen. Irgendeine Beratung habe in ihrer Wohnung 
nicht stattgefunden, irgendwelche Entschließungen seien dort nicht aus¬ 
gearbeitet worden und alle Gespräche hätten sich lediglich um die Kran¬ 
kenkassen und um den Wunsch gedreht, die Herausgabe der Arbeiter¬ 
zeitungen wieder aufzunehmen. 

Ich erklärte, daß ich Frau Gawrilowa auf ihre Einladung hin besucht 
habe. Welcher Art diese Einladung war, gehöre nicht zur Sache. Der 
Besuch bei Frau Gawrilowa habe sich als ein einfaches Gespräch der 
versammelten Bekannten über aktuelle Themen gestaltet. Irgendeine 
Beratung habe cs nicht gegeben. 

In der Annahme, auf diese Weise einen Leitfaden zu erhalten, fragte 
mich der Untersuchungsrichter beharrlich über meine Beziehungen zu 
den Petersburger Delegierten in der Beratung aus. Die Verbindung zu 
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dem einen Delegierten erklärte ick damit, daß er mich als Arbeitsloser 
aufgesucht und gebeten habe, ihm Arbeit zu verschaffen. In der gleichen 
Angelegenheit sei er in die Wohnung von Frau Gawrilowa gekommen. 
Den anderen Delegierten hätte ich eingeladen, um mit ihm über die 
Herausgabe einer Zeitschrift über die Arbeiterversicherung zu sprechen. 
Am schwersten zu erklären war die Tatsache, daß ich einen auf fremden 
Namen ausgestellten Paß in den Händen hatte. Ich verwies darauf, daß 
die Arbeiter mir sehr oft ihre Pässe brächten mit der Bitte, ihnen einen 
Passierschein für die Sitzungen der Reichsduma zu beschaffen. Es käme 
vor, daß diese Dokumente später lange bei mir blieben, bis sie von 
ihren Besitzern wieder abgeholt würden. Gerade das treffe auch auf den 
bei mir gefundenen Paß zu. Diese Aussagen befriedigten oflenbar den 
Untersuchungsrichter nicht, der bemüht war, aus mir irgendwelche 
„wichtigen Materialien“ herauszuholen. Er konnte aber von mir nichts 
Wesentliches erfahren. 

Pctrowski sagte aus, er habe Frau Gawrilowa besucht, könne sich 
aber des Anlasses nicht entsinnen. Er weigerte sich, die Person zu 
nennen, von der er die Einladung erhalten hatte. Die bei Frau Gawri¬ 
lowa Versammelten habe er, bis auf die Deputierten, nicht gekannt. 
Alle Dokumente, die ihm bei der Leibesvisitation abgenommen worden 
seien, habe er durch Post oder durch Boten von unbekannten Personen 
erhalten. Die Korrekturen an den Thesen über den Krieg stammten von 
seiner Hand, seien aber von einer Person vorgeschlagen, die er nicht 
nennen wolle. Diese Korrekturen habe er bei seiner Dumatätigkeit be¬ 
nutzen wollen. 

Samoilow sagte aus, daß sich die bei Frau Gawrilowa Versammelten 
zufällig getroffen hätten. Einige seien gekommen, um die Deputierten 
zu sehen und zu sprechen. Die bei Samoilow gefundene Liste verschie¬ 
dener Fragen habe ihm als Gedächtnisstütze gedient, um die Depu¬ 
tierten über einiges auszufragen, was sich während seines langen Kur¬ 
aufenthaltes im Auslande, von wo er soeben zurückgekehrt war, er¬ 
eignet hatte. 

Die übrigen mit uns verhafteten Genossen und die Wohnungsinha¬ 
berin Gawrilowa machten etwa die gleichen Aussagen. Die Delegierten 
aus den verschiedenen Orten bestritten, daß sie zu einem festgesetzten 



Termin nach Petrograd gekommen waren. Sie erklärten ihre Reise nach 
Petrograd jeder auf seine Weise und betonten, daß sie zufällig zu Frau 
Gawrilowa gekommen seien, da sie die Deputierten treffen und kennen¬ 
lernen wollten. 

In eine schwierigere Lage war Muranow geraten. In das ihm ab¬ 
genommene Notizbuch hatte Muranow eigenhändig eine Reihe von 
Notizen über die illegale Arbeit der Partei eingetragen. Muranow 
konnte das, was er selber geschrieben hatte, natürlich nicht abstreiten. 
Als einziger Ausweg blieb ihm völliges Schweigen, und Muranow ver¬ 
weigerte jegliche Aussage. 

Wir wurden jeder einzeln vernommen. Nach der ersten Vernehmung 
wurden wir auch einzeln zum Untersuchungsrichter geholt. Ebenso¬ 
wenig konnten wir im Gefängnis miteinander verkehren, und deshalb 
erfuhr jeder von uns das, was die anderen ausgesagt hatten, erst nach 
Abschluß der Untersuchung, als uns das Anklagematerial vorgelegt wurde. 

Die Untersuchung schritt rasch voran. Die Regierung hatte es eilig, 
den Prozeß abzuschließen, solange die Umstände für sie günstig waren. 
Unsere Verhaftung und der Prozeß gegen uns waren im voraus ge¬ 
plant, deshalb brauchten die Gerichtsbeamten keine gründliche Unter¬ 
suchung. Die Aufgabe der Untersuchungsrichter und der Staatsanwälte 
bestand lediglich darin, die vorliegenden Dokumente irgendwie zu 
kombinieren und eine Anklage zusammenzubrauen, die das im voraus 
festgelegte Urteil zu fällen gestattete. 

Ende Dezember, eineinhalb Monate nach der Verhaftung, war die 
Voruntersuchung bereits abgeschlossen. Wir wurden erneut zum Unter¬ 
suchungsrichter geholt, diesmal, um in das Untersuchungsmaterial Ein¬ 
blick zu nehmen. Nach einer langen Unterbrechung kamen wir wieder 
zusammen und hatten die Möglichkeit, uns über das Verhalten vor Ge¬ 
richt zu verständigen. 

Im Untersuchungsmalerial wurden alle bei uns gefundenen Doku¬ 
mente aufgeführt, dann unsere Aussagen, die Berichte der Polizei, 
verschiedene in Petrograd während des Krieges herausgegebene Pro¬ 
klamationen und eine Reihe anderer Materialien, die unsere Fraktion 
der revolutionären Arbeit überführen sollten. Es kamen drei recht starke 
Bände zusammen, deren Lektüre ganze drei Tage in Anspruch nahm. 
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2. Kriegsgericht oder Zivilgericht? 


Die Ergebnisse der Untersuchung, der ganze Verlauf der Verneh¬ 
mungen, die Gespräche mit dem Untersuchungsrichter ließen in uns 
die Überzeugung reifen, daß die Fraktion vor ein Kriegsgericht gestellt 
werde. Die gleiche Überzeugung hatten auch unsere Freunde in der 
Freiheit. Um unser Schicksal besorgt, setzten sie sich gemeinsam mit 
Juristen dafür ein, daß unser Fall nicht an ein Kriegsgericht, sondern 
an ein Zivilgericht überwiesen werde. Ihr ganzes Mühen blieb jedoch 
vergeblich. 

Oserki, wo die Teilnehmer der Konferenz verhaftet worden waren, 
lag in einem Gebiet, über das der Ausnahmezustand verhängt worden 
war. Auf Grund eines der Punkte des Ausnahmezustandes war auch die 
Haussuchung bei Gawrilows vorgenommen worden. Auf diese Weise 
war formell die Handhabe gegeben, uns vor ein Kriegsgericht zu stel¬ 
len. Anderseits entsprach das voll und ganz den Interessen der Regie¬ 
rung, die bestrebt war, unter der Flagge des „Verrats** und „Kriegs¬ 
verrats“ mit der bolschewistischen Fraktion ein für allemal abzureeh- 
ncn. Deshalb kam uns der Beschluß, den Fall an ein Zivilgericht zu 
überweisen, völlig überraschend. Wir erfuhren das erst, nachdem der 
Termin für den Prozeß festgesetzt worden war. 

Nach den geltenden Gesetzen hatten die Angeklagten das Recht zu 
fordern, daß ihnen vor dem Prozeß das gesamte Anklagematerial vor- 
gclcgt wfcrde. Wir machten von diesem Recht Gebrauch, um noch ein¬ 
mal zusammenzukommen und eine gemeinsame Linie des Verhaltens 
in den Gerichtssitzungen auszuarbeiten. Als wir darangingen, die Ma¬ 
terialien das zweite Mal zu lesen, fanden wir auf der ersten Seite des 
ersten Randes den Zarenukas, in dem Nikolai II. „befahl“, unsere Sache 
vom Kriegsgericht an das Zivilgericht zu überweisen. Der Fall wurde 
der Sonderbehörde der Petrograder Gerichtskammer, in der Stände- 
verlreter milwirkten, zugeleitet. 

Wie erklärt sich diese überraschende Wendung im Plan der Re¬ 
gierung? Archivmaterialien, insbesondere solche aus dem Archiv des 
großen Hauptquartiers, enthüllen das, was in jenen Tagen unter den 
Würdenträgern des Zaren vor sieh ging. Natürlich bezweifelte keiner, 
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von Nikolai II. angefangen bis zum letzten Ochranamann, daß die 
Zerschlagung unserer Fraktion, der Zentrale des revolutionären 
Kampfes der Arbeiterklasse, mit einem harten Urteil gegen die Depu¬ 
tierten gekrönt werden müsse. Die Regierung feierte den Sieg, und sie 
wollte ihren Sieg in der Weise ausnutzen, daß gegen die revolutionäre 
Bewegung hart zugeschlagen und mit allen Feinden gehörig abgerech¬ 
net werde. Es ging nur um die Form dieser Abrechnung und auch 
darum, wie man diese für sich am schmerzlosesten vollziehen könne. 

Die Zarenrcgicrung begriff sehr wohl, daß die bolschewistischen De¬ 
putierten, auch hinter Gefängnisgittern, nicht als völlig isoliert von den 
Arbeitermassen gelten konnten. Aus der gesamten Tätigkeit der bolsche¬ 
wistischen Fraktion ging hervor, daß wir mit der Arbeiterbewegung fest 
verbunden waren, daß jede unserer Aktionen sowohl in der Duma als 
auch außerhalb derselben unverzüglich die breite Unterstützung der 
Arbeiterklasse im ganzen Lande fand. Es konnte kein Zweifel darüber 
bestehen, daß die Arbeitermassen auch die Abrechnung mit unserer 
Fraktion nicht schweigend hinnehmen würden. Kurzum, die Frage 
lief darauf hinaus, daß die Verhaftung und die Aburteilung der Depu¬ 
tierten aus einer Maßnahme zur entschlossenen Zerschlagung der revo¬ 
lutionären Bewegung ins Gegenteil umzuschlagen, das heißt eine ver¬ 
stärkte Gegenbewegung auszulösen drohten. Diese Frage war es eben, 
die in den Regierungskreisen vom Augenblick unserer Verhaftung an 
sorgfältig überlegt wurde. 

Herr im Lande war zu dieser Zeit faktisch das Große Hauptquartier. 
Ihm stand eine enorme Verfügungsgewalt nicht nur in militärischen 
Fragen, sondern auch in der zivilen Verwaltung zu. Fast über das 
ganze Land, darunter auch über Petrograd, war der Ausnahmezustand 
verhängt worden. Gemäß Artikel 17 der Vorschriften über Gebiete im 
Ausnahmezustand waren Personen, die des „Aufruhrs gegen die oberste 
Gewalt und des Staatsverrats“ angeklagt wurden, vor ein Kriegsgericht 
zu stellen und nach den Gesetzen der Kriegszeit, das heißt mit dem 
Tode zu bestrafen. Außerdem konnten die örtlichen Behörden gemäß 
Artikel 19 der gleichen Vorschriften auch alle anderen Fälle nach eige¬ 
nem Ermessen dem Kriegsgericht übergeben. Somit spielten die Mili¬ 
tärbehörden in der Gerichtsbarkeit die entscheidende Rolle, wobei der 



Urteilsspruch des Kriegsgerichts fast nur auf Tod durch Erschießung 
oder durch den Strang lautete. 

Gleich nach unserer Verhaftung meldete das Polizeidepartement 
diesen „Sieg“ der Ochrana durch ein chiffriertes Telegramm dem Ober¬ 
sten Befehlshaber, dem Großfürsten Nikolai Nikolajewitsch. Die erste 
Anordnung des Hauptquartiers besagte, daß „die energischsten Maß¬ 
nahmen gegen die Propaganda zu ergreifen sind, wobei die militäri¬ 
schen Organisationen und die Freiwilligen aus den Reihen der Stu¬ 
denten beobachtet werden müssen“. Nikolai Nikolajewitsch und seine 
Generale befürchteten, daß die Kunde von der Verhaftung der Frak¬ 
tion in der Armee revolutionäre Aktionen auslösen und den patrioti¬ 
schen Geist beeinträchtigen könnte, der den Soldaten so eifrig beige¬ 
bracht wurde. 

Von der gleichen Furcht vor der eventuellen Verstärkung revolu¬ 
tionärer Stimmungen, die erstens die Kampffähigkeit der Zarenarmee 
beeinträchtigen und zweitens eine gefährliche Lage im Hinterland 
schaffen konnten, war auch der Standpunkt diktiert, den das Große 
Hauptquartier in Sachen der bolschewistischen Dumafraktion bezog. 
Gerade von dieser Furcht vor revolutionären Aktionen der Arbeiter, 
die für die Zarenmacht in Anbetracht einer Serie von Mißerfolgen an 
der Front besonders gefährlich waren, ausgehend, beschloß Nikolai 
Nikolajewitsch, die Sache unserer Fraktion dem Kriegsgericht fortzu- 
nehmen und dem Zivilgericht zur Verhandlung zu übergeben. 

In einem persönlichen Schreiben an den Vorsitzenden des Minister¬ 
rats, Goremykin, deckte Nikolai Nikolajewitsch die Motive seiner An¬ 
ordnung ganz eindeutig auf: 

„Meiner tiefen Überzeugung nach hätte die Übergabe der Sache an 
ein Kriegsgericht unweigerlich... eine Gärung unter den Fabrik- und 
sonstigen oppositionellen Elementen hervorgerufen. Indessen erschien 
mir die Ruhe unter den Arbeitern, die verschiedenartige Bedürfnisse 
der Armee befriedigen, aus Sorge um die letztere als sehr wichtig. So 
sonderbar das auch klingen mag, aber in der Friedenszeit hätte ich alle 
in dieser Sache Verhafteten unbedingt vor ein Kriegsgericht gestellt, 
jetzt aber in der Kriegszeit —- und insbesondere unter den gegenwär¬ 
tigen Bedingungen — halte ich eine solche Maßnahme für unange- 
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bracht. Ich nehme an, daß ein Teil der öffentlichen Meinung die von 
mir angeführten Argumente als ein Zeichen der Schwäche ansehen 
kann. Doch bisher hat mir das keiner vorgeworfen, und das sollte man 
ausnutzen, lim eben einen Beschluß zu fassen, wie ihn die Umstände 
erfordern.“ 1 

Die Anordnung des Obersten Befehlshabers stieß jedoch ungeachtet 
der fast diktatorischen Vollmachten Nikolai Nikolajewitschs und seiner 
Strenge auf heftigen Widerstand in den Regierungskreisen. Die hohen 
wie die unteren Ministerialbeamten, die sich im Kampf gegen die von 
der bolschewistischen Partei geleitete revolutionäre Bewegung der Ar¬ 
beiterklasse viel Mühe gegeben hatten, forderten den Galgen für die 
Arbeiterdeputierten. Zwei Monate lang dauerte der umfangreiche Brief¬ 
wechsel in Sachen unserer Fraktion zwischen dem Hauptquartier und 
Petrograd. Aus diesem Schriftwechsel geht hervor, wie beharrlich sich 
die Minister und sonstige Würdenträger der Zarenregierung bemühten, 
die Militärbehörden zur Auslieferung der Fraktion an das Kriegsgericht 
zu veranlassen. 

Justizminister Schtscheglowitow forderte in einem Telegramm an 
den. Stabschef General Januschkewitsch, daß die Sache aus juristischen 
Erwägungen vor dem Kriegsgericht verhandelt werde. „Es ist voraus¬ 
zusehen“, so schrieb Schtscheglowitow, „daß das Zivilgericht die Sache 
nicht annehmen wird, da für sie nach dem Gesetz das Kriegsgericht 
zuständig ist.“ Der erfahrene Zarenhenker, der nach eigenem Ermessen 
— mit Gerichtsurteil oder ohne jedes Gericht — mit Hunderten und 
Tausenden revolutionärer Arbeiter abrechnete, war plötzlich von Liebe 
zum Gesetz entflammt. 

Die Vorliebe für die „Gesetzlichkeit“, die bei Schtscheglowitow so 
überraschend zutage trat, war derart heuchlerisch, daß sie sogar seinen 
Kollegen aus dem Ministerrat auffiel. Dshunkowski, der Gendarmeric- 
chef und Stellvertreter des Innenministers, der es vorzog, die starke 
Macht des Obersten Befehlshabers zu unterstützen, schrieb über das 
Telegramm Schtscheglowitows an das Hauptquartier, daß die Annahme 
oder Ablehnung einer beliebigen Sache durch das Zivilgericht „einzig 
und allein von den Weisungen abhängt, die er (Schtscheglowitow) dem 

1 Militärhistorisches Archiv, Akte Nr. 220—870, Bl. 39, russ. 
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Gericht gibt, da der Justizminister nicht zu den Menschen gehört, die 
in solchen Fällen irgendwelche Umstände machen“. 

Setzte Schtscheglowitow das Hauptquartier auf der Linie des „Ge¬ 
setzes“ unter Druck, so gingen andere direkt auf ihr Ziel los. Der Stadl¬ 
hauptmann von Petrograd, Prinz von Oldenburg, drohte, falls die 
bolschewistischen Deputierten nicht zum Tode durch den Strang ver¬ 
urteilt würden, mit der Möglichkeit eines Anwachsens der revolutio¬ 
nären Bewegung in Petrograd, mit der die Ochrana nicht fertig werden 
könne. Unter Berufung auf die Ochrana und das Polizeidepartement 
telegrafierte Prinz von Oldenburg an das Hauptquartier: „Falls gegen 
die Schuldigen nicht die entschlossensten Maßnahmen der Aburteilung 
durch das Kriegsgericht getroffen werden, werden keine günstigen Er¬ 
gebnisse zu erzielen sein.“ 

Tag für Tag wurde das Hauptquartier von Petrograd aus mit Briefen 
und Telegrammen bombardiert, in denen dem Obersten Befehlshaber 
Argumente vorgebracht und Forderungen gestellt wurden, die Abur¬ 
teilung unserer Fraktion nach den Gesetzen der Kriegszeit zu geneh¬ 
migen. Tn den Briefwechsel wurden fast alle Minister der Zarenregie- 
rung einbezogen, einschließlich des Vorsitzenden des Ministerrates. Da 
die Regierung ihren Standpunkt nicht aufgeben wollte, unterbreitete 
sie diese Frage Nikolai II. persönlich zur Entscheidung, und erst der 
„allerhöchste“ Befehl vom 28. Dezember machte den Umtrieben der 
Minister ein Ende. Nikolai schreckte vor dem Gespenst der revolutionä¬ 
ren Empörung über die blutige Abrechnung mit den Deputierten zurück. 

Zu dieser Zeit machte sich im Lande bereits das Anwachsen der 
revolutionären Stimmungen bemerkbar. Eine Reihe militärischer Miß¬ 
erfolge und Niederlagen an der Front ließen zusammen mit den sich 
ständig verstärkenden Gerüchten über die katastrophale Lage der 
Armee den chauvinistischen Rausch nach und nach verfliegen. Ander¬ 
seits begann sich die Arbeiterbewegung zwar noch sehr schwach, aber 
unverkennbar zu beleben, ökonomische Streiks wurden immer häu¬ 
figer, hier und da kam es bereits zu politischen Streiks. Zweifellos 
waren es nur diese Umstände, die Nikolai II. seinen „gnädigen“ Ukas 
diktierten und ihn von dem ursprünglichen Entschluß abbrachten, die 
Arbeiterdepuliertcn erschießen zu lassen. 
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Das Petrograder Komitee erläuterte in einer seiner Proklamationen, 
die vor dem Prozeß herausgegeben wurden, den Arbeitern den Sinn 
dieses Rückzuges. 

„Dieser Tage kommen die Arbeiterdeputierten vor Gericht“, teilte 
die Proklamation mit. „Die Regierung wollte sie des ,Hochverrats an- 
klagen und druckte diese Verleumdung in den Zeitungen ab. Dieser 
Versuch ist gescheitert. Sie wollte die Arbeiterdeputierten vor das Kriegs¬ 
gericht stellen, doch die obersten Anführer des gegenwärtigen Gemetzels 
nannten die Minister Dummköpfe und kamen zu der Überzeugung: 
Mit den Vertretern der Arbeiter, von denen es in der Armee so viele 
gibt, nach den Gesetzen der Kriegszeit abrechnen hieße mit eigenen 
Händen Empörung säen.“ 1 

Bis zum Prozeßbeginn war der durch die Regierungsagilation ur¬ 
sprünglich geschaffene Eindruck des Staatsverrats, der Verschwörung 
usw. weitgehend verflogen. Nach und nach zeichneten sich aus einer 
Reihe von Pressemeldungen bereits die künftigen Umrisse des Pro¬ 
zesses ab, der das Gericht über die politische Tätigkeit der Arbeiter¬ 
deputierten, das Gericht über die Vertretung der Arbeiterklasse in der 
Reichsduma darstellen sollte. 

Um die erkaltende Stimmung wieder in Hochglut zu bringen, ließ 
die Regierung ihre bewährten Hunde — die Schwarzhunderterzeitun¬ 
gen — von der Kette, die mit ihrem lauten GekläfT die Empörung der 
Öffentlichkeit markieren sollten. In verschiedenen Tonarten forderten 
sie wütend die härtesten Strafen für die „Verbrecher“. 

Bei diesem Geheul, das für die gesamte Ochrana- und Schwarz¬ 
hunderterpresse völlig einheitlich war, tat sich besonders die 
Zeitung „Swet“, eine der reaktionärsten und obskursten in Rußland, 
hervor. 

„Swet“ warf der Fraktion vor, nicht in die Fußtapfen der westeuro¬ 
päischen Sozialisten getreten zu sein. Es ging natürlich nicht ohne das 
„deutsche Gold“ ab, das später zu einem der meist verbreiteten Anwürfe 
gegen die Bolschewiki wurde. Nachdem „Swet“ eine ausreichende 
Menge Schmähungen gegen die Arbeitcrdcpulierten losgelassen hatte, 

1 „Flugblätter der Petersburger Bolschewiki 1902—1917“, Teil II, S. 135, 
russ. 
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schrieb die Zeitung am 11. Februar 1915: „Diese unwürdigen Träger 
eines hohen Titels spielten — wohl kaum unbeeinflußt von deutschen 
Agenten, die mit Gold nicht geizen — so eindeutig Deutschland in die 
Hand, daß von einer wirklichen Irrung, entsprechend der verhängnis¬ 
vollen Lehre des Sozialismus, nicht die Rede sein kann. Es gibt Sozia¬ 
listen auch in anderen Ländern, aber überall — sowohl in England 
als auch in Frankreich und in Belgien — haben sie alle, sobald der 
Krieg ausgebrochen war, einmütig auf innere Zwistigkeiten verzichtet 
und sind einträchtig in den Kampf gegen den grimmigen Feind — den 
deutschen Militarismus — gezogen. Selbst die deutschen Sozialisten 
haben während des Krieges auf ihre Utopien verzichtet und halten sich 
nicht schlechter als ihre bürgerlichen Kameraden. Nur die Herren Sozia¬ 
listen aus der Duma hielten es für möglich, den russischen Arbeitern 
Theorien des Nichtwiderstehens gegen das Böse, Frieden um jeden 
Preis anzuraten und das Gespenst der inneren Unruhen in der Kriegs¬ 
zeit heraufzubeschwören.“ 

Die Zeitung forderte „die härteste, die erbarmungsloseste Strafe für 
die Anführer der aufgedeckten Verseilwörung, die es gewagt haben, sich 
bei ihrem verräterischen Tun mit parlamentarischer Immunität zu tar¬ 
nen“. Im gleichen Sinne und mit gleicher unverhohlener Bosheit schrie¬ 
ben vor dem Prozeß auch alle übrigen Schwarzhunderterzeitungen und 
forderten das härteste Urteil. 

Hatten die Regierung und die Schwarzhunderter gegen ihren Willen, 
aus Furcht vor der revolutionären Explosion die für sie völlig klare Tä¬ 
tigkeit der bolschewistischen Fraktion zwei Jahre lang geduldet, so woll¬ 
ten sic es jetzt nicht länger tun. Sic beabsichtigten, der revolutionären 
Organisation mit einem Schlag das Rückgrat zu brechen und das An¬ 
wachsen der Arbeiterbewegung unter allen Umständen aufzuhalten. 

Die Aufgabe unserer Partei war es, diesen Schlag mit dem Aufruf zur 
Organisierung und Vorbereitung der Arbeiterklasse für den neuen 
Kampf zu parieren. Die Partei forderte die Arbeiter auf, der Regierung 
zu zeigen, daß keine Kriegsgerichtsurteile, daß keine Zuchthausstrafen 
die Arbeiterbewegung brechen oder abdrosseln können, daß die Ar¬ 
beiter ihren Feinden früher oder später wieder auf den Barrikaden 
entgegentreten werden. 



3. Protestproklamationen gegen die Aburteilung 
der bolschewistischen Deputierten 


Unsere Parteiorganisationen bereiteten sich verstärkt auf den Prozeß vor. 
Ungeachtet des starken Druckes der Polizei und trotz der riesigen Lücken 
in den Reihen der Parteimitglieder gab das Petersburger Komitee vor 
der Gerichtsverhandlung einige Flugblätter heraus, in denen die Peters¬ 
burger Arbeiter aufgerufen wurden, sich für ihre Deputierten einzusetzen. 

„Denkt an die letzten zwei Jahre“, schrieb das Petersburger Komi¬ 
tee in einem dieser Flugblätter. „Wer vertrat in der Duma stets die 
Arbeiterinteressen? Wer beunruhigte die Minister am meisten durch 
Interpellationen über die Gesetzesverstöße der Behörden? Wer unter¬ 
suchte die Explosionen in den Pulverwerken und Kohlengruben? Wer 
fiel der Polizei bei Arbeiterbegräbnissen und Demonstrationen in den 
Arm? Wer sammelte Spenden für die geschädigten Kameraden? Wer 
gab die Zeitungen ,Prawda‘ und ,Proletarskaja Prawda £ heraus? Wer 
protestierte dagegen, daß Millionen Menschen im Kriege getötet und 
verwundet werden? 

Immer wieder sie. Immer wieder die Arbeiterdeputierten. Dafür 
werden sie in die Verbannung gehen .. . Die Verteidigung der Arbeiter¬ 
deputierten ist die Sache der Arbeiter selbst... Die Liberalen freuen 
sich zusammen mit der Regierung über diese Abrechnung, die Trudo- 
wiki und die Fraktion Tschchei'dses scheinen das Gehör und die Sprache 
mit einem Schlag verloren zu haben_Wer kann denn jetzt die Ar¬ 

beiterdeputierten verteidigen? Nur der, der sie gewählt, der sie unter¬ 
stützt hat. Nur das Proletariat kann sie verteidigen, nur das Proletariat 
kann zeigen, daß die Aburteilung der Deputierten eine ernste Ange¬ 
legenheit ist und daß sic nicht so still und glatt verlaufen kann, wie das 
die Ochrana, die Minister und die Liberalen gerne möchten.“ 

Bereits vor dieser Proklamation wurde in den Flugblättern, die vor 
dem Jahrestag des 9. Januar herausgegeben wurden, die Losung des 
Protestes gegen die Aburteilung der Fraktion aufgestellt: „Die Ar¬ 
beiterklasse muß gegen diese niederträchtige Verhöhnung ihrer Ver¬ 
treter protestieren. Man muß alles daransetzen, damit das Proletariat 
an diesem Tag geschlossen auftritt...“ 
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Trotz der verstärkten Tätigkeit der Polizei, die sich auf den Tag 
des Prozesses mit neuen VerhafLungen und Ausweisungen vorbereitete, 
vervielfachten die Mitglieder der Parteiorganisation ihre Agitation in 
den Fabriken und Werken. Kurz vor Prozeßbeginn gab das Peters¬ 
burger Komitee eine neue Proklamation mit dem Aufruf zu Streiks und 
Demonstrationen heraus. 

„In Gestalt der Deputierten werden wir abgeurteilt werden, denn 
wir haben sie entsandt und uns wiederholt mit der Tätigkeit der Frak¬ 
tion völlig solidarisch erklärt“, schrieb das Petersburger Komitee im 
Namen der Pclrograder Arbeiter. Die Proklamation erläuterte den Sinn 
des Kampfes der bolschewistischen Fraktion gegen den Krieg und be¬ 
tonte, daß die Regierung schon seit langem mit den Arbeitern abrech¬ 
nen wollte, es aber aus Furcht vor der revolutionären Antwort der 
Arbeiter nicht gewagt hätte. „Unter Geschützdonner und Säbelgerassel 
gedenkt sie noch eine weitere Dumafraktion der Arbeiterklasse lebendig 
zu begraben. Genossen Arbeiter! I>aßt uns beweisen, daß unsere Feinde 
sieb verrechnet haben, laßt uns beweisen, daß wir in der schweren 
Stunde, da das Gespenst des Todes über den Köpfen unserer Depu¬ 
tierten schwebt, mit ihnen sind. Mögen vor Gericht nicht die fünf 
Deputierten, sondern möge die ganze Arbeiterklasse erscheinen, die 
laut ihre Solidarität mit den Angeklagten und ihre Bereitschaft er¬ 
klärt, für ihre Vertreter und für die Ideale, die auf unser Rotes Banner 
geschrieben sind, zu kämpfen. Genossen Arbeiter! Streikt am 10. Fe¬ 
bruar, veranstaltet Kundgebungen, Demonstrationen, protestiert gegen 
die freche Verhöhnung der Arbeiterklasse durch die Zarenregierung .. .“ 

Das Flugblatt des Vereinigten Sludcnlcnkomitces, das zum gleichen 
Tag heransgegehen wurde, rief die revolutionäre Studentenschaft auf, 
„das Proletariat in seinem Protest durch Versammlungen, Streiks und 
Demonstrationen zu unterstützen“. 

Die in den Fabriken und Werken verbreiteten Proklamationen des 
Petersburger Komitees verfehlten nicht ihre Wirkung. Sie schürten die 
revolutionären Stimmungen der Arbeiter und beunruhigten gleichzeitig 
die Ochrana, die die Möglichkeit eines explosiven Aufflammcns der 
Arbeiterbewegung befürchtete. 

Die unter dem Ausnahmezustand mit erweiterten Befugnissen ausge- 
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statlcte Polizei traf alle ihr zur Verfügung stehenden Vorbeugungsmaß¬ 
nahmen. Die Fabriken und Werke waren am Tage der Gerichtsverhand¬ 
lung von zahlreichen Polizeiabteilungen eingekreist. Polizeistreifen 
überwachten die Straßen, vor allem in der Nähe des Gerichtsgebäudes. 

Durch „Vorbeugungsmaßnahmen“ der Kriegszcit eingeengt, konnte 
die Streikbewegung keine großen Ausmaße annehmen. Und dennoch 
legten die Arbeiter in einer Reihe von Werken am Tage der Gerichts¬ 
verhandlung die Arbeit nieder und demonstrierten damit, daß sie sich 
mit den bolschewistischen Deputierten auf der Anklagebank solidarisch 
fühlten. Die Arbeiter unternahmen mehrere Versuche, zum Gerichts¬ 
gebäude vorzusloßen. Es fanden ferner einige Studentenversammlungen 
und -kundgebungen statt, die scharfe Protestentschließungen annahmen. 

In einer solchen Situation der wütenden Hetze seitens der Polizei- 
und Ochranapresse einerseits sowie der dumpfen, in der l iefe grollen¬ 
den, aber noch nicht nach außen durchgebrochenen Empörung der Ar¬ 
beiterklasse anderseits begann der Prozeß gegen die bolschewistische 
Fraktion der Reichsduma. 

Die liberale Bourgeoisie hüllte sich in Schweigen, hinter dem man 
deutlich die Freude über die Abrechnung mit den Arbeiterdeputierten 
spürte. Die Kadettenfraktion verbot sogar den ihr als Mitglieder ange¬ 
hörenden Rechtsanwälten, im Prozeß als Verteidiger aufzutreten, und mo¬ 
tivierte diese Entscheidung damit, daß sie mit unseren Ansichten über 
den Krieg nicht einverstanden sei. Die Kadetten unterschrieben im vor¬ 
aus das Zuchthausurteil, das uns die Zarenregierung vorbereitet hatte. 


4. Die Gerichtsverhandlung 

Die Gerichtsverhandlung begann am 10. Februar früh. Durch innere 
Gänge, die das Gebäude des Voruntersuchungsgefängnisses mit dem 
Kreisgericht verbanden, wurden wir in das Gerichtsgebäude geführt. 
Die uns geleitenden Polizisten wiesen uns Plätze auf der Anklagebank 
an. Vor uns saßen die Verteidiger. 

Der größte Saal des Gerichts, in dem die Verhandlung stattfand, war 
überfüllt. Hier und da sah man die Gesichter unserer Angehörigen und 
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Bekannten. Zu der Verhandlung waren ferner viele Deputierte erschie¬ 
nen, darunter die Kadetten Roditschew und Miljukow, der Progressist 
Jefremow und einige Mitglieder aus den Fraktionen der Trudowiki 
und der Menschewiki. 

Auf reservierten Plätzen saßen einige Würdenträger des Zaren. Hin¬ 
ter den Richtern saß Graf Witte — der Schöpfer der Reichsduma und 
der Urheber des vielumstriltenen Gesetzes über die „Deputierten¬ 
immunität“. 

Die Plätze für die Presse waren von Vertretern der Zeitungen aller 
Richtungen dicht besetzt. Die Regierung hatte natürlich dafür gesorgt, 
daß die Reden und Aussagen, die auch nur teilweise als revolutionäre 
Agitation gelten könnten, keine weite Verbreitung fanden. Die Mililär- 
zensur strich aus den Zeitungen ungeniert ganze Abschnitte der Pro¬ 
zeßberichte heraus. 

Für die Gerichtsverhandlung waren die prominentesten Gerichts- 
beamten eingesetzt. Den Vorsitz führte Senator Krascheninnikow, der 
Staatsanwalt war Nenarokomow; beide hatten große Erfahrungen ge¬ 
rade in der Führung politischer Prozesse. Unter den Vertretern der 
Stände sah man den Adelsmarschall des Gouvernements, den bekann¬ 
ten Schwarzhunderter Somow. Kurzum, das Gericht war so zusammen¬ 
gesetzt, daß alle Anweisungen der Zarenminister exakt und strikt 
durchgeführt wurden. 

Die Anklageschrift begann mit der Aufzählung der in Petrograd er¬ 
schienenen Proklamationen, deren Herausgabe der Fraktion zuge¬ 
schrieben wurde. 

„Zur Verstärkung der revolutionären Arbeit“, so teilte die Anklage¬ 
schrift mit, „reifte unter den der sozialdemokratischen Fraktion ange¬ 
hörenden Mitgliedern der Reichsduma der Entschluß heran, in Petro¬ 
grad einen Parteitag, der in den sozialdemokratischen Kreisen auch,Kon¬ 
ferenz 4 genannt wird, zur Erörterung weiterer Maßnahmen des revo¬ 
lutionären Kampfes in der Kriegszeit einzuberufen. Zum Parteitag 
wurden Vertreter der Parteiorganisation aus verschiedenen Teilen des 
Reiches eingcladen.“ 

Die Anklageschrift erwähnte sodann, daß die versammelten Dele¬ 
gierten der Beratung in der Wohnung der Gawrilowa überrascht wur- 
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den und führte in längeren Auszügen alle bei der Leibesvisitation und 
bei späteren Haussuchungen gefundenen Dokumente an. 

Auf Grund des Untersuchungsmaterials wurde gegen uns die An¬ 
klage erhoben, „eine verbrecherische Gemeinschaft gebildet zu haben, 
die sich, nachdem sie ihre Tätigkeit der Führung und der Kontrolle 
durch das Zentralkomitee der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
Rußlands unterstellt hatte, das Ziel setzte, das in Rußland durch die 
staatlichen Grundgesetze eingeführte Regime mittels eines bewallneten 
Volksaufstandcs gewaltsam zu stürzen und es durch ein anderes, auf 
den Prinzipien der demokratischen Republik beruhendes zu ersetzen“. 
Zu diesem Zweck nahmen die. Mitglieder der Fraktion, wie es in der 
Anklageschrift hieß, Verbindung mit „geheimen Organisationen“ auf, 
förderten die Bildung solcher Organisationen, wohnten ihren Versamm¬ 
lungen bei, beteiligten sich an der Abfassung von Entschließungen 
dieser Organisationen, leiteten ihre Arbeit und arbeiteten den Plan 
ihrer weiteren Tätigkeit aus, standen mit dem Zentralkomitee der So¬ 
zialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands in ständiger Verbindung, 
organisierten Geldsammlungen für die Partei, „verkehrten miteinander 
und mit Mitgliedern verschiedener geheimer Organisationen vermittels 
Chiffren“, veranstalteten „geheime Arbeiter-Massenversammlungen, in 
denen sic die Zuhörer zur Bildung geheimer Organisationen und zum 
bewaffneten Aufstand aufriefen“, verfaßten und verbreiteten revolu¬ 
tionäre Proklamationen gegen den Krieg, beriefen Beratungen jeder 
Art ein usw. 

Der Schlußteil der Anklageschrift war der Einberufung einer Be¬ 
ratung gewidmet, auf der „Entschließungen erörtert wurden, die das 
Programm der nächsten Aktionen der Mitglieder der Gemeinschaft im 
Verlauf der Kampfhandlungen gegen Deutschland und Österreich- 
Ungarn enthielten“. 

Die Anklageformel erfaßte recht ausführlich alle Seiten der Partei¬ 
arbeit. Wir alle, mit Ausnahme von Frau Gawrilowa, wurden auf 
Grund des Artikels 102, Absatz I des Strafgesetzbuches, der eine 
Strafe bis zu acht Jahren Zuchthaus vorsah, vor Gericht gestellt. Frau 
Gawrilowa wurde auf Grund des Artikels 163 der Beihilfe sowie der 
Unterlassung einer Meldung an die Behörden angeklagt. 
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5. Die Aussagen der Angeklagten 


Nach der Verlesung der Anklageschrift fragte uns der Vorsitzende 
des Gerichts, ob wir uns schuldig bekennen. Entsprechend der ur¬ 
sprünglichen Vereinbarung antworteten wir, ebenso wie in der Vor¬ 
untersuchung, verneinend. 

Bei der Durchsicht des Anklagematcrials in den Räumen des Unter¬ 
suchungsrichters, zu dem wir im Verlauf der Voruntersuchung einige 
Male geholt wurden, hatten wir den Plan für unser Verhalten vor Ge¬ 
richt in allgemeinen Zügen festgelegt. Es waren Erklärungen vorge¬ 
sehen, die die Fraktionsmitglieder abgeben sollten. 

ln unseren Erklärungen und Antworten vor Gericht unterstrichen 
wir, die gesamte Tätigkeit der russischen sozialdemokratischen Arbeiter¬ 
fraktion in der Duma habe in unmittelbarem Einklang mit den Stim¬ 
mungen der Arbeiter gestanden, die uns als Vertreter der Sozialdemo¬ 
kratie gewählt hatten. Ebenso eng hätten wir uns auch der Zeitung 
„Prawda“ angeschlossen, die eine Arbeiterzeitung sei. 

ln der Wohnung von Frau Gawrilowa habe tatsächlich eine Bera¬ 
tung stattgefunden, die einberufen worden sei, um die Stimmungen 
der Arbeitermasse zu erfahren, da die Arbeiterzeitungen verboten 
waren und die Fraktion für ihre Tätigkeit die Meinung der Arbeiter 
über die Grundfragen des politischen Lebens des Landes kennen mußte. 
Wir sollten Interpellationen in der Reichsduma einbringen, Gesetz¬ 
entwürfe ausarbeiten, und dazu sei es erforderlich, in jedem einzelnen 
Falle die Meinungen und Stimmungen der Wähler zu kennen. Wir 
hätten die Behörden wiederholt um die Genehmigung zur Durchfüh¬ 
rung von Aussprachen mit den Wählern gebeten und immer wieder 
eine kategorische Ablehnung erhalten. Es sei notwendig gewesen, 
andere Methoden für den Verkehr mit den Arbeitern zu Finden. Die 
Fraktion habe in der Arbeiterzeitung mitgewirkt und für sie alles, was 
sie nur konnte, getan. Die Beratung in Oserki sei eben vor allem der 
Schaffung einer neuen Zeitung gewidmet gewesen. Wir hätten es für 
notwendig erachtet, die Meinungen der Arbeitervertreter aus verschie¬ 
denen Städten zu hören und uns mit ihnen darüber zu unterhalten. 

In der Frage des Krieges bestätigten wir alle, auf dem Standpunkt 
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zu stellen, wie er in der vor der Duma verlesenen Deklaration der 
russischen sozialdemokratischen Arbeiterfraktion entwickelt worden 
war. Auf der Beratung hätte auch eine (aus sieben Punkten bestehende) 
Entschließung über die Einstellung zum Krieg erörtert werden sollen; 
es sei jedoch nicht dazu gekommen, da zuvor die Polizei eindrang. 

Abschließend sagten wir, wir stünden wegen unserer unbeirrbaren 
Verteidigung der Rechte des Volkes vor Gericht. Wir würden jung 
zugrunde gerichtet, weil wir das Vertrauen der Arbeiterklasse erworben 
und die Interessen der Arbeiter nach Maßgabe unserer Kräfte und 
Kenntnisse verteidigt hätten. 

Die Vernehmung aller anderen Angeklagten wechselte mit der Ver¬ 
nehmung der geladenen Zeugen ab. Als Zeugen hatte das Gericht vor¬ 
nehmlich Polizisten und Oehranaleute geladen, die die Umstände der 
Verhaftung, des Auffindens der Proklamationen und sonstige Tatsachen 
bestätigten, die das Gericht brauchte, um den Schuldspruch zu fällen. 

Zum gleichen Zweck wurden einige während der Leibesvisitation 
gefundene Dokumente verlesen. Von diesen fand das Muranow fort- 
genommene Notizbuch die besondere Beachtung des Gerichts. 

Die eigenhändigen Eintragungen Muranows über seine Reise nach 
dem Ural wiesen klar auf seine Teilnahme an illegaler revolutionärer 
Tätigkeit hin, und deshalb gab er in Beantwortung der Fragen des 
Gerichtsvorsitzenden zu, daß er sich mit illegaler Parteiarbeit befaßt 
habe. Muranow erklärte, er habe während seiner Reise an Sitzungen 
örtlicher Parteikomitees teilgenommen, Massenversammlungen der 
Arbeiter veranstaltet usw. 

„Ich forderte sie auf, sich zu organisieren“, sagte Muranow. „Es gibt 
Gewerkschafts-, Genossenschafts- und Bildungsorganisationen. Ich 
machte kein Hehl daraus, daß die Sozialdemokraten alle Kräfte an¬ 
spannen müssen, um in diesen Organisationen Einfluß zu gewinnen. 
Ich hielt es für meine Pflicht, solche Organisationen zu schaffen.“ 

Somit war Muranow der einzige der Angeklagten vor Gericht, der, 
wenn auch in groben Zügen, ohne Namen, Adressen oder Daten zu 
nennen, über die illegale Parteiarbeit sprach. Alle anderen machten 
weder in der Voruntersuchung noch vor Gericht irgendwelche Aussagen 
über die illegale Arbeit. 
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6. Lenin über den Prozeß 


Als Lenin später das Verhalten der Fraktion vor Gericht einschätzte, 
betonte er in einem Artikel, der den Ergebnissen unseres Prozesses 
gewidmet war, die Angeklagten hätten die offenen Türen des Gerichts 
in stärkerem Maße ausnutzen sollen, „um die sozialdemokratische Auf¬ 
fassung zu ihrem feindlichen Gegensatz nicht nur zum Zarismus, son¬ 
dern auch zum Sozialchauvinismus aller und jeglicher Schattierung 
gcradeswegs darzustellen“ 1 . 

Lenin erkannte an, daß wir richtig gehandelt hatten, als wir über die 
illegale Organisation zu sprechen ablehnten und damit dem Zaren¬ 
gericht die Aufdeckung der Verbindungen und der illegalen Arbeit der 
Partei erschwerten. 

„Die Angeklagten verfolgten das Ziel, den Staatsanwalt nicht auf¬ 
decken zu lassen, wer Mitglied des Zentralkomitees in Rußland und 
Vertreter der Partei in gewissen Verbindungen mit den Arbeiterorgani¬ 
sationen war. Dieses Ziel ist erreicht worden“, stellte Lenin fest. „Um 
das auch fernerhin durchzusetzen, muß man vor Gericht die seit langem 
offiziell von der Partei empfohlene Methode der Aussageverweigerung 
anwenden.“ 2 

Gleichzeitig verurteilte Lenin mit aller Schärfe das verräterische 
Verhalten von Kamcnew (Rosenfeld) in diesem Prozeß. Bestrebt, seine 
Beziehungen zu den illegalen Organisationen zu verbergen, bezog 
Kamenew die Position des direkten Renegatentums, der Lossagung 
von der Partei, was die revolutionären Parteikreise schon damals als 
Opportunismus und Prinzipienlosigkeit sehr heftig und unangenehm 
überraschte. Sowohl in der Voruntersuchung als auch vor Gericht sagte 
sich Kamenew offen von den Grundpositionen der Partei und insbe¬ 
sondere von den Thesen des Zentralkomitees über den Krieg los. 

Um sich seine „Landesverteidigeransichten“ bestätigen zu lassen, 
zog Kamenew als Zeugen sogar den Menschewik N. I. Jordanski, einen 
der damaligen Vertreter der „Landesverteidiger“, heran, die von der 
Partei als Verräter an der Sache der Arbeiter und an den Ideen der 

1 W. I. Lenin, Werke, Bd. 21, S. 150, russ. 

2 Ebenda, S. 149. 
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Internationale erbittert bekämpft wurden. Jordanski sollte die „Lan- 
desverleidiger“ansichten Kamenews bezeugen. 

„Seine Solidarität mit dem sozialpatriotischen Herrn Jordanski dar¬ 
legen — wie dies Genosse Rosenfeld zu tun versucht hat — oder seine 
Nichtübereinstimmung mit dem Zentralkomitee nachweisen zu wollen“, 
schrieb aus diesem Anlaß Lenin, „das ist eine falsche, vom Standpunkt 
eines revolutionären Sozialdemokraten unzulässige Methode.“ 1 

Ein solches Verhalten in einem der verantwortungsvollsten Augen¬ 
blicke der Geschichte ist recht kennzeichnend für das politische Antlitz 
Kamenews. Dieses Verhalten Kamenews kündigte gleichsam an, er 
werde der Sache der Partei und der Arbeiterklasse untreu werden, es 
kündigte seinen Verrat und die Methoden des Renegatentums, der 
Doppelzüngigkeit und des offenen Banditismus an. 

Vor Gericht entrollte sich ein Bild der Tätigkeit der Dumadeputier¬ 
ten, das unserer Partei Ehre machte. Die bolschewistischen Deputierten 
benahmen sich vor dem zaristischen Gericht mutig und verwandelten 
es in eine Tribüne zur Entlarvung der Eroberungspolitik des Zarismus. 

7. Die Plädoyers des Staatsanwalts und der Verteidigung 

Gegen Ende des zweiten Tages war die eilig durdigeführle Gerichls- 
untersuchung zu Ende. Das Gericht ging zur nächsten Formalität über: 
zu den Plädoyers. Als könnte durch diese Plädoyers das im voraus ge¬ 
fällte Urteil auch nur um ein Jota geändert werden! 

Der Staatsanwalt begann seine Rede mit einem Lob auf die Führer 
der sozialistischen Parteien Westeuropas, die mit dem Kriegsausbruch 
der Sache der Internationale untreu geworden waren. Nur die russische 
Sozialdemokratie, erklärte er, sei „der gesunden Stimme des Lebens“ 
nicht gefolgt. Als die sozialdemokratische Arbeiterfraktion der Duma, 
so sagte der Staatsanwalt, sich weigerte, für die Kriegskredite zu stim¬ 
men, verkündete sie „den ofTcncn Bruch mit der Regierung in einem 
Augenblick, da diese die Einigung aller Elemente der Bevölkerung am 
dringendsten brauchte“. 

1 Ebenda. 
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Der Staatsanwalt versuchte zu beweisen, daß sich unsere Fraktion 
in ihrer Tätigkeit ganz und gar dem Zentralkomitee der Sozialdemo¬ 
kratischen Arbeiterpartei Rußlands gefügt hatte. Nach Direktiven des 
Zentralkomitees habe die Fraktion die revolutionäre Propaganda gegen 
den Krieg zu entfalten begonnen. Der Staatsanwalt betonte nachdrück¬ 
lich, in Oscrki habe eine wichtige Parteiberatung slattgefunden, die die 
weitere Taktik der Partei im Kampf gegen den Krieg bestimmen sollte. 

„Dieser Fall ist von höchster Wichtigkeit“, sagte abschließend der 
Staatsanwalt, „sowohl was die Personen als auch was die berührten 
Fragen betrifft. Wir haben es mit einer sehr einträchtigen Gemein¬ 
schaft, mit der russischen sozialdemokratischen Arbciterfraklion, zu 
tun ... In einem Augenblick, da der Staat alle seine Kräfte zum Kampf 
gegen den äußeren Feind anspannte, wollten die Angeklagten auf die 
Paragraphen ihres Parteiprogramms nicht verzichten. Diese Menschen 
wollten unsrer tapferen Armee einen Dolchstoß in den Rücken ver¬ 
setzen, wollten Zersetzung und Desorganisation in ihre Reihen tragen. 
Aber sie sind auf die Anklagebank geraten.“ Nach dem Staatsanwalt 
sprachen die Verteidiger. Die Verteidigung stellte sich das Ziel, vor 
allem den gesellschaftlichen Charakter des Prozesses zu enthüllen und 
zu zeigen, daß das Zarengericht über die Vertreter der Arbeiter ein Will¬ 
kürakt der Regierung war, daß Prozesse dieser Art nur in einem Lande 
möglich sind,wodiepolilischeFreiheitmitdem Polizeistiefel zertreten wird. 

„Der Prozeß hat eine gewaltige historische Bedeutung“, sagte Dem- 
janow. „Vergessen Sie nicht, daß die Angeklagten, diese fünf Mitglieder 
der Reichsduma, Erwählte der Bauern und Arbeiter sind, die ihre Ver¬ 
treter hochschätzen müssen. Sie glauben ihnen nicht nur, sie lieben 
vielmehr die Deputierten, weil diese Fleisch von ihrem Fleische und 
Blut von ihrem Blute sind. Gibt es denn viele Dumamitglieder, die 
sagen können, daß sic wirkliche Vertreter des Volkes sind? ... Die 
Angeklagten brauchen das Urteil nicht zu fürchten, sie werden nicht 
lange in der Verbannung bleiben und werden aus dieser mit stolz 
erhobenem Haupt zu ihren Wählern zurückkommen. Die Truppen, 
das aus dem Kriege zu rück gekehrte Volk, werden drohend und streng 
fragen: Wo sind unsere Erwählten, wo sind die verurteilten Deputier¬ 
ten, wo sind unsere teuersten Freunde?“ 
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„Ihr Urteilssprucli wird nicht Geheimnis dieses Saales bleiben, er 
wird Angelegenheit nicht allein ganz Petrograds werden, morgen wird 
er wie eine feurige Rakete über dem russischen Land emporsteigen“, 
führte Perewersew, ein anderer Verteidiger, aus. „Man kann die Depu¬ 
tiertenimmunität brechen, aber man kann die ganze Ungerechtigkeit 
und die ganze tiefe Bedeutung dieses Aktes nicht aus dein Volksbe¬ 
wußtsein streichen. Die Deputierten sollen dafür büßen, daß sie ihren 
Verpflichtungen treu gewesen sind. Das werden alle wissen. Jetzt 
werden sich hinter ihnen die dunklen Tore der Welt der Ausgestoßenen 
vielleicht für immer schließen, doch mögen sie wissen — und das ist 
nicht allein unser Gefühl —, daß sie von Trauer und Achtung begleitet 
werden.. 

Sokolow unterstrich, daß die Mitglieder unserer Fraktion wirkliche 
Vertreter der Arbeiterklasse sind. 

„Auf der Anklagebank“, so sagte er, „sitzen fünf Deputierte. Sie sind 
alle ausschließlich mit den Stimmen der Arbeiterwähler in die Reichs¬ 
duma entsandt und haben das Recht, als Vertreter der russischen 
Arbeiterklasse zu gelten. Nicht allein kraft dieser Wahl, sondern vor 
allem deshalb, weil sie alle Sozialdemokraten sind, und die Arbeiter¬ 
klasse hat doch in alle vier Reichsdumas Sozialdemokraten als ihre 
Vertreter entsandt. Die Sozialdemokratie Rußlands genießt keine 
Pressefreiheit, nicht einmal in dem Umfang, der für andere Richtungen 
möglich ist, und dennoch wählen die russischen Arbeiter immer und 
unwandelbar die Sozialdemokraten zu ihren Vertretern.“ 

Der Verteidiger Kutschin kennzeichnete die damalige gesellschaft¬ 
liche I.,age in Rußland, „wo Volksvertreter keine Möglichkeit haben, 
mit ihren Wählern ofTen zusammenzukommen und, um sich mit ihnen 
zu trelTen, wie Diebe, wie Sklaven in die Abgeschiedenheit der Wy- 
borger Chaussee, in ein verödetes Sommerhaus schleichen und sich dort 
hinter dichtverhangenen Fenstern verstecken“ und wo es „Agenten der 
Ochrana gibt, die es wagen, den verhafteten Volksvertretern hinterdrein 
zu johlen“. Eben diese gesellschaftliche Lage, so erklärte der Ver¬ 
teidiger, habe die Angeklagten auf die Anklagebank gebracht. 

Tn etwa den gleichen Ausdrücken unterstrichen auch die übrigen 
Verteidiger die große gesellschaftliche Bedeutung des Prozesses. Zu- 



weilen sprachen sic nur in Andeutungen, aber auch diese Andeutungen 
machten einen solchen Eindruck, daß der Gerichtsvorsitzende sie unter¬ 
brach und aufforderte, „zur Sache“ zu sprechen. 

Die andere Aufgabe der Verteidigung bestand darin, alles zu tun, 
um auf diese oder jene Weise eine Milderung des Strafmaßes zu errei¬ 
chen. Zu diesem Zweck deuteten und analysierten die Verteidiger, im 
Gegensatz zum Staatsanwalt, das Anklagematerial in dem für die 
Angeklagten günstigsten Sinne. Sie trachteten vor allem danach, die 
vom Staatsanwalt faktisch erhobene Anklage des „Hochverrats“ abzu¬ 
weisen. Unter Verwendung der vor Gericht verlesenen Dokumente 
und unserer Aussagen wiesen sie nach, daß von „Verrat“ nicht die 
Spur zu finden sei, daß die Tätigkeit der Fraktion den üblichen 
Charakter der politischen Arbeit von Deputierten trage, die allerdings 
infolge der Polizeirepressalien unter besonderen Bedingungen vor sich 
gehe. 

Was die Beratung in Oserki betraf, so erklärte die Verteidigung, daß 
sie bei der geringen Teilnehmerzahl kein wichtiger Parteitag sein 
konnte, sondern lediglich eine einfache Beratung der Deputierten mit 
einigen Arbeitern. Schließlich kamen in den Reden der Verteidiger auch 
spezielle juristische Beweise vor, mit denen sie auf einige Formulie¬ 
rungen der Anklage erwiderten. 

Mit den Plädoyers der Verteidigung wurde die Auseinandersetzung 
zwischen den Parteien abgeschlossen. Es brach der letzte Moment der 
Gerichtsverhandlung an: der Urteilsspruch. Das war bereits am vierten 
Verhandlungstag. Der Sitzungssaal war noch mehr überfüllt als zu 
Beginn der Verhandlung. Alles wartete mit gespannter Aufmerksam¬ 
keit auf das Finale. 


8. Der Urteilsspruch 

Fast der ganze Tag verging mit der Erledigung von Formalitäten 
verschiedener Art: Abfassung von Fragen an das Gericht, Abänderun¬ 
gen und Ergänzungen dazu durch die Verteidigung, Einwände des 
Staatsanwalts usw. Erst gegen acht Uhr abends zog sich das Gericht 
zur Beratung zurück. 



Die Menge im Saal war vor Erregung, die sich aller bemächtigt hatte, 
wie elektrisiert. Alle waren sich im klaren über die gewaltige historische 
Bedeutung sowohl des Prozesses selbst als auch des Urteils. Die An¬ 
gehörigen und Freunde waren in Sorge um ihre Nächsten. 

In den Gerichtssaal wurde eine starke Abteilung Polizei geführt, 
die alle Gänge besetzte und das Publikum durch eine Kette absperrte. 
Trotz aller zuvor getroffenen Schutzmaßnahmen befürchtete die Regie¬ 
rung eine eventuelle Demonstration. 

Drei Stunden vergingen in quälender Erwartung. Die Verteidiger, die 
vor unseren Bänken saßen, rieten uns, „in jedem Falle“ soviel Fassung 
wie nur möglich zu wahren. „Das Urteil“, so sagten sie, „kann das 
allerhärteste sein. Es geht hier nicht um Gerichtsbeweise, sondern um 
die Anweisung, die das Gericht von der Regierung erhalten hat. Man 
muß auf alles gefaßt sein.“ 

Schließlich tralen die Richter aus dem Beratungszimmer. Bei ge¬ 
spanntem Schweigen des ganzen Saales verkündete Krascheninnikow das 
Urteil. Das Gericht sprach dieArbeiterdcpulierten sowie die anderen An¬ 
geklagten schuldig und verurteilte uns gemäß Artikel 102, Absatz I zu 
Aberkennung der Rechte und zu Verbannung. Die anderen Angeklagten 
wurden gemäß Artikel 136, Absatz II der Unterlassung einer Meldung 
für schuldig befunden und zu Freiheitsstrafen von verschiedener Dauer 
verurteilt. Einer wurde aus Mangel an Beweisen freigesprochen. 

Die Gerichtsverhandlung endete kurz vor Mitternacht. Durch dunkle, 
unterirdische Korridore, die das Gerichtsgebäude mit dem Unter¬ 
suchungsgefängnis verbanden, wurden wir unter Bewachung ins Ge¬ 
fängnis zurückgebracht. 

In einer außergewöhnlichen Stimmung, wie nach einem harten 
Kampf, schieden wir voneinander. Wir wußten, daß wir in der nächsten 
Zukunft wohl kaum wieder Zusammenkommen würden. Den Bedingun¬ 
gen und Gepflogenheiten des Zarengerichts nach war zu erwarten, daß 
wir auf verschiedenen Wegen, nach verschiedenen Orten und zu ver¬ 
schiedener Zeit deportiert würden. Auf der eisernen Gefängnistreppe, 
wo sich unsere Wege trennten, nahmen wir voneinander Abschied. Wir 
umarmten uns, küßten uns, wir wünschten jedem einzelnen und allen 
zusammen ungebrochenen Mut und Geduld. 



Am Tage nach dem Urteil wurde für uns das Zuchthausregime ein¬ 
geführt. Uns wurden alle Rechte des Häfllingsstatuts entzogen. Natür¬ 
lich hatte keiner von uns „Vermögen“. Bei uns konnten nur die Dinge 
konfisziert werden, die wir im Gefängnis bei uns hatten (und das wurde 
auch getan). Doch nicht darin bestand das Wesen der Aberkennung der 
Rechte. Nach den Zarengesetzen stand ein Häftling, dem „alle Rechte 
aberkannt“ waren, „außerhalb des Gesetzes“. Das war ein Mensch, der 
keinerlei Anspruch auf Schutz hatte. Im Zuchthausstatus verwandelte 
sich der Mensch in ein Ding, über das jeder, auch der kleinste Polizist, 
nach Gutdünken verfügen konnte. 

Wir wurden zum Einkleiden in das Zeughaus des Gefängnisses 
geholt, wo man uns nach allen Regeln als Häftlinge einkleidete. Ge¬ 
fängnisaufseher zogen uns Hemd und Hosen über und setzten uns eine 
Kappe auf. Ein übergeworfener Kittel ersetzte alle Arten der Ober- 
kleidung. Das war die ganze Häftlingskleidung für alle Fälle des 
Lebens und für alle Jahreszeiten! 

Die Häftlingskleidung war in einem ekelerregenden Zustand. Neben 
alten Schmutzflecken sah man Spuren von Eiter, Schleim und geron¬ 
nenem Blut Diese Kleidung hatte mehr als eine Generation von Ge¬ 
fängnisinsassen ins Grab geleitet. Jedes Stück der Häftlingskleidung 
sprach beredter, als es die menschliche Sprache vermochte, von ver¬ 
gangenen und künftigen Qualen und Leiden. 

Als wir die Häftlingskleidung anlegten, wurden wir uns mit aller 
Schürfe unserer I^age als Zuchthäusler bewußt Wieviel Gedanken 
gingen jedem von uns in diesen Minuten durch den Kopf! Wir alle 
hatten gewußt, daß dieser Augenblick früher oder später kommen 
mußte. Die Arbeiterklasse halle uns in einen ungleichen Kampf ge¬ 
schickt Uber kurz oder lang mußte die Regierung uns als Einzelperso¬ 
nen niederringen. Mit jedem Schritt näherten wir uns dem unver¬ 
meidlichen Finale. Jetzt war es da. 

Und daneben gab es auch andere Gedanken: die Gedanken an die 
Zukunft der Arbeiterbewegung, an neue Prüfungen, die die Arbeiter¬ 
klasse zu bestehen hat Auf welchen Wegen wird ihr Kampf verlaufen? 
Wie wird sich die Arbeit unserer Parteiorganisation gestalten? Neue 
Fäden waren zu knüpfen, neue Bindeglieder zu schaffen. Wie sollte 
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man das tun, wie sollten die neuen Schwierigkeiten überwunden 
werden? 

Mit dem Anlegen der Häftlingskleidung trat auch das Zuchthaus¬ 
regime in Kraft: grobe Behandlung, Anschreien, die „Du“-Anrede der 
Aufseher usw. Das alles hatten wir auch schon /.uvor zur Genüge 
erfahren, nun aber ließen die Gefängniswärter alle Hemmungen fallen, 
jetzt handelten sie auf „gesetzlicher“ Grundlage: einer, dem alle Rechte 
aberkannt waren, stand außerhalb des Gesetzes und konnte von nie¬ 
mandem irgendeinen Schutz erwarten. 

Bereits während der Untersuchungshaft wurde ich vor die Gerichte 
geschleppt, in Sachen, die sich während meiner Deputiertentätigkeit 
angesammelt hatten. Nach jeder mehr oder minder großen Episode 
revolutionären Kampfes der Petersburger Arbeiter hatten die Odirana 
und die Gerichtsbehörden irgendein Verfahren gegen mich eingeleitet 
in der Hoffnung, mich früher oder später ins Gefängnis sperren zu 
können. Ich wurde wiederholt gerichtlich belangt: wegen meiner Artikel 
in der „Prawda“, in Sachen der Arbeiter der Putilow-Werke, wegen 
der Rede bei der Beerdigung von Arbeitern aus dem Parviainen-Werk, 
wegen Ansprachen an die Arbeiter der Waggonwerkstätten usw. Gegen 
midi wurde Anklage erhoben gemäß Artikel 129, 1031, 1034 usw., von 
denen jeder mit Freiheitsstrafen von verschiedener Dauer drohte. Alle 
diese zu verschiedener Zeit eingeleiteten Verfahren waren jetzt für die 
Gerichtsverhandlung vorbereitet. Nadi bestehenden Gesetzen aber 
wurde die geringere Strafe durch die größere aufgehoben. Also wurde 
ein Verfahren nadi dem anderen eingestellt. Die Untersudiungsbeamten 
aber, die mich aus dem Gefängnis vorführen ließen, wollten sich nidit 
den Spaß entgehen lassen, einen Deputierten als Häftling vor sich zu 
sehen. Ihre „Arbeit“ war nidit vergeblich gewesen. 


9. Die Turuchansker Verbannung 


Der mehrmonatigen Gefängnishaft in Petrograd folgte die ferne 
sibirische Etappe. Im Häftlingswagen, in Laderäumen der Dampfer, in 
Booten und zu Fuß wurden wir einige tausend Werst weit in ein Gebiet 



Sibiriens getrieben, das — was Klima und Lebensbedingungen be¬ 
trifft — das rauheste und unwirtlichste ist: in die Turuchansker Region. 

Für die Verbannten war Turuchansk eine Falle, eine Sackgasse, aus 
der es keinen Ausweg gab. Es war sicherlich kein Zufall, daß das Rus¬ 
sische Büro unseres bolschewistischen Zentralkomitees fast vollzählig 
hierher geraten war. In Turuchansk lebten damals in der Verbannung 
J. M. Swerdlow, Suren Spandarjan, J. W. Stalin und andere leitende 
Funktionäre unserer Partei. 

Die Zarenregierung verwirklichte endlich ihren langgehegten Wunsch, 
mit der bolschewistischen Dumafraktion ein für alle Mal abzurechnen. 
Sie war der Meinung, daß die Zerschlagung der Organisationen der 
Arbeiterklasse vollendet sei. 

Aber der Zarismus hatte sich verrechnet Auch in Häftlingskitteln 
im fernen Sibirien führten die Bolschewiki den revolutionären Kampf 
weiter. 

An der Front tobte der imperialistische Krieg. Die Führer der 
II. Internationale hatten gemeinen Verrat geübt und schickten zusam¬ 
men mit der Bourgeoisie Millionen von Arbeitern und Bauern in den 
Tod. Die Partei- und die Gewerkschaftsorganisationen der Arbeiter¬ 
klasse waren zerschlagen, die Dumafraktion war vernichtet Im Ein¬ 
vernehmen mit den Verrätern von der II. Internationale unterstützten 
die russischen Menschewiki offen ihre einheimische Bourgeoisie. 

Es ergaben sich viele neue Fragen der Parteiarbeit unter den neuen 
Bedingungen: Wiederherstellung der Parteiorganisationen, Antikriegs¬ 
propaganda vor allem in der Armee, an der Front, Organisierung neuer 
Aktionen, Verstärkung der Parteiarbeit im Dorf, Wiederherstellung 
unterbrochener Verbindungen sowohl mit dem Ausland als auch inner¬ 
halb des Landes usw. Alle diese Fragen wurden in einer Beratung aus¬ 
führlich erörtert 

Die Regierung Nikolais des Blutigen war nicht nur außerstande, die 
revolutionäre Bewegung im Lande abzuwürgen, ja, sie vermochte nicht 
einmal ihre Gefangenen in der fernen Verbannung zur Einstellung des 
revolutionären Kampfes zu zwingen. 

Als Antwort auf diesen Kampf bereitete die Zarenregicrung eine neue 
Abrechnung mit den Arbeiterdeputierten vor. Gegen mich wurde 



„wegen Organisierung defätistischer Gruppen“ unter den Verbannten 
und der ortsansässigen Bevölkerung ein neues Gerichtsverfahren ein¬ 
geleitet, das mit weiteren Strafen drohte. Aber die Regierung kam nicht 
mehr dazu, ihre zweite Abrechnung zu Ende zu führen: das verhinderte 
die Februarrevolution 1917. 

Mit Freude beobachteten wir in der fernen sibirischen Verbannung 
die neuen Wellen der Revolution, die immer höher, immer bedroh¬ 
licher schlugen. Die Arbeiterklasse war wieder in die Arena des revo¬ 
lutionären Kampfes getreten. Immer lauter und gebieterischer ertönten 
ihre Forderungen. 

Bei ihren Aktionen vergaßen die Arbeiter auch die bolschewistische 
Fraktion nicht. Am Jahrestag unseres Prozesses ging durch ganz Ruß¬ 
land eine Welle von Proteststreiks gegen die Abrechnung des Zaren 
mit der bolschewistischen Fraktion. Jede Demonstration, jede Kund¬ 
gebung, jede Versammlung stellte neben den revolutionären Grund¬ 
losungen die kategorische Forderung, die Arbeiterdeputierten aus der 
Verbannung zurückzuholen. Und diese Forderung, dieser Protest, war 
eine der Losungen, mit denen die Petersburger Arbeiter in den histori¬ 
schen Tagen des Februar 1917 auf die Straße traten. 


, 10. Die Befreiung 

Die Februarrevolution zertrümmerte die Gefängnismauern, öflnetc 
weit die Tore des Zuchthauses und der Verbannung, wo die Zaren- 
regierung die besten Vertreter der Arbeiterklasse schmachten ließ, über 
die sibirischen Landstraßen kehrten Hunderte und Tausende befreiter 
Revolutionäre nach Rußland zurück. 

Wir Mitglieder der Dumafraktion der Bolschewiki wurden überall — 
in den großen und kleinen Dörfern und auf den Eisenbahnstationen — 
von der Bevölkerung, die mit roten Fahnen und revolutionären Liedern 
erschien, freudig begrüßt. Auf dem ganzen Wege folgte eine revo¬ 
lutionäre Kundgebung der anderen. 

In Petrograd trafen wir in den letzten Märztagen ein und waren 
wieder inmitten der revolutionären Petersburger Arbeiter. 



Nachdem sie soeben die Feste der zaristischen Selbstherrschaft ge¬ 
stürmt hatten, nahmen sie unter der Führung der kampfgestählten 
bolschewistischen Partei, unter Führung Lenins, bereits den neuen 
Kampf für die Vernichtung der kapitalistischen Ordnung auf. 

Die Vorkriegsjahre, die Jahre der außerordentlichen Belebung und 
des Wachstums der Arbeiterbewegung, haben in der Vorbereitung der 
großen Oktoberkämpfe eine gewaltige Bedeutung gehabt. Die Revo¬ 
lution von 1905, die Jahre des Aufschwungs vor dem Kriege, die 
Februarrevolution und schließlich die Oktoberrevolution — das sind 
vier Etappen des revolutionären Kampfes der russischen Arbeiter, vier 
große Stufen, die die Arbeiterklasse zum endgültigen Sieg der proleta¬ 
rischen Revolution emporstieg. 
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